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Integration von Wasserrahmenrichtlinie und Naturschutz – 
Bilanz der Umsetzung, Konfliktpotenziale und Lösungsansätze 
Zunehmend zeigt sich, dass eine abgestimmte und koordinierte Umsetzung von Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) und Naturschutz-
maßnahmen – namentlich von Natura 2000 – für einen effektiven Vollzug, aber auch für eine erhöhte Akzeptanz in der Bevölke-
rung unabdingbar sind. Es gilt dabei, die Ziele, Methoden und notwendigen Monitoring- sowie Maßnahmenprogramme nicht nur 
inhaltlich-fachlich untereinander abzustimmen. Der von der WRRL geforderte Abstimmungsprozess zwischen Wasserwirtschaft 
und Naturschutz ist generell zu verbessern und effizienter zu organisieren, um Kosten und Ressourcen zu sparen. 
In Zusammenarbeit mit dem Niedersächsischen Umweltministerium, dem Senator für Bau, Umwelt und Verkehr der Hansestadt 
Bremen, dem Landesumweltamt Brandenburg und dem WWF Deutschland richtete die Alfred Toepfer Akademie für Naturschutz 
vom 11.-13. Oktober 2006 die Fachtagung „Wasserrahmenrichtlinie und Naturschutz“ aus. Aufbauend auf der im Herbst 2002 sehr 
erfolgreich durchgeführten, thematisch gleichlautenden Veranstaltung (siehe dazu NNA-Berichte 15. Jg, H. 2, 2002) ging es dies-
mal darum zu klären, inwieweit die Integration von WRRL und Naturschutz in Europa, Bund und Ländern fortgeschritten ist, wo 
Probleme und Konfliktpotenziale bestehen und diese in weiteren Schritten ausgeräumt werden können. In parallelen Workshops 
wurden fachliche Aspekte der Gewässer- und Auenentwicklung, die Möglichkeiten des Zusammenwirkens in der Umsetzungspraxis 
sowie die Organisation einer ressort- und länderübergreifenden Zusammenarbeit vertiefend behandelt. 
Der vorliegende Band der NNA-Berichte gibt einen repräsentativen Teil der Fachbeiträge wieder. Ergänzend aufgenommen wur-
den einige Beiträge der Fachtagung „Wasserrahmenrichtlinie und Feuchtgebiete“, die in Zusammenarbeit mit der Deutschen 
Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall (DWA) Landesverband Nord vom 07.-08. März 2006 im Camp Reinsehlen 
stattgefunden hat.
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1  Einleitung 

Die Umsetzung der Wasserrahmenricht-
linie (WRRL) bietet zahlreiche Chancen, 
bei der Gewässerentwicklung die Belan-
ge des Naturschutzes stärker als bisher 
zu berücksichtigen. Ob und wie diese 
insbesondere von den Ländern genutzt 
werden und inwieweit eine einheitliche 
Umsetzung erreicht wird, kann von Seiten 
des Bundesamtes für Naturschutz (BfN) 
nicht abschließend bewertet werden. Ziel 
des BfN ist es, eine möglichst umfassende  
Einbeziehung naturschutzfachlicher Be-
lange in die Umsetzung der WRRL zu er-
reichen und dies mit eigenen Beiträgen 
zu unterstützen. Dazu wurden bereits 
mehrere Forschungsvorhaben auf den 
Weg gebracht. Konkrete Handlungsemp-
fehlungen wurden z. B. im Rahmen des 
Forschungs- und Entwicklungsvorhabens 
„Flussauen und Wasserrahmenrichtlinie“ 
(Korn et al. 2005) erarbeitet, zudem ste-
hen die Ergebnisse einer bundesweiten 
Auentypologie zur Verfügung (Koenzen 
2005). Derzeit laufen Arbeiten zur bun-
desweiten Bilanzierung von Auen an den 
Bundeswasserstraßen und vergleichbar 
großen Flüssen sowie ein Forschungsvor-
haben gemeinsam mit der Universität 
Wien zur grenzüberschreitenden Umset-
zung von FFH-Richtlinie (FFH-RL), Vogel-
schutzrichtlinie (VS-RL) und WRRL an den 
deutsch-österreichischen Grenzflüssen 
Salzach und Inn. 

Die Weichen hinsichtlich der gemein-
samen Umsetzung der sich z. T. über-
schneidenden Ziele der WRRL und des 
Naturschutzes werden bereits gestellt. Ein 
wichtiger Schritt im Zeitplan der WRRL, 
der eine Abstimmung zwischen  Natur-

Wasserrahmenrichtlinie und Naturschutz 
– Kritische Bilanz aus der Sicht des  
Bundesamtes für Naturschutz

von Bernd Neukirchen

schutz und Wasserwirtschaft erfordert, 
ist dabei die bis 2009 anstehende Auf-
stellung von Bewirtschaftungsplänen und 
Maßnahmenprogrammen. Auch nach Ab-
lauf der Fristen der WRRL wird diese Ab-
stimmung intensiv weiter laufen müssen, 
denn es ist kaum damit zu rechnen, dass 
die Ziele der WRRL bis 2015 erreicht sein 
werden. 

Es wäre deshalb wünschenswert, 
wenn die fachlichen Abstimmungspro-
zesse zwischen der Länderarbeitsgemein-
schaft Naturschutz (LANA) und der Län-
derarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) 
zur gemeinsamen und integrativen Um-
setzung der WRRL, FFH-RL und VS-RL 
intensiviert würden. Die Vorstellung der 
Forschungsergebnisse des o. g. Vorhabens 
„Flussauen und WRRL“ auf der letzten 
LAWA-Vollversammlung ist aus unserer 
Sicht ein gutes Signal. 

Im Folgenden sollen einige Themen-
komplexe herausgestellt werden, die 
auch in Zukunft zu den Schwerpunkten 
der Arbeit des BfN gehören werden und 
bei der Umsetzung der WRRL von Belang 
sind. 

2  Auenentwicklung und WRRL 

Aus Sicht des BfN ist es erforderlich, die 
Basis zur Einbeziehung und Bewertung 
der Auenbereiche in Plänen und Pro-
grammen weiter zu verbessern. Dies gilt 
zum einen für die Umsetzung der Wasser-
rahmenrichtlinie aber auch in Bezug zum 
naturverträglichen Hochwasserschutz. 
Fachlich ist unbestritten, dass ein „guter 
ökologischer Zustand“ der Gewässer, wie 
ihn die WRRL fordert, ohne die Einbezie-
hung der Flussauen langfristig nicht er-
reichbar ist.

Naturnahe Flüsse und Auenwälder  
gehören europaweit zu den am stärks-
ten gefährdeten Lebensräumen. Mehr 
als vier Fünftel der Biotoptypen der 
Fließgewässer und Auen sind in ihrem  
Bestand gefährdet (Abb. 1). Flussauen 
sind die artenreichsten Ökosysteme Mit-
teleuropas (ca. 12.000 Pflanzen- und Tier-
arten) und das, obwohl nur noch etwa  
15 – 20% der ursprünglichen Fläche der 
natürlichen Auen existieren. Sie spielen 
eine entscheidende Rolle beim Aufbau 
eines nationalen und europäischen Netz-
werkes von Schutzgebieten und für den 
länderübergreifenden Biotopverbund. 
Die Vielzahl der FFH-Gebiete entlang der 
Flüsse macht dies deutlich. 

Die WRRL bietet unterschiedliche An-
sätze zur Berücksichtigung der Flussauen. 
Auenbereiche, denen direkte Bedeutung 
für die biologischen Qualitätskomponen-
ten zukommt, werden als Bestandteil des 
Wasserkörpers betrachtet (WFD-CIS Wor-

Abb. 1: Gefährdung der Biotoptypen der Fließgewässer und Auen (Quelle: Riecken et al.  
1994, BfN)  
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Abb. 2: Ablaufschema zur Abstimmung von Zielen und Maßnahmen der FFH-RL, VS-RL und WRRL, LANA 2004 
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king Group Water Bodies 2003). Dem-
entsprechend müssen die Funktionen 
der Flussauen z. B. als Laichhabitat, als 
Lebensraum für Jungfische und als Rück-
zugsgebiet für Fische berücksichtigt und 
die Regulationsfunktion von Flussauen 
für die Phytoplanktonentwicklung oder 
den Wasser-, Nährstoff- und Sauerstoff-
haushalt von Fließgewässern beachtet 
werden. Die wasserbezogenen Belange 
der Natura-2000-Gebiete sind ebenfalls 
Gegenstand der WRRL und in die Um-
setzungs- und Maßnahmenprogramme 
einzubeziehen (vgl. Art. 4 Abs. 1c WRRL). 
Für diese Schutzgebiete werden die was-
serbezogenen Ziele und Normen als Um-
weltziel der WRRL übernommen, soweit 
keine anderen Zielbestimmungen vorlie-
gen. In der Praxis sollte auf das von der 
LANA verabschiedete Ablaufschema zur 
Abstimmung der naturschutzfachlichen 
und wasserwirtschaftlichen Zielsetzungen  
zurückgegriffen werden (siehe Abb. 2).

Weitere Anknüpfungspunkte ergeben 
sich durch die Abhängigkeit der Auenbe-
reiche vom Grundwasser. Der Zustand von 
Flora und Fauna in den grundwasserab-
hängigen Landökosystemen und Oberflä-
chengewässern wird nach den Vorgaben 
der WRRL als Indikator für den Zustand 
des Grundwassers mit herangezogen, 
wenn der zugehörige Grundwasserkör-
per als gefährdet eingestuft wird. 

Wie die Überschneidungen zwischen 
WRRL und Naturschutzbelangen in Fluss-
auen konkret gefasst werden können 
und welche Möglichkeiten sich für ein 
gemeinsames Vorgehen von Wasserwirt-
schaft und Naturschutz daraus ableiten 
lassen, wurde im Rahmen des o. g. For-
schungsvorhabens näher untersucht. Die 
auenbezogenen Teilaspekte der WRRL 
wurden am Beispiel von zwei ausgewähl-
ten Flussabschnitten an der Unteren Ha-
vel und am südlichen Oberrhein modell-
haft behandelt und konkretisiert. Daraus 
wurden u. a. folgende Vorschläge für die 
Einbeziehung der Auen und ihrer Funkti-
onen in die Maßnahmen der WRRL ent-
wickelt:
n		Flussauen in die Oberflächenwasser-
körper einbeziehen; 
n		Naturschutzfachliche und wasser-
wirtschaftliche Referenzzustände und 
Entwicklungsziele abstimmen sowie Er-
haltungs- und Entwicklungsziele für Na-

tura 2000-Gebiete mit den Umweltzielen 
nach WRRL abstimmen und integrierte 
Managementpläne aufstellen;
n		Auenbezogene Maßnahmen nach 
WRRL ggf. durch Maßnahmen des Natur-
schutzes ergänzen;
n		Grundwasserabhängige Ökosysteme 
in die Landschaftsplanung aufnehmen 
und diese zur Erarbeitung umweltbezo-
gener Entwicklungskonzepte nutzen.

Auf diese Ergebnisse aufbauend soll 
im Rahmen eines weiteren Forschungs- 
und Entwicklungsvorhabens zur „Umset-
zung der EU-Wasserrahmenrichtlinie und 
der FFH- sowie der Vogelschutzrichtlinie 
am Beispiel Untere Salzach und Unterer 
Inn“ eine grenzüberschreitende harmoni-
sierte Vorgehensweise entwickelt und in 
Kooperation mit den beteiligten Fachstel-
len in Österreich und in Bayern optimiert 
werden. Im Zentrum dieses Vorhabens 
steht die zwischen Wasserwirtschaft und 
Naturschutz abgestimmte Erarbeitung 
von Erhaltungs- und Entwicklungszielen 
bzw. -maßnahmen für Arten und Le-
bensraumtypen in dem österreichisch-
deutschen FFH-Gebiet an Salzach und 
Unterem Inn.

3  Gewässerunterhaltung und 
 Gewässerentwicklung – 
 Nutzung von Gewässern 

Begradigungen, Einengungen und Auf-
stau vieler Flüsse zu Zwecken der Schiff-
fahrt, der Wasserkraftnutzung und des 
Hochwasserschutzes verändern den 
Wasserabfluss und verstärken auf weite 
Strecken die Sohlerosion. Die Hochwas-
sergefahr wird erhöht und der Wasser-
haushalt in Auen wird z. T. erheblich 
verändert. Aus- und Neubauvorhaben 
von Bundeswasserstraßen müssen daher 
einer umwelt- und naturschutzfachlichen 
Prüfung unterzogen werden. Inwiefern 
Aus- und Neubauvorhaben – sowohl zur 
verkehrlichen Nutzung als auch zur Nut-
zung der Wasserkraft – darüber hinaus 
dem Verschlechterungsverbot der WRRL 
zuwider laufen und unter welchen Bedin-
gungen eine Maßnahme trotzdem zuläs-
sig sein kann, muss in jedem Einzelfall 
geprüft werden. Dabei ist auch die Frage 
zu klären, wie sich die Ausweisung eines 
Gewässers als „erheblich veränderter 
Wasserkörper“ auf die Bewertung von 

Veränderungen auswirkt. 
Besonders kritisch sind Planungen zum 

Staustufenbau wie z. B. in Dresden, an der 
Elbe in Tschechien oder an der Donau zwi-
schen Straubing und Vilshofen zu bewer-
ten. Diese Planungen sind nach unserer 
Auffassung nicht vereinbar mit den eu-
ropäischen Richtlinien zum Habitat- und 
Vogelschutz sowie zum Gewässerschutz 
und sind deshalb aus Sicht des BfN abzu-
lehnen. Hier müssen naturverträgliche 
Alternativen gefunden werden. Aktuelle 
Beispiele – z.B. aus dem Nationalpark Do-
nau-Auen in Österreich – zeigen, dass eine 
Verbesserung der Schifffahrtsverhältnisse 
mit flussbaulichen Maßnahmen und der 
Rückbau von Uferdeckwerken sowie der 
Wiederanschluss von Flutrinnen möglich 
sind. 

Ökologische Belange müssen aber 
bereits bei der Unterhaltung der Bundes-
wasserstraßen berücksichtigt werden. 
Dazu wurden beispielsweise die Grund-
sätze zur Unterhaltung der Elbe zwischen 
Dresden und Geesthacht verabschiedet 
(BMVBW 2005). Weitere Grundsatzpa-
piere zu anderen Bundeswasserstraßen 
sollen folgen. 

4  Vorbeugender Hochwasser  
 schutz und Auenschutz 

Vorbeugender Hochwasserschutz und 
Auenschutz bilden eine funktionale Ein-
heit. Das BfN setzt im Rahmen von Na-
turschutzgroßvorhaben des Bundes in 
Kooperation mit Partnern vor Ort ent-
sprechende Konzepte zur Revitalisierung 
von Flussauen um. Als Beispiele zu nen-
nen sind die Naturschutzgroßprojekte/
Gewässerrandstreifenprojekte „Lenzener 
Elbtalaue“, „Mittlere Elbe“ und „Untere 
Havelniederung“. In diesen Gebieten wer-
den Flächen erworben, Deiche zurückver-
legt, Altarme wieder angeschlossen und 
Uferbefestigungen rückgängig gemacht. 
Durch die Wiederherstellung von Reten-
tionsräumen wird den Flüssen wieder 
mehr Raum gegeben und der Schutz von 
Auwäldern verbessert. Die Investitionen 
liefern damit einen wichtigen Beitrag 
zum vorsorgenden Hochwasserschutz 
und zum Erhalt der biologischen Vielfalt. 
Entscheidend bei allen Projekten ist die 
Verfügbarkeit der Flächen. Dies gilt auch 
für die Umsetzung der entsprechenden 
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Auenprogramme in den Ländern. Aus 
Sicht des Bundesamtes ist es daher umso 
dringlicher, Hochwasserschutz und Na-
turschutz durch ökologisch fundierte 
Konzepte möglichst effektiv und kos-
teneffizient umsetzen zu können. Dazu 
ist die Entwicklung eines nationalen Fluss- 
und Auenprogramms notwendig. Erste 
Schritte dazu wurden bereits getan. Eine 
Karte der Flussauentypen in Deutschland 
wurde im Rahmen des o. g. F+E-Vorha-
bens erstellt. Derzeit läuft zudem ein wei-
teres Vorhaben zur bundesweiten Erfas-
sung der rezenten Überschwemmungs-
gebiete und potenziell natürlichen Auen 
an großen Flüssen in Deutschland. Dieses 
Vorhaben steht zwar nicht unmittelbar in 
Zusammenhang mit der Umsetzung der 
WRRL, dennoch können die Ergebnisse 
sinnvoll genutzt werden, weil bei der Bi-
lanzierung eine möglichst weitgehende 
Übereinstimmung mit der Abgrenzung 
nach WRRL (Bearbeitungsgebiete, Was-
serkörper) angestrebt wird. 

Da das Vorhaben im Wesentlichen auf 
zur Verfügung gestellte Datenbestände 
der Länder aufbaut, lassen sich mittelfris-
tig auf Basis einer soliden Datengrundla-
ge z. B. Räume zur Wiedergewinnung von 
Retentionspotentialen, zum Erhalt und 
zur Entwicklung naturnaher Auwaldbe-
stände oder Maßnahmen zum naturver-

träglichen Hochwasserschutz ableiten. 
Insgesamt wird dies dazu beitragen, die 
ohnehin knappen finanziellen Mittel des 
Bundes und der Länder effizienter einzu-
setzen. 

5  Ausblick 

Die Zielsetzung der WRRL, einen „gu-
ten ökologischen Zustand“ zu erreichen, 
überlappt mit vielen Zielen der FFH- und 
der Vogelschutzrichtlinie. Eine Zusam-
menarbeit von Wasserwirtschaft und Na-
turschutz ist deshalb wünschenswert und 
möglich. Anders als bei den Schadstoffbe-
lastungen, die bei der Zustandsbewertung 
der Gewässer lange im Vordergrund der 
Betrachtung gestanden haben, reichen 
für den „guten ökologischen Zustand“ 
rein technische und bauliche Maßnah-
men zur Problemlösung nicht mehr aus. 
Nur wenn den Flüssen tatsächlich mehr 
Raum gegeben wird, können die nötigen 
Erfolge verzeichnet werden. Volkswirt-
schaftlich ist dies zumindest langfristig 
ebenfalls kostengünstiger.
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1 Anknüpfungspunkte der FFH- 
 Richtlinie (FFH-RL) und Wasser- 
 rahmenrichtlinie (WRRL)

Direkte Anknüpfungspunkte bestehen 
bei beiden EU-Richtlinien in Form von
1. Schutzgebieten gemäß WRRL, zu 

denen auch die wasserabhängigen  
NATURA 2000-Gebiete gehören und 

2. den grundwasserabhängigen Land-
ökosystemen gemäß WRRL.

Darüber hinaus ist der Schutz der Ober-
flächengewässer gemäß WRRL de-
ckungsgleich bzw. zumindestens weit-
gehend deckungsgleich mit den Zielen 
des Naturschutzes an den Gewässern. 
Zum Beispiel werden durch Maßnah-
men bei der Umsetzung der WRRL neue 
FFH-Lebensraumtypen(LRT) -Flächen 
an Fließgewässern entstehen (z. B. LRT 
3260: „Fließgewässer der planaren bis 
montanen Stufe mit Vegetation des Ra-
nunculion fluitantis“, LRT 3270: „Schlam-
mige Flussufer mit einjähriger Vegeta-
tion“) und sie werden Verbesserungen 
vorhandener Lebensraumtypen wie LRT 
3150: „Natürliche eutrophe Stillgewässer 
inkl. Altarme“ sowie der Fischfauna inkl. 
der FFH-Arten bewirken. Somit werden 
durch die Umsetzung der WRRL sowohl 
innerhalb als auch außerhalb der Schutz-
gebiete FFH-relevante positive Entwick-
lungen herbeigeführt.

1.1  Schutzgebiete

In Artikel 4c WRRL ist festgelegt, dass 
in den Schutzgebieten 15 Jahre nach In-
krafttreten der Richtlinie alle Normen und 
Ziele erfüllt sein müssen, sofern die ge-
meinschaftlichen Rechtsvorschriften, auf 

Zur Umsetzung der FFH-Richtlinie 
und Wasserrahmenrichtlinie
aus Sicht des Naturschutzes

von Thomas Hübner

deren Grundlage die einzelnen Schutz-
gebiete ausgewiesen wurden, keine an-
derweitigen Bestimmungen enthalten. 
Somit ist auch der Vorrang der FFH-Ziele 
in wasserabhängigen Schutzgebieten for-
muliert.

Artikel 6 in Verbindung mit Anhang IV 
regelt das Verzeichnis der Schutzgebiete 
und dass alle wasserabhängigen NATURA 
2000-Gebiete in dieses Verzeichnis aufzu-
nehmen sind. Dies betrifft alle Gebiete, 
die für den Schutz von Lebensräumen 
oder Arten ausgewiesen wurden, sofern 
die Erhaltung oder Verbesserung des 
Wasserzustandes ein wichtiger Faktor für 
diesen Schutz ist.

1.1.1  Stand der Arbeiten in Nordrhein- 
 Westfalen

Die Erarbeitung des Verzeichnisses der 
Schutzgebiete in der Bestandsaufnahme 
gemäß WRRL ist abgeschlossen. Danach 
wurden in Nordrhein-Westfalen mehr 
als 80% der NATURA 2000-Gebiete als 
WRRL-Schutzgebiete ausgewiesen. Für 
alle FFH-LRT- und -Arten wurden spezi-
fische Entwicklungs- und Erhaltungsziele 
ausgearbeitet. Dies sind auch für die 
WRRL-Planungen wichtige Vorgaben.

Beispielhaft werden die Ziele und 
Maßnahmen für den FFH-LRT 3260 und 
die Helm-Azurjungfer als FFH-Anhang II-
Art aufgeführt.

LRT 3260: Fließgewässer der planaren 
bis montanen Stufe mit Vegetation des 
Ranunculion fluitantis:

Erhaltung und Entwicklung der natur-
nahen Strukturen und der Dynamik des 
Fließgewässers mit seiner typischen Ve-
getation und Fauna entsprechend dem 
jeweiligen Leitbild des Fließgewässertyps, 
ggf. in seiner kulturlandschaftlichen Prä-
gung, durch
n		Erhaltung und Wiederherstellung ei-
ner möglichst unbeeinträchtigten Fließ-

gewässerdynamik
n		Erhaltung und Entwicklung der Durch-
gängigkeit des Fließgewässers für seine 
typische Fauna im gesamten Verlauf
n		möglichst weitgehende Reduzierung 
der die Wasserqualität beeinträchti-
genden direkten und diffusen Einlei-
tungen, Schaffung von Pufferzonen
n		Vermeidung von Trittschäden, ggf. 
Regelung von (Freizeit-)nutzungen
n		Erhaltung und Entwicklung der ty-
pischen Strukturen und Vegetation in der 
Aue, Rückbau von Uferbefestigungen.

Helm-Azurjungfer:
Erhaltung und Förderung der Helm-Azur-
jungfer-Population durch
n		Schutz und Entwicklung besonnter, 
basenreicher Wiesenbäche und -gräben 
mit nicht zu dicht schließender emerser 
Gewässervegetation
n		Schutz und Entwicklung von an die 
Fortpflanzungsgewässer angrenzenden 
Flächen mit niedriger bis mittelhoher 
Vegetation (vor allem Wiesenvegetation 
und Grünlandbrachen, Röhrichte, Seg-
genbestände)
n		Schutz und Optimierung durchflos-
sener Kalkquellmoore mit entsprechender 
emerser Vegetation (in der Regel Juncus- 
und Cyperaceen-Arten).

Über die allgemeine Formulierung 
von Schutz- und Entwicklungszielen 
hinaus wurden für jedes FFH-Gebiet die 
entsprechenden Schutz- und Entwick-
lungsziele für alle vorkommenden Le-
bensraumtypen und -arten formuliert. 
Diese können als Grundlage für die Be-
wirtschaftungspläne und Maßnahmen-
programme gemäß WRRL dienen.

1.2  Grundwasserabhängige Landöko- 
 systeme

Die Grundwasser(GW)-abhängigen Land-
ökosysteme sind Indikatoren für den Zu-
stand der Grundwasser-Körper. Hierbei ist 
vor allen Dingen die mengenmäßige Be-
trachtung wichtig. Der Qualitätszustand 
des Grundwassers stellt in der Regel kein 
Problem für die GW-abhängigen Ökosys-
teme dar.

Wichtige Vorgaben der WRRL:
n		Bei signifikanter Schädigung bereits 
eines GW-abhängigen Landökosystems 
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verfehlt der GW-Körper den guten Erhal-
tungszustand.  
n		Bei signifikanter Schädigung sind 
Maßnahmen vorzusehen (Maßnahmen-
programm).
n		Referenzzeitraum für die Schädigung 
ist das Jahr 2000 = Inkrafttreten der 
WRRL.

Letzteres ist aus naturschutzfachlicher 
Sicht problematisch bei Schutzgebieten, 
in denen Schädigungen des Grundwassers  
z. B. durch Absenkungen bereits haupt-
sächlich vor 2000 erfolgten. Ebenso kann 
ein zu kurzer Betrachtungszeitraum des 
Grundwassers zu Fehlinterpretationen 
führen, da GW-Stände über mehrere Jah-
re mehr oder weniger konstant sein kön-
nen, obwohl sie langfristig zurückgehen.

Im ersten Schritt wurde die Bestands-
aufnahme der GW-abhängigen Ökosyste-
me und die Ermittlung des Risikos einer 
signifikanten Schädigung durchgeführt. 
Danach erfolgt die Ermittlung der tat-
sächlichen signifikanten Schädigungen 
(wichtig für das Monitoring) und die 
Festlegung von Gegenmaßnahmen in 
den Maßnahmenprogrammen.

1.2.1  Vorgehensweise in Nordrhein- 
  Westfalen

In Nordrhein-Westfalen wurden zur Fest-
legung der Kulisse der GW-abhängigen 
Landökosysteme 
1. die NATURA 2000-Gebiete, 
2. die  Naturschutzgebiete 
3. der Nationalpark Eifel und 
4. die Kernbereiche der Gebiete für den 

Schutz der Natur aus den Gebietsent-
wicklungsplänen

mit den hydromorphen Böden verschnit-
ten.

Nach erfolgter Bestandsaufnahme er-
folgt zur Zeit die Risikoabschätzung und 
Ermittlung tatsächlicher signifikanter 
Schädigungen durch eine Kombination 
von zentralen Vorauswertungen und me-
thodischen Vorgaben auf Landesebene 
durch die AG Grundwasser beim Ministe-
rium für Umwelt und Naturschutz, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz NRW 
und der Einzelfallanalyse durch die Ge-
schäftsstellen für die Flusseinzugsgebiete 
bei den Staatlichen Umweltämtern.

Auswahlkriterien für eine potentielle 
Beeinflussung sind
n		die Lage in GW-Körpern, deren men-
genmäßiger Zustand gefährdet ist;
n		Messstellen mit einem negativen 
Trend von > 1 cm/a, die weniger als 500 m  
von einem GW-abhängigen Landöko-
system entfernt sind. Die Trendanalyse 
erfolgt für den Zeitraum 1991 – 2004;
n		die Lage im Einflussbereich einer GW-
Entnahmestelle.

Neben der wasserwirtschaftlichen Prü-
fung erfolgt zusätzlich eine Einzelfallana-
lyse nach naturschutzfachlichen Kriterien. 
Dabei werden die Gebietskenntnisse der 
Unteren Landschaftsbehörden und nach 
Möglichkeit auch die der Biologischen Sta-
tionen vor Ort einbezogen. Hierbei sind 
Hinweise auf Grundwasserabsenkungen 
aus vorhandenen Kartierungen wie FFH-
Kartierungen, Biotopkartierung NRW, 
Pflegepläne, sonstige Untersuchungen 
und Beobachtungen von Gebietsbetreu-
ern zu berücksichtigen.

Nach der Einzelfallanalyse wird der 
Monitoring-Bedarf festgelegt.

Die vorgestellte Vorgehensweise 
wurde in Nordrhein-Westfalen in enger 
Zusammenarbeit zwischen Wasserwirt-
schaft und Naturschutz festgelegt.

2 Anforderung an WRRL-Monito- 
 ring und -Planungen aus Sicht  
 der FFH-RL

2.1 Monitoring

Die Vorgehensweise bei der Auswahl der 
Gebiete für das Monitoring der GW-ab-
hängigen Ökosysteme wurde in Kapitel 
1.2.1 erläutert. Die Überwachungsan-
forderungen für Schutzgebiete (Ober-
flächengewässer) werden im Anhang V, 
Ziffer 1.3.5 WRRL geregelt. Dieser legt 
fest, dass wasserabhängige Habitat- und 
Artenschutzgebiete in das operative 
Überwachungsprogramm der WRRL ein-
zubeziehen sind, sofern aufgrund der 
Abschätzung der Auswirkungen und der 
überblicksweisen Überwachung festge-
stellt wird, dass sie möglicherweise die 
nach Artikel 4 festgelegten Umweltziele 
nicht erreichen. Die Überwachung wird 
durchgeführt, um das Ausmaß und die 
Auswirkungen aller relevanten signifi-
kanten Belastungen dieser Wasserkör-

per und erforderlichenfalls die Verände-
rungen des Zustands infolge der Maß-
nahmenprogramme zu beurteilen. Die 
Überwachung wird so lange fortgeführt, 
bis die Gebiete die wasserbezogenen 
Anforderungen der Rechtsvorschriften 
erfüllen, nach denen sie ausgewiesen 
worden sind, und die für sie nach Artikel 
4 geltenden Ziele erreichen.

Synergieeffekte nutzen
Sowohl beim FFH-Monitoring als auch 
beim WRRL-Monitoring werden biolo-
gische und z. T. abiotische Komponen-
ten erfasst. Bei allen neun in der BRD 
vorkommenden FFH-Süßwasser-LRT und 
allen marinen LRT werden im FFH-Moni-
toring genauso wie im WRRL-Monitoring 
die Makrophyten erfasst. Darüber hinaus 
bestehen bei den marinen LRT und dem 
LRT 3260 (Fließgewässer der planaren 
bis montanen Stufe mit Vegetation des 
Ranunculion fluitantis) mit der WRRL 
zusätzliche Überschneidungen beim Mo-
nitoring der Hydromorphologie, dem 
Nährstoffstatus und ggf. dem Makrozoo-
benthos.

52 gewässergebundene FFH-Arten der 
Anhänge II und IV  sind Teil des FFH-Mo-
nitorings  und gehören zu einem erheb-
lichen Teil zu den biologischen Qualitäts-
komponenten der WRRL. Hierbei existiert 
ein Schwerpunkt bei den Fischen und den 
Rundmäulern mit ca. 30 Arten.

Überschneidungen beim Monito-
ring der beiden Richtlinien bestehen 
hauptsächlich bei den Fischen und den 
Makrophyten. Es bietet sich an, die Mo-
nitoring-Konzepte möglichst aneinander 
anzugleichen und zu synchronisieren, um 
potentielle Synergieeffekte umfassend 
auszuschöpfen. Dabei sollten folgende 
Punkte berücksichtigt werden:
n		Möglichst weitgehende Abstimmung 
der Feldmethoden (vor allem Makro-
phyten und Fische).
n		Abstimmung zwischen Wasserwirt-
schafts- und Naturschutzverwaltung 
über die in das WRRL-Monitoring aufzu-
nehmenden wasserabhängigen NATURA 
2000-Gebiete, wenn der günstige Erhal-
tungszustand der Lebensraumtypen bzw. 
Arten durch den Faktor Wasser gefährdet 
ist sowie die Monitoring-Inhalte. Hierzu 
müssen entsprechende Vorgaben seitens 
des Naturschutzes mit klarer Benennung 
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der Defizite erfolgen.
 Die notwendigen Anforderungen an 
die Qualität der Gewässer müssen sich 
nach den Schutzobjekten richten. Diese 
Anforderungen können sich im Einzelfall 
von denen der WRRL unterscheiden. Bei-
spielsweise stellt die Bachperlmuschel ex-
trem hohe Anforderungen an die Wasser-
qualität und würde einen sehr guten Zu-
stand gemäß Vorgaben WRRL verlangen. 
Dagegen besitzt die Helm-Azurjungfer, 
insb. im Hinblick auf die Gewässerstruk-
tur, weniger hohe Anforderungen an den 
Zustand des Fließgewässers als er von der 
WRRL verlangt würde.
n		Eine gemeinsame Koordination der 
Fischuntersuchungen im FFH- und WRRL-
Monitoring ist sinnvoll. Bspw. werden in 
Nordrhein-Westfalen 30% der FFH-Fisch-
schutzgebiete durch das geplante WRRL-
Fischmonitoring miterfasst.
n		Seitens des Naturschutzes besteht 
der Wunsch, dass möglichst viele WRRL-
Monitoring-Probestellen in NATURA 
2000-Gebiete gelegt werden. Die hierbei 
gewonnenen Daten zu Biologie, Trophie 
und Morphologie der Gewässer können 
auf jeden Fall für Pflege- und Entwick-
lungsplanungen und ggf. auch für das 
FFH-Monitoring genutzt werden.

2.2  Anforderungen an WRRL- 
 Planungen aus Sicht der FFH-RL

Artikel 11 und Artikel 13 WRRL schreiben 
die Erarbeitung von Maßnahmenpro-
grammen und Bewirtschaftungsplänen 
vor. Analog hierzu fordert der Artikel 6 
der FFH-RL die Erarbeitung von Bewirt-
schaftungsplänen für FFH-Gebiete. Für 
diese Gebiete werden in Deutschland in 
der Regel sog. Pflege- und Entwicklungs-
pläne oder Biotopmanagementpläne er-
arbeitet.

Ebenso wie beim Monitoring gilt es 
bei den Planungen nach WRRL und FFH-
RL Synergieeffekte zu nutzen. Da die Ziele 
der WRRL prozessorientiert sind und die 
FFH-RL neben dem Prozessschutz auch 
konservierende Ziele berücksichtigt, kann 
es teilweise zu unterschiedlichen Zielset-
zungen kommen.

Insgesamt überwiegen allerdings Syn-
ergieeffekte. Z. B. bestehen bei allen na-
türlichen Lebensraumtypen wie Wäldern, 
mehreren Gewässer-LRT und den Fischen 

sowohl nach WRRL als auch nach FFH-RL 
deckungsgleiche Ziele (s.u.).

Zielabweichungen der beiden Richtli-
nien  können v.a. auftreten bei
n		LRT und Arten der Kulturlandschaft  
(z. B. extensive Mähwiesen,  Schwarz-
blauer Moorbläuling),
n		Arten mit Anforderungen an gehölz-
freie Gewässerabschnitte (z. B. Helm-
Azurjungfer),
n		Sonderfälle von LRT bzw. Artvorkom-
men, die lokal von naturfernen Gewässer-
bedingungen profitieren (z. B. Feuchtwäl-
der im Rückstaubereich von Wehren).

Voraussichtlich kann aber davon aus-
gegangen werden, dass im Rahmen der 
wasserwirtschaftlichen bzw. naturschutz-
fachlichen Planungen ausreichend Spiel-
räume bestehen, um ggf. unterschied-
liche Ziele zu vereinbaren. Dabei haben 
in NATURA 2000-Schutzgebieten auch 
nach Artikel 4 WRRL die FFH-Schutzgüter 
Vorrang.

In Tabelle 1 und 2 werden die in Nord-
rhein-Westfalen vorkommenden FFH-LRT 
gemäß Anhang I und die FFH-Arten des 
Anhang II der FFH-RL aufgelistet und ihre 
Verträglichkeit mit den Zielen der WRRL 
eingestuft. Dabei wird zwischen k = kon-
formen Zielen der beiden Richtlinien, 
(k) = bedingt konformen Zielen und a = 
abweichenden Zielen unterschieden. Bei 
einigen LRT wie den Fels-LRT und einigen 
FFH-Arten besteht keine Relevanz für die 
WRRL.

Die Kategorie „(k)= bedingt kon-
form“ wurde dann vergeben, wenn die 
Schutzziele gemäß beider Richtlinien in 
der Hauptsache zwar übereinstimmen, 
in Teilbereichen allerdings differieren 
können. Beispielsweise bestehen bei den 
Schutzzielen des LRT 3110: „Nährstoffar-
me Littorella-(Strandlings-)Gewässer“, 
gleiche Schutzziele hinsichtlich der Ge-
wässer. Allerdings kann es aus FFH-Sicht 
erforderlich sein, die Umgebung des Ge-
wässers von Gehölzen freizustellen. Die-
se Anforderung der FFH-RL würde mit 
den Zielen der prozessschutzorientierten 
WRRL nicht übereinstimmen. 

Bei der Einstufung „a = abweichende 
Ziele“ ist zu berücksichtigen, dass die 
Ziele sich nicht vollständig unterschei-
den. So dürfen aus Naturschutzsicht die 
kulturabhängigen LRT wie Heiden, Tro-
ckenrasen und Grünland nicht oder nur 

eingeschränkt gedüngt werden. Dies ist 
auch für den Gewässerschutz nach WRRL 
zweckdienlich.

Bei den WRRL-relevanten FFH-LRT 
wurden hinsichtlich der Schutzziele 18 
= 46% als „konform“, 7 = 18% als „be-
dingt konform“ und 14 = 36% als „mit ab-
weichenden Zielen“ eingestuft. Bei den 
WRRL-relevanten Anhang II-Arten wur-
den hinsichtlich der Zielanforderungen 11 
= 41% als „konform“, 6 = 22% als „bedingt 
konform“ und 10 = 37% als „mit abwei-
chenden Zielen“ eingestuft. Sowohl bei 
den LRT als auch bei den Arten ergeben 
sich somit beinah zu 2/3 konforme bzw. 
bedingt konforme Schutzziele der beiden 
EU-Richtlinien.

Sowohl aus fachlicher als auch aus öko-
nomischer Sicht bietet sich eine möglichst 
umfassende gemeinsame Vorgehenswei-
se bei der Erarbeitung wasserwirtschaft-
licher Pläne im Rahmen der WRRL-Um-
setzung und der naturschutzfachlichen 
Planungen gemäß den Vorgaben der 
FFH-RL an. Dabei können entweder di-
rekt gemeinsame Pläne seitens Wasser-
wirtschaft und Naturschutz oder auch ge-
trennte Pläne erarbeitet werden. Erstere 
Vorgehensweise würde sich insbesondere 
bei einem hohen Deckungsgrad zwischen 
WRRL-relevanten Flächen und NATURA 
2000-Gebieten anbieten. Bei getrennter 
Planerstellung erscheint es sinnvoll kurz-
fristig Pflege- und Entwicklungspläne in 
FFH-Gebieten unter Beteiligung der Was-
serwirtschaft zu erarbeiten, um diese in 
die bis 2009 zu erstellenden Maßnahmen-
programme und Bewirtschaftungspläne 
nach WRRL zu integrieren.

Bei der Berücksichtigung von NATURA 
2000-Schutzgütern in WRRL-Planungen 
ist zu unterscheiden, ob diese innerhalb 
oder außerhalb von NATURA 2000-Ge-
bieten vorkommen. Gemäß Artikel 4 
WRRL besitzen die Zielbestimmungen 
nach FFH- und Vogelschutzrichtlinie in 
NATURA 2000-Gebieten Vorrang. Der 
mindestens gute Erhaltungszustand der 
entsprechenden LRT bzw. Arten ist sicher-
zustellen.

Bei allen Endstadium-Biotopen und 
deren Bewohnern bestehen seitens der 
verschiedenen EU-Richtlinien gleiche 
Ziele, so dass die WRRL-Maßnahmen zur 
Erreichung des guten ökologischen Zu-
standes identisch sind mit denen zur Er-
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FFH-Lebensraumtypen FFH-

Code

Zielanforderungen

FFH/WRRL

Salzstellen im Binnenland 1340 a

Sandheiden auf Binnendünen 2310 a

Sandtrockenrasen auf Binnendünen 2330 a

Nährstoffarme Littorella-(Strandlings-)

Gewässer

3110 (k)

Nährstoffärmere basenarme Stillgewässer 3130 (k)

Nährstoffärmere kalkhaltige Stillgewässer 3140 k

Natürliche eutrophe Seen und Altarme 3150 k

Moorgewässer 3160 k

Fließgewässer mit Unterwasservegetation 3260 k

Schlammige Flussufer mit einjähriger Vegetation 3270 k

Feuchtheiden mit Glockenheide 4010 a

Trockenheiden 4030 a

Wacholderbestände auf Zwergstrauchheiden oder Kalkhalbtrockenrasen 5130 a

Lückige Kalk-Pionierrasen 6110 a

Schwermetallrasen 6130 a

Kalkhalbtrockenrasen 6210 a

Artenreiche Borstgrasrasen im Mittelgebirge 6230 a

Pfeifengraswiesen auf kalkreichen und lehmigen Böden 6410 a

Feuchte Hochstaudenfluren 6430 (k)

Artenreiche Mähwiesen des Flach- und Hügellandes 6510 a

Artenreiche Bergmähwiesen 6520 a

Lebende Hochmoore 7110 k

Regenerierbare, geschädigte Hochmoore 7120 (k)

Übergangs- und Schwingrasenmoore 7140 (k)

Senken mit Torfmoorsubstraten 7150 (k)

Schneiden-Kalksümpfe 7210 (k)

Kalktuff-Quellen 7220 k

Kalkreiche Niedermoore 7230 a

Silikatschutthalden des Hügel- und des Berglandes 8150 -

Kalkschutthalden des Hügel- und des Berglandes 8160 -

Natürliche und naturnahe Kalkfelsen und ihre Felsspaltenvegetation 8210 -

Natürliche und naturnahe Silikatfelsen und ihre Felsspaltenvegetation 8220 -

Silikatfelskuppen mit ihrer Pioniervegetation 8230 -

Nicht touristisch erschlossene Höhlen 8310 k

Hainsimsen-Buchenwald 9110 k

Waldmeister-Buchenwald 9130 k

Mitteleuropäischer Kalk-Buchenwald 9150 k

Sternmieren-Eichen-Hainbuchenwald 9160 k

Labkraut-Eichen-Hainbuchenwald 9170 k

Schlucht- und Hangmischwald 9180 k

Alter bodensaurer Eichenwald der Sandebene 9190 k

Moorwald 91D0 k

Erlen-/Eschen und Weichholzauenwald an Fließgewässern 91E0W/H k

Eichen-Ulmen-Eschen-Auenwald am Ufer großer Flüsse 91F0 k

blau hinterlegt: wasserabhängig, k = konforme Ziele, (k) = bedingt konform, a = abweichende Ziele, fett = prioritärer Lebens-
raum, - = keine Relevanz für WRRL 

Summe: 44
k: 18
(k):   7
a: 14

Tab. 1: FFH-Lebensraumtypen in Nordrhein-Westfalen und ihre Verträglichkeit mit den Zielen der WRRL
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Tab. 2: Arten des Anhangs II der FFH-Richtlinie in Nordrhein-Westfalen und ihre Verträglichkeit mit den Zielen der WRRL

Name Zielanforderungen

FFH / WRRL

Bachneunauge k

Bauchige Windelschnecke (k)

Bechsteinfledermaus -

Biber k

Bitterling k

Blanke Windelschnecke (k)

Blauschillernder Feuerfalter a

Eremit -

Flussneunauge k

Flussperlmuschel k

Gelbbauchunke a

Große Moosjungfer (k)

Heldbock -

Großer Moorbläuling a

Großes Mausohr -

Helm-Azurjungfer a

Hirschkäfer -

Kammolch a

Kleine Flussmuschel k

Groppe (Koppe) k

Lachs k

Meerneunauge k

Mopsfledermaus -

Schlammpeitzger k

Schmale Windelschnecke (k)

Schwarzblauer Bläuling a

Skabiosen-Scheckenfalter a

Spanische Flagge -

Steinbeißer (k)

Teichfledermaus k

Vogel-Azurjungfer a

Einfache Mondraute -

Frauenschuh -

Froschkraut (k)

Glanzstendel a

Grünes Besenmoos -

Haar-Klauenmoos -

Kriechender Sellerie a

blau hinterlegt: wasserabhängig, k = konforme Ziele, (k) = bedingt konform, a = abweichende Ziele, 
fett = prioritärer Lebensraum, – = keine Relevanz für WRRL

Summe: 39
k: 11
(k):   6
a: 10
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reichung eines günstigen Erhaltungszu-
standes nach FFH-RL. In kulturhistorisch 
entstandenen Lebensräumen und davon 
abhängigen Arten differieren die Ziele 
(s. auch 2.2). Die für den Erhalt bzw. die 
Erreichung des günstigen Erhaltungszu-
standes erforderlichen vom Naturschutz 
in Absprache mit der Wasserwirtschaft er-
arbeiteten Maßnahmen sind in die WRRL-
Planung aufzunehmen.

Außerhalb der Schutzgebiete sollten 
vorhandene FFH-LRT nach Möglichkeit bei 
den wasserwirtschaftlichen Planungen 
berücksichtigt werden. Die Anhang II- 
und IV-Arten der FFH-RL ebenso wie die 
der EG-Vogelschutzrichtlinie gehören zu 
den besonders geschützten Arten nach 
BNatSchG. Ihre Vorkommen sind daher 
analog der Vorgehensweise bei sonsti-
gen Planungen außerhalb genau so wie 

in den ausgewiesenen Schutzgebieten zu 
berücksichtigen (s. Abb.1).

3 Zentrale Forderungen für die  
 Berücksichtigung der FFH-RL im  
 Rahmen der WRRL-Umsetzung

n		Es sollte eine möglichst weitgehen-
de Abstimmung beim Monitoring nach 
WRRL und FFH-RL erfolgen. Dabei sind, 
wie oben dargestellt, Synergien nur be-
schränkt nutzbar.
n		Seitens des Naturschutzes müssen 
kurzfristig konkrete Anforderungen an 
den Wasserhaushalt zum Erreichen eines 
günstigen Erhaltungszustandes der FFH-
Arten und -LRT formuliert und der Was-
serwirtschaft zur Verfügung gestellt wer-
den.
n		Nach Möglichkeit sollten seitens Was-

serwirtschaft und Naturschutz gegensei-
tig Ziele und Maßnahmen bei den jewei-
ligen Planungen übernommen werden 
oder von vorne herein gemeinsame Kon-
zepte, z. B. in Auen, erarbeitet werden. 
Dabei sollte vom Naturschutz das Redyna-
misierungspotential und die Entwicklung 
natürlicher Lebensräume in Flussauen 
verstärkt berücksichtigt werden.
n		Sofern keine gemeinsame Planer-
arbeitung erfolgt, sollten in NATURA 
2000-Gebieten mit wasserabhängigen 
LRT bzw. Arten kurzfristig Pflege- und 
Entwicklungspläne unter Beteiligung der 
Wasserwirtschaft erarbeitet und diese in 
die Maßnahmenprogramme und Bewirt-
schaftungspläne gemäß WRRL übernom-
men werden.

Die Umsetzung der WRRL und FFH- so-
wie Vogelschutzrichtlinie erfordern eine 

   Abb. 1: Integration der NATURA 2000-Schutzgüter in WRRL-Planungen
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intensive Zusammenarbeit zwischen Na-
turschutz und Wasserwirtschaft. Nur so 
sind die aufgezeigten Synergieeffekte in 
dem erforderlichen Umfang nutzbar.

4 Zusammenfassung

Es werden die Überschneidungen bei der 
Umsetzung der FFH-RL und WRRL aufge-
zeigt. Direkte Anknüpfungspunkte be-
stehen bei den grundwasserabhängigen 
Landökosystemen und den Schutzgebie-
ten mit wasserabhängigen Lebensraum-
typen und Arten. Die Vorgehensweise 
bei der Integration beider Richtlinien in 
Nordrhein-Westfalen wird vorgestellt. 
U. a. sind mehr als 80% der NATURA 
2000-Gebiete in diesem Bundesland 

gleichzeitig Schutzgebiete gemäß WRRL. 
Weiterhin werden die Anforderungen an 
die WRRL-Umsetzung (Monitoring und 
Planungen) aus Sicht der FFH-RL und die 
Möglichkeiten und Notwendigkeiten der 
Zusammenarbeit bei der Umsetzung der 
beiden EU-Richtlinien zwischen Wasser-
wirtschafts- und Naturschutzverwaltung 
dargestellt. 

Anschrift des Verfassers:

Thomas Hübner
Landesamt für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz NRW
Leibnizstr. 10
45659 Recklinghausen
E-Mail: thomas.huebner@lanuv.nrw.de
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Schlüsselwörter: EG-Wasserrahmenrichtli-
nie, FFH-Richtlinie, Natura 2000, WRRL

Die Richtlinie 2000/60/EG des Europä-
ischen Parlamentes und des Rates zur 
Schaffung eines Ordnungsrahmens für 
Maßnahmen der Gemeinschaft im Be-
reich der Wasserpolitik vom 23.10.2000 
(„EG-Wasserrahmenrichtlinie“, WRRL) 
ist mit Veröffentlichung am 22.12.2000 
im Amtsblatt der Europäischen Union in 
Kraft getreten. Mit ihr wird nach den vie-
len sektoralen europäischen Richtlinien 
der vergangenen Jahrzehnte das erste 
Mal ein ganzheitlicher fachlicher Ansatz 
einer einheitlichen europäischen Wasser-
politik verfolgt. 

Die WRRL gilt flächendeckend für alle 
Gewässer Europas – für Oberflächenge-
wässer einschließlich der Küstengewässer 
sowie für das Grundwasser – unabhängig 
von deren Nutzung. Sie schafft einen 
Ordnungsrahmen zum Schutz der für 
Mensch und Natur lebenswichtigen Res-
source Wasser, die wesentliche Vorgänge 
im Naturhaushalt steuert. Die Richtlinie 
betrachtet die Gewässer selbst und ihre 
Einzugsgebiete als eine Einheit. Gleich-
zeitig werden die Wechselwirkungen 
zwischen Grund- und Oberflächenwas-
ser erfasst. Die Richtlinie berücksichtigt 
damit stärker als bisher die ökologische 
Funktion der Gewässer als Lebensraum 
für unterschiedlichste Pflanzen und Tiere 
und bezieht demzufolge auch Ziele des 
Naturschutzes mit ein.

Ziel der WRRL
ist das Erreichen des guten Zustandes al-
ler Oberflächengewässer und des Grund-
wassers innerhalb von 15 Jahren. Damit ist 
die WRRL vorrangig eine Gewässerschutz-
Richtlinie. Über die Vorgaben insbeson-
dere für wasserabhängige Schutzgebiete 
und grundwasserabhängige Ökosysteme 
werden mit der WRRL allerdings auch 
konkrete Bezüge zum Naturschutz her-
gestellt.

„Umsetzung von WRRL und Natura 2000 
auf Länderebene“

von Stefan Hill

In Anhang V der EG-WRRL werden 
die Anforderungen an den chemischen 
und den ökologischen Zustand der Ober-
flächenwasserkörper einschließlich der 
erheblich veränderten und künstlichen 
Oberflächengewässer sowie den che-
mischen und den mengenmäßigen Zu-
stand der Grundwasserkörper und das 
Monitoring der festgelegten Komponen-
ten definiert.

Mit der WRRL werden für die Formu-
lierung der Umweltziele für die Oberflä-
chengewässer so genannte Ökoregionen 
vorgegeben. Auf der Grundlage dieser 
Ökoregionen wurden die Oberflächen-
gewässer bereits durch die Mitgliedstaa-
ten typisiert bzw. klassifiziert. Für jeden 
Oberflächengewässertyp werden derzeit 
Leitbilder für die biologischen Komponen-
ten Fische, Makrophyten/Phytobenthos, 
Phytoplankton und Makrozoobenthos er-
stellt sowie das vorgeschriebene fünfstu-
fige Bewertungssystem entwickelt. Die- 
se Systematik der Bewertung der Ober-
flächengewässer wird ergänzt durch die 
Festlegung der Pflichtparameter sowie 
der unterstützenden Komponenten für 
jede der festgeschriebenen Gewässerka-
tegorien „Flüsse, Seen, Übergangs- und 
Küstengewässer“ sowie „erheblich ver-
änderte Oberflächenwasser (HMWB) 
und künstliche Oberflächenwasserkörper 
(AWB)“.

Hinsichtlich des chemischen Zustands 
in Oberflächen- wie auch in Grundwas-
serkörpern gelten nationale bzw. eu-
ropäische Umweltqualitätsnormen, die 
eingehalten werden müssen. Unterstüt-
zend für die biologischen Befunde in den 
Oberflächenwasserkörpern werden hy-
dromorphologische und chemische Kom-
ponenten herangezogen.

Ziel der FFH-Richtlinie
ist die Bewahrung des europäischen Na-
turerbes. Hierfür werden für bestimmte, 
in Anhängen der Richtlinie gelistete Le-
bensräume und Arten ganz unterschied-

licher aquatischer und terrestrischer Öko-
systeme Europas Schutzgebiete von den 
Mitgliedstaaten ausgewählt und gegen-
über der EU-Kommission benannt. Diese 
Schutzgebiete bilden zusammen mit den 
nach der EG-Vogelschutzrichtlinie zum 
Erhalt der europäischen Vogelwelt aus-
gewiesenen Gebieten ein europäisches 
ökologisches Netzwerk (NATURA 2000).

Über die Unterschiede sowie auch 
über die Überschneidungen der genann-
ten Richtlinien wird seit langem und zum 
Teil auch kontrovers diskutiert.

Vor diesem Hintergrund wurden 
die Länderarbeitsgemeinschaft Wasser 
(LAWA) und die Länderarbeitsgemein-
schaft Naturschutz (LANA) von der Um-
weltministerkonferenz (UMK) beauf-
tragt, zur 67. UMK im Herbst 2006 einen 
gemeinsamen Bericht beispielhaft zur 
organisatorischen und inhaltlichen Zu-
sammenarbeit der Umweltverwaltungen 
beim Monitoring nach der EG-Wasserrah-
menrichtlinie, der FFH-Richtlinie sowie 
der EG-Vogelschutzrichtlinie vorzulegen. 
Der Bericht wurde zwischenzeitlich vorge-
legt und von LANA und LAWA (94. LANA-
Sitzung am 14./15.09.2006 in Eisenach 
und 131. LAWA-VV am 20./21.09.2006 in 
Mainz) verabschiedet.

Danach weisen die drei genannten 
europäischen Richtlinien hinsichtlich der 
Schutzgüter und der Umweltziele sowie 
der Gebietskulissen in Teilbereichen ge-
wisse Gemeinsamkeiten auf.

Hinsichtlich der Anforderungen an 
das Monitoring, die Bewertungssysteme, 
die Bewirtschaftungsplanung sowie die 
Fristensetzung existieren aber auch deut-
liche Unterschiede. Insgesamt werden mit 
diesem Bericht beispielhaft für das Moni-
toring sowohl die Möglichkeiten als auch 
die Grenzen in der Zusammenarbeit zwi-
schen den beiden Umweltverwaltungen 
aufgezeigt.

Für die konkrete Abstimmung im Ein-
zelfall bleibt die lokale Vollzugsebene der 
Wasserwirtschaftsverwaltungen und Na-
turschutzbehörden unverzichtbar. Dabei 
sind die Wasserwirtschaftsverwaltungen 
der Länder an die Vorgabe der UMK nach 
Umsetzung der WRRL im Maßstab 1:1 
gebunden. In Einzelfällen darüber hin-
ausgehende Anforderungen aufgrund 
naturschutzfachlicher Vorgaben bleiben 
davon unberührt.
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Dieser Bericht soll den Wasserwirt-
schafts- und Naturschutzverwaltungen 
als Empfehlung zur Verfügung gestellt 
werden. Er soll bei der Umsetzung dieser 
drei europäischen Umweltrichtlinien eine 
Abstimmung sicherstellen und dabei hel-
fen, Doppelarbeit zu vermeiden.

Anschrift des Verfassers:

LMR Dr.-Ing. Stefan Hill 
Ministerium für Umwelt, Forsten und 
Verbraucherschutz Rheinland-Pfalz
Abt. Wasserwirtschaft
Kaiser-Friedrich-Str. 1
55116 Mainz
E-Mail: Stefan.Hill@wwv.rlp.de
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Schlüsselwörter: Wasserrahmenrichtlinie 
(WRRL), wirtschaftliche Analyse, Was-
serdienstleistungen, Wassernutzungen, 
kostendeckende Wasserpreise, kostenef-
fiziente Maßnahmenkombinationen, un-
verhältnismäßige Kosten. 
Keywords: Water Framework Directive 
(WFD), economic analysis, water services, 
water uses, cost recovering water prices, 
cost-effective combinations of measures, 
disproportionate costs.

1 Zum Inhalt des Beitrags

Die Integration ökonomischer Aspekte in 
die europäische Wasserpolitik und -be-
wirtschaftung gewann mit der EG-Was-
serrahmenrichtlinie (WRRL) einen bedeu-
tenden Impuls. Es ist die erste umweltpo-
litische Richtlinie auf europäischer Ebene, 
die explizit auf ökonomische Prinzipien 
(z.B. das Verursacherprinzip), Methoden 
(z.B. die Kosteneffizienzanalyse) und Ins-
trumente (z.B. Wasserpreise) zurückgreift, 
um ihre ehrgeizigen Ziele zu erreichen. 
Nachdem mit der wirtschaftlichen Analy-
se nach Artikel 5 und Anhang III der WRRL 
der erste Meilenstein erreicht wurde, 
besteht die Gelegenheit den bisherigen 
Umsetzungsprozess in Deutschland und 
in anderen Europäischen Mitgliedstaaten 
auszuwerten. Darauf aufbauend können  
Empfehlungen für die nachfolgenden 
Arbeitsphasen formuliert werden, mit 
einem besonderen Fokus auf 
n		der Umsetzung des Verursacherprin-
zips und der Erzielung kostendeckender 
Wasserpreise (Artikel 9),
n		der Unterstützung der Auswahl kos-
teneffizienter Maßnahmenkombinati-
onen (Artikel 11) zur Erreichung des ‚gu-
ten Zustands’, und
n		der Rechtfertigung von Ausnahmetat-
beständen (Artikel 4) auf der Basis unver-
hältnismäßiger Kosten. 

Abschließend kann eingeschätzt wer-
den, inwieweit der bisherige Umsetzungs-
prozess der ökonomischen Elemente 

Ökonomische Aspekte der EG-Wasser-
rahmenrichtlinie: eine Erfolgsstory?

von Britta Pielen

als erfolgreich angesehen werden kann 
und ob das Potenzial der ökonomischen 
Ansätze in der Richtlinie bereits ausge-
schöpft wurde. 

2 Ökonomische Aspekte in der 
Wasserrahmenrichtlinie – eine 
Chance 

Mit der europäischen Wasserrahmen-
richtlinie wird nicht nur das Verursacher-
prinzip in der europäischen Wasserpolitik 
gestärkt, sondern auch andere ökono-
mische Aspekte sollen die Erreichung der 
Ziele der Richtlinie fördern. Entlang des 
gesamten Umsetzungsprozesses kommen 
ökonomische Ansätze zum tragen (siehe 
Abbildung 1). So fordert die WRRL, dass 
die Wasserpreissysteme der Mitgliedstaa-
ten dem Grundsatz der Kostendeckung 
einschließlich umwelt- und ressourcen-
bezogener Kosten entsprechen und 
gleichzeitig Anreize für eine effiziente 
Ressourcennutzung setzen; sie bedient 
sich der Kosteneffizienzanalyse bei der 
Maßnahmenauswahl um ihre Ziele zu 
geringstmöglichen Kosten zu erreichen; 
und räumt Betrachtungen zur Verhältnis-
mäßigkeit von Kosten einen Spielraum 
bei der Ausweisung von Ausnahmetat-

beständen ein. Die Basis für alle ökono-
mischen Aspekte bildet die wirtschaft-
liche Analyse nach Artikel 5 und Anhang 
III der Richtlinie, die bis Ende 2004 abzu-
schließen war.

Die Integration ökonomischer Ele-
mente in die Wasserrahmenrichtlinie ist je-
doch kein Selbstzweck, sondern Ausdruck 
der Erkenntnis, dass die anspruchsvollen 
Ziele der Richtlinie nur dann erreicht 
werden können, wenn die wirtschaftlich 
günstigsten Optionen umgesetzt werden. 
Auch entsteht mit den ökonomischen Ele-
menten der WRRL keine einseitige Öko-
nomisierung des europäischen Gewässer-
schutzes, wie der Erwägungsgrundsatz 1 
der Präambel deutlich macht: „Wasser ist 
keine übliche Handelsware, sondern ein 
ererbtes Gut, das geschützt, verteidigt 
und entsprechend behandelt werden 
muss.“ Im Vordergrund des Umsetzungs-
prozesses sollte daher die Verknüpfung 
von ökonomischer und wasserfachlicher 
Expertise stehen, um ein abgestimmtes 
und bedarfsgerechtes Vorgehen zu er-
möglichen, und das Potenzial der ökono-
mischen Elemente optimal zum Einsatz zu 
bringen.

 
3 Stand der Umsetzung: Ergeb-

nisse der Wirtschaftlichen 
 Analyse 2004

Im Umsetzungsprozess der ökonomischen 
Elemente der Richtlinie stand zunächst 
die wirtschaftliche Analyse der Wasser-
nutzung nach Artikel 5 und Anhang III 
der WRRL im Mittelpunkt des Interes-

Abb. 1: Ökonomische Elemente in der EG-Wasserrahmenrichtlinie (nach Wateco 2002)
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ses. Sie war für jede Flussgebietseinheit 
bis Ende 2004 anzufertigen. Da sie die 
Informationsgrundlage für alle späteren 
Umsetzungsphasen bildet, kommt ihr 
eine Schlüsselrolle zu. Im Wesentlichen 
gliederten sich die Arbeiten zur wirt-
schaftlichen Analyse in die folgenden vier 
Kernpunkte:
1. Mit der Analyse der Wassernut-

zungen sollte ein Eindruck über die 
Auswirkungen menschlicher Tätig-
keit auf den Gewässerzustand gege-
ben werden, um mögliche Wechsel-
wirkungen zwischen wirtschaftlicher 
Entwicklung und der Erreichung des 
guten Zustands aufzuzeigen.

2. Im Rahmen eines Baseline Szenarios 
sollten alle wirtschaftlichen Faktoren, 
die relevanten Einfluss auf die Ent-
wicklung des Gewässerzustands ha-
ben (können), abgeschätzt werden, 
um sie dann in die Beschreibung der 
Entwicklung der Gewässer einbezie-
hen zu können. 

3. Erste Arbeiten zur Umsetzung von Ar-
tikel 9 der Wasserrahmenrichtlinie wa-
ren im Rahmen der wirtschaftlichen 
Analyse zu leisten. Bis Ende 2004 
sollten erste Aussagen zur Kosten-
deckung der Wasserdienstleistungen 
gemacht werden, die Anreizwirkung 
bestehender Wasserpreise für eine 
effiziente und nachhaltige Ressour-
cennutzung sollte analysiert, und der 
relative Beitrag von Wassernutzungen 
zur Kostendeckung von Wasserdienst-
leistungen abgeschätzt werden.1  

Wichtig ist hier insbesondere, dass die 
WRRL unter Kostendeckung nicht nur 
die Deckung finanzieller Kosten ver-
steht, sondern auch die Einbeziehung 
von Umwelt- und Ressourcenkosten.

4. Schließlich sollten vorbereitende Ar-
beiten zur Auswahl kosteneffizienter 
Maßnahmenkombinationen durchge-
führt werden. 

Im Rahmen des gemeinsamen Umset-
zungsprozesses auf EU-Ebene hatte die 
Arbeitsgruppe „WATer ECOnomics“ (Wa-
teco) 2002 ein Guidance Dokument vor-
gelegt, das die ökonomischen Elemente 
der Richtlinie konkretisiert und damit 

eine Harmonisierung des Umsetzungspro-
zesses erzielen sollte. Eine vergleichende 
Analyse der Artikel 5 Berichte zeigt je-
doch, dass sehr unterschiedliche Heran-
gehensweisen, sowohl zwischen als auch 
in den Mitgliedsstaaten in Bezug auf Defi-
nitionen, methodische Vorgehensweisen 
und inhaltliche Schwerpunktsetzungen 
gewählt wurden. Die vorliegenden Be-
richte zur wirtschaftlichen Analyse doku-
mentieren damit zwar einerseits erheb-
liche Defizite in Bezug auf die Vergleich-
barkeit der gewählten Ansätze, belegen 
jedoch auch den bereits durchlaufenen 
und andauernden Lernprozess.2 Wesent-
liche Ergebnisse des bisherigen Umset-
zungsprozesses werden im Folgenden 
kurz dargestellt. 

3.1 Analyse der Wassernutzung und die 
Abgrenzung von Wasserdienstleis-
tungen und Wassernutzungen  

Grundlegende Vorraussetzung für die 
Analyse der Wassernutzung war zu-
nächst die Definition und Abgrenzung 
von Wasserdienstleistungen und Wasser-
nutzungen. In der WRRL finden sich in 
Artikel 2(38) zu den Wasserdienstleistun-
gen und in Artikel 2(39) zu den Wassernut-
zungen folgende Definitionen:
n		‚Wasserdienstleistungen‘: alle Dienst-
leistungen, die für Haushalte, öffentliche 
Einrichtungen oder wirtschaftliche Tätig-
keiten jeder Art folgendes zur Verfügung 
stellen:
n	Entnahme, Aufstauung, Speiche-
rung, Behandlung und Verteilung von 
Oberflächen- oder Grundwasser;
n	Anlagen für die Sammlung und 
Behandlung von Abwasser, die an-
schließend in Oberflächengewässer 
einleiten;

n		‚Wassernutzung‘: die Wasserdienst-
leistungen sowie jede andere Handlung 
entsprechend Artikel 5 und Anhang II 
mit signifikanten Auswirkungen auf den 
Wasserzustand. 

In den Mitgliedsstaaten wurden die-
se Definitionen im Rahmen der Artikel 5 
Berichte zur wirtschaftlichen Analyse der 
Wassernutzung für das Jahr 2004 konkre-

tisiert. Die Berichte enthüllen eine enge 
Definition von Wasserdienstleistungen, 
die sich in den meisten Fällen auf die 
Wasserver- und Abwasserentsorgung 
beschränkt. Für den weiteren Umset-
zungsprozess ist diese Abgrenzung von 
entscheidender Bedeutung, insbesonde-
re für den Anwendungsbereich des Verur-
sacher- und des Kostendeckungsprinzips, 
die in Artikel 9 verankert sind. Denn nur 
in Bezug auf die Erbringung von Wasser-
dienstleistungen wird eine verursacher-
gerechte Kostenanlastung verpflichtend 
gemacht (siehe nachfolgend Kapitel 
3.2.).

Abweichend von der bestehenden 
engen Auslegung der Begrifflichkeiten 
in den Mitgliedsstaaten könnte argumen-
tiert werden, dass Dienstleistungen für 
Wassernutzungen, die einen signifikanten 
Einfluss auf den Gewässerzustand haben 
(wie bspw. der Ausbau und die Erhaltung 
von Infrastruktur für die Schifffahrt oder 
Drainage für die Landwirtschaft) eben-
falls als Wasserdienstleistungen klassifi-
ziert und entsprechend in den weiteren 
Untersuchungen berücksichtigt werden 
sollten. So wird die Hydromorphologie 
in den meisten Mitgliedsstaaten als ein 
Hauptproblem zur Erreichung des guten 
Zustands identifiziert. Die damit verbun-
denen Sektoren wie Schifffahrt, Was-
serkraft und Hochwasserschutz werden 
in den Artikel 5 Berichten jedoch selten 
genauer untersucht und nur in sehr we-
nigen Mitgliedsstaaten als Wasserdienst-
leistungen angesehen, was Wirtschaft-
lichkeitsbetrachtungen mit sich bringen 
und eine Kostenträgerschaft nach dem 
Verursacherprinzip bedingen würde. 

Seitens der Umweltverbände wurde 
nun Klage gegen die enge Auslegung des 
Begriffs der Wasserdienstleistungen ein-
gereicht (WWF & EEB 2006), da sie dem 
ganzheitlichen und integrativen Charak-
ter der WRRL entgegenstehe. Begründet 
wird die Klage mit den Ausführungen des 
Wateco Guidance Dokumentes, das eben-
falls eine breitere Auslegung des Begriffs 
der Wasserdienstleistungen fordert. Ein 
Überdenken der bestehenden Vorge-
hensweise könnte also erforderlich wer-

1 Zur Definition und Abgrenzung von Wasserdienstleistungen und Wassernutzungen, siehe Kapitel 3.2. 
2 Eine umfangreiche Auswertung der Artikel 5 Berichte wurde seitens der Umweltverbände EEB und WWF vorgelegt (EEB und WWF 2006)
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den, was einen breiteren Anwendungs-
bereich für das Verursacherprinzip zum 
Ergebnis haben würde.

3.2 Abschätzung des Kostendeckungs-
grades

Artikel 9 der WRRL fordert die Mitglieds-
staaten auf, den Grundsatz der Kosten-
deckung bei der Erbringung von Wasser-
dienstleistungen zu berücksichtigen. 
Neben den finanziellen Kosten sollen 
dabei auch Umwelt- und Ressourcen-
kosten berücksichtigt werden. Unter 
Umweltkosten werden Kosten für Schä-
den verstanden, die durch die Erbringung 
einer Wasserdienstleistung in der Umwelt 
verursacht werden (beispielsweise die 
Kosten, die durch die Schädigung eines 
Feuchtgebiets entstehen, das aufgrund 
einer übermäßigen Wasserentnahme 
trocken fällt). Unter Ressourcenkosten 
werden nach einer Interpretation der Eu-
ropäischen Kommission Knappheits- oder 
Opportunitätskosten verstanden. Sie ent-
stehen, wenn infolge von Nutzungskon-
kurrenz nicht alle Nutzungsmöglichkeiten 
ausgeschöpft werden können und bezif-
fern den entgangenen Nutzen (bspw. die 
Behinderung der touristischen Entwick-
lung einer Region infolge eines hohen 
landwirtschaftlichen Wasserverbrauchs 
der die Trinkwasserbereitstellung limi-
tiert). (Görlach & Interwies 2004)

Mit der Abschätzung des Kostende-
ckungsgrades für Wasserdienstleistungen 
wird das übergeordnete Ziel verfolgt, die 
Finanzflüsse in der europäischen Wasser-
wirtschaft transparent zu machen. Dabei 
stehen zwei Aspekte im Vordergrund: 
zum einen soll sichergestellt werden, 
dass alle bei der Erbringung einer Wasser-
dienstleistung entstandenen Kosten pe-

riodisch richtig und vollständig erfasst 
werden (Kostenansatz), und zum ande-
ren soll die Kostenträgerschaft entspre-
chend des Verursacherprinzips erfolgen 
(Kostenfinanzierung) (Grünebaum et al. 
2003). Insbesondere sollen damit Subven-
tions- und Quersubventionstatbestände 
aufgedeckt und nach Möglichkeit vermie-
den werden. Dabei ist anzumerken, dass 
Artikel 9 einige entscheidende Weichma-
cher enthält (wie bspw. die Möglichkeit 
sozialen, ökologischen und wirtschaft-
lichen Auswirkung der Kostendeckung 
und geographischen oder klimatischen 
Gegebenheiten Rechnung zu tragen). 
Sie sind dem Aushandlungsprozess der 
Richtlinie geschuldet und stehen einer 
konsequenten Anwendung des Kosten-
deckungs- und des Verursacherprinzips 
entgegen.

Während Artikel 9 die Kostendeckung 
für Wasserdienstleistungen fordert, wird 
für die breitere Kategorie der Wasser-
nutzungen nur verlangt, dass sie zur Kos-
tendeckung der als solche klassifizierten 
Wasserdienstleistungen einen ‚angemes-
senen’ Beitrag leisten (siehe Abbildung 
2). Vor diesem Hintergrund wird die Be-
deutung der Auslegung und Abgrenzung 
der Begriffe Wasserdienstleistungen und 
Wassernutzungen besonders deutlich. 
Nur in Bezug auf die Wasserdienstleistun-
gen ist eine Kostendeckung einschließlich 
umwelt- und ressourcenbezogener Kos-
ten erforderlich. 

Die Artikel 5 Berichte der Mitglieds-
staaten sollten neben Aussagen zur Kos-
tendeckung der Wasserdienstleistungen, 
auch Informationen zur Anreizwirkung 
bestehender Wasserpreise für eine effizi-
ente und nachhaltige Ressourcennutzung 
enthalten, und den Beitrag von Wasser-
nutzungen zur Kostendeckung abschät-

zen. Aufgrund der engen Auslegung 
des Begriffs der Wasserdienstleistungen 
wurden bei der Ermittlung der Kosten-
deckung oft nur die Dienstleistungen der 
Wasserver- und Abwasserentsorgung be-
trachtet. Nur in einigen Einzugsgebieten 
wurden darüber hinaus weitere Sektoren 
betrachtet, wie bspw. Dienstleistungen 
im Bereich der Schifffahrt im Einzugsge-
biet Seine-Normandie. Die verursacher-
gerechte Kostenanlastung wurde bislang 
in keinem der Mitgliedsstaaten (flä-
chendeckend) systematisch geprüft. Die 
Ausführungen zur Anreizwirkung von 
Wasserpreisen gehen in der Regel über 
eine Darstellung des bestehenden Preis-
systems nicht hinaus und Aussagen zum 
Änderungsbedarf sind in den wenigsten 
Fällen enthalten. Auch belegen die Artikel 
5 Berichte, dass die angestrebte Kosten-
transparenz bislang nicht erreicht wurde, 
da sich die Kostenkategorien teilweise 
erheblich unterscheiden (bspw. in Hin-
blick auf Rücklagenbildung, Verzinsung 
von Fremd- und Eigenkapital, Abschrei-
bungen) und Subventionen oft nicht 
transparent gemacht wurden. Folglich 
lassen sich Kostendeckungsgrade derzeit 
noch nicht vergleichend darstellen. 

In den deutschen Ausführungen zur 
wirtschaftlichen Analyse  ist man zudem 
einen Sonderweg gegangen und hat die  
Kostendeckung exemplarisch anhand 
von drei Pilotgebieten (Bearbeitungsge-
biet Mittelrhein, Regierungsbezirk Leip-
zig und Teileinzugsgebiet Lippe) unter-
sucht. Aufgrund bestehender rechtlicher 
Regelungen und der unterschiedlichen 
Struktur der Pilotgebiete wurden die 
Ergebnisse der Pilotuntersuchungen als 
repräsentativ für Gesamtdeutschland ein-
geschätzt. Während dieses pragmatische 
Vorgehen für den Bericht 2004 gerecht-

Abb. 2: Forderungen von Artikel 9 in Bezug auf die Kostendeckung
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fertigt werden konnte, wird der weitere 
Umsetzungsprozess flächendeckende 
Aussagen zur Kostendeckung erfordern. 

Als besonders schwierig erwies sich 
die Erbebung von Umwelt- und Ressour-
cenkosten, so dass sich die Berichte zur 
wirtschaftlichen Analyse für das Jahr 
2004 in der Regel auf die Darstellung 
vorhandener Instrumente beschränkten. 
In Deutschland wurden die Abwasserab-
gabe und das Wasserentnahmeentgelt als 
Internalisierungsinstrumente angeführt. 

3.3 Vorbereitende Arbeiten zur Aus-
wahl von Maßnahmenkombina-

  tionen

Um die Erstellung von Maßnahmenpro-
grammen zur Erreichung der Umwelt-
ziele der Richtlinie frühzeitig in den Mit-
telpunkt der Überlegungen zu stellen, 
sollten mit der wirtschaftlichen Analyse 
2004 bereits erste Informationen zusam-
mengestellt werden, die eine spätere 
Beurteilung der Kosten einzelner Maß-
nahmen sowie der kosteneffizientesten 
Maßnahmenkombination (nach Artikel 
11) ermöglichen würden. Da zu diesem 
Zeitpunkt noch keine Informationen über 
die tatsächlich in das Maßnahmenpro-
gramm aufzunehmenden Maßnahmen 
vorlagen, konnten die Überlegungen nur 
einen orientierenden Charakter haben. Im 
Vordergrund standen Überlegungen zum 
methodischen Vorgehen, wie der gute 
Zustand mit einem optimalen Einsatz der 
zur Verfügung stehenden Mittel erreicht 
werden kann. In Deutschland wurde hier-
zu im Auftrag des Umweltbundesamtes 
ein Handbuch erarbeitet (UBA 2004), das 
eine Methodik zur Auswahl kostenef-
fizienter Maßnahmenkombinationen 
vorlegt. Auch wenn es weiterer Konkreti-
sierungen für die praktische Anwendung 
bedurfte, leistete das UBA-Handbuch ei-
nen wichtigen Beitrag zur Debatte und 
trug besonders auf internationaler Ebene 
zum Austausch bei. 

4 Zukünftige Herausforderungen

Seit Abschluss der Wirtschaftlichen Ana-
lyse 2004 wurden bereits einige Arbeiten 
weitergeführt. Dennoch verbleiben wich-
tige Herausforderungen bei der Umset-
zung der ökonomischen Elemente der 

WRRL. In den kommenden Monaten ste-
hen die weitere Umsetzung von Artikel 9, 
die Auswahl kosteneffizienter Maßnah-
menkombinationen sowie die Rechtfer-
tigung von Ausnahmetatbeständen auf 
der Basis unverhältnismäßiger Kosten auf 
der Agenda.   

4.1 Weitere Umsetzung von Artikel 9

Wie die Analyse der Artikel 5 Berichte ge-
zeigt hat, bestehen in Bezug auf die Um-
setzung von Artikel 9 erhebliche Defizite. 
Seit dem Bericht 2004 ist in den meisten 
Mitgliedstaaten in diesem Bereich wenig 
unternommen worden, was der geringe-
ren zeitlichen Priorität im Umsetzungs-
prozess geschuldet ist: Artikel 9 fordert 
die Erreichung kostendeckender Wasser-
preise erst bis zum Jahre 2010. Um die 
Ziele von Artikel 9 zu erreichen und Trans-
parenz in Bezug auf Kostenverursachung, 
Kostenträgerschaft und Finanzflüsse zu 
erreichen und Anreize für eine effiziente 
Ressourcennutzung zu setzen, sind in al-
len Mitgliedsstaaten weitere Schritte er-
forderlich. Weitreichende Auswirkungen 
könnte eine neue, breitere Definition von 
Wasserdienstleistungen mit sich bringen, 
die das Verursacherprinzip bestärken wür-
de. Einen wichtigen Beitrag zum weiteren 
Vorgehen könnte auch ein europäisches 
Forschungsprojekt leisten, das den An-
spruch hat praktikable Handreichungen 
für die Bewertung von Umwelt- und Res-
sourcenkosten zu liefern. Erste Ergebnisse 
des Projektes „Aquamoney“ sind im Jahr 
2007 zu erwarten. 

4.2 Maßnahmenauswahl

Bereits während der Arbeiten zur wirt-
schaftlichen Analyse und im Anschluss 
daran wurden in einigen Teileinzugsge-
bieten Pilotprojekte durchgeführt, mit 
der Zielsetzung das UBA-Handbuch auf 
seine Praktikabilität hin zu erproben und 
die methodische Vorgehensweise zur Aus-
wahl kosteneffizienter Maßnahmenkom-
binationen weiterzuentwickeln. Dabei 
ist im Moment noch ein Wettstreit ver-
schiedener Methodiken zu beobachten. 
Die unterschiedlichen Vorgehensweisen 
stellen insbesondere für internationale 
Flusseinzugsgebiete eine wichtige Her-
ausforderung für die kommenden Jahre 

dar. Da im Jahr 2008 die Entwürfe der 
Maßnahmenprogramme der Öffentlich-
keit zugänglich gemacht werden müssen, 
sind die verbleibenden methodischen De-
fizite und Datenlücken zeitnah zu schlie-
ßen. Aus ökonomischer Sicht bleiben 
wichtige Fragen bestehen, z.B. in Bezug 
auf den geeigneten Maßstab für die Kos-
teneffizienzanalyse; die Entwicklung von 
pragmatischen Kriterien zur Ermittlung 
und zum Vergleich der Kosteneffizienz 
verschiedener Maßnahmenkombina-
tionen; der Umgang mit Unsicherheit 
und die Beurteilung der Auswirkungen 
volkswirtschaftlicher Kosten (und Nut-
zen) von Maßnahmen. Eine Kernaussage 
aus allen Pilotprojekten war, dass lokales 
Wissen für den Prozess unverzichtbar ist 
und zu besseren Ergebnissen beiträgt. 
Darüber hinaus belegen insbesondere die 
Arbeiten zur Auswahl kosteneffizienter 
Maßnahmenkombinationen die Notwen-
digkeit der Verknüpfung von wasserfach-
licher und ökonomischer Expertise. 

4.3 Rechtfertigung von Ausnahmetat-
beständen

Artikel 4 räumt die Möglichkeit ein, 
Ausnahmetatbestände in der Form von 
verlängerten Fristen oder auch gerin-
geren Umweltzielen und auf der Basis 
‚unverhältnismäßiger Kosten’ auszu-
weisen. Vor dem Hintergrund knapper 
öffentlicher Kassen und bestehender 
finanzieller Belastungen (besonders in 
den neuen Mitgliedsstaaten) bieten die 
Ausnahmetatbestände eine wichtige 
Möglichkeit, um einen praxisorientierten 
Umsetzungsprozess zu ermöglichen. Es 
besteht jedoch die Gefahr, dass die Ziele 
der WRRL über die Ausnahmetatbestände 
ausgehöhlt werden. Daher sind ein 
transparentes Vorgehen und eine frü-
he Diskussion über Risiken und Möglich-
keiten sehr wichtig. 

Der Begriff der ‚unverhältnismäßigen 
Kosten’ ist kein feststehendes ökono-
misches Konzept und bedarf daher der 
Auslegung. Verschiedene Perspektiven 
oder Zugänge sind denkbar. Aus einer 
rein ökonomischen Perspektive liegt eine 
Unverhältnismäßigkeit vor, wenn die Kos-
ten einer Maßnahmenkombination deren 
Nutzen in angemessener Weise (bspw. 
mit einem Faktor von 2) übersteigen. Da 
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die Schwierigkeiten bei der Bestimmung 
von Nutzen bekannt sind, könnte auch 
(zunächst) ein pragmatischer Ansatz 
favorisiert werden, bspw. in der Form 
eines Indikators, der die Unterscheidung 
erleichtert. Aus politischer Sicht spielt 
schließlich die Zumutbarkeit oder wirt-
schaftliche Tragfähigkeit von Maßnah-
menkosten für Kostenträgergruppen eine 
entscheidende Rolle. Die WRRL selbst 
bringt diesen Begriff zwar nicht auf, aber 
das Wateco Dokument verweist bereits 
auf einen solchen Ansatz. 

Da die Auslegung des Begriffs ‚un-
verhältnismäßiger Kosten’ erhebliche 
Auswirkungen auf den Umsetzungs-
prozess haben kann und auch Fragen 
der innereuropäischen Fairness und des 
Wettbewerbs aufwerfen wird, wäre eine 
europaweit einheitliche Vorgehensweise 
erstrebenswert. Dies erscheint jedoch 
unwahrscheinlich, da die diskutierten An-
sätze momentan sehr weit auseinander 
liegen und ein Austausch nur begrenzt 
stattfindet. Die Vorschläge reichen von 
einer detaillierten Kosten-Nutzenanalyse 
über Untersuchungen des Verhältnisses 
von durchschnittlichem Haushaltsein-
kommen zu Wasserversorgungskosten, 
bis hin zu einem Vergleich der derzeitigen 
Ausgaben für den Gewässerschutz zu 
den veranschlagten Maßnahmenkosten. 
Letztendlich wird die Entscheidung über 
Ausnahmen eine politische Entscheidung 
sein. Sie sollte jedoch soweit wie möglich 
transparent und nach objektiven Kriterien 
erfolgen, um eine willkürlich anmutende 
Aushöhlung der WRRL zu vermeiden.

In Deutschland wird derzeit im Rah-
men eines Projektes im Auftrag der 
Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Was-
ser (LAWA), untersucht, wie das Konzept 
der Zumutbarkeit/ wirtschaftlichen Trag-

fähigkeit von Maßnahmekosten ope-
rationalisiert werden kann. Das Projekt 
hat zum Ziel, Kriterien zu entwickeln, 
die eine transparente Vorgehensweise 
ermöglichen und diese in Form von kon-
kreten Handreichungen darzustellen. 
Anhand von Fallbeispielen (Nitrat und 
Durchgängigkeit) wird die Anwendung 
der Kriterien exemplarisch durchgeführt. 
Der Projektendbericht wird für Februar 
2007 erwartet.

5 Schlussbetrachtung

Auch wenn bereits Fortschritte hinsicht-
lich der Umsetzung der wirtschaftlichen 
Elemente der WRRL gemacht wurden, 
bleiben wichtige Herausforderungen be-
stehen. Es bleibt abzuwarten, inwieweit 
die Integration der Ökonomie zur effek-
tiven und effizienten Erreichung der Ziele 
der Richtlinie in den kommenden Jahren 
beiträgt und die Transparenz im europä-
ischen Wassersektor steigert. Vor allem 
wird der Erfolg der ökonomischen Ele-
mente der WRRL stark an die Bedeutung 
gebunden sein, die die Mitgliedsstaaten 
ihrer umfangreichen und integrierten 
Umsetzung beimessen. 
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TEN-T-Ausbauprojekt

„Berücksichtigung der EU-Verkehrspo-
litik bei der Umsetzung der Wasserrah-
menrichtlinie?“ Es wäre schön, wenn wir 
diese Perspektive haben könnten: Bei 
der Revitalisierung der Flüsse auch die 
EU-Verkehrspolitik zu berücksichtigen. 
Leider gilt in der Realpolitik eher eine 
andere Orientierung. Nach wie vor sollen 
Flüsse in Europa kanalisiert und weiter 
ausgebaut werden. Bei diesem Ausbau-

Berücksichtigung der EU-Verkehrspolitik 
bei der Umsetzung der Wasserrahmen-
richtlinie – Thesen zur Bedeutung der EU- 
Binnenschifffahrtspolitik für die Wasser-
rahmenrichtlinie und den Naturschutz und  
zu den Aufgaben der Umweltverbände

von Gerhard Nagl

prozess sollen dann natürlich auch die 
Wasserrahmenrichtlinie und der Natur-
schutz berücksichtigt werden. Aber muss 
nicht angesichts von vielen bereits kana-
lisierten Flüssen oder gestauten Strecken 
in Flüssen, angesichts der steigenden 
Hochwassergefahr an diesen Flüssen end-
lich Schluss sein mit dem Kanalisierungs-
wahn, weil sonst kaum mehr etwas übrig 
bleibt an naturnahen größeren Flüssen? 
Unter diesen Bedingungen die Ziele der 
Wasserrahmenrichtlinie zu verfolgen, die 
Nutzungen an die Erfordernisse der Ge-
wässerökologie anzupassen oder bei al-

ternativen Möglichkeiten Nutzung bzw. 
Über-Nutzung aufzugeben und die Güter 
mit dem Zug zu transportieren, sollte das 
nicht auf der Tagesordnung sein?

Die alte Beton-Lobby von Bauwirt-
schaft, Binnenschifffahrt und Wasser-
kraft hat ihre Bataillone in Brüssel gut 
aufgestellt und argumentiert angepasst 
an „grüne“ Ziele. Die massive Förderung 
der Binnenschifffahrt und des Ausbaus 
der Wasserstraßen durch die EU sei durch 
den Klimaschutz und die notwendige Ent-
lastung der Straßen gerechtfertigt. Diese 
Argumente wurden so lange weitgehend 
unwidersprochen vorgetragen, dass sie 
in der Politik kaum noch hinterfragt wer-
den. Dagegen ist das Ziel der Wasserrah-
menrichtlinie, den guten Zustand auch 
an den großen Flüssen zu erreichen, und 
auch Nutzungen, die diesem Ziel entge-
genstehen, in Frage zu stellen, kaum in 
den Horizont der europäischen und nati-
onalen Politik vorgedrungen. Die europä-
ischen Ausbauplanungen wurden bisher 
ohne Rücksicht auf die Ziele der Wasser-
rahmenrichtlinie vorangetrieben.

Diese Entwicklung bedeutet eine 
Aushöhlung und Reduzierung der Was-
serrahmenrichtlinie im politischen Pro-

Abb. 1 Donaukarte (Quelle: Grünen Liga): Ökologisch besonders wertvolle Bereiche, erheblich veränderte Wasserkörper (HMWB) und TEN-T-
Ausbaustrecken am Hauptstrom der Donau.
Die ökologisch besonders wertvollen Bereiche wurden in Bayern, Serbien, Rumänien und Bulgarien als „erheblich verändert“ eingestuft, um 
den Eingriff zu erleichtern. Über das TEN-T-Ausbauprogramm der EU hinaus sind weitere Kanalisierungsmaßnahmen der ökologisch beson-
ders wertvollen Abschnitte in Österreich (Wachau), Serbien (ungestauter Bereich der Donau) Rumänien (östlicher Teil) und in der Ukraine 
(Mündungsbereich) geplant. Das bedeutet, dass alle ungestauten Bereiche der Wasserstraße Donau ausgebaut werden sollen.
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zess durch die Einflussmöglichkeiten 
und die politische Stärke der Nutzer. Das 
betrifft nicht nur die Lobby der Binnen-
schifffahrt, auch für die Wasserkraft und 
für die Landwirtschaft kann man einen 
ähnlichen Prozess beobachten. Die ent-
scheidenden Tatsachen (Ausbaupläne, 
Förderung von Binnenschifffahrt und 
Wasserkraft) werden auf der politischen 
Ebene weit vor der konkreten Umsetzung 
der Ziele der Wasserrahmenrichtlinie in 
Management-Plänen und Maßnahmen 
geschaffen. Deswegen wäre es zu kurz 
gegriffen, die Ziele der Wasserrahmen-
richtlinie erst auf dem nachgeordneten 
Feld der eigentlichen Umsetzung der 
Wasserrahmenrichtlinie zu verteidigen. 
Ein weiterer Ausbau unserer größeren 
Flüsse in größerem Maßstab ist aus Grün-
den des Naturschutzes, des Gewässer-
schutzes und des Hochwasserschutzes 
nicht mehr zu verantworten. Die ver-
kehrspolitischen und umweltpolitischen 
Argumente für diese Ausbaupläne sind 
zum größten Teil falsch und ideologisch. 
Deshalb ist es nötig, die Auseinanderset-
zung grundsätzlich wie fachpolitisch auf 
dem politischen europäischen Terrain zu 
führen. Auf diesem Terrain entscheidet 
sich, ob die Ziele der Wasserrahmenricht-
linie vor der Macht und dem Einfluss der 
kaum begrenzten Nutzungsansprüche 
Bestand haben. Hier haben die Umwelt-
verbände auf europäischer Ebene bereits 
viel versäumt, den Schutz der Flüsse vor 
den Nutzungsinteressen nicht zu einem 
der nötigen Schwerpunkte gemacht und 

auch nicht oder kaum in andere Politikfel-
der übertragen (Nachhaltigkeitsstrategie, 
Verkehr, Energiepolitik). Es bedarf unter 
diesen Vorzeichen großer Anstrengun-
gen, damit die Ziele der Wasserrahmen-
richtlinie an den großen Flüssen nicht zur 
Kosmetik für Siechende verkommen.

Wofür steht die europäische Binnen-
schifffahrtspolitik? Die europäische Bin-
nenschifffahrtspolitik orientiert sich an 
den Beschlüssen der europäischen Ver-
kehrsministerkonferenz und gipfelt im 
prioritären TEN-T-Ausbauprojekt (TEN-T 
= Trans European Networks – Transport) 
für den paneuropäischen Korridor VII. 
Dieser Korridor ist vor allem die Donau, 
die komplett kanalisiert werden soll. Im 
sog. AGN-Vertrag (European Agreement 
on Main Inland Waterways of Interna-
tional Importance) von 1996 und in der 
neueren PINE-Studie (Prospects of Inland 
Navigation within the enlarged Europe) 
sind weitere Ausbauprojekte benannt, 
vor allem der Donau-Oder-Elbe-Kanal. 
Dieses Wahnsinnsprojekt, das viele Mil-
liarden kosten würde und einen gigan-
tischen Verbrauch an Landschaft, Flüssen 
und die Förderung der ökologischen Ka-
tastrophe der Verbreitung fremder Arten 
in anderen Fluss-Systemen bedeuten wür-
de, wird in Tschechien ernsthaft verfolgt 
und zeigt viel von der Ausbaulogik: Man 
will die Milliarden aus Brüssel verbauen. 
Die Ausbauplanung für die Save in Kro-
atien ist mit „Unterstützung“ aus dem 
europäischen Ausland in vollem Gange, 
Tschechien will an der Elbe an der Grenze 

zu Deutschland eine neue Staustufe bau-
en und auch flussaufwärts den Fluss wei-
ter kanalisieren, Polen baut neue Stau-
stufen an der Oder. Diese unvollständige 
Aufzählung zeigt, dass die Planungen 
weiter in die falsche Richtung gehen. Das 
Verschlechterungsverbot der Wasserrah-
menrichtlinie spielt bei diesen Projekten 
bisher keine Rolle.

Das große europäische Projekt der 
Flusskanalisierung ist jedoch das TEN-
Ausbauprojekt Donau. An dem Fluss 
sollen auf rund 1000 km „bottlenecks“, 
Engstellen und Flaschenhälse des natür-
lichen Flusses mit Krümmungen und nicht 
immer umfassender Tiefe, beseitigt wer-
den. Der Fluss wird vertieft, begradigt, 
verbreitert. Dazu kommt aber auch noch 
der von der EU geförderte Ausbau der 
noch nicht gestauten Strecken im ehe-
maligen Jugoslawien. Praktisch alle nicht 
gestauten Strecken der Donau sind als 
„bottlenecks“ identifiziert! Diese nicht 
gestauten Flussabschnitte sind die öko-
logisch wertvollsten Strecken der Donau 
mit unschätzbarem Wert für die europä-
ische Artenvielfalt. In Deutschland wür-
den diese Planungen nach dem Willen der 
bayerischen Staatsregierung mindestens 
eine Staustufe in dem letzten größeren 
frei fließenden Stück der gesamten obe-
ren Donau ab Nordungarn bedeuten. 
Obwohl diese Naturzerstörung kaum 
zusätzliche Gütermengen auf den Fluss 
bringen würde, wird daran unbeirrt fest-
gehalten.

Im Januar 2006 beschloss die EU-Kom-
mission das integrierte europäische Ak-
tionsprogramm für die Binnenschifffahrt 
NAIADES (Navigation and Inland Water-
way Action and Development in Europe). 
Eine Najade ist in der griechischen My-
thologie eine Flussnymphe, ein Sinnbild 
für einen lebendigen Fluss! Man lässt also 
nichts unversucht, sogar die Naturgeister 
sollen der Kanalisierung ihrer Flüsse ein 
positives Image verleihen! NAIADES hat 
mehrere Elemente zur Förderung der 
Binnenschifffahrt. Das Aktionsprogramm 
befasst sich mit Märkten, der Moderni-
sierung der Flotte, mit Werbung für die 
Binnenschifffahrt und mit Fördermitteln. 
Ganz wesentlich sind jedoch die Aussagen 
zum Ausbau der Infrastruktur. In diesem 
Kapitel wird der Ausbau der Donau zwi-
schen Straubing und Vilshofen als drin-

Abb. 2: Staustufen und freie Fließstrecken an der Oberen Donau (Grafik: WWF Österreich):
Die zahlreichen Staustufen am Oberlauf des bedeutendsten europäischen Flusses sollten eher 
Anlass sein, über den Rückbau eines Teils dieser Eingriffe nachzudenken, als darüber, auch 
die längste frei fließende Strecke in Bayern noch zu opfern. In der Grafik des WWF Österreich 
sind die Auen in Bayern nicht in ihrem großen Wert erkennbar. Gerade im größten noch frei 
fließenden Bereich der deutschen Donau befindet sich die Isarmündung als eine der letzten 
intakten Binnenmündungen in Mitteleuropa. Die Auen dort und an der Donau selbst sind 
ökologisch von großer Bedeutung, diese entspricht für Deutschland dem, was der Komplex 
der Donau- und Marchauen östlich von Wien für Österreich darstellt. 
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gendes prioritäres Projekt eingefordert.
Im Folgenden werden die wichtigsten 

Aspekte der europäischen Binnenschiff-
fahrtspolitik, die sich im Ausbauplan für 
die Donau konzentriert, und die Aufga-
ben, die sich daraus für die Umweltver-
bände ergeben, in zwölf Thesen aus der 
Sicht von Naturschutz und nachhaltiger 
Entwicklung dargestellt.

Thesen:

1) Die verstärkte Förderung des Ausbaus 
der Binnenschifffahrt in Europa (TEN-
T, NAIADES) beruht auf einseitigen 
und falschen umweltpolitischen und 
ökonomischen Annahmen und muss 
aus Gründen des Gewässerschutzes 
und des Naturschutzes (aber auch der 
Volkswirtschaft und einer nachhal-
tigen Verkehrspolitik) grundsätzlich 
in Frage gestellt werden. Kein Ver-
kehrssystem zerstört oder schädigt 
komplette Ökosysteme so stark wie 
die Binnenschifffahrt, insbesonde-
re wenn die Flüsse dafür kanalisiert 
und mit Staustufen versehen wurden 
oder werden. Während Straße und 
Schiene nur einen relativ geringen 
Teil der betroffenen Landökosyste-
me stark verändern oder zerstören, 
hat der bisherige Ausbau der Wasser-
straßen zu sehr weitgehenden hydro-
morphologischen und ökologischen 
Veränderungen geführt, den Lebens-
raum Fluss in seiner Natürlichkeit 
und Vielfalt erheblich beeinträchtigt.  
Die immer wieder wiederholte Be-
hauptung, Transporte könnten in 
nennenswertem Umfang von der 
Straße auf das Binnenschiff verlagert 
werden, ist nicht haltbar, weil Trans-
portbedingungen und Güterstruktur 
zur Konkurrenz mit der Bahn führen, 
statt den Straßenverkehr zu entlasten. 
Die enormen freien Kapazitäten der 
Wasserstraßen und der Binnenschiff-
fahrt (besonders an Donau, Elbe und 
Oder) und der Rückgang des Anteils 
der Binnenschifffahrt an den Trans-
portmengen zeigen ihre strukturellen 
Grenzen, die auch mit einer Voll-Ka-
nalisierung der Flüsse bleiben. Da-
mit ist das Ziel eines umfangreichen 
Ausbaus der Wasserstraßen, wie an 
der Donau geplant, als vorgeblicher 

Beitrag zu nachhaltiger Entwicklung 
in Frage zu stellen. Der widersprüch-
liche Ansatz gleich legitimer Ziele von 
Ausbau und Schutz der Flüsse , wie er 
in der europäischen Politik auch im-
mer wieder vertreten wird, ist unter 
den Gesichtspunkten sowohl des Na-
tur- und Gewässerschutzes, aber auch 
einer nachhaltigen Wirtschafts- und 
Verkehrsentwicklung nicht akzepta-
bel.

2) Um das Verschlechterungsverbot der 
Wasserrahmenrichtlinie zu umgehen, 
haben viele Staaten, die Wasserstra-
ßen ausbauen wollen, die betroffenen 
Flüsse bzw. Flussabschnitte unge-
rechtfertigt als erheblich veränderte 
Gewässer im Sinne der europäischen 
Wasserrahmenrichtlinie ausgewiesen. 
Diese Festlegungen müssen dringend 
korrigiert werden. Auch hier zeigt 

sich, dass über das Schicksal der groß-
en Flüsse im Rahmen der Wasserrah-
menrichtlinie unter dem Druck von 
Nutzungsinteressen in nicht wenigen 
Fällen politisch entschieden wird.

3) Sowohl die Bestandsaufnahmen des 
Naturschutzes (z.B. die Roten Listen 
der Fließgewässerarten) als auch die 
Bestandsaufnahmen nach der Was-
serrahmenrichtlinie zeigen, dass hy-
dromorphologische Veränderungen 
für Nutzungen wie die Binnenschiff-
fahrt im Bereich der Fließgewässer zu 
einem Zustand geführt haben, der das 
Ziel des guten Zustandes und die öko-
logische Substanz gerade der großen 
Flüsse in hohem Maß gefährdet. Viele 
Flüsse und Wasserstraßen sind bereits 
übermäßig (z.B. mit Staustufen) aus-
gebaut.

Abb. 3: Eine breite Kiesbank an der frei fließenden Donau südlich von Deggendorf bei Nied-
rigwasserstand (Foto: Gerhard Nagl):
Auf der Kiesbank sind Bereiche mit Wasser erkennbar. Der dynamische Lebensraum Kies-
bank mit trockenen und amphibischen Bereichen ist an der Donau extrem selten geworden. 
Solche Bilder würden nach dem Ausbau der Donau mit einer oder mehreren Staustufen der 
Vergangenheit angehören. Nicht nur soll die Schifffahrtsrinne stark verbreitert und begradigt 
werden, die Kiesbank würde dauerhaft überstaut und damit als dynamischer Biotop ver-
schwinden. 
Der Niedrigwasserstand und der dynamische Wechsel der Wasserstände, der einen natur-
nahen Fluss und seine Auen kennzeichnet, würden mit einer Staustufenlösung einer Nivel-
lierung zum Opfer fallen. Trotz des Niedrigwasserstandes waren an dem Tag der Aufnahme 
zahlreiche gut beladene Schiffe auf der Donau unterwegs. Der Fluss bietet auch ohne Ausbau 
im Vergleich zur Elbe hervorragende, im Vergleich zum Rhein gute Schifffahrtsbedingungen. 
Während eine Staustufenlösung bedeutet, Ausfallzeiten durch zunehmende Eisbildung 
und Schleusenreparaturen und -überholungen zu akzeptieren, wollen die Vertreter dieser 
Ausbauvariante einen Fluss mit Niedrigwasser, also einen naturnahen Fluss, nicht akzeptie-
ren. Der Fluss hat nach ihren Vorstellungen ganzjährig hohe Wasserstände für die maximale 
Nutzung als „Wasserautobahn“ aufzuweisen.
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4) Die Bestandsaufnahmen würden 
nahe legen, die Ursachen (Gewässer-
verbauung) so weit wie möglich zu 
beseitigen. Die Wasserrahmenrichtli-
nie enthält ein klares Verbesserungs-
gebot und stellt gewässerschädliche 
Nutzungen grundsätzlich oder in 
ihrem Ausmaß in Frage. Ökologisch 
bessere Alternativen sind zu prüfen. 
Leider wird bei der Umsetzung der 
Wasserrahmenrichtlinie oft in voraus-
eilender Kapitulation vor den Nut-
zern der Rückbau von Verbauungen, 
auch von Staustufen, als Bestandteil 
von Maßnahmen ausgeblendet oder 
an kleinere Flüsse ohne Nutzung ver-

legt.
5) Die Diskussion konzentriert sich bei 

den Maßnahmen darauf, was eine 
„signifikante Beeinträchtigung“ der 
Nutzung darstellen könnte. Hier erle-
ben wir gerade an Donau und Elbe, 
dass bereits der Ist-Zustand der na-
turnäheren Abschnitte von der Lobby 
der Binnenschifffahrt als signifikante 
Beeinträchtigung empfunden wird. 
Weiter kommt in der Diskussion über 
Maßnahmen dazu, dass Kosten-Nut-
zen-Berechnungen und sog. „unver-
hältnismäßige Kosten“ den Umfang 
von Renaturierungsmaßnahmen stark 
beschränken könnten. Hier gilt es für 

die Umweltverbände, sich fachkundig 
zu machen und an eigenständigen Be-
wertungen zu arbeiten.

6) Wasserkraft und Binnenschifffahrt 
auf kanalisierten Fluss-Strecken 
hängen eng zusammen. Während 
Binnenschifffahrt in der Regel auch 
ohne Staustufen möglich ist, hängt 
die Wasserkraft an Staustufen, die 
eine substantielle Renaturierung blo-
ckieren. Beide Nutzungen beanspru-
chen, „umweltfreundlich“ zu sein und 
versuchen damit, Ansprüche des Ge-
wässerschutzes auszuhebeln. Wenn 
Umweltverträglichkeitsprüfungen 
und Kosten-Nutzen-Rechnungen 
keinen absoluten Schwerpunkt auf 
die Gewässerökologie legen, droht 
ebenfalls eine Entwertung der Was-
serrahmenrichtlinie. Auch in diesem 
Zusammenhang sind die Umweltver-
bände gefordert, eine undifferen-
zierte Bertachtung der Wasserkraft 
als „gute“ erneuerbare Energie zu 
korrigieren und bereits weit vor einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung Län-
der übergreifend aktiv zu werden.

7) Die Durchgängigkeit der Flüsse für 
Fische und andere Organismen, 
aber auch für Geschiebe, ist eine 
wichtige Grundsatzforderung für 
die Maßnahmenprogramme. Der 
Stör-Aktionsplan an der Donau oder 
das Lachs-Programm am Rhein sind 
positive Beispiele. Genau so wichtig 
wie die Durchgängigkeit ist aber die 
Wiederherstellung von fließenden 
Flussabschnitten in den Stauketten, 
z.B. an der Donau. Die Erhaltung und 
Wiederherstellung der Fließgewässer-
ökologie muss auch für erheblich ver-
änderte Abschnitte ein vorrangiges 
Ziel sein. Das ist möglich durch eine 
Reduzierung der gestauten Strecken 
bzw. eine Verlängerung von frei flie-
ßenden Strecken.

8) Die Einbeziehung des Naturschutzes 
im Sinne des Arten- und Biotop-
schutzes, von Natura 2000, der Bio-
diversitätskonvention und der Bio-
diversitätsstrategie muss in nächster 
Zukunft endlich Realität werden. Ma-
nagementpläne und Maßnahmenpro-
gramme müssen von Anfang an auch 
im Hinblick auf Arten und Lebensräu-
me erarbeitet werden. Dazu sind Kon-

Abb. 4: Die Mühlhamer Schleife, die letzte verbliebene große Schleife an der deutschen Do-
nau (Foto: Hubert Ammer):
Nach dem Willen der bayerischen Staatsregierung würde auch diese Schleife mit dem Bau 
eines Durchstichkanals abgeschnitten. Am nördlichen Ende der Schleife, unmittelbar an den 
wertvollen Auwiesen und Auwäldern der „Gundelau“ mit vielen Tieren und Pflanzen der 
Roten Liste, würde eine Staustufe errichtet. Auch am rechten Donauufer (im Bild links) sind 
wertvolle Ufer- und Auenbereiche erhalten. Die Staustufe würde das Ende des Niedrigwas-
serstandes bedeuten und damit die Dynamik der wechselnden Wasserstände in der Aue 
grundlegend beeinträchtigen oder zerstören. 
Oberhalb des Staus würden die Wechselwasserstände in den Altwässern und Seitengerinnen 
am Fluss fehlen, große Teile würden überstaut werden, sofern sie nicht der Verbreiterung und 
Begradigung durch Abtragung zum Opfer fallen. Der Austausch zwischen Fluss, Grundwasser 
und Seitengewässern wäre stark gestört oder nicht mehr möglich. Der Fluss, der hier südlich 
der Isarmündung ein größeres Gefälle und damit eine schnelle Strömung aufweist, würde 
durch eine Staustufe in seiner Fließgeschwindigkeit stark gebremst, verliert seine Eigenart. 
Die seltenen kieslaichenden Fische (darunter mehrere endemische Arten) und die Donau-
kahnschnecken verlieren durch die Verschlammung oberhalb der Staustufe ihre schon selten 
gewordenen natürlichen Fortpflanzungsmöglichkeiten im Fluss. In den Auen lebt noch der 
Große Brachvogel. Allerdings wurden durch die Politik, zugunsten des Ausbaus der Donau 
keine Naturschutzgebiete mehr auszuweisen, bereits viele Wiesen in Äcker verwandelt (im 
Bild rechts hinter dem Deich) und so der Lebensraum für mehrere Dutzend Brutpaare des 
Großen Brachvogels vernichtet. Damit hat die Zerstörung schon vor dem Bau einer Staustufe 
begonnen.
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zepte über den Wasserkörper hinaus 
zu erarbeiten, auch für das gesamte 
Einzugsgebiet und für wichtige Unter-
einheiten.

9) Die Einbeziehung des Auen- und Hoch- 
wasserschutzes in die Management-
pläne und Maßnahmenprogramme 
muss baldmöglichst über die Anfor-
derungen der Wasserrahmenrichtlinie 
hinaus in Angriff genommen werden. 
Verbauungen, Stau und Begradi-
gungen für die Binnenschifffahrt wir-
ken einer Nutzung von Möglichkeiten 
des ökologischen Hochwasserschutzes 
entgegen. Es geht nicht in erster Linie 
darum, die Hochwasserneutralität ei-
ner einzelnen Ausbaumaßnahme un-
ter der Bedingung des gegenwärtigen 
schlechten Zustandes nachzuweisen, 
sondern darum, Gesamtkonzepte für 
den ökologisch orientierten Hoch-
wasserschutz zu entwickeln, die die 
Dynamik von Fluss und Aue insbeson-
dere an den großen Flüssen nicht nur 
erhalten, sondern in den ökologisch 
besonders wertvollen Bereichen ent-
scheidend verbessern. Die Binnen-
schifffahrt kann keinen Vorrang vor 
den zu integrierenden Zielen von 
Hochwasserschutz und Naturschutz 
beanspruchen, sie darf die bereits  
(z. B. durch Bebauung) reduzierten 
Möglichkeiten der Auenrenaturie-
rung nicht weiter einschränken.

10) Die dritte europäische Binnenschiff-
fahrtskonferenz im September 2006 
in Bukarest hat die Ziele von NAIADES 
und des TEN-Projektes aufgenommen. 
Die Donau steht damit im Zentrum der 
europäischen Auseinandersetzung 
über die Binnenschifffahrt. Immerhin 
wurde in Bukarest auch eine Studie zu 
den Auswirkungen von Wasserstraßen 
auf die Flussökologie vorgestellt. Die 
Umweltverbände an der bayerischen 
Donau kommen den Ausbaubestre-
bungen mit der Zustimmung zu einer 
Verbesserung der Schifffahrtsverhält-
nisse mit flussbaulichen Mitteln ohne 
Staustufen entgegen. Es gibt also 
eine deutliche Bereitschaft zur An-

näherung, zumindest von Seiten der 
Umweltverbände. Dabei ist allerdings 
auch zu berücksichtigen, dass nach 
wie vor eine grundlegende Revision 
des TEN-Projektes nötig scheint.

11) Nach den Vorstellungen der EU-Kom-
mission und entsprechend der euro-
päischen Strategie zur Umsetzung 
der Wasserrahmenrichtlinie sollen Lö-
sungen von Konflikten zwischen Nut-
zungen, Ausbau und Gewässerschutz 
im Dialog unter Einbeziehung der 
verschiedenen „Stakeholder“ gelöst 
werden. Sowohl in den CIS-Arbeits-
gruppen (CIS = Common Implementa-
tion Strategy) Hydromorphologie und 
Ausnahmen (Art. 4.7) als auch bei der 
Umsetzung der Wasserrahmenricht-
linie an der Donau geht man diesen 
Weg. An der Donau wird im Rahmen 
einer von der Internationalen Kom-
mission zum Schutz der Donau (IKSD) 
moderierten Diskussion der beteilig-
ten Länder und Interessengruppen 
versucht, 2007 eine gemeinsame Er-
klärung aller Beteiligten zu erarbei-
ten, die der Binnenschifffahrt und der 
Ökologie des Flusses gerecht wird. Die 
Umweltverbände sollten dieses Ange-
bot ergreifen, es verlangt jedoch qua-
lifizierte Arbeit an Zielvorstellungen 
und Fachfragen. Die Arbeit in den in-
ternationalen Fluss-Kommissionen ist 
von großer Bedeutung.

12) Die europäische und Länder über-
greifende Dimension der Ausbau-
planungen für Flüsse und die eben-
falls übergreifende Dimension der 
Wasserrahmenrichtlinie machen für 
die deutschen und europäischen Um-
weltverbände eine Umorientierung 
nötig. Da mit den Ausbauplanungen 
die Substanz der Wasserrahmen-
richtlinie auf dem Spiel steht, sollte 
sowohl der Schutz der großen Flüsse 
als auch die Verteidigung der Ziele 
der Wasserrahmenrichtlinie im Be-
reich Hydromorphologie auf europä-
ischer und internationaler Ebene ein 
Schwerpunkt ihres Engagements wer-
den. Eine hervorragende Rolle spielen 

dabei die Donau als Objekt der um-
fassendsten Kanalisierungspläne und 
als Modell für Europa und das Danube 
Environmental Forum (DEF) mit über 
170 Mitgliedsorganisationen (Stand 
2006). Damit Ausbau und Verschlech-
terung nicht über die falsche Aus-
weisung von erheblich veränderten 
Gewässern erleichtert werden, sollte 
eine wissenschaftliche Studie erstellt 
werden. Auch für eine Rücknahme 
von Verbauungen und zur Frage der 
Einschränkung von Nutzungen sowie 
für übergreifende Naturschutzziele 
und Maßnahmen an den großen Flüs-
sen müssen Anstöße und Konzepte 
von den Umweltverbänden kommen. 
Die Defizite auf europäischer Ebene 
werden anschaulich, wenn man die 
gute Lobbyarbeit der Umweltverbän-
de zur Grundwasserrichtlinie und zu 
wirtschaftlichen Aspekten betrachtet, 
während der Ausbau für die Binnen-
schifffahrt mit NAIADES ungetrübt 
durch die Ausschüsse geht. Oder 
wenn ein Blick in die überarbeitete 
Nachhaltigkeitsstrategie der EU (Juni 
2006) zeigt, dass darin die Binnen-
schifffahrt gelobt wird, aber die wei-
tere Bedrohung für die großen Flüsse 
nicht einmal erwähnt wird. Der Schutz 
der großen Flüsse muss ein Thema für 
die europäische Verkehrs- und En-
ergiepolitik werden. Wir stehen vor 
historischen Entscheidungen. Sowohl 
in Brüssel als auch an der Donau und 
weiteren Flüssen gibt es noch viel zu 
tun, damit die Zukunft der Binnen-
schifffahrt wirklich nachhaltig wird.

Anschrift des Verfassers:

Gerhard Nagl, M.A.
Bund Naturschutz in Bayern e.V.
Danube Environmental Forum
Martin-Luther-Str. 14
94469 Deggendorf
Tel.: 0991 383 1609
gerhard.nagl@donaufluss.de
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Schlüsselwörter: Freizeitschifffahrt, 
Ausbauplanung, Brandenburg, Auswir-
kungen, Störungen, Wasserrahmenricht-
linie.

1 Einleitung

Die eiszeitlich geprägten Landschaften 
von Mecklenburg-Vorpommern, Bran-
denburg und Berlin sind durch einen 
hohen Anteil unterschiedlichster Gewäs-
ser gekennzeichnet. Allein in Branden-
burg gibt es ca. 3.000 Seen und mehr als 
30.000 km Fließgewässer. Es gilt deshalb 
als das  wasserreichste Bundesland. Diese 
in Deutschland einzigartige Gewässer-
landschaft besitzt teilweise noch immer 
eine große  Abgeschiedenheit und Na-
turnähe mit einer reichhaltigen Flora und 
Fauna. Semiaquatische Säuger wie Biber 
und Fischotter, Greifvögel wie  Seeadler 
und Fischadler  und an das Röhricht als 
Lebensraum gebundene Vögel wie  die 
Große Rohrdommel oder die Zwergrohr-
dommel haben hier Verbreitungsschwer-
punkte, um nur beispielhaft einige Arten 
zu nennen.

Entwicklung von Freizeitschifffahrt und 
Wassertourismus – Konfliktpotentiale mit 
dem Naturschutz 

von Manfred Krauß

In zunehmendem Maße werden je-
doch diese Gewässer für den Wasser-
sport und Bootstourismus insbesondere 
mit Charter-Hausbooten erschlossen und 
intensiv vermarktet, da aus Sicht der Lan-
despolitiker für diese in der Regel struk-
turschwachen Regionen der Tourismus 
der einzige Rettungsanker ist. Die Aus-
wirkungen dieser Nutzung auf Natur und 
Landschaft sind jedoch als äußerst proble-
matisch anzusehen und werden bei der 
Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 
bislang nicht oder nur unzureichend be-
rücksichtigt.

2 Wasser-Tourismus als Wirt-
schaftsfaktor

Dass der Wassersport in Deutschland zu 
einem offensichtlich nicht mehr zu ver-
nachlässigenden Wirtschaftsfaktor ge-
worden ist zeigt die Tabelle 1.

Und das Ende dieser Entwicklung ist 
noch nicht erreicht. Die jährlichen Wachs-
tumsraten sollen an einigen Zahlen aus 
Mecklenburg-Vorpommern aus dem Jahr 
2003 dargestellt werden (Helmers 2004): 
n		im Jahr 2003 hatte die Zahl der Schleu-
sungen im Vergleich zu den letzten Jah-
ren um 50 % zugenommen
n		es wurden mehr als 30.000 Bootsrei-
sen unternommen
n		es gab geschätzte 150.000 Wassertou-
risten 
n		140 Unternehmen mit ca. 6.000 Ar-
beitsplätzen erwirtschafteten einen Um-
satz von 160 Mill. Euro.

Auch in Brandenburg sind vor allem 
auf der beliebten Verbindung zwischen 
den Havelgewässern und der Müritz 
(Havel-Müritz-Wasserstraße) erhebliche 
Steigerungsraten im Sportbootverkehr 
zu verzeichnen. Hier wird offensichtlich 
an hoch frequentierten Schleusen im 
Sommer schon die Grenze der Leistungs-

fähigkeit erreicht. Dadurch kommt es zu 
teilweise mehrstündigen Wartezeiten 
(WSA Eberswalde 2005).

3 Entwicklung in Brandenburg 
und Berlin

Im Folgenden soll vor allem auf die Ent-
wicklung in Brandenburg und Berlin ein-
gegangen werden. Zwischen dem Bal-
lungsraum Berlin und dem relativ dünn 
besiedelten Flächenstaat Brandenburg 
gibt es in Punkto Gewässernutzung einen 
interessanten Gegensatz.

Vor der politischen Wende waren die 
brandenburgischen Gewässer meist nur 
von Seglern und Wasserwanderern mit 
Faltbooten touristisch genutzt, die An-
zahl der Motorboote war relativ gering. 
Auf den Gewässern innerhalb  West-Ber-
lins und zum Teil aber auch auf den Ost-
Berliner Gewässern gab es aufgrund der 
Lage in einem Ballungsraum mit 3,5 Mill. 
Einwohnern schon seit den 50er Jahren 
des vorigen Jahrhunderts einen hohen 
Nutzungsdruck. Dieser hat an den dor-
tigen Gewässerufern erhebliche Spuren 
hinterlassen.

So verminderte sich die mit Röhricht 
bestandene Fläche aller Berliner Gewäs-
ser von 1928/44 bis 2000 um über 77 %. 
Der Tiefpunkt dieser Entwicklung lag um 
1990. Zu diesem Zeitpunkt waren nur 
noch 29 % des Ausgangsbestands vorhan-
den. Seitdem haben die Röhrichte auf-
grund von Pflegemaßnahmen an vielen 
Gewässern wieder zugenommen (Krauß 
et al. 2003).

Mitverursacht wurde der Röhricht-
rückgang durch den Wellenschlag von 
Sportbooten sowie Fracht- und Fahrgast-
schiffen. Darüber hinaus wurden intakte 
Röhrichte durch die Anlage von Boots-
stegen, Liegeplätzen sowie Slipanlagen 
zerstückelt und landseitig viele Uferab-
schnitte durch die Anlage von Yachtclubs 
und technischer Infrastruktur überbaut 
(Krauß et al. 2003). Mit einem erheblichen 
finanziellen Aufwand gelang es durch 
den Bau von Wellenbrechern (Palisaden) 
im Wasser sowie Neuanpflanzungen die 
Bestände zu stabilisieren und den Röh-
richtrückgang zu stoppen. 

Insofern können anhand der Entwick-
lung der Berliner Gewässer die zu erwar-
tenden Veränderungen an den Gewässern 

Tab. 1: Umsatz im Deutschen Wassersport-

markt 2002 (BWWS 2003).

Umsatz im deutschen Wassersport-
markt 2002 (in Mio. Euro) 
Gebrauchtboote 332
Treib- und Schmierstoffe 239
Neuboote 200
Reparatur und Service 201
Ausrüstung und Zubehör 159
Dienstleistung 140
Marinas 135
Charter 128
Tauchen 62
Surfen 44
Schlauchboote 28
Summe 1.668
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im Brandenburger Umland vorhergesagt 
werden, denn die wassertouristischen Pla-
nungen für Brandenburg geraten zuneh-
mend in Konflikt mit dem Naturschutz. 
Immer mehr Gewässer werden durch den 
Ausbau bzw. die Wiederherstellung von 
ehemaligen Verbindungskanälen für mo-
torisierte Sport- und Hausboote geöffnet. 
Diese waren bislang meist nur im gerin-
gen Umfang von meist kleineren Motor-
booten mit wenigen PS Motorleistung 
befahren, nun sollen sie Bestandteile von 
touristisch erschlossenen Rundkursen und 
entsprechend vermarktet werden, mit all 
ihren Folgen für die Natur. Nach einer 
Studie mit Handlungsempfehlungen zur 
Entwicklung des Wassersports in Bran-
denburg sollen Gewässer mit einer Länge 
von rund 1.600 km für motorisierte und 
6.500 km für nicht motorisierte Boote be-
fahrbar sein.

Vorbereitet wurde diese Entwicklung 
in Brandenburg mit den 1996 und 1999 
erstellten Wassersportentwicklungsplä-
nen (Teil I und II). Rechtlich und finanziell 
abgesichert wurde der Ausbau der Lan-
deswasserstraßen für diesen Zweck durch 
den Erlass vom 27.2. 2004 zur „Erhaltung 
und Nutzung der schiffbaren Landesge-
wässer in Brandenburg“. Darin werden 
alle nicht dem Bund gehörenden Was-
serstraßen klassifiziert und Ausbauziele 
festgeschrieben. Hinzu kommt, dass ca. 
1.000 km heute nur noch teilweise von 
der Frachtschifffahrt genutzten Wasser-
straßen sich im Besitz der Bundeswasser-
straßenverwaltung  befinden, die diese  
mit einem erheblichen Mitteleinsatz 
meist sehr naturfremd unterhalten bzw. 
auch ausbauen lässt.

Die Wassersportentwicklungspläne 
beinhalten im Wesentlichen die Schaf-
fung mehrerer Rundkurse, die überwie-
gend aus größeren zusammenhängenden 
Seengebieten bestehen, die über bereits 
vorhandene oder neu zu schaffende Ka-
näle verbunden werden sollen. An diesen 
Rundkursen soll die entsprechende Infra-
struktur mit Marinas, Rastplätzen etc. er-
richtet werden.

Allerdings wurden dabei weder öko-
logische Gesichtspunkte berücksichtigt 
noch Tragfähigkeitsuntersuchungen an-
gestellt. Prinzipiell sind fast alle dieser 
Maßnahmen mit erheblichen Eingriffen 
in aus Naturschutzsicht äußerst wert-

volle Gewässer-Lebensräume verbun-
den, die zum überwiegenden Teil auch 
FFH-Gebiete sind. Somit entsteht durch 
die Wiederherstellung bzw. auch den 
teilweisen Ausbau ehemaliger meist ex-
tensiv genutzter Wasserstraßen, die viel-
fach bereits mehrere Jahrzehnte kaum 
oder gar nicht mehr nutzbar waren, eine 
völlig neue Situation für den Naturschutz 
an diesen Gewässern. 

4 Bereits erfolgte Maßnahmen 
und Planungen

Anhand einiger Beispiele in Brandenburg 
soll der Umfang der geplanten und be-
reits durchgeführten Maßnahmen skiz-
ziert werden. Zum großen Teil handelt 
es sich bei den Baumaßnahmen um die 
Wiederherstellung ehemaliger histo-
rischer Wasserstraßen die teilweise bis zur 
Mitte des letzten Jahrhunderts noch mit 
kleinen Frachtschiffen befahren wurden, 
dann aber dem Verfall anheim fielen, 
wie z.B. der Finowkanal. Da dieser von 
der Güterschifffahrt seit Jahrzehnten 
nicht mehr genutzt wurde, hatte sich die 
Natur hier ihren Raum wieder zurückge-
holt. Dieser Kanal wurde mit Mitteln der 
Bundeswasserstraßenverwaltung wieder 
instand gesetzt und wird jetzt durch mo-
torisierte Sportboote genutzt.

Eine weitere Maßnahme war z.B. der 
Neubau der Templiner Schleuse. Damit 
wurden die in der Umgebung Templins 
befindlichen Seen wieder von der Ober-
havel aus mit Motorbooten erreichbar. 
Diese Schleuse wurde ausschließlich mit 
Mitteln der Bundeswasserstraßenverwal-
tung in Höhe von 3 Mio. G neugebaut 
(WSA Eberswalde 2005).

Weitgehend fertig gestellt sind Un-
terhaltungsarbeiten an Teilabschnitten 
des Rhins, einer Landeswasserstraße. Da-
durch sollen die Neuruppiner Seen wieder 
von der Oberhavel aus erreicht werden 
können. Der Rhin ist hier Bestandteil des 
FFH-Gebiets „Oberes Rhinluch“.

Derzeit wird gerade mit der Wieder-
herstellung eines ehemaligen Stichka-
nals vom Finowkanal zum Werbellinsee 
begonnen. Dieser Kanal ist ebenfalls als 
FFH-Gebiet ausgewiesen.

Der Neubau einer Schleuse bei Kos-
senblatt an der Spree ist weitgehend 
fertiggestellt. Der Spreelauf ist ebenfalls 

FFH-Gebiet.
Nach diversen Zeitungsberichten wur-

den allein zwischen 2004 – 2006 im Be-
reich der Gewässerinfrastruktur Investiti-
onen, insbesondere für Schleusen in Höhe 
von rund 10,8 Mio. D  getätigt.

Derzeit in der Diskussion und Vorpla-
nung ist die  Wiederherstellung des Lan-
gen Trödels, des westlichen Teilstücks des 
bei Eberswalde gelegenen Finowkanals 
zwischen Zerpenschleuse und Lieben-
walde. Dieser Kanal ist seit 1924/25 eine 
Sackgasse, weil Teile davon zugeschüttet 
wurden. Inzwischen haben sich dort etli-
che Biberfamilien angesiedelt. Der Kanal 
ist als FFH-Gebiet gemeldet. Seit 1990 
gibt es immer wieder Überlegungen, den 
Langen Trödel für die Sportschifffahrt zu 
öffnen. Hierzu wurde die „Wassersport-
initiative Nordbrandenburg“ (WIN) durch 
das Land gegründet, der auch Vertreter 
der betroffenen Landkreise und Gemein-
den angehören. Zur Wiederherstellung 
wären jedoch umfangreiche Neubau-
massnahmen erforderlich. Es müssten 2 
Brücken neu gebaut  (u. a. die der B 109 
mitten in einem Ortszentrum), der Kanal 
müsste ausgebaggert, die Ufer befestigt 
und zusätzlich eine Schleuse neu gebaut 
werden.

Inzwischen gibt es auch einen Ent-
wurf für ein weiteres wassersportliches  
Entwicklungskonzept im Südostraum 
Brandenburgs, für das ähnliche Eingriffe 
und Baumaßnahmen notwendig wären. 
Somit ist in Brandenburg noch kein Ende 
dieser Entwicklung abzusehen.

Im Gegensatz dazu gibt es in einigen 
Berliner Bezirken, wie z.B. Spandau, Be-
strebungen, zumindest im Rahmen der 
ihnen zur Verfügung stehenden Möglich-
keiten die Ufernutzungen durch den Was-
sersport einzuschränken und in weniger 
empfindlichen Teilen von Natur und Land- 
schaft zu konzentrieren (Szamatolsky & 
Partner 2002).

5 Vergleich des Bestands an 
Sportbooten an unterschied-
lichen Gewässern

Ein Indikator für die Nutzungsintensität 
ist die Größe des Sportbootbestands im 
Vergleich mit anderen Wassersportrevie-
ren in Deutschland. Daraus ergibt sich, 
dass hier im bundesweiten Maßstab be-
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reits eine extrem hohe Dichte an Booten 
vorhanden ist (Tab. 2) und diese durch die 
beschriebenen Fördermaßnahmen noch 
weiter steigen soll.

Im Gegensatz dazu ist z.B. auf den 
bayrischen Voralpenseen der Motor-
bootbestand kontingentiert, auslaufen-
de Genehmigungen werden nicht verlän-
gert. Zugelassen sind allerdings umwelt-
freundliche Elektroantriebe.

6 Auswirkungen des Wassersport-
betriebs

Was sind nun die Auswirkungen des Was-
sersportbetriebs auf Natur und Land-
schaft? Beim Betrieb von Wasserfahrzeu-
gen mit Verbrennungsmotoren kommt 
es zu

n		Wellenschlag (siehe Abb. 1)
n		Lärm
n		es gelangen Schadstoffe ins Wasser 
(Verbrennungsrückstände, Treibstoff und 
Schmieröle, Abrieb von Antifoulinganstri-
chen),
n		es entstehen Vergrämungseffekte 
beim Vorbeifahren oder Ankern in Brut-, 
Rast- oder Nahrungsgebieten von Tieren 
(siehe Abb. 2),
n		im engeren Uferbereich bzw. bei ge-
ringer Wassertiefe kommt es zur Aufwir-
belung von Schlamm und zur Zerstörung 
bzw. Tötung von Wasserorganismen 
durch den Propeller.

Durch den Bau und Betrieb von Steg-
anlagen (Marinas)
n		werden vorhandene Röhrichtbestän-
de in einzelne Bestandsinseln aufgetrennt 

(Isolation),
n		kommt es zur Entstehung von wel-
lenwirksamen Schneisen im potentiellen 
Wuchsraum von Röhricht und Schwimm-
blattpflanzen, 
n		entstehen Störungseffekte für die 
Fauna,  ähnlich wie bei Angel- oder Ba-
denutzung am Ufer, auf dem Steg ist der 
Mensch weit sichtbar, deshalb besonders 
effektiv!
n		in den Sommermonaten während der 
Brutzeit herrscht besonders intensiver 
Betrieb, es gibt Störungen durch Be- und 
Entladung (Ver- und Entsorgung, Betan-
kung), Wartung, häufig auch Wohnbe-
trieb auf Kajütbooten etc.

Zusätzlich gibt es einen hohe Flä-
chenbedarf für die zum Betrieb der 
Boote notwendige Infrastruktur in den 
empfindlichen Uferzonen (Anlegestege, 
Bootshäuser, Vereinsgebäude, Restau-
rants, Slipanlagen, Parkplätze, Zufahrten, 
Winterlager, Tankstellen, Rastplätze, An-

Tab. 2: Vergleich der Bootsdichte der Berliner Gewässer mit Bodensee, Starnberger See und Ammersee.

Fläche 
(km²)

Länge Anzahl Sportboote Boote/km² 
Wasserfläche

Berliner 
Gewässer

53,6 ca. 200 km ca. 50.000 (Schätzung)
ca. 23.000 nach Zählung von Mediamare (2000)

933
435

Brandenburger 
Gewässer

?? 2.614 km ges. 
1.055 km Bundeswasserstraße
598 km Landeswasserstraße
900 km Spreewald
ca. 3.600 Seen Fläche =?

ca. 13-14.000 Liegeplätze, die Zahl der Boote 
dürfte aber deutlich höher sein

??

Starnberger 
See

56,4 Motorboote 380, Segelboote 2.275, Elektro-
boote 904, insgesamt 3.559

63

Ammersee 46,6 Motorboote 150, Segelboote 1.400, Elektro-
boote 130, Sonstige 100,  insgesamt 1.780

38

Bodensee 535,0 ca. 50.000 93

Abb. 2. Ankernde Sportboote vor einem 
Schilfbestand (Foto M. Krauß)

Abb. 1: Mit  hoher Geschwindigkeit fahrendes Sportboot (Foto M. Krauß)
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legestellen unterwegs und Schleusen). 
Für große Boote mit mehr Tiefgang müs-
sen die Gewässer ausgebaggert und die 
Ufer befestigt werden.

Nach dem „Bodenseebericht“ (IGKB 
2003) beansprucht am Bodensee eine 
Steganlage durchschnittlich 35-75 m² an 
Wasserfläche. Je Liegeplatz werden zu-
sätzlich 50-100 m² Bedarf an Landfläche 
veranschlagt.

Eine gute Zusammenstellung über 

die Auswirkungen von Wassersport und 
Motorbooten auf die Gewässer wurde 
vom bayerischen Umweltministerium 
zusammen mit dem bayerischen Lan-
desportverband veröffentlicht (StMLU 
& BLSV 2000). In den Tabellen 3 und 4 
sind die Auswirkungen des Motorboot-
betriebs auf dem Gewässer und die Aus-
wirkungen durch den direkten Betrieb 
des Motors etc. tabellarisch beschrieben. 
Diese sind ohne Einschränkungen auf die 

Berlin-Brandenburgische Situation über-
tragbar. Eine Zusammenstellung für die 
Berliner Gewässer gibt es von Protzmann 
& Hornung (1991) und Pipper (2005).

Zusammenfassend kann man sagen, 
dass der Betrieb von Motorbooten durch 
Wellenschlag, Schadstoffeintrag ins Ge-
wässer, Raumbedarf am Ufer, Störungs-
einwirkungen auf die Fauna, um nur 
einige Faktoren zu nennen, erhebliche 
Auswirkungen auf Natur und Umwelt 

Tab. 3: Umweltauswirkungen von Motorbooten 1 (StMLU & BLSV 2000), leicht verändert und ergänzt).

Bootstyp, Pflege, Abgaseinstellung
Auslösendes Verhalten Art der Beeinträchtigung mögliche Auswirkungen auf die Umwelt

Verwendung von nicht abgas-
gereinigten Zweitakt-Motoren (insbes. 
bei Jet-Booten)

Auswaschung nicht oder nur teilweise 
verbrannter Treibstoffe (Kohlenwasser-
stoffe) u.a. Rückstände, Abgase

Luft- und Wasserverschmutzung (Gefahr für 
Trinkwasser)

Unsachgemäßes Auftanken, Austreten 
von Öl

Austreten von Treibstoff bzw. Öl ins 
Wasser

Wasserverschmutzung, Gefährdung von 
Wasservögeln durch Öllachen schon bei 
kleinen Mengen

schlecht montierte Motoren bzw. ohne 
Geräuschdämpfung, beschädigte, bzw. 
nicht zum Bootstyp passende Propeller

Erhöhung des Lärmpegels Erhöhung der Störungswirkung auf Tiere 
und Erholungssuchende

Verwendung von biozidhaltigen 
Antifoulinganstrichen (auf Basis von 
Zn- und Cu-Verbindungen)

Auswaschung toxischer Substanzen Wasserverschmutzung, Vergiftung von 
Wasserorganismen (bes. Benthosflora und 
-fauna), Beeinträchtigung von Ökosystemen

Unsachgemäße Verarbeitung/ Entfer-
nung von Antifoulinganstrichen

verstärkte Auswaschung toxischer 
Substanzen

s.o., außerdem Gesundheitsgefährdung 
beim Einatmen von Lösemitteln und Schleif-
staub

Tab. 4: Umweltauswirkungen von Motorbooten 2 (StMLU & BLSV 2000), leicht verändert und ergänzt).

Aktivitäten auf dem Wasser

Auslösendes Verhalten Art der Beeinträchtigung mögliche Auswirkungen auf die Umwelt

Unterschreitung der 
Beunruhigungs/ Fluchtdis-
tanzen

Störung durch Präsenz/Bewe-
gung

Beunruhigung, Störung, Vertreibung von Wasservögeln, pro-
blematisch während der Mauser zur Zugzeit und im Winter aber 
auch zur Brutzeit, z.B. beim Seeadler

Fahren im Flachwasserbe-
reich und in Ufernähe (je 
nach Gewässer)

Mechanische  Beschädigung, 
Wellenschlag, Sedimentaufwir-
belung

Störung von Tieren (insb. Brutvögel), Beschädigung von Pflan-
zen und Tieren wie z.B. Fische, Beeinträchtigung von Kleinle-
bensräumen

Fahren mit hoher Ge-
schwindigkeit 

Wellenschlag, Erhöhung des 
Lärmpegels, Belästigung anderer 
Erholungssuchender

Verstärkung der o.g. mechanischen Beeinträchtigungen, 
Abknicken von Schilfhalmen Abreißen von Jungpflanzen und 
Störwirkungen bis hin zu Panikreaktionen bei Wasservögeln, 
Ufererosion 

Ankern mechanische Beschädigung, 
Sedimentaufwirbelung

Beschädigung der Unterwasservegetation, Beeinträchtigung 
der Benthosflora und -fauna

Anlanden an naturnahen 
Ufern oder Inseln 

Lärm, Vertritt, mechanische 
Beschädigung

Ufererosion, Störung von Tieren, Beschädigung von Pflanzen im 
Schilfgürtel und in der Flachwasserzone
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und die Gewässerökologie hat. Allerdings 
wurden diese Auswirkungen auf die Ge-
wässer in Deutschland mit Ausnahme des 
Bodensees (IGKB 2003) noch nie umfas-
send untersucht und quantifiziert. Eine 
ältere, kritische Zusammenfassung der 
Auswirkungen des Motorbootverkehrs in 
England findet man bei Liddle & Scorgie 
(1980).

7 Wie wirken Störungen durch 
Motorboote und Wassersport 
auf die Fauna? 

Es gibt eine umfangreiche Literatur zur 
Störwirkung von Freizeit-Aktivitäten 
im und am Wasser, wie Angeln, Segeln, 
Surfen, Motorbootfahren, Kanufahren 
u.ä.. Diese befassen sich überwiegend 
mit Wasservögeln, da sie attraktiv und 
meist gut durch direkte Beobachtung zu 
untersuchen sind (z.B. Stock et al. 1994; 
Schemel & Erbguth 2000). Zusammen-
fassende Literaturübersichten über die 
Auswirkungen menschlicher Anwesen-
heit und Störung auf (bestandbedrohte) 
Vogelarten der Feuchtgebiete finden sich 
z.B. bei Keller (1995), Putzer (1989) und 
Stock (1992). Nachfolgend sollen einige 
wichtige Untersuchungen zum Thema 
kurz dargestellt werden.

Keller (1989) untersuchte die Auswir-
kungen von Störungen durch Motorboote 
auf den Haubentaucher anhand eines 
Vergleichs verschiedener Schweizer Seen 
mit und ohne Bootsbetrieb. Starker Boots-
betrieb führte bei den Haubentauchern 
zu einer Verringerung der Fluchtdistanz 
durch eine Art Gewöhnung. Kam es aber 
dann bei Unterschreiten der Fluchtdistanz 
zum Verlassen des Nestes, wurde dies von 
den Tieren jedoch nicht abgedeckt, was 
zu Eiverlusten und somit einem geringe-
ren Bruterfolg führte. 

Baumgartner (1990) berichtet eben-
falls, dass sich die Tiere auf einem See mit 
Bootsverkehr häufiger und länger vom 
Nest entfernen, ihre Nester in schlech-
terem Zustand sind und der artgemäße 
Ablöserhythmus der Brutpartner gestört 
ist. Dies zeigt, dass es nicht ausreicht, Ver-
haltensanpassungen wie sinkende Flucht-
distanzen zu beurteilen, sondern die 
gesamten Überlebens- und Fitnesspara-
meter der Population betrachtet werden 
müssen (Neebe & Hüppop 1994, Stock et 

al. 1994). 
Auf dem Steinhuder Meer konnte  

Fecker (1983) beobachten, dass die Hau-
bentaucher mit zunehmendem Boots-
verkehr von ihrem normalen Nahrungs-
gebiet im mittleren See in das NSG und 
dort verstärkt in die sichtgeschützten 
Bereiche auswichen. Diese Wirkung auf 
Enten, Graureiher und Haubentaucher 
galt auch für die „nur“ an der NSG-Ge-
bietsgrenze ankernden Boote. Starker 
Bootsverkehr störte deutlich die normale 
Tagesrhythmik der Tiere.

Bauer et al. (1992) erwähnen die grö-
ßere Störwirkung von offenen Booten, 
betonen aber auch die Bedeutung der 
Geschwindigkeit, da schnellere Boote 
eine größere Störwirkung haben als 
langsamere. Auch auffällige Bewegungs-
abläufe, wie bei Kanus scheinen für die 
Größe der Fluchtdistanz der Wasservö-
gel eine Rolle zu spielen. Nach Koepf & 
Dietrich (1986) können Vögel die Fahrt-
richtung von Booten erkennen, und rea-
gieren entsprechend stärker auf Boote, 
die auf sie zufahren als auf uferparallel 
fahrende, allerdings gibt es große Un-
terschiede in der Reaktion der einzelnen 
Arten auf Störungen. 

Nach Erfahrungen von Putzer (1989) 
ist der Segelsport für die Wasservogel-
bestände besonders problematisch, da 
Segelboote ständig, für den Wasservogel 
nicht vorhersehbare Richtungswechsel 
durchführen und somit keine Gewöhnung 
an gleichförmige Vorgänge möglich ist. 

Bauer et al. (1992) bezogen in ihre Un-
tersuchungen zum Einfluss von Störungen 
auf  überwinternde Wasservögel in ver-
schiedenen Bereichen des westlichen 
Bodensees auch natürliche Störfaktoren 
wie Prädatoren mit ein. Die heftigsten Re-
aktionen verursachten neben den Groß-
möven die offenen Boote. Langfristig 
vertreibend, z.B. auf die Haubentaucher,  
wirkten sich v.a. stationäre Fischerboote, 
Surfer und Personen am Ufer abseits häu-
fig begangener Wege aus, doch hing die 
Wirkung der Störung auch stets mit den 
Nahrungspräferenzen der Arten und de-
ren Verteilung auf dem See zusammen. 
Auch Schneider (1987) führte im Erma-
tinger Ried (Bodensee) zwei Drittel aller 
beobachteten Störfälle auf Bootsverkehr 
zurück. Aufgrund der Störanfälligkeit 
von überwinternden Wasservögeln sieht 

er die zunehmende Tendenz zur Freizeit-
nutzung auf den Gewässern auch in den 
Wintermonaten mit großer Sorge. Die 
Auswirkungen des Erholungsbetriebs auf 
Röhrichte und Wasservögel am Bodensee 
sind auch bei Hölzinger (1987) nachzule-
sen.

Dass noch ganz andere ökosystemare 
Zusammenhänge zwischen den Wasser-
vogelbeständen und anthropogenen Stö-
rungen bestehen, zeigen Beobachtungen 
an überwinternden Wasservögeln im Er-
matinger Ried am Bodensee. Die Tiere 
haben als Konsumenten eine wichtige 
Funktion bei der Gewässerreinhaltung, 
da sie einen großen Teil des organischen 
Materials, wie z.B. die Muscheln aus dem 
Gewässer entfernen (Schneider 1987, 
Schneider-Jacoby 2001). 

Somit kann ein einzelnes offenes Boot 
im Winter bei den extrem störanfälligen 
Wasservogelscharen ein Gebiet von 5 
km² beunruhigen und damit die gesamte 
Nährstoffbilanz des Gewässers beein-
trächtigen. 

Bei Wirbellosen, Fischen oder Amphi-
bien ist der Störungseinfluss jedoch viel 
schwieriger nachzuweisen und so gibt 
es hier nur wenige Untersuchungen. So 
befassten sich Pütsch et al. (1994) mit 
dem Einfluss von Freizeitaktivitäten wie 
Baden, Segeln, Motorbootfahren u.a. 
auf stehende Gewässer und erfassten 
dafür neben den abiotischen Parametern 
sowohl Plankton, Makrozoobenthos als 
auch die Vogel-, Amphibien- und Libel-
lenfauna. Auch die Makrophytenflora 
zeigte starke Unterschiede zwischen den 
ungenutzten und genutzten Bereichen. 
In letzteren kümmerten die hochwach-
senden Arten und wurden von anderen 
kleineren Arten teilweise verdrängt. 
Nach Beginn der Badesaison wurde der 
betreffende Uferabschnitt von den dort 
vorkommenden Zandern gemieden. Die 
Libellenarten reagierten unterschiedlich 
auf die Störungen, einzelne Arten ver-
ließen ihr Revier, ihre Larven mieden die 
stärker genutzten Bereiche. Die meist 
über die Seen verteilten Haubentaucher 
zogen sich bei starker Frequentierung der 
Gewässer in Ruhezonen zurück. 

Über die Auswirkungen von Wasser-
sportaktivitäten auf die Fischfauna gibt 
es kaum Angaben, zumal eine direkte 
„Scheuch“wirkung nur schwer nachzu-
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weisen ist. Eine Abwanderung der Fische, 
ebenso wie eine gestörte Nahrungsauf-
nahme und daraus resultierendes ver-
ringertes Größenwachstum werden als 
mögliche Störauswirkungen von Margraf 
(2001) genannt. Sie erwähnt auch den 
Stress durch Schall, hierzu liegen Hinweise 
aus der Bioakustikforschung der Universi-
tät Wien vor. 

Neben den hier zitierten Untersu-
chungen gibt es noch eine Vielzahl wei-
terer Literatur, die sich mit den Einfluss 
von Wassersport und Motorbooten auf 
Wasservögel beschäftigt. Ein erheblicher 
Störeinfluss erscheint damit hinreichend 
belegt. Leider gibt es kaum Untersu-
chungen zu den eingangs erwähnten 
FFH-Arten wie Biber und Fischotter oder 
Seeadler und Fischadler.

8 Wasserrahmenrichtlinie,  
Natura 2000 und Freizeitschiff-
fahrt – ein Resümee

Innerhalb des Natura 2000-Netzes kommt 
den Seen,  Gewässerläufen und  Flussauen 
eine wichtige Rolle als Lebensraum und 
Ausbreitungskorridor zu. Allerdings kon-
kurriert der Schutz dieser Lebensräume 
nicht nur mit den Zielen des technischen 
Gewässerausbaus und der Unterhaltung, 
sondern auch mit den diversen Nut-
zungen. Nun will hier die WRRL einen Pa-
radigmenwechsel vollziehen: Sie schreibt 
den guten ökologischen Zustand der 
Oberflächengewässer als zentrales Ziel 
fest. Zusätzlich wird ein ökosystemarer 
Ansatz von der Gewässerbewirtschaftung  
verlangt. Damit erwächst auch den  für 
die Oberflächengewässer verantwort-
lichen Behörden die Verpflichtung, einen 
Beitrag zum Erhalt der Natura 2000-Ge-
biete zu leisten. Dazu ist es allerdings 
notwendig, die Schutzziele für die Na-
tura 2000-Gebiete an Gewässern durch 
entsprechende Managementplanungen 
zu konkretisieren.

Bislang wurde allerdings nach An-
sicht des Autors bei der Umsetzung der 
WRRL viel zu wenig auf diese zuvor ge-
schilderte Problematik von Motorbooten 
und Freizeitschifffahrt eingegangen. So 
findet man z.B. in der Bestandsaufnahme 
zur WRRL für das Land Brandenburg zum 
Thema Freizeitschifffahrt lediglich eine 
Tabelle mit der Anzahl der Sportboot-

schleusungen sowie ein lapidarer Satz 
(Zitat): „Dagegen spielt die Freizeitschiff-
fahrt in Brandenburg eine sehr große Rol-
le“ (LUA 2005).

Man kann daher getrost feststellen, 
dass bislang weder in Berlin noch in Bran-
denburg im Rahmen der WRRL-Bestands-
aufnahme eine umfassende Analyse der 
Auswirkungen des motorisierten Frei-
zeitbootsbetriebs auf die betroffenen 
Gewässerökosysteme durchgeführt wur-
de. Es geht dabei nicht um die Bewertung 
einzelner Eingriffe oder Baumaßnahmen 
in einem FFH-Gebiet, sondern um die 
Auswirkung einer politisch gewollten In-
tensivierung eines landesweiten Motor-
bootsbetriebs, der überwiegend inner-
halb von ausgewiesenen FFH-Gebieten 
stattfindet. 

Es geht dabei um nicht weniger als 
die Frage, wie viele Motorboote pro ha 
Gewässerfläche eigentlich FFH-Arten 
wie Biber, Fischotter oder Seeadler ver-
tragen. Genau mit diesen Arten und der 
Unberührtheit der Landschaft wird ja in 
den Wassersport-Tourismusprospekten 
geworben.

Wenn man sich allerdings von Sei-
ten der zuständigen Behörden und der 
Naturschutzverbände dieser Frage jetzt 
nicht stellt,  wird  es keine wirkliche In-
tegration der FFH-Schutzziele in die von 
der WRRL geforderten Managementpla-
nung geben. Der gute ökologische Zu-
stand eines Gewässers ist eben nicht nur 
von der Wassergüte und -menge und der 
Gewässermorphologie, sondern auch von 
der Nutzungsintensität der Freizeitnutzer 
und den daraus resultierenden Störungen 
und notwendigen Unterhaltungsmaß-
nahmen abhängig.

Die in Brandenburg anvisierten Ent-
wicklungs- und Ausbauziele zur Förde-
rung des Wassersport- und Bootstouris-
mus haben auf die gewässerbezogene 
Flora und Fauna des Landes vermutlich 
größere Auswirkungen als der im Rah-
men von Projekt 17 – Verkehrsprojekte 
Deutsche Einheit – in Angriff genom-
menen Ausbau der Havel als Großschiff-
fahrtsstraße.

Noch gibt es die Chance, z.B. mit neu-
er Technik auch einen neuen Kurs im Was-
sertourismus einzuschlagen:

Freizeitboote auf Binnengewässern 
müssen nicht überall fahren und sie müs-

sen auch nicht schnell fahren, so böte 
sich die Gelegenheit innovativ Schiffe 
mit umweltfreundlichen langsamen und 
geräuscharmen Elektrosolar-Antrieben 
einzusetzen bzw. vorzuschreiben. 

Notwendig ist vor allem, ein Problem-
bewusstsein über die Auswirkungen der 
Freizeitschifffahrt zu schaffen. 
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Schlüsselwörter: Gewässerentwicklung, 
Gewässerunterhaltung, morphodyna-
mischer Prozess

Gewässerentwicklung – eine Begriffsbe-
stimmung
Gewässerentwicklung beschreibt einen 
gelenkten morphodynamischen Prozess 
mit folgenden Zielsetzungen:
n		Wiederherstellung ökologisch funkti-
onsfähiger Gewässer
n		Umsetzung eines zukunftsweisenden 
Hochwasserschutzes
n		Integration weiterer Belange des All-
gemeinwohls

Gewässerentwicklung umfasst abhän-
gig vom Ausgangszustand:
n	Belassen Selbst-Entwicklung zu- 

  lassen
n	Entwickeln im Rahmen der Gewäs- 

  serunterhaltung
n	Gestalten durch Gewässerausbau

n		Gewässerentwicklung orientiert sich 
vorrangig an den ökologischen Funkti-
onen natürlicher Gewässer.
n		Gewässerentwicklung präferiert die 
Regeneration durch Eigenentwicklung.
n		Gewässerentwicklung folgt den Prin-
zipien der Nachhaltigkeit.

Gewässerunterhaltung: 
Gestern – Heute – Morgen
n		Erhaltung und Wiederherstellung des 
ausgebauten Zustands
n		Freihalten und Räumen des Abfluss-
profils von Unrat
n		Aufrechterhaltung der Vorflutfunkti-
on für Siedlungs- und landwirtschaftliche 
Entwässerung
n		Gewährleistung eines schadlosen 
Wasserabflusses

Gewässerunterhaltung in Zeiten von 
NATURA 2000 und WRRL – Gewässerent-
wicklung der Zukunft (Kurzfassung)

von Martin Nußbaum

Gewässerunterhaltung: 
Gestern – Heute – Morgen
n		umfasst Pflege und Entwicklung
n		ist ausgerichtet an den Bewirtschaf-
tungszielen
n		muss den im Maßnahmenprogramm 
gestellten Anforderungen entsprechen
n		hat den Belangen des Naturhaushalts 
Rechnung zu tragen; Bild und Erholungs-
wert der Gewässerlandschaft sind zu be-
rücksichtigen
n		umfasst auch die Erhaltung eines ord-
nungsgemäßen Abflusses

(Wie) Passen WRRL und Naturschutz zu-
sammen?
Basierend auf „Renaturierungserlass 
NRW“ (1973)
n		Richtlinie zum naturnahen Ausbau 
und zur naturnahen Unterhaltung von 
Fließgewässern in Nordrhein-Westfalen 
„Blaue Richtlinie“ (1980)
n		Richtlinie zur naturnahen Unterhal-
tung und zum naturnahen Ausbau von 
Fließgewässern in Nordrhein-Westfalen 
(Auflage 1999)
n		Richtlinie für die Entwicklung von 
naturnahen Fließgewässern im Sinne der 
WRRL (Arbeitstitel – z.Z. in der Endredak-
tion)
sind in NRW an den Fließgewässern be-
reits eine sehr große Anzahl von natur-
nahen Verbesserungsmaßnahmen von 
der Wasserwirtschaft unter Beachtung 
naturschutzfachlicher Aspekte mit Erfolg 
durchgeführt worden!

Defizite und Potentiale
n		Die Vorstellungen von nachhaltigen 
Konzepten zur Gewässerentwicklung 
weichen bei den Handelnden vor Ort 
noch oft voneinander ab!
n		Der Dialog mit dem Hauptnutzer Land- 
wirtschaft ist noch nicht befriedigend in 
Gang gekommen!
n		Maßnahmenplanung fordert recht-

Abb. 2: Beginnende Gewässerentwicklung 
im Entwicklungskorridor mit Anlage von 
Wirtschafts – und Naherholungswegen

Abb. 3: Fortgeschrittene Gewässerentwick-
lung im Entwicklungskorridor mit angren-
zender Nutzung

Abb. 4: „Guter Zustand/Gutes Potential“!?

Abb. 1: Ausgangszustand
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lich ein und bietet damit die Chance, die 
ökologischen und die sozioökonomischen 
Belange nachhaltig miteinander zu ver-
knüpfen!

Die vorstehenden Abb. 1 bis 4 sollen eine 
zeitliche Abfolge der Gewässerentwick-
lung eines heute degradierten, bis an die 
Böschungsoberkante genutzten Fließge-
wässers beispielhaft aufzeigen.
Abbildung 5 verdeutlicht den Rauman-
spruch eines Entwicklungskorridors. Die-
ser Raum ist unabdingbar erforderlich, 
damit die morphodynamischen Prozesse 
der Bettgestaltung ablaufen können, 
ohne die angrenzenden Nutzungen un-
mittelbar zu beeinträchtigen.

WRRL und Naturschutz und Landwirt-
schaft
n		Die neue Gemeinsame Agrarpolitik 
der EU mit der vorliegenden Verordnung 
über die Förderung des ländlichen Raums 
erlaubt die Förderung aller WRRL-bezo-

genen Maßnahmen im ländlichen Raum 
(Anm.: und ebenso Maßnahmen für den 
zukunftsweisenden Hochwasserschutz).
n		Die Abgleichung der Bewirtschaf-
tungsziele nach WRRL mit den Vorgaben 
der Managementpläne nach FFH- und 
Vogelschutzrichtlinie ist unabdingbar mit 
der Bewirtschaftungsplanung verknüpft 
und kann bei intelligenter Umsetzung 
synergetisch wirken.

Strategien zur Gewässerentwicklung
n	Generationenaufgabe
n	Eigenentwicklungfördernund lenken
n	Angemessenen Raum geben
n	Entwicklungshindernisse beseitigen
n	Akteure
 Fließgewässer selbst
 Unterhaltungspflichtigen
 Forstwirtschaft
 Landwirtschaft
 Raumordnung
n	Förderinstrumente nutzen und wei-

terentwickeln

Abb. 5: Entwicklungskorridor

Gewässerunterhaltung: 
Gestern – Heute – Morgen
n		leitet sich direkt aus Maßnahmenpro-
gramm und Bewirtschaftungsplan ab
n		berücksichtigt damit Aspekte des zu-
kunftweisenden Hochwasserschutzes und 
des Naturschutzes
n		ist abgestimmt mit den landwirt-
schaftlichen Nutzungsansprüchen
n		bildet Teil der Gewässerentwicklung 
und
n		findet Widerhall in einem breiten ge-
sellschaftlichen Konsens

Wesentliche Gedanken zur begriff-
lichen Fassung und Erläuterung der 
Gewässerentwicklung greifen auf ein 
Arbeitsergebnis des LAWA AO-Unteraus-
schusses „Hydromorphologie“ zurück, in 
dem der Autor Mitglied ist. Das „Strate-
giepapier Gewässerentwicklung“ ist un-
ter dem Vorsitz von Herrn Linnenweber 
(LUWG Mainz) dort in 2005/06 erarbeitet 
worden. http://www.wasserblick.net/
servlet/is/42496/LAWA-
Strategiepapier_Stand271106.pdf?com-
mand=downloadContent&filename=
LAWA-Strategiepapier_Stand271106.pdf
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Schlüsselwörter: Auen, Feuchtgebiete, 
Flussauen, Leitbilder, Typologie, WHG, 
WRRL

1  Vorbemerkung 

In den letzten Jahren sind mehrfach Ver-
anstaltungen durchgeführt worden, die 
sich dem Thema „Verhältnis von Auen 
und Feuchtgebieten und Wasserrahmen-
richtlinie (WRRL)“ gewidmet haben. In 
den Diskussionen bestand in der Regel 
fachübergreifend Konsens darüber, dass 
Feuchtgebiete und Auen eine große 
Bedeutung für aquatische Ökosysteme 
besitzen und daher zum Schutz und zur 
Verbesserung des ökologischen Zustan-
des beitragen. Welche Funktionen sie für 
aquatische Lebensgemeinschaften so-
wie den Nährstoff- und Wasserrückhalt 
besitzen, ist in vielen Fachpublikationen 
zusammengetragen worden, von denen 
beispielhaft hier die Veröffentlichung von 
Korn et al. (2005) genannt werden soll. 

Obwohl sich fachlich die Erkenntnis 
durchgesetzt hat, dass Fluss und Aue eine 
Einheit bilden, wird die Frage, inwieweit 
Feuchtgebiete in die Gewässerbewirt-
schaftung mit einzubeziehen sind, kon-
trovers diskutiert. Nach derzeitiger Les-
art der WRRL in Deutschland und beim 
derzeitigen Stand der Umsetzung ergibt 
sich keine direkte Verpflichtung, die in 
Artikel 4 genannten „Umweltziele“ und 
die daran geknüpften Aufgaben wie z. B. 
Monitoring und Zustandsverbesserung 
auch auf Feuchtgebiete zu beziehen. Der 
Leitfaden „Feuchtgebiete“ der EU legt 
aber eine andere Auffassung nahe (CIS 
Wetlands 2003). Das Ausmaß der Einbe-
ziehung von Feuchtgebieten und Auen 
bei der Umsetzung der WRRL wird somit 
unterschiedlich ausgelegt. 

Im Richtlinientext gibt es viele Bezü-
ge zwischen Wasserkörpern und Feucht-
gebieten. Seit der Umsetzung der WRRL 
durch das Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 

Typologie und Leitbilder für Flussauen – 
Grundlage für eine naturnahe Entwicklung 

von Thomas Ehlert & Uwe Koenzen 

schließt der Bewirtschaftungsgrundsatz 
(§1a WHG) Feuchtgebiete und grund-
wasserabhängige Landökosysteme (z. B. 
Auen) mit ein. Beeinträchtigungen ihres 
Wasserhaushaltes sind zu vermeiden, 
damit eine nachhaltige Entwicklung ge-
währleistet werden kann. Damit wird dem 
integrativen Ansatz der WRRL Rechnung 
getragen und der funktionale Zusam-
menhang zwischen Gewässer und Auen 
aufgegriffen. Die WRRL und deren Um-
setzung in deutsches Recht legen somit 
die Option nahe, Feuchtgebiete und Auen 
künftig verstärkt bei der Gewässerbe-
wirtschaftung zu berücksichtigen und in 
die Maßnahmenprogramme einzuschlie-
ßen. Bestehende Programme der Länder 
und des Bundes wie z. B. Programme zur 
naturnahen Gewässerentwicklung, Ge-
wässerrandstreifen-, Auen- und Moor-
schutzprogramme sollten hierfür genutzt 
und für die Ziele des Gewässer- und Auen-
schutzes weiterentwickelt werden. Damit 
würden auch die Ziele der FFH-Richtlinie 
und der Wasserrahmenrichtlinie nachhal-
tig unterstützt werden. 

Die nachfolgend dargestellte Typo-
logie der Fluss- und Stromauen Deutsch-
lands und die Beschreibung von Leitbil-
dern stellen eine Grundlage für eine öko-
logische Bewertung dar und bieten Na-
turschutz und Wasserwirtschaft gleicher-
maßen Orientierung bei der naturnahen 
Entwicklung von Flüssen und Auen. Der 
Text fasst die wesentlichen Inhalte der Pu-
blikation „Koenzen, U. (2005): Fluss- und 
Stromauen in Deutschland - Typologie 
und Leitbilder“ zusammen. 

2  Fluss- und Stromauen in 
Deutschland - Typologie und 
Leitbilder

Auen – die überflutungsgeprägten Teile 
der Talböden und Niederungen – ha-
ben eine herausragende Bedeutung im 
Naturhaushalt und zählen nicht nur in 

Deutschland, sondern europaweit zu 
den am stärksten beeinträchtigten und 
gefährdeten Lebensräumen. Dabei er-
füllen Fluss- und Stromauen zentrale 
Funktionen als naturraumübergreifende 
Verbundachsen. Naturnahe Auen stellen 
zudem neben den Hochgebirgslagen und 
Küstenräumen die dynamischsten Land-
schaftsräume Mitteleuropas mit vielfäl-
tigen Funktionen im Stoff- und Land-
schaftswasserhaushalt dar. 

Die Veröffentlichung Koenzen 
(2005), deren wesentliche Ergebnisse im 
Folgenden zusammengefasst werden, 
setzt sich mit der Typisierung der deut-
schen Fluss- und Stromauen und deren 
Erscheinungsbild im potenziell natür-
lichen Zustand auseinander. Sie fußt auf 
den Ergebnissen des Forschungs- und 
Entwicklungsvorhabens „Typologie und 
Leitbildentwicklung für Flussauen in der 
Bundesrepublik Deutschland“, welches in 
den Jahren 2003 bis 2005 bearbeitet und 
seitens des Bundesamtes für Naturschutz 
vergeben und betreut wurde. 

Die grundlegenden Ziele des Vorha-
bens umfassen die folgenden Aspekte: 
n		einen bundesweit gültigen typolo-
gischen Ansatz zu erstellen und die Fluss- 
und Stromauen in Deutschland, insbe-
sondere hinsichtlich ihrer Hydro- und 
Morphodynamik, zu charakterisieren; 
n		auf dieser typologischen Grundlage 
naturraumtypische Leitbilder bzw. Refe-
renzen einschließlich der Vegetation für 
die Fluss- und Stromauen zu entwickeln 
und zu beschreiben, so dass sie Eingang 
in die Bewertungs- und Planungspraxis 
finden können; 
n		Ansätze für ein leitbildbasiertes Be-
wertungsverfahren für Auen aufzuzei-
gen. 

Der Schwerpunkt der Arbeiten liegt 
hierbei auf der Erarbeitung der standört-
lichen Verhältnisse der Auen im heutigen 
potenziell natürlichen Zustand sowie der 
Beschreibung der entsprechenden Vege-
tationsverhältnisse. 

Ergänzend wird die Fauna der Auen 
unter dem Aspekt ihrer Indikatoreigen-
schaften für das oben genannte Bewer-
tungsverfahren betrachtet. 

Nach einer Einführung in die Thematik, 
der Definition der Ziele sowie der Darstel-
lung des Forschungsstandes in Kapitel 1  
erfolgt in Kapitel 2 die Beschreibung der 
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angewandten morphologischen und 
hydrologischen sowie vegetationskund-
lichen Methoden. 

Die Ergebnisse – die typologische 
Gliederung und räumliche Verortung der 
Fluss- und Stromauentypen Deutschlands 
sowie die Beschreibung der Leitbildzu-
stände – werden in Kapitel 3 aufgear-
beitet. Die Auentypen werden definiert, 
beschrieben sowie ausführlich durch Ab-
bildungen unterlegt und visualisiert. 

Kapitel 4 zeigt Grundlagen für ein leit-
bildgestütztes Bewertungsverfahren auf, 
welches die Zustandsbeschreibung und  
-beurteilung der hydromorphologischen 
Verhältnisse und der Auenvegetation 
erlaubt. Eine Analyse der Erkenntnisde-
fizite und einen Ausblick auf mögliche 
Anwendungen sowie den weiteren For-
schungs- und Entwicklungsbedarf liefert 
Kapitel 5. 

Methodisch greift das Vorhaben ge-
wässertypologische Ansätze auf, um 

handhabbare Schnittstellen zu den be-
stehenden Fließgewässertypologien zu 
entwickeln. 

Die Herleitung der Auentypen erfolgt 
in einem iterativen Prozess, der auf einer 
GIS-gestützten Auswertung der bundes-
weiten Datenbasis aufsetzt und über ein 
eigens entwickeltes Parametergefüge 
die Beschreibung der Auentypen ermög-
licht. 

Besondere Bedeutung wird hierbei 
den morpho- und hydrodynamischen Pa-
rametern zugemessen, da diese wesent-
lich die standörtlichen Bedingungen in 
den Auen bestimmen. 

Das Parametersystem umfasst dabei 
für die Definition der Auentypen die Pa-
rameter: 
n		Gewässergroßlandschaft 
n		Abflussregime 
n		Talbodengefälle 

Für eine kleinräumigere Gliederung 
in Auenabschnittstypen beschreiben die 

folgenden Parameter die typologischen 
Ausprägungen: 
n		Deck- und Basissubstrat 
n		Lauftyp und Windungsgrad des auen-
bildenden Gewässers 
n		Abflussdynamik und Wasserdarge-
bot 
n		Überflutungsdauer sowie Grundwas-
serstände und -schwankungen 

Als subsumierender Parameter fun-
giert die Beschreibung der Hydromorpho-
dynamik, die über Verlagerungsverhalten 
den resultierenden Formenschatz sowie 
die hydrologisch-hydraulischen Verhält-
nisse integriert. 

Abbildung 1 zeigt den Aufbau der 
morphologischen und hydrologischen Pa-
rameter des hierarchischen Typensystems 
am Beispiel des Abschnittstyps der „Ge-
fällereichen schottergeprägten Flussaue 
der Alpen/Voralpen mit Sommerhoch-
wassern“. 

Die Verschneidung und Auswertung 

Abb. 1: Typdiagramm der gefällereichen schottergeprägten Flussaue der Alpen/Voralpen mit Sommerhochwassern 
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der Daten, letztlich das Herausarbeiten 
von Ähnlichkeiten und Unterscheidungs-
merkmalen, ergibt die folgenden Fluss- 
und Stromauentypen, deren räumliche 
Verortung auf einer bundesweiten Karte 
erfolgt: 
Flussauen 
n		sehr gefällearme Flussaue des Flach- 
und Hügellandes mit Winterhochwas-
sern 
n		gefällearme Flussaue des Flach- und 
Hügellandes mit Winterhochwassern 
n		gefällereiche Flussaue des Flach- und 
Hügellandes mit Winterhochwassern 
n		gefällearme Flussaue des Deckgebir-
ges mit Winterhochwassern 
n		gefällereiche Flussaue des Deckgebir-
ges mit Winterhochwassern 
n		gefällereiche Flussaue des Grundge-

birges mit Winterhochwassern 
n		gefällereiche Flussaue der Alpen/Vor-
alpen mit Sommerhochwassern 

Stromauen 
n		gefällearme Stromaue mit Winter-
hochwassern 
n		gefällearme Stromaue mit Winter- 
und Sommerhochwassern 
n		gefällearme Stromaue mit Sommer-
hochwassern 
n		gefällereiche Stromaue mit Sommer-
hochwassern 

Für diese Auentypen werden auf 
Grundlage umfassender Analysen in aus-
gewählten Auenabschnitten detaillierte 
Leitbilder bearbeitet, die den potenziell 
natürlichen Zustand der Auen auf Grund-
lage von digitalen Geländemodellen visu-

alisieren (Abb. 2). 
Hinzu kommen Darstellungen der 

Überflutungsverhältnisse hinsichtlich ih-
rer jahreszeitlichen Verteilung und Strö-
mungsverhältnisse sowie der Grundwas-
serstände und -schwankungen. 

Auf Grundlage dieser Beschreibungen 
der standörtlichen Verhältnisse erfolgen 
die Ausführungen zur Vegetation im 
Leitbildzustand. Neben diesen Informa-
tionen zeichnet sich auf Grundlage der 
Ergebnisse zum Formenschatz und der 
Überflutungswahrscheinlichkeiten eine 
erweiterte Sichtweise hinsichtlich der Dif-
ferenzierung von Fluss und Auen ab. Das 
Bild der Auen wird aktuell von Gewässern 
bestimmt, deren Leistungsfähigkeit die 
ausuferungsfreie Abführung von Wasser-
mengen oberhalb des HQ1, einem Hoch-

Abb. 2: Beispielhafte Leitbildvisualisierung der gefällereichen schottergeprägten Flussaue der Alpen/Voralpen mit Sommerhochwassern (Da-
tenbasis: Geobasisdaten © Bayerische Vermessungsverwaltung) 
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wasser mit einer Wiederkehrwahrschein-
lichkeit von einem Jahr, erlaubt. Die im 
Rahmen des Vorhabens ermittelte Über-
flutungsdauer liegt auentypabhängig 
im Mittel der Jahre in den tiefgelegenen 
Auenbereichen zwischen 140 und 180 Ta-
gen im Jahr, so dass eine klare Trennung 
von Gewässer und Aue weder räumlich 
noch funktional eindeutig möglich bzw. 
zielführend ist. Hydromorphologisch 
definierbar bleiben letztlich die Niedrig-
wassergerinne der Fließgewässer, die in 
die Auen mit ihren Rinnensystemen ein-
gelagert sind. Vor diesem Hintergrund ist 
auch die scharfe laterale Abgrenzung der 
linearen Wasserkörper der Fließgewässer, 
wie sie für die Bestandsaufnahme der 
Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) zumeist 
erfolgt ist, kritisch zu hinterfragen, da mit 
dem Referenzzustand im Sinne der WRRL 
die oben beschriebene Überflutungsdau-
er und die morphologischen Verhältnisse 
einhergehen. 

Im weiteren Fortgang der Arbeit fin-
det das für die Typisierung erarbeitete 
Parametersystem Eingang in die Grund-
lagenerstellung eines leitbildgestützten 
Bewertungsverfahrens. Als Basis für die 
zukünftige Entwicklung eines auenspe-
zifischen Bewertungsverfahrens werden 
Parameterkataloge bestehender Verfah-
ren geprüft und entsprechende Vorschlä-
ge für die Beurteilung der standörtlichen 
Verhältnisse einschließlich der Vegetation 
vorgestellt. Unter faunistischen Aspekten 
erfolgt eine erste Abwägung zur Eignung 
verschiedener Faunengruppen für eine 
Auenbewertung, die in einer Empfehlung 
mündet. 

Der Ausblick zeigt Anwendungsopti-
onen, offene Fragen sowie zukünftigen 
Forschungsbedarf auf. Mit den definierten 
Auentypen und -leitbildern ist bundesweit 
eine einheitliche Basis für eine naturräum-
lich determinierte Auenbewertung und 
-planung gelegt worden, die Eingang in 
die Planungspraxis von Naturschutz und 
Wasserwirtschaft finden kann. 

Für die Anwendung „Vor-Ort“ kön-
nen die Typenbeschreibungen und Leit-
bilder herangezogen werden, zumeist ist 
jedoch eine Adaptierung an die örtlichen 
naturräumlichen Gegebenheiten vorzu-
nehmen. Dies kann beispielsweise auf 
Länderebene oder im Rahmen regionaler 
Arbeiten erfolgen. Als Ergänzung zu den 

erarbeiteten hydromorphologischen und 
vegetationskundlichen Leitbildern ist die 
Erarbeitung von faunistischen Leitbildern 
anzustreben. Mit Vorliegen dieser fau-
nistischen Leitbilder ist dann eine umfas-
sendere Bewertung der Auen möglich. 

Für ein zukünftiges Bewertungsver-
fahren ist eine Verfahrensbeschreibung 
und Kartieranleitung zu erarbeiten. Ziel-
führend sind hierbei Parametrisierungen, 
die Kausalanalysen für nachfolgende 
Maßnahmenplanungen erlauben. Denk-
bar ist weiterhin die Entwicklung eines 
Entscheidungshilfesystems, das den Maß-
nahmenbedarf für Entwicklungsmaß-
nahmen in Fluss- und Stromauen ableitet 
und auf konzeptioneller Ebene gegen 
bestehende Nutzungsansprüche abprüft 
und so eine gemeinsame Basis für die an-
stehenden Entscheidungen zu Planungen 
von Naturschutz und Wasserwirtschaft 
bieten kann. 

Fazit 

Der Gewässer- und Auenschutz ist ein 
fachübergreifendes Thema, bei dem 
fachliche und organisatorische Grenzen 
überschritten werden müssen. Insbeson-
dere besteht ein Bedarf an Zielvorgaben 
für ein konsistentes Vorgehen von Natur-
schutz und Wasserwirtschaft bei der na-
turnahen Entwicklung von Gewässeröko-
systemen. Hierzu hat das Bundesamt für 
Naturschutz (BfN) zwei Forschungsvorha-
ben durchgeführt, deren Ergebnisse nun 
veröffentlicht sind (Koenzen 2005, Korn 
et al. 2005). Damit wird einerseits bundes-
weit eine einheitliche Basis für eine natur-
räumlich determinierte Auenbewertung 
und -planung gelegt. Andererseits wer-
den konkrete Handlungsempfehlungen 
für eine fachübergreifende Umsetzung 
der WRRL, FFH- und Vogelschutzrichtli-
nie beschrieben. Aus beiden Veröffent-
lichungen wird deutlich, dass die häufig 
vollzogene gedankliche Trennung von 
Fluss und Aue und die Untergliederung 
der Zuständigkeiten den tatsächlichen 
Verhältnissen und Anforderungen beim 
Auenschutz nicht gerecht werden. Eine 
Möglichkeit die komplexe Aufgabe „Au-
enschutz“ zu bewältigen sind Auenpro-
gramme, die die unterschiedlichen Inte-
ressen der Nutzer unter einem Dach verei-
nen und gemeinsame, naturverträgliche 

Lösungswege beschreiten. 
Das BfN fördert daher im Rahmen sei-

nes „Programms zur Errichtung und Siche-
rung schutzwürdiger Teile von Natur und 
Landschaft mit gesamtstaatlich repräsen-
tativer Bedeutung“ Gewässerrandstrei-
fenprojekte und Naturschutzgroßpro-
jekte, die den Schutz und die Entwicklung 
naturnaher Flusslandschaften zum Ziel 
haben. Um die Erfolge dieser und ande-
rer Projekte und die bestehenden Defizi-
te beim Auenschutz darzustellen, ist eine 
bundesweite, systematische Datengrund-
lage zu den Flächen, den Nutzungen und 
zum ökologischen Zustand unverzichtbar. 
Die Arbeiten des BfN zum Auenschutz 
dienen dem vorbeugenden Hochwasser-
schutz und dem Erhalt der biologischen 
Vielfalt. Sie sind somit ein operationaler 
Baustein, die Ziele einer nationalen Stra-
tegie zur biologischen Vielfalt und der 
Koalitionsvereinbarungen umzusetzen, 
Flüsse und ihre Auen als Lebensadern der 
Landschaft und in ihrer Funktion für ei-
nen vorbeugenden Hochwasserschutz zu 
erhalten und zu entwickeln. 
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Zusammenfassung

Begradigt, aufgestaut, eingetieft. 200 
Jahre Wasserbau und Gewässerunterhal-
tung haben viele Fließgewässer in ihrer 
Strukturausstattung verändert und damit 
ökologisch beeinträchtigt. Um den guten 
Zustand von solch veränderten Fließge-
wässern nach Wasserrahmenrichtlinie 
wieder zu erreichen, ist es i.d.R. notwen-
dig, die gewässerbettgestaltenden (hy-
dromorphologischen) Prozesse wieder 
zu zulassen. Dazu muss in aller Regel den 
Gewässern wieder mehr Platz eingeräumt 
werden. In welchem Umfang das Wieder-
zulassen dieser Prozesse erforderlich sein 
wird, ist in Verbindung mit dem Monito-
ring der biologischen Qualitätskompo-
nenten Fische und Makrozoobenthos zu 
klären. Ohne zusätzliche Flächen für die 
Gewässer, eine Voraussetzung für die Wie-
derzulassung der hydromorphologischen 
Prozesse, lässt sich kostengünstig und 
nachhaltig der gute Zustand oft nicht er-
reichen. Zur Bereitstellung dieser Flächen 
bedarf es erheblicher Anstrengungen 
der Unterhaltsverpflichteten und neuer 
Wege bei flächenbezogenen Planungen 
wie z.B. der Flächennutzungs- und Bau-
leitplanung sowie bei der Neuausrichtung 
von Förderprogrammen. 

Natürliche Fließgewässer: gewässer-
bettgestaltende Prozesse, Struktu-
ren und Habitate 

Natürliche Fließgewässer unterliegen 
hydromorphologischen Prozessen. Ihre 
Kennzeichen sind schwankende Abflüsse 
(Niedrig – Hochwasser), Feststofftrans-
port und Bettverlagerungen. Abhängig 
vom Abflussgeschehen werden Feststof-
fe transportiert, auch verlagert sich der 
Gewässerlauf innerhalb des Überschwem-
mungsgebietes, der Aue. Schwankende 
Abflüsse begünstigen das Wechselspiel 
von Abtrag und Anlandungen (Abb. 1). 
Die mit diesem Prozess verbundene ste-
tige Erneuerung gewässer- und auenty-

Fließgewässer unterwegs zum guten 
Zustand: Gewässer brauchen Platz

von Walter Binder

pischer Strukturen bedingt ein Mosaik 
an Standorten und Lebensräumen (Ha-
bitate), deren Entwicklung z.B. zeitliche 
Abfolge von Sukzession und räumliche 
Zonierung der Vegetation, ganz wesent-
lich von den ablaufenden Hochwassern 
und den damit verbundenen Feststoff-
verlagerungen bestimmt werden. 

Fluss und Aue bilden eine Einheit. 
Entsprechend den naturräumlichen Ei-
genarten ihrer Einzugsgebiete zeigen 
Fließgewässer hinsichtlich ihrer Größe, 
den Transportleistungen (Abfluss, Fest-
stofffrachten), ihrem Bettsubstrat, der 
Laufgestalt, ihrem Überschwemmungs-
geschehen und damit ihres Raumbedarfs 
große Unterschiede von den Alpen bis zur 
Norddeutschen Tiefebene. Entsprechend 
lassen sich Gewässer mit vergleichbaren 
hydromorphologischen Bedingungen zu 
Gewässerlandschaften zusammenfassen. 
Dazu wurde die Karte der Fließgewäs-
serlandschaften Deutschlands erstellt 
(Briem 2003). Aus dieser Karte werden 
derzeit die Fließgewässertypen Deutsch-
lands abgeleitet. Die Fließgewässertypen 
bilden eine wesentliche Grundlage für 
die Beschreibung des sehr guten öko-
logischen Zustands nach den Vorgaben 
der EU Wasserrahmenrichtlinie (WRRL). 
Für hydromorphologische Maßnahmen 
und zur Abschätzung des Raumbedarfs 
von Fließgewässern ist die Karte der 
Gewässerlandschaften eine wesentliche 
Arbeitshilfe zum Erkennen gewässerdy-
namischer Prozesse, der gewässer- und 
auentypischen Strukturen und Habitate.  

Ausbau und Unterhaltung: einge-
engte Flüsse und Bäche

Die Mehrzahl der Fließgewässer ist im 
19. und in der ersten Hälfte des 20. Jahr-
hunderts ausgebaut worden zur Ver-
besserung der Schifffahrt, zur Nutzung 
der Wasserkraft, zur Entwässerung von 
Feuchtgebieten und zum Schutz vor 
Hochwasser. Begradigt, eingetieft, aufge-
staut, die Ufer massiv verbaut; so wurden 

aus dynamischen Systemen festgelegte 
Gerinne, oft abgeschnitten von ihren 
Überschwemmungsgebieten. Das mor-
phodynamische Gleichgewicht an vielen 
der ausgebauten Gewässer wurde durch 

Abb. 1: Naturnaher Fließgewässerabschnitt 
pendelt im Auwald. Die gewässerbettge-
staltenden Prozesse mit Abtrag, Transport 
und Anlandung von Geschiebe sind deutlich  
ausgeprägt.

Abb. 2: Ausschnitt aus dem Einzugsgebiet 
Lech und Donau (Einmündung des Lechs in 
die Donau). 2oo Jahre Wasserbau und Lan-
deskultur haben Landschaft und Gewässer 
nachhaltig  geprägt. 
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Veränderungen im Abflussgeschehen und 
der Feststoffführung durch Verbauung in 
den Einzugsgebieten und den Zuflüssen 
gestört (Abb. 2).

Aufgabe der Gewässerunterhaltung 
ist es einerseits, den Ausbauzustand zu 
erhalten und andererseits, die Gewässer 
zu pflegen und zu entwickeln. An starr 
ausgebauten Gewässern sind die Spiel-
räume für eine entsprechende Pflege 
und Entwicklung und die Zulassung von 
natürlichen hydromorphologischen Pro-
zessen eingeschränkt, vor allem wenn 
sie durch die wiederkehrende Unterhal-
tung zur Erhaltung der Ausbauziele bzw. 
Nutzungen immer wieder unterbunden 
werden. Die Folgen sind der Verlust an 
gewässergestaltenden Prozessen, an 
natürlichen Gewässerstrukturen und an 
Lebensräumen für Pflanzen und Tiere  
(Abb. 3). Solche Gewässer vergreisen. Dies 
gilt insbesondere für Stauhaltungen, de-
ren Lebensraumqualität mit der Ablage-
rung von Feinsedimenten stetig abnimmt. 
Ist aufgrund der bestehenden Nutzungen 
kein Spielraum für die Wiederzulassung 
der hydromorphologischen Prozesse ge-
geben, so werden diese Gewässer nach 
WRRL als erheblich veränderte Wasser-
körper ausgewiesen (Heavily Modified 
Water Bodies - HMWB). 

Die Hochwasserereignisse in den letz-
ten Jahren mit ihren z. T. erheblichen 
Schäden und Gefährdungen der Men-
schen haben gezeigt, dass die Flüsse und 
Bäche mit ihrem Überschwemmungsge-
biet in den vergangenen 150 Jahren zu 
stark eingeengt worden sind. Den Flüssen 
muss zukünftig wieder mehr Raum für 
das gefahrlose abführen von Hochwas-
sern zugestanden werden durch die Er-
haltung noch vorhandener Überschwem-
mungsgebiet als Retentionsräume. Damit 
kann auch auf das durch den Klimawan-
del zunehmende Gefährdungspotenzial 
nachhaltig reagiert werden.

Die Bestandsaufnahmen zur Umset-
zung der WRRL in Mitteleuropa ergeben, 
dass die Mehrzahl der erfassten Flüsse 
und Bäche in ihrer Strukturausstattung 
stark bis vollständig verändert worden 
sind (Länderarbeitsgemeinschaft Wasser 
2001). Das Erreichen des guten Zustands 
durch Verbesserung ihrer Strukturen, 
d.h. durch eine zumindest begrenzte 
Wiederzulassung hydromorphologischer 

Prozesse, wird bei solchen Gewässern er-
hebliche Anstrengungen erfordern.

Von der Statik zur Dynamik

Wachsende Kenntnisse über die morpho-
logischen und ökologischen Zusammen-
hänge von Fließgewässer, die technischen 
Möglichkeiten und Entwicklung naturna-
her Bauweisen im Wasserbau sowie die 
daraus gewonnenen Erfahrungen, aber 
auch ein verändertes Umweltbewusstsein 
in der Bevölkerung, haben dazu geführt, 
dass die Spielräume für die Wiederher-
stellung naturnaher Gewässer sich vor 

allen in den letzten  Jahrzehnten erwei-
tert haben (Gäbler 2005). Die Gewäs-
serentwicklung hat zum Ziel, wo immer 
möglich und machbar, die Wiederzulas-
sung hydromorphdynamischer Prozesse 
sowie die Ausweitung des natürlichen 
Rückhalteraums für Hochwasser unter 
Beachtung bestehender Nutzungen. Die 
Gewässerentwicklung beinhaltet, wenn 
auch oft nur eingeschränkt, die Verlage-
rung des Gewässerlaufs und damit die 
stetige Erneuerung gewässertypischer 
Strukturen (Abb. 4). Dieser Prozess, von 
den festgelegten Gerinnen zurück zu 
dynamischen Systemen begünstigt die 
Ausbildung der für die Fließgewässer 
und Auen typischen Standorte mit ihren 
Lebensgemeinschaften (Bayerisches Lan-
desamt für Wasserwirtschaft 2003).

Das Wiederzulassen von Ausuferung 
bei Hochwasser stärkt den natürlichen 
Rückhalt. Voraussetzung ist, dass den 
Gewässern wieder mehr Raum zur Verfü-
gung gestellt werden kann. Wie viel ist ab-
hängig von der Morphodynamik des Ge-
wässers und den ökologischen Defiziten. 
Die Mindestbreite ist so zu wählen, dass 
sich ein morphologisches Gleichgewicht 
einstellen kann, d.h. Sohleintiefungen, 
wie sie bei vielen begradigten und eng 

Abb. 3: Ein begradigter Bach, platzsparend 
ausgebaut und regelmäßig unterhalten. 
Aus einem dynamischen System wurde ein 
festgelegtes Gerinne. Die gewässerbettge-
staltenden Prozesse sind weitgehend un-
terbunden, für gewässer- und auentypische 
Lebensräume gibt es keinen Platz.

Abb. 4: Der Kartenausschnitt dokumentiert die Umgestaltung der Isar im Süden von München 
(im Bereich des Kraftwerk Mühltal) 1798, 1925 und 1986.
Das nebenstehende Schema zeigt die Entwicklungsphasen eines alpinen Flusses vom begra-
digten zum verzweigten Gerinne. 



41

Binder – Fließgewässer unterwegs zum guten Zustand: Gewässer brauchen Platz

regulierten Gewässerabschnitten zu be-
obachten sind, können durch Aufwei-
tungen aufgefangen werden. Zusätzlich 
sind für die Migration des Gewässerbetts 
– die dadurch bedingte Seitenerosion 
stärkt den Geschiebehaushalt – entspre-
chende Entwicklungsflächen vorzusehen. 
Zur Umsetzung der WRRL wird derzeit 
ein umfangreiches Monitoring der bio-
logischen Qualitätskomponenten durch-
geführt. Die Ergebnisse des Monitoring 
sollten auch Aussagen zu dem erforder-
lichen Umfang der Wiederzulassung hy-
dromorphologischer Prozesse und dem 
damit verbundenen Flächenbedarf zur 
Aufweitung eingeschnürter Gerinne zu-
lassen, um den Raumbedarf festlegen zu 
können (Patt & Jürging 2004). An vielen 
Fließgewässerabschnitten, so z.B. in urba-
nen Bereichen und an HMWB, fehlt der 
Raum für die Bereitstellung von Entwick-
lungsflächen. Hier sollten ausreichend be-
messene Uferstreifen den Aufwuchs eines 
entsprechenden gewässerbegleitenden 
Bewuchses ermöglichen, um nachteilige 
Auswirkungen angrenzender Nutzungen 
auf das Gewässer abpuffern zu können. 

Gewässerentwicklung; Raum, Zeit 
sowie wissende Gelassenheit

Vorschläge zur Erhaltung und Wieder-
herstellung ökologisch funktionsfähiger 
Gewässer enthalten Gewässerentwick-
lungskonzepte oder -pläne, die vom 
Unterhaltungspflichtigen in Auftrag ge-
geben werden. Der Plan zeigt den zur 
Gewässerentwicklung notwendigen Flä-
chenbedarf (Entwicklungskorridor) und 
die dazu erforderlichen Maßnahmen 
auf. Dabei werden Maßnahmen unter 
Beachtung bestehender Nutzungsrechte 
unterschieden 
n		zur Wiederherstellung ökologisch 
funktionsfähiger Gewässer, 
n		zur Förderung des natürlichen Rück-
halts als Beitrag zum Hochwasserschutz 
und 
n		zur Förderung des Allgemeinwohls, so 
z. B. von Freizeit und Erholung. 

Die Vorgaben der Managementpläne 
für Natura 2000-Gebiete sind dabei zu 
beachten. Das Gewässerentwicklungs-
konzept wird unter Federführung der Un-
terhaltungsverpflichteten in Abstimmung 
mit den Fachstellen des Naturschutzes, 

der Fischerei sowie der Land- und Forst-
wirtschaft erstellt. Eine frühzeitige Ein-
bindung der Betroffenen (Stakeholder), 
von Verbänden (NGOs), Gemeinden und 
sonstigen Vertretern öffentlicher Belan-
ge in die Planungs- und Entscheidungs-
prozesse erleichtert die Akzeptanz der 
Planung und deren Umsetzung (Binder 
& Hoelscher-Obermaier 2002). Die auf-

gezeigten Maßnahmen können dann 
im Zuge von Ausbauvorhaben oder bei 
der Gewässerunterhaltung umgesetzt 
werden. Bereits jetzt werden Vorgaben 
der Gewässerentwicklungspläne, die den 
Zielen der WRRL entsprechen als Vorweg-
maßnahmen umgesetzt, da die eigent-
liche Maßnahmenumsetzung erst nach 
Vorlage des Bewirtschaftungsplans 2009 

Abb. 5: Die Luftbildausschnitte zeigen die Entwicklung der Isar vom begradigten Gerinne 
zurück zum Wildfluss im Bereich des Kraftwerks Mühltal; 1999 vor Entnahme der Uferver-
bauung (oben links), 2002 nach Entnahme der Uferverbauung und Ablauf eines größeren 
Hochwassers (oben rechts) und die Laufverbreiterung  nach Ablauf des Augusthochwassers 
2005 (unten).
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beginnt. Bei den bisherigen Arbeiten zur 
Umsetzung der WRRL zeigt sich, dass die 
Gewässerentwicklungspläne eine wert-
volle Grundlage für die Erstellung der 
Maßnahmenprogramme für den Bewirt-
schaftungsplan sein werden. 

Die Umsetzung der Entwicklungsziele 
ist an vielen Gewässern eine Generatio-
nenaufgabe, ebenso wie es der Ausbau 
an vielen Gewässern gewesen ist. Sie 
erfordert einen entsprechenden Zeit-
rahmen für die Bereitstellung der benö-
tigten Flächen, der Haushaltsmittel, für 
eventuelle Rechtsverfahren, soweit die 
Gewässerentwicklung nicht im Rahmen 
der Unterhaltung schrittweise durchge-
führt werden kann. Stehen die Flächen 
innerhalb des gewählten Entwicklungs-
korridors zur Verfügung, so bietet es sich 
an, die Gewässerentwicklung z. B. durch 
die Entnahme von Längsbauwerken ein-
zuleiten, auf kostenintensive Erdarbeiten 
zu verzichten und die dann vor allem bei 
Hochwasser ablaufenden bettgestalten-
den Prozesse im Zuge der Gewässerunter-
haltung zu begleiten (Abb. 5). Kenntnisse 
über den Ablauf der hydromorpholo-
gischen Prozesse an solchen Gewässern 
sind eine wesentliche Voraussetzung, 
damit die für die Gewässerunterhaltung 
Verantwortlichen mit wissender Gelas-
senheit solche Entwicklungsprozesse be-
gleiten können. 

Zuständigkeit, Kosten, Erfolgs-
kontrolle und Öffentlichkeitsarbeit

Zuständig für die Gewässerentwicklung 
sind die für den Ausbau und die Unter-
haltung Verantwortlichen. Erfahrungen 
bei der Gewässerunterhaltung zeigen, 
dass an Gewässern, denen wieder mehr 
Raum zur Verfügung gestellt worden ist, 
die jährlichen Aufwendungen für die Un-
terhaltung verringert, d.h. Kosten einge-
spart werden können. Gleichzeitig kann 
das Gefährdungspotenzial durch einen 
verbesserten Wasserrückhalt bei Hoch-
wasser in reaktivierten Retentionsflächen 
für die An- und Unterlieger herabgesetzt 
werden. 

Für ausgewählte Projekte der Gewäs-
serentwicklung sind Erfolgskontrollen 

durchzuführen, um hinsichtlich der Kos-
ten und der Wirksamkeit der Maßnahmen 
einen entsprechenden Nachweis führen 
zu können. Diese Erkenntnisse sind in die 
Aus- und Fortbildung des mit den Aufga-
ben der Unterhaltung und Entwicklung 
von Gewässern betrauten Personals ein-
zubringen, mit dem Ziel, den Erfahrungs-
austausch aus der Praxis für die Praxis zu 
vertiefen z.B. durch Gewässernachbar-
schaften.

Ausblick

Eine nachhaltige Gewässerentwicklung 
leistet einen wesentlichen Beitrag für den 
Abbau hydromorphologischer Defizite, 
zur Wiederherstellung ökologisch funk-
tionsfähiger Gewässer und eines vorbeu-
genden Hochwasserschutzes. Vorausset-
zung für eine zumindest eingeschränkte 
Wiederzulassung hydromorphologischer 
Prozesse, ist die Bereitstellung zusätzlicher 
Flächen zur Laufverlagerung, die auch als 
Pufferzone zu angrenzenden Nutzungen 
wirken, Raum für den Aufwuchs von Ufer-
gehölzen, -röhrichten und -stauden bie-
ten und für den gefahrlosen Abfluss von 
Hochwassern sorgen können.

Gewässer und Hochwasser brauchen 
Platz: Die Bereitstellung und Sicherung 
von Flächen ist die wesentliche Voraus-
setzung für einen nachhaltigen Hoch-
wasserschutz und um unsere Gewässer 
entsprechend den Vorgaben der WRRL 
zu einem guten Zustand zu bringen. Dies 
sollte bei dem derzeit laufenden Monito-
ring zur Erfassung der biologischen Qua-
litätskomponenten Fische, Makrophyten 
und Makrozoobenthos beachtet werden. 
Anhand dieser Ergebnisse ist dann zu klä-
ren: In welchem Umfang müssen hydro-
morphologische Prozesse wieder zugelas-
sen werden, um den guten ökologischen 
Zustand für natürliche Wasserkörper zu 
erreichen und wieviel Fläche ist dafür er-
forderlich? 

Die Wiederzulassung bettgestalten-
der Prozesse erfordert die Bereitstellung 
von Flächen. Dazu bedarf es einer vo-
rausschauenden Planung und einer fach-
übergreifenden Zusammenarbeit der Un-
terhaltsverpflichteten, aller in der Fläche 

Planenden (z.B. Flächennutzungs- und 
Bauleitplanung), die Einbindung der Be-
troffenen, die Beteiligung von Verbänden 
sowie die Information der Öffentlichkeit. 
Vor allem bedarf es aber neuer Wege, 
um dem Hochwasser und den Gewäs-
sern ausreichend Platz zu belassen oder 
wieder zu geben, sowohl im städtischen 
Umfeld wie im ländlichen Raum. Dabei ist 
die mit dem Klimawandel zu erwartende 
Zunahme der Abflussextreme zu berück-
sichtigen. Da dies europaweit gilt, sollte 
versucht werden, diese Frage in einer 
entsprechenden Arbeitsgruppe zu lösen, 
eingeschlossen die Überprüfung der bis-
herigen Förderpraxis und Neuausrichtung 
der Förderprogramme.
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Seit der Novellierung des Wasserhaus-
haltsgesetzes im Jahre 2002 gilt das Ver-
schlechterungsverbot der Wasserrahmen-
richtlinie, die jede nachteilige Änderung 
eines Gewässers untersagt. An drei Fall-
beispielen wird aufgezeigt, dass die Um-
setzung der WRRL bei den alltäglichen 
Unterhaltungsmaßnahmen und auch lau-
fenden Baumaßnahmen nicht greift. Bei 
den 5.564 Flusskilometern Bundeswasser-
straßen muss daher mit einer ständigen 
Verschlechterung des ökologischen Zu-
standes der Flüsse gerechnet werden. Die 
Wasserschifffahrtsämter schaffen Fakten, 
die das Ziel des Verschlechterungsver-
botes unterlaufen. Auch das Zuständig-
keitssplitting zwischen Landes- und Bun-
desverwaltungen erschwert erheblich die 
Umsetzung. 

Zuständigkeits-Splitting:
Alle großen und viele kleine Flüsse  
(5.564km) sind Bundeswasserstraßen
n		Unterstehen wie Bundesautobahnen 
dem Bundesverkehrsministerium –  
Bundeshoheit
n		Wasserwirtschaft, Hochwasserschutz 
und Naturschutz ist Angelegenheit der 
Bundesländer – Landeshoheit
n		Das BMU hat Gesetzeskompetenz (seit 
Aug. 2006)
n		Ansprechpartner der EU ist die Bun-
desregierung

So zeigen sich in den Abstimmungs-
prozessen konkreter Maßnahmen er-
hebliche Differenzen zwischen diesen 
Behörden. Selbst innerhalb von Landesre-
gierungen bestimmen Zwistigkeiten zwi-
schen Wasserwirtschaft und Naturschutz 
die Verfahrensabstimmung.

Erschwerend kommt hinzu, dass Un-
terhaltungsmaßnahmen nicht öffentlich 
bekannt gemacht werden müssen, so dass 
die Umweltverbände viel zu spät oder gar 
nicht davon erfahren. Von daher bleibt 

Bericht über den Stand der Umsetzung 
der WRRL bei laufenden Verfahren zur 
Unterhaltung und Gewässerausbau bei 
Bundeswasserstraßen (Kurzfassung)

von Winfried Lücking

den NGO’s meist zu wenig bis keine Zeit, 
um den Nachweis antreten zu können, 
dass entsprechende Baumaßnahmen dem 
Verschlechterungsverbot nach WRRL wi-
dersprechen.

Definition Ausbau und Unterhaltung:
n	Ausbauvorhaben 
n sind Baumaßnahmen zur Schaf-
fung von größeren Abladetiefen und 
für größere Schiffsgefäße
n unterliegen den gängigen Geset-
zen, wie UVP, Planfeststellung etc.

n	Unterhaltungsmaßnahmen
n sind alle Maßnahmen, die zur Auf-
rechterhaltung der Sicherheit und 
Leichtigkeit des Schiffsverkehr not-
wendig sind
n Bewegen sich im Rahmen der aus-
gewiesenen Wasserstraßenzulassung
n dazu gibt es kein Planungsverfah-
ren mit öffentlicher Beteiligung. 
n Abprüfung auf FFH-Verträglichkeit 
wird vom BMVBS abgelehnt
n	Laufendes EU-Vertragsverletzungs-
verfahren dazu an der Elbe
Da die für die Bewertung der biolo-

gischen Gewässergütebestimmung zu 
entwickelnden Methoden noch nicht ab-
gestimmt sind, fehlen auch Instrumenta-
rien, um die Engriffe auf ihre ökologische 
Bedenklichkeit hin bewerten und das 
Maß einer Verschlechterung festlegen zu 
können. Dies ist besonders schwierig bei 
Flussabschnitten, die schon in Folge ihrer 
Nutzungen sehr starken Veränderungen 
unterlegen sind und von daher nur über 
ein eingeschränktes ökologisches Potenzi-
al verfügen, wie zum Beispiel die Berliner 
Stadt-Spree, die als „erheblich verändert“ 
eingestuft wurde.

Aber auch die Diskussion, was unter 
einer Verschlechterung zu verstehen ist, 
verläuft noch immer kontrovers: betrifft 
es beispielsweise Veränderungen inner-

halb einer Zustandsklasse, oder nur die 
Veränderung in eine schlechtere, oder 
wird mit der Erstellung des Maßnahmen-
kataloges 2009 vorgegeben, was dar-
unter zu verstehen ist. Nur, was passiert 
dann bis dahin? Auch die Diskussion über 
das Verständnis des Verschlechterungs-
verbotes in der Landesarbeitsgemein-
schaft Wasser (LAWA) ist eine andere, 
als die der EU-Wasserdirektoren. Damit 
ist die Umsetzung auf allen Ebenen recht 
unklar. Die Frage stellt sich dabei, ob die 
Entwicklung von Handlungsoptionen 
eine Hilfestellung sein könnte.

Im Folgenden wird kurz die Problema-
tik an drei Beispielen dargestellt.

Fallbeispiel 1: Unterhaltungsmaßnahmen 
an der Elbe
In großem Rahmen werden seit diesem 
Jahr Buhneninstandsetzungen an der Elbe 
vorgenommen (Abb. 1). Dabei werden sie 
teils größer als zuvor angelegt, wodurch 
die Sohlenerosion der Elbe verstärkt und 
die Absenkung des Grundwasserspiegels 
in den Auen gefördert wird. Andererseits 
werden sie nach der baulichen Vorgabe 
der 30iger Jahr des letzten Jahrhunderts 
instand gesetzt ohne die zwischenzeit-
lichen Veränderungen des Flusses zu 
berücksichtigen. Abgesehen davon ist 
das Regelungsziel von 1936 nie erreicht 
worden.

Insofern sind diese Maßnahmen weder 
sinnvoll, noch mit dem Charakter als FFH-
Gebiet und dem Verschlechterungsverbot 
der EU-WRRL vereinbar. Die zuständige 
Wasserschifffahrtsverwaltung wird von 
den Ländern nicht hinreichend kontrol-
liert. Das übergeordnete Bundesverkehrs-

Abb. 1: Buhneninstandsetzung Elbe 
bei Gallin
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ministerium hält bei der Buhneninstand-
setzung keine Umweltverträglichkeits-
prüfungen für erforderlich, obwohl die  
EU-Kommission diese einfordert (die Elbe 
ist als FFH-Gebiet gemeldet/über 400 km  
UNESCO Weltkulturerbe).

Fallbeispiel 2: Unterhaltungsmaßnahmen 
an der Spree
Bei Unterhaltungsmaßnahmen an der 
Spree bei Fürstenwalde südlich von Ber-
lin wurden in einem FFH-Gebiet ohne 
konkrete Einbeziehung der Naturschutz-
behörden die alten Uferbefestigungen 
(Holzpalisaden) durch Spundwände er-
setzt (Abb. 2).

Fallbeispiel 3: Unterhaltungsmaßnahmen 
an der Oder
Mehrere Inseln in einem Mäander der 
Oder bei Hohensaaten wurden auf pol-
nischer Seite mit dem Aushub zur Fahrrin-
nenvertiefung auf 1,80 m verfüllt (Abb.  
3-5). Aus Sicht der zuständigen polnischen 
Verwaltungen seien die Inseln erst durch 
das Oderhochwasser von 1997 entstan-
den und insofern ein „Schaden“ in der 
Infrastruktur und eine Gefährdung für 

den kurz dahinter liegenden Deich. Die 
Aussage konnte anhand von Dokumen-
ten widerlegt werden. Den deutschen Be-
hörden waren die Arbeiten angekündigt 
worden, sie haben sie jedoch geduldet. 
Eine Beschwerde der Umweltverbände an 
die EU wurde abgelehnt. Nach Ansicht des 
BUND war dies eindeutig ein Ausbau, mit 
dem unter dem Vorwand des Hochwas-
serschutzes eine Fahrrinnenvertiefung für 
die Schifffahrt erzielt wurde.

Für den BUND stellt sich demnach die 
klare Forderung, dass die Unterhaltungs-
maßnahmen an Bundeswasserstraßen 
auf ihre Verträglichkeit mit der WRRL 
hin überprüft werden müssen und auf 
Grundlage dieser Untersuchung das Ein-
vernehmen mit den Landesbehörden her-
zustellen ist. Dies hätte den Vorteil, dass 
die Landesbehörden konkret informiert, 
und der Konflikt „Bundes-/Landesbehör-
den“ entschärft würden. Dabei sollten 
die Umweltverbände mit eingebunden 
sein.
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Abb. 3: Oderinsel vor der Oderflut 1997

Abb. 2: Unterhaltungsmaßnahme Spree

Abb. 4: Oderinsel vor der Maßnahme

Abb. 5: Oderinsel nach der Maßnahme
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1  Folgenprüfungen im Kontext 
der Wasserrahmenrichtlinie

Synergien zu suchen, sollte das vorran-
gige Motto einer Zusammenarbeit von 
Naturschutz und Wasserwirtschaft bei 
der Umsetzung der europäischen Wasser-

Beeinträchtigungen an Gewässern –   
Künftige Anforderungen an Folgen- 
prüfungen im Kontext von Wasser- 
rahmenrichtlinie und Naturschutz

von Beate Jessel

rahmenrichtlinie (WRRL) sein. Dabei stellt 
auch die Vermeidung und Kompensation 
von Beeinträchtigungen an Gewässern ei-
nen Bereich dar, in dem zwischen Natur-
schutz und Wasserwirtschaft Berührungs-
punkte bestehen und zudem aktiv die Zu-
sammenarbeit gesucht werden sollte. 

Die wasserwirtschaftlichen Planwerke 
unterliegen im Hinblick auf ihre Umwelt-
auswirkungen einer ganzen Reihe von 
Folgenprüfungen. Zugleich muss bei 
raumrelevanten Planungen aber künftig 
auch gewährleistet werden, dass die Ziele 
der WRRL nicht beeinträchtigt werden. 
Das betrifft neben den Umweltzielen, 
dem „guten Zustand“, vor allem das Ver-

schlechterungsverbot gem. Art. 4 Abs. 1 
WRRL.

Um welche Folgenprüfungen han-
delt es sich (Abb. 1; vgl. hierzu auch 
Jessel 2005)? Für wasserwirtschaftliche 
Maßnahmenprogramme kann eine Ver-
träglichkeitsprüfung gemäß §§ 34, 35 
BNatSchG erforderlich werden. Grund-
lage hierfür ist die Formulierung in § 35 
BNatSchG, die von „sonstigen Plänen“ 
spricht, auf die die FFH-VP anzuwenden 
ist. Voraussetzung, dass eine FFH-VP zum 
Einsatz kommt ist, dass die in den Maß-
nahmenprogrammen enthaltenen Aus-
sagen konkret genug sind und die für die 
Erhaltungsziele von Natura 2000-Gebie-
ten maßgeblichen Bestandteile erheblich 
beeinträchtigen könnten. Es müssen also 
plausible Anhaltspunkte vorliegen oder 
die begründete Vermutung bestehen, 
dass die Möglichkeit einer Beeinträchti-
gung nicht gänzlich auszuschließen ist.

Zudem sind alle Maßnahmenpro-
gramme obligatorisch einer Strategischen 
Umweltprüfung (SUP) zu unterziehen 
(vgl. Anlage 3 Ziff. 1.4 UVP-Gesetz), nicht 
dagegen die Bewirtschaftungspläne. Dies 
begründet sich darin, dass man davon 
ausgeht, dass Letztere im Wesentlichen 

Abb. 1: Planwerke nach Wasserrahmenrichtlinie und WHG im Kontext mit anderen Folgenprüfverfahren
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eine Zusammenstellung der in den Maß-
nahmenprogrammen enthaltenen und in 
den vorangegangenen Arbeitsschritten 
erhobenen Aussagen enthalten. Prüfge-
genstand der SUP sind alle umweltrele-
vanten Rechtsmaterien, also auch eine 
mögliche Betroffenheit von Naturschutz-
belangen.

Die in den Maßnahmenprogrammen 
enthaltenen grundlegenden und ergän-
zenden Maßnahmen können ihrerseits 
verschiedene UVP-pflichtige bzw. der na-
turschutzrechtlichen Eingriffsregelung 
unterliegende Projekte auslösen, etwa 
den Rückbau von Deichen, diverse fluss-
bauliche Maßnahmen oder die Errichtung 
bzw. den Ausbau von Abwasserbehand-
lungsanlagen.
Dabei
n		bestehen über diese Prüfverfahren in-
soweit Anknüpfungspunkte zum Natur-
schutz, als eine mögliche Betroffenheit 
von Naturschutzbelangen mit Prüfge-
genstand ist und sich zur Vermeidung von 
Konflikten eine frühzeitige Abstimmung 
anbietet;
n		können sich weiterhin durch die Kom-
pensationserfordernisse aus der Eingriffs-
regelung Synergien ergeben, die mit ein-
gesetzt werden können, um Verpflich-
tungen aus der WRRL einzulösen.

2 SUP für die Maßnahmenpro-
gramme

Eine wichtige Rolle spielte im Vorfeld 
der Diskussionen um die Überführung 
der Strategischen Umweltprüfung (SUP) 
in das deutsche Recht die Frage der sog. 
„Schutzplanungen“, d.h. ob auch Pläne 
und Programme, mit denen eine Erhö-
hung des Umweltschutzniveaus bezweckt 
wird, einer SUP zu unterziehen seien. Dies 
wurde vor allem für die Landschaftspla-
nung thematisiert; es bleibt jedoch zu 
beachten, dass auch mit den Maßnah-
menprogrammen nach WRRL über die 
Maßgabe, für alle Wasserkörper min-
destens einen „guten Zustand“ zu errei-
chen, der nur geringfügig von einem an-
thropogen unbeeinflussten oder nahezu 
unbeeinflussten Zustand abweichen darf, 
ein hoher Standard angestrebt wird. Die 
SUP-Richtlinie versteht dabei unter den 
zu prüfenden erheblichen Umweltaus-
wirkungen gleichermaßen positive wie 

negative; diese sind dann auch hinsicht-
lich ihrer Wechselwirkungen sowie ggf. 
eintretender Wirkungsverlagerungen 
von einem Schutzgut in ein anderes zu 
betrachten. Werden Maßnahmenpro-
gramme einer SUP unterzogen, sind 
daher erhebliche positive wie negative 
Umweltauswirkungen gleichermaßen zu 
ermitteln sowie in ihren wechselseitigen 
Bezügen darzustellen und zu bewerten.

Zwischen den Prüfschritten der SUP 
und den Umsetzungsschritten nach der 
WRRL bestehen eine Reihe von Kongru-
enzen, aber auch Unterschiede (vgl. auch 
Jessel 2005):
n		In der SUP wie auch im Zuge der WRRL 
sind eine Merkmals- und eine Belastungs-
analyse der jeweiligen Flussgebietsein-
heit zu erstellen. Allerdings bezieht die 
Analyse der WRRL sich eingegrenzt auf 
das Schutzgut bzw. den Standortfaktor 
Wasser bzw. auf den hydrologischen, 
physikalisch-chemischen und biolo-
gischen Gewässerzustand, während die 
SUP alle Umweltmedien gleichermaßen 
zu betrachten hat. Überschneidungen 
bestehen auch in der Einführung eines 
Monitorings sowie in der Begründungs-
pflicht für die getroffene Entscheidung. 
Die Umweltprüfung nach der SUP-Richt-
linie beinhaltet die Darstellung von Maß-
nahmen, um voraussichtliche erhebliche 
Umweltauswirkungen zu verringern, und 
auch die WRRL bzw. das WHG (§§ 25d  
Abs. 3 Ziff. 3 und 36b Abs. 3 Ziff. 4 WHG) 
fordern bei einer Verschlechterung des 
Zustandes von Grund- und Oberflächen-
gewässern die Darlegung der praktischen 
Vorkehrungen, die getroffen werden, um 
die negativen Auswirkungen auf den Zu-
stand der Wasserkörper zu vermindern.
n		Hingegen bezieht sich die nach Art. 14 
WRRL zu leistende Öffentlichkeitsbetei-
ligung nur auf die Bewirtschaftungsplä-
ne für die ganze Flussgebietseinheit (in 
denen allerdings ihrerseits die Maßnah-
menprogramme mit zusammengefasst 
werden sollen). Für die Aufstellung der 
Maßnahmenprogramme regelt die WRRL 
keine eigenständige Anhörung der Öf-
fentlichkeit; eine solche hat hier jedoch 
in Bezug auf die SUP zu erfolgen. 
n		Ergänzende Anforderungen, die die 
SUP zu den Maßnahmenprogrammen mit 
sich bringt, sind neben der Ermittlung, 
Beschreibung und Bewertung der Aus-

wirkungen auf die anderen Schutzgüter 
(einschließlich des Menschen und der bio-
logischen Vielfalt, also aller Arten und Le-
bensräume) die explizite Berücksichtigung 
der eintretenden Wechselwirkungen und 
die Prüfung von Alternativen, die beide 
im Umweltbericht darzulegen sind.

Diese Gegenüberstellung macht deut-
lich, dass rechtzeitig Vorgehensweisen 
entwickelt werden sollten, um die SUP für 
die Maßnahmenprogramme in verfah-
renstechnischer und methodischer Hin-
sicht effektiv zu gestalten. Beispielsweise 
bietet es sich an, die Anhörung zu den 
Entwürfen des Bewirtschaftungsplans 
und des Maßnahmenprogramms gleich-
zeitig sowie in einer Form vorzunehmen, 
die gemeinsam den Anforderungen der 
WRRL und der SUP Genüge tut.

Wichtige methodische Aspekte, die 
zu bewältigen sind, sind neben der Frage 
der Abschichtung und der notwendigen 
Prüfintensität die Ausgestaltung der nach 
der SUP gebotenen Alternativenprüfung: 
So hat einem Policy-Paper zu  Art. 4 Abs. 7 
WRRL  (Drafting Group 2006a, 8) zufolge 
die SUP auch zu betrachten, ob die An-
forderungen, die erfüllt zu sein haben, 
um von den Ausnahmen nach Art. 4 Abs. 
7 WRRL Gebrauch zu machen und doch 
eine Verschlechterung des Gewässerzu-
stands zuzulassen, gegeben sind, d.h. ob 
sich hier tatsächlich keine Alternativen 
anbieten und alle geeigneten Maßnah-
men ergriffen wurden, um nachteilige 
Auswirkungen auf den Zustand der Ge-
wässer zu verringern. Im Rahmen der 
Alternativenprüfung lässt sich weiter 
gehend dann auch die Frage stellen, ob 
es in diesem Zusammenhang dann nicht 
auch zur Aufgabe einer SUP gehört, die 
grundlegende Zielbestimmung, die dem 
Maßnahmenprogramm zugrunde liegt, 
zu überprüfen, d.h. ob eine Einstufung 
als HMWB (Heavily modified water body) 
mit zu erreichendem guten ökologischen 
Potenzial gerechtfertigt ist oder nicht 
doch der gute Zustand hätte angestrebt 
werden sollen und ob dabei eine Zieler-
reichung bis 2015 anvisiert oder von den 
Verlängerungsmöglichkeiten des Art. 4 
Abs. 4 WRRL / § 25c WHG Gebrauch ge-
macht wird. Da es durchaus Fälle gibt, in 
denen unterstellt werden kann, dass man 
Gewässer lieber als erheblich verändert 
eingestuft hat, um ansonsten notwen-
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dige anspruchsvolle und kostenintensive 
Maßnahmen zu umgehen, wird die Fra-
ge zu diskutieren sein, inwieweit es zu 
den Aufgaben einer SUP gehören kann, 
im Zuge der Alternativenprüfung auch 
diese grundlegende Zielbestimmung zu 
diskutieren.

Zur Erreichung der Umweltziele ist 
jeweils die vernünftigste und kosten-
günstigste Kombination von Maßnah-
mentypen einzusetzen. Da dabei in aller 
Regel nicht Einzelmaßnahmen, sondern 
unterschiedlich zusammengesetzte Maß- 
nahmenbündel angesagt sind, ermög-
licht die SUP einen Blick auf die dann je-
weils auftretenden Wechselwirkungen. 
Sie kann somit helfen, unter Beachtung 
der eintretenden Wechselwirkungen zur 
Erreichung der Umweltziele geeignete 
bestmögliche bzw. alternative Maßnah-
menkombinationen zu identifizieren.

Mit der Neufassung des Gesetzes 
über die UVP vom Juni 2005 sind mit den 
Maßnahmenprogrammen nach § 36 WHG 
auch die Hochwasserschutzpläne nach  
§ 31d WHG und damit ein weiteres was-
serwirtschaftliches Planwerk SUP-pflichtig 
geworden. Zwischen einem technischen 
Hochwasserschutz und den Umweltzielen 
der WRRL kann es zu Konflikten kommen, 
allerdings setzt die WRRL als EG-Recht 
gegenüber den nationalen Bestimmun-
gen zum Hochwasserschutz den verbind-
licheren Rahmen. Die SUP kann dabei 
wesentlich dazu beitragen, die verschie-
denen umweltrelevanten Planwerke und 
Politikfelder untereinander zu harmoni-
sieren; dies fordert explizit auch der Ent-
wurf eines weiteren Guidance-Papiers, 
das Empfehlungen zur Integration der 
Belange der WRRL in die verschiedenen 
Politikfelder enthält (Drafting Group 
2006b, 22).

3  FFH-Verträglichkeitsprüfung 
und integrierte Erarbeitung von 
FFH-Managementplänen und 
Maßnahmenprogrammen

Ähnliches, d.h. dass eine möglichst effek-
tive Vorgehensweise entwickelt werden 
sollte, gilt für die FFH-Verträglichkeitsprü-
fung (FFH-VP) sowie die Abstimmung von 
WRRL und FFH-Managementplanung: In 
den vom Wasser geprägten Natura 2000-
Gebieten müssen die Ziele und Normen, 

die durch gemeinschaftliche Rechtsvor-
schriften bestimmt sind, im Normalfall 
gleichfalls bis zum Jahr 2015 erfüllt sein 
(Art. 4 Abs. 1c WRRL). Ggf. wird für die 
Maßnahmenprogramme zudem eine 
FFH-VP erforderlich (s.o.). Vor diesem Hin-
tergrund bietet es sich an, abgestimmte 
integrierte Managementkonzepte zu er-
arbeiten. Das bedingt einen beidseitigen 
Übersetzungs- und Kommunikations-
prozess: Nicht nur, dass die Wasserseite 
frühzeitig Naturschutzbelange berück-
sichtigen und integrieren sollte, glei-
chermaßen wichtig ist es, dass die Natur-
schutzseite ihre Ziele so formuliert, dass 
sie von der Wasserwirtschaft verstanden 
werden. D.h. es sind das für die Umset-
zung der Erhaltungs- und Entwicklungs-
ziele in den Natura 2000-Gebieten erfor-
derliche Wasserregime, die notwendigen 
hydromorphologischen Voraussetzungen 
und der erforderliche chemische Zustand 
möglichst präzise zu benennen, um ihre 
Umsetzbarkeit im Rahmen der Maßnah-
menprogramme zu gewährleisten.

Um zu veranschaulichen, wie die 
Abstimmung der Erhaltungs- und Ent-
wicklungsmaßnahmen für Natura 2000-
Gebiete mit wasserabhängigen Arten 
und Lebensräumen mit den Umwelt-
zielen nach der WRRL erreicht werden 
kann, wurde in einem F+E-Vorhaben des 
Bundesamtes für Naturschutz (Korn et 
al. 2005) sowie in Kontakt mit einer ad 
hoc-Unterarbeitsgruppe der LANA der 
in Abbildung 2 wiedergegebene Ablauf 
entwickelt (vgl. auch Jessel 2006, LANA 
2006); das Ablaufschema mitsamt einem 
Erläuterungspapier  kann mittlerweile 
auch über die LANA-Geschäftsstelle an-
gefordert werden. Vorgesehen ist darin, 
dass die Managementplanung von vorn-
herein von einer Komponente begleitet 
wird, die der bislang praktizierten Gewäs-
serentwicklungsplanung entspricht. Um 
sich rechtzeitig in den Aufstellungspro-
zess der Maßnahmenprogramme einzu-
bringen, sollte seitens des Naturschutzes 
die Ausarbeitung entsprechender Erhal-
tungsziele prioritär und mit Blick auf die 
Aufstellung der Maßnahmenprogramme 
rechtzeitig für die Natura 2000-Gebiete 
mit vom Wasser abhängigen Arten und 
Lebensräumen erfolgen. In den Bundes-
ländern werden dazu recht unterschied-
liche Wege beschritten: Während etwa in 

Sachsen und Nordrhein-Westfalen für alle 
Natura 2000-Gebiete eigene Manage-
mentpläne aufgestellt werden, konzent-
riert man sich in anderen Ländern (etwa 
Brandenburg) auf die „Nachrüstung“ 
bestehender Pflege- und Entwicklungs-
pläne sowie die Integration der Erforder-
nisse der FFH- und der Vogelschutzricht-
linie in die Schutzzwecke bestehender 
Schutzgebietsverordnungen. Vor diesem 
Hintergrund versteht sich die in Abbil-
dung 2 ausgewiesene Prioritätenfolge: 
Sofern für das betreffende Gebiet noch 
kein Managementplan mit gewässerspe-
zifischen Erhaltungszielen und gebiets-
spezifischen Erhaltungs- und Entwick-
lungsmaßnahmen vorliegt und abseh-
bar ist, dass ein solcher auch nicht mehr 
rechtzeitig wird ausgearbeitet werden 
können, ist zu prüfen, ob auf Pläne mit 
vergleichbaren Aussagen (etwa Pflege- 
und Entwicklungspläne für bestehende 
Schutzgebiete) zurückgegriffen werden 
kann. Ansonsten ist zu prüfen, ob durch 
die Ländernaturschutzbehörden gebiets- 
und gewässerspezifische Erhaltungsziele 
bzw. entsprechende Erhaltungs- und Ent-
wicklungsmaßnahmen erarbeitet werden 
können. Sollte auch dies nicht möglich 
sein, sind allgemeine Erhaltungsziele und 
-maßnahmen zu erarbeiten.

Die Erhaltungsziele nach Natura 2000 
sind dann mit den anderen Umweltzielen 
nach WRRL abzustimmen. Dabei sollte 
auch die in der FFH-Richtlinie vorgese-
hene Schaffung eines kohärenten Biotop-
netzes für die Arten des Anhang II und 
die Lebensräume des Anhang I stärker 
in das Blickfeld gerückt werden, um die 
gemeinsamen Ziele der FFH- und Vogel-
schutzrichtlinie sowie der Wasserrahmen-
richtlinie besser umsetzen zu können.

Sollte keine Übereinstimmung der 
Umweltziele für Oberflächengewässer 
nach WRRL mit den naturschutzfachlichen 
Zielsetzungen nach der FFH-Richtlinie er-
zielbar sein, sieht Art. 4 Abs. 2 WRRL vor, 
dass dann das „weiterreichende Ziel“ gilt; 
der englische Originaltext der Richtlinie 
spricht hier vom „most stringent objec-
tive“. Das unterstreicht die Notwendig-
keit, seitens des Naturschutzes rechtzei-
tig hinreichend präzise bzw. räumlich 
differenzierte Erhaltungsziele und -maß-
nahmen für die wassergeprägten Natura 
2000-Gebiete zu formulieren. Für die Stel-
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lung der Umweltziele nach WRRL zu den 
Erhaltungszielen von Natura 2000 kann 
dabei festgehalten werden:
n		Wenn in Natura 2000-Gebieten keine 
spezifischeren oder weiter gehenden An-

forderungen als in der WRRL enthalten 
sind und keine Zielkonflikte auftreten, 
dann stellen die Ziele der WRRL hinsicht-
lich des Standortfaktors Wasser die Min-
destanforderung dar. Denn in aller Regel 

wird über die WRRL der Standortfaktor 
Wasser gestärkt und werden die Belange 
einer ausreichenden Wasserversorgung 
der betreffenden Gebiete befördert.
n		Wenn Erhaltungsziele gemäß Natura 
2000 zu Konflikten mit den Umweltzie-
len nach der WRRL führen, gelten vorran-
gig die Ziele gemäß Natura 2000 als der 
fachbezogenen Spezial-Richtlinie. Vor-
aussetzung ist allerdings, dass diese Ziele 
rechtzeitig zur Aufstellung der Maßnah-
menprogramme und hinreichend konkret 
vorliegen.

Im Idealfall sollten dann wechselsei-
tig abgestimmte, gleichlautende Entwick-
lungsziele und -maßnahmen sowohl in 
den bis 2009 zu erarbeitenden Maßnah-
menprogrammen als auch in den Natu-
ra 2000-Managementplänen verankert 
werden. Die Ausarbeitung eines solchen 
integrierten Managementplans und Maß-
nahmenprogramms kann dann den Vor-
teil haben, dass für derartige Planwerke 
und die darin festgelegten Maßnahmen 
die Regelvermutung gelten kann, dass 
sie grundsätzlich FFH-verträglich sind und 
eine weitere Einzelfallprüfung, d.h. eine 
formale FFH-Verträglichkeitsprüfung, 
entbehrlich wird; weiterhin wäre mit 
Blick auf die SUP der (nicht unerhebliche) 
Naturschutzteil darin zu großen Teilen 
bereits abgearbeitet.

4  Umgang mit dem Verschlechte-
rungsverbot nach WRRL

Mit Blick auf Folgenprüfungen und Ver-
änderungen an Gewässern relevant ist 
auch, wie mit dem Verschlechterungs-
verbot, das Art. 4 Abs. 1a)i und b)i WRRL 
ausspricht und das über § § 25a Abs. 1 
Ziff. 1 und 33a Abs. 1 Ziff. 1 WHG in das 
nationale Recht transportiert wurde, 
umgegangen wird: Demnach soll keine 
weitere Verschlechterung des Zustands 
der Oberflächenwasserkörper sowie der 
Grundwasserkörper mehr erfolgen. Dabei 
lässt sich die Auffassung vertreten, dass 
das Verschlechterungsverbot bereits mit 
Inkrafttreten der WRRL bzw. mit deren 
Umsetzung in das nationale Recht greift. 
Denn es wäre mit dem Ziel der WRRL nicht 
vereinbar, wenn die Mitgliedstaaten zu-
nächst berechtigt wären, ihre Gewässer 
weiter zu verschmutzen, dann aber bis 
2015 die ambitionierten Ziele der Richt-

Abb. 2: Vorgeschlagener Ablauf zur Abstimmung von Zielen und Maßnahmen der FFH-RL, 
Vogelschutzrichtlinie und Wasserrahmenrichtlinie für Natura 2000-Gebiete mit wasserabhän-
gigen Arten und Lebensräumen mit den Anforderungen der WRRL (dunkelgraue Felder: Ar-
beitsschritte in Zuständigkeit des Naturschutzes; hellgraue Felder: Arbeitsschritte auf Seiten 
der Wasserwirtschaft; gestreifte Felder: Gemeinsam bzw. in enger wechselseitiger Abstim-
mung vorzunehmende Arbeitsschritte) (Korn et al. 2005, Jessel 2006, LANA 2006). >
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linie umsetzen müssten (Ginzky 2005, 
520).

Zu beachten ist in jedem Fall, dass das 
Verschlechterungsverbot bereits früher 
greift als das auf 2015 angesetzte Errei-
chen der Umweltziele und dass die bei 
Genehmigungsverfahren notwendige 
Prüfung auf Vereinbarkeit mit den Um-
weltzielen der WRRL sich insbesondere 
auch auf das vorgegebene Verschlechte-
rungsverbot zu erstrecken hat. Das hat 
Auswirkungen auf das sog. Bewirtschaf-
tungsermessen der Wasserwirtschaft 
bei der Erteilung von Erlaubnissen und 
Genehmigungen, das nunmehr durch die 
Zielvorgaben der WRRL deutlich einge-
engt wird und das Verschlechterungsver-
bot als zwingenden Aspekt mit zu beach-
ten hat (Hasche 2005).

Jedenfalls tut sich in diesem Zusam-
menhang die Frage auf, ob das Verbot nun 
absolut zu sehen ist – was auch in Anbe-
tracht der natürlichen Gewässerdynamik 
kaum praktikabel sein dürfte –, oder wo 
denn vielmehr eine Wirkungsschwelle an-
zusetzen ist, ab der von einer Verschlech-
terung bzw. nachteiligen Veränderung 
des Gewässerzustands auszugehen ist. In 
Bezug auf den mengenmäßigen Zustand 
des Grundwassers spricht etwa Anhang 
V 2.1.2 WRRL davon, dass dieser keinen 
anthropogenen Veränderungen unterlie-
gen darf, „die (…) zu einer signifikanten 
Schädigung der Qualität dieser Gewässer“ 
bzw. „zu einer signifikanten Schädigung 
von Landökosystemen führen würden, 
die unmittelbar von Grundwasser abhän-
gen.“ Bei einer signifikanten Schädigung 
der vom Grundwasser abhängigen Öko-
systeme liegt demzufolge eine Handlung 
vor, die den guten mengenmäßigen Zu-
stand des Grundwassers beeinträchtigt 
und dem Verschlechterungsverbot der 
WRRL entgegensteht.

Eine diesem Punkt in Grundzügen 
ganz ähnliche Diktion verwendet nun ja  
§ 18 Abs. 1 BNatSchG für die Definition des  
Eingriffstatbestandes (vgl. hierzu auch 
Jessel 2005): Eingriffe in Natur und Land-
schaft sind demnach Veränderungen des 
mit der belebten Bodenschicht in Verbin-
dung stehenden Grundwasserspiegels, die 
die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushalts erheblich beeinträchtigen 
können. Dies wirft die Frage auf, ob für 
die Bestimmung, wann eine signifikante 

Schädigung der vom Grundwasser abhän-
gigen Landökosysteme vorliegt, auf die 
naturschutzfachlichen und -rechtlichen 
Kriterien zurückgegriffen werden kann, 
wie sie im BNatSchG formuliert sind. Die 
beiden Begriffe „signifikant“ und „erheb-
lich“ können ja als weitgehend synonym 
gelten (so auch Unnerstall 2003, 672f.).

Eine weitere Frage ist die, welche 
Handlungspflichten eintreten, wenn das 
Verschlechterungsverbot nicht eingehal-
ten wird. Dazu bestimmen Art. 4 Abs. 7 
WRRL sowie § 25d Abs. 3 WHG, dass eine 
Verschlechterung des Zustands eines 
oberirdischen Gewässers an enge Voraus-
setzungen geknüpft und ausnahmsweise 
nur zulässig ist, wenn (1) übergeordnete 
öffentliche Belange vorliegen, sich (2) 
keine alternativen Maßnahmen anbie-
ten und (3) „alle praktisch geeigneten 
Maßnahmen ergriffen werden, um die 
nachteiligen Auswirkungen auf den Zu-
stand der Gewässer zu verringern.“ Da-
bei müssen alle drei Voraussetzungen 
kumulativ vorliegen. Die Erteilung einer 
Ausnahme nach Art. 4 Abs. 7 WRRL darf 
zudem den Bestimmungen anderer EG-
Richtlinien nicht zuwiderlaufen, etwa 
indem sie Schutzbestimmungen aus der 
FFH-Richtlinie entgegensteht (Drafting 
Group, 2006b, 17).

Wie vor allem die dritte o.g. Maßgabe 
umgesetzt werden soll und zu welchen 
Handlungsverpflichtungen sie tatsächlich 
führen wird, ist noch offen. Aus ihr folgt 
wohl zunächst nur eine Verpflichtung zur 
weitestgehenden Vermeidung und Ver-
minderung nachteiliger Auswirkungen, 
jedoch noch kein formelles Kompensati-
onsprinzip. 

Jedoch spricht mit Blick auf die in den 
Bewirtschaftungsplan aufzunehmenden 
Inhalte eine andere Stelle des WHG, § 36b 
Abs. 3 Ziff. 4 WHG, weitergehend davon, 
dass neben den Umständen, auf denen 
die Verschlechterungen beruhen, auch 
die Maßnahmen zur Wiederherstellung 
des vorherigen Zustands in die Bewirt-
schaftungspläne aufzunehmen sind und 
damit zu den Angaben gehören, die auch 
der EU-Kommission vorzulegen sind. Zu-
dem wurde mit § 4 Abs.2 Ziff. 2a bei der 
Neufassung des WHG die Möglichkeit er-
öffnet, Maßnahmen anzuordnen, die zum 
Ausgleich einer auf eine Gewässerbenut-
zung zurückzuführenden Beeinträchti-

gung des Gewässerzustands erforderlich 
sind. Es gibt im Übrigen noch eine weitere 
Richtlinie, die bis zum 30.04.2007 in nati-
onales Recht umzusetzende europäische 
Umwelthaftungsrichtlinie, die vorsieht, 
dass unter bestimmten Voraussetzungen 
neben Schädigungen an bestimmten Ar-
ten und Lebensräumen sowie am Boden 
auch Schädigungen an Gewässern, die 
erhebliche nachteilige Auswirkungen auf 
den ökologischen, chemischen und men-
genmäßigen Zustand im Sinne der WRRL 
haben, zu sanieren bzw. zu kompensieren 
sind.

Baumaßnahmen an Gewässern wie 
auch dabei eintretende dauerhafte oder 
temporäre Beeinträchtigungen werden 
auch künftig kaum zu vermeiden sein. 
Vor diesem Hintergrund ist es denkbar, 
die Einhaltung des Verschlechterungs-
verbots bzw. die andernfalls anfallenden 
Kompensationsverpflichtungen ähnlich 
bzw. analog zu regeln wie im Natur-
schutzrecht, zumal die oben benannten 
Voraussetzungen des § 25d Abs. 3 WHG, 
die dabei abzuprüfen sind, gewisse Ähn-
lichkeiten mit der Entscheidungsabfolge 
der Eingriffsregelung (Vermeidung – Aus-
gleich bzw. Ersatz – Abwägung) aufwei-
sen.

Die genannten Verpflichtungen er-
strecken sich auf die in der WRRL ange-
führten Qualitätsmerkmale der Wasser-
körper. Dabei ist davon ausgehen, dass 
über die Beeinflussung der relevanten 
Qualitätsmerkmale der Oberflächenge-
wässer sowie über die Verbindung zum 
Grundwasser auch die direkt von den 
aquatischen Ökosystemen abhängenden 
Landökosysteme und Feuchtgebiete so-
wie die vom Grundwasser abhängigen 
Ökosysteme, die in der WRRL benannt 
sind, zu den Wasserkörpern zu zählen 
sind (vgl. Korn et al. 2005). Nahezu alle 
von der WRRL erfassten Veränderungen 
grundwasserabhängiger Ökosysteme 
und anthropogene Veränderungen des 
Grundwasserspiegels unterliegen dabei 
auch der naturschutzrechtlichen Ein-
griffsregelung bzw. strengeren natur-
schutzrechtlichen Prüfverpflichtungen 
(Verträglichkeitsprüfung und Ausnah-
meverfahren bei Natura 2000-Gebieten; 
naturschutzrechtliche Ausnahmen im Fall 
der Beeinträchtigung von besonders ge-
schützten Biotopen nach § 30 BNatschG 
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und darauf aufbauenden Länderrege-
lungen). Während Letztere wie auch 
die Bestimmungen des § 25d Abs. 3 Ziff 
3 WHG eine strenge Rechtfertigung in 
Form eines überwiegenden öffentlichen 
Interesses erfordern, ist im Fall der Ein-
griffsregelung die Gleichrangigkeit der 
Naturschutzbelange mit den anderen 
Anforderungen ausreichend, um den 
Eingriff zuzulassen (vgl. auch Unnerstall 
2003, 677). Mit Blick auf die Vorgaben der 
WRRL wäre es daher konsequent, analog 
zu den Bestimmungen, die die natur-
schutzrechtliche Eingriffsregelung (in § 
19 Abs. 3 Satz 2 BNatSchG) für die streng 
geschützten Arten trifft, darin auch für 
die von den aquatischen Ökosystemen di-
rekt abhängenden Landökosysteme und 
Feuchtgebiete sowie die mit den Grund-
wasserkörpern in Verbindung stehenden 
Landökosysteme festzusetzen, dass die 
Zulässigkeit eines Eingriffs in diese Le-
bensräume ein Überwiegen des öffent-
lichen Interesses erfordert (Jessel 2005).

Es obliegt zu wesentlichen Teilen 
den Bundesländern, aufbauend auf den 
Vorgaben des WHG den unbestimmten 
Rechtsbegriff „signifikant“ zu konkre-
tisieren und die Folgen und weiterge-
henden Handlungspflichten zu bestim-
men, die sich aus einer Nicht-Einhaltung 
des Verschlechterungsverbots ergeben. 
Die bislang erfolgten Umsetzungen in 
die Landeswassergesetze und die dazu 
gehörenden Verordnungen geben den 
Wasserwirtschaftsverwaltungen dazu 
jedoch noch keine Hilfen an die Hand. 
Letztlich bedeutet dies, dass die Interpre-
tation und Umsetzung der Ausnahmebe-
stimmungen der WRRL und der Umgang 
mit dem durch sie gesetzten Verschlech-
terungsverbot den einzelnen Wasserwirt-
schaftsverwaltungen überlassen bleibt.

Auf europäischer Ebene scheint man 
sich über die Frage, welche konkreten 
Pflichten aus einer Nicht-Einhaltung 
des Verschlechterungsverbots folgen, 
noch nicht ganz einig zu sein: Das Po-
licy-Paper zur Handhabung der Aus-
nahmebestimmungen des Art. 4 Abs. 7  
WRRL hält explizit fest, dass aus ihnen 
nur Minderungs- und keine Kompensati-
onsmaßnahmen folgen (Drafting Group 
2006a, 10). Erstere können dabei jedoch 
durchaus anspruchsvoll sein, indem sie 
nicht nur auf eine bloße Minderung der 

negativen Auswirkungen hinauslaufen, 
sondern bis hin zu deren Aufhebung 
bzw. Neutralisierung angelegt sind. Hin-
gegen schlägt der Entwurf eines anderen 
Guidance-Papiers, das sich mit der Inte-
gration der WRRL in die verschiedenen 
Politikfelder befasst, für den Fall, dass 
technische Lösungen und Minderungs-
maßnahmen nicht ausreichend sind, um 
eine Verschlechterung des Zustands zu 
verhindern, Kompensation auf Basis des 
„No Net Loss“- Prinzips vor; diese könne 
Teil der ergänzenden Maßnahmen im Be-
wirtschaftungsplan sein (Drafting Group 
2006b, 28).

Zu beachten ist jedoch auch, dass die 
Begründungen für die Erteilung von Aus-
nahmen, die Zulassung von Verschlechte-
rungen der Gewässerqualität sowie die 
getroffenen Minderungs- und Wieder-
herstellungsmaßnahmen mit in die Be-
wirtschaftungspläne aufzunehmen sind. 
Sie unterliegen dadurch einer kritischen 
Prüfung durch die EU-Kommission, die 
zwar über keine direkten Druckmittel ver-
fügt, um Verstöße gegen die WRRL un-
mittelbar zu ahnden, sie jedoch im Wege 
eines Vertragsverletzungsverfahrens über 
den EuGH verfolgen kann.

5  Flächenpools und Synergieeffekte 
mit Kompensationsmaßnahmen 
aus der Eingriffsregelung

Bei Verschlechterungen, die zugleich ei-
nen Eingriffstatbestand darstellen, kön-
nen also Kompensationsmaßnahmen aus 
der Eingriffsregelung herangezogen wer-
den, um den Handlungspflichten etwa 
bei einer Verschlechterung des Zustands 
wasserabhängiger Ökosysteme nachzu-
kommen. Darüber hinaus wird bereits 
jetzt in manchen Wasserwirtschaftsver-
waltungen aktiv mit der Eingriffsrege-
lung argumentiert, um etwa den Bau von 
Fischtreppen zu finanzieren und so zu hel-
fen, die Durchgängigkeit von Gewässern 
wieder herzustellen, die ein wesentliches 
hydromorphologisches Qualitätsmerkmal 
im Sinne der WRRL darstellt.

Davon unbenommen sollten zwi-
schen den Kompensationsmaßnahmen 
aus der Eingriffsregelung und den Maß-
nahmen der Maßnahmenprogramme 
gem. WRRL Synergien gesucht werden. 
Hier sind etwa die Landschaftspläne ge-

fordert, entsprechende Zielfestlegungen 
zur Lenkung von Ersatzmaßnahmen zu 
treffen, die zugleich der Erreichung der 
Umweltziele nach WRRL zugute kommen. 
Naturschutzrechtliche Kompensations-
maßnahmen können vor allem im Zuge 
der ergänzenden Maßnahmen nach Art. 
11 Abs. 4 WRRL, die zusätzlich zu den 
grundlegenden Maßnahmen zu ergrei-
fen sind, eingesetzt werden, um die Um-
weltziele zu erreichen. Handelt es sich um 
Köhärenzsicherungsmaßnahmen nach 
der FFH-Richtlinie, denen eine erhebliche 
Beeinträchtigung der Erhaltungsziele von 
Natura 2000-Gebieten zugrunde liegt, 
sind diese nach Art. 11 Abs. 3 den grund-
legenden Maßnahmen zuzurechnen, de-
ren Umsetzung zwingend erforderlich ist. 
Denkbar ist, insbesondere für diejenigen 
Eingriffe, die im direkten Einflussbereich 
von Oberflächengewässern oder in Auen-
bereichen liegen, Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen zu bündeln sowie etwa in 
Form von Flächenpools großräumig in die 
Renaturierung von Auenbereichen und 
Feuchtgebieten und damit so zu lenken, 
dass den Anforderungen der Eingriffsre-
gelung entsprochen wird und gleichzei-
tig Synergieeffekte im Sinne der WRRL 
erzielt werden. In jedem Falle können bei 
entsprechender Ausgestaltung natur-
schutzrechtliche Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen einen bedeutenden Beitrag 
zur Verbesserung des ökologischen Zu-
stands leisten; es kann sogar Fälle geben 
in den sich die Auffassung vertreten lässt, 
dass sich ohne die Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen aus der Eingriffsregelung 
die Umweltziele der WRRL kaum werden 
erreichen lassen (so Wasser- und Boden-
verband Hase-Wasseracht 2006: 92 f.)

Zusammenfassung

Die wasserwirtschaftlichen Planwerke 
unterliegen im Hinblick auf ihre Umwelt-
auswirkungen einer Reihe von Folgenprü-
fungen. Zugleich muss bei raumrelevanten 
Planungen aber künftig auch gewährleis-
tet werden, dass die Ziele der WRRL nicht 
beeinträchtigt werden. Das betrifft neben 
den Umweltzielen, dem „guten Zustand“, 
vor allem das Verschlechterungsverbot 
gem. Art. 4 Abs. 1 WRRL. Insbesondere 
unterliegen die Maßnahmenprogramme 
der Pflicht zur Durchführung einer Stra-
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tegischen Umweltprüfung (SUP). Da sich 
zwischen beiden Instrumenten eine Rei-
he von Kongruenzen, etwa hinsichtlich 
der erforderlichen Merkmals- und Be-
lastungsanalyse sowie des Monitorings, 
finden lassen, erscheint es geboten, früh-
zeitig über eine effektive Ausgestaltung 
der SUP nachzudenken. Was die SUP für 
die Maßnahmenprogramme betrifft, ist 
Diskussionsbedarf vor allem mit Blick auf 
die Frage gegeben, auf welche Aspekte 
sich die Alternativenprüfung in der SUP 
erstreckt, etwa inwieweit sie ggf. auch 
die Art der mit Blick auf die Umweltziele 
getroffenen Option (guter ökologischer 
Zustand / gutes ökologisches Potenzial) 
als Alternative mit abprüft.

Eine frühzeitige Abstimmung der 
Maßnahmenprogramme gem. WRRL mit 
Naturschutzbelangen kann späteren Prüf-
aufwand für Folgenprüfungen erheblich 
reduzieren. So können etwa bei einer in-
tegrierten Erarbeitung von FFH-Manage-
mentplänen und Maßnahmenprogram-
men, die im Idealfall darin mündet, dass 
identische oder zumindest weitreichend 
abgestimmte Ziele in beide Planwerke 
übernommen werden, Letztere als FFH-
verträglich gelten, so dass eine ansonsten 
ggf. notwendige FFH-Verträglichkeitsprü-
fung entbehrlich wird und auch für die 
SUP ein Großteil des naturschutzfach-
lichen Parts bereits abgedeckt ist.

Ansonsten sollten bei der Umsetzung 
von aus der WRRL resultierenden Ver-
pflichtungen für grundwasserabhängige 
Ökosysteme sowie bei der Umsetzung 
von Maßnahmen in Feuchtbereichen 
und Auen vor allem Synergien mit den 
Kompensationsmaßnahmen aus der na-
turschutzrechtlichen Eingriffsregelung 
genutzt werden. Diese Vorschläge sind 
auch insofern ganz in der Intention der 
WRRL, als sie auf eine integrierte Was-
serpolitik und eine enge(re) Verzahnung 
der Politikbereiche hin abzielen (vgl. Er-
wägungen Nr. 9 und 16) WRRL.
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1 Einleitung

Die Europäische Wasserrahmenrichtlinie 
(EU-WRRL) erfordert ganzheitliches Den-
ken. Gewässerunterhaltung kann dabei 
der „Schlüssel“ sein. Ausgehend von dem 
Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung 
(Rio 1992) über den Niedersächsischen 
Kabinettsbeschluss von 1998 zum Landes-
programm Agenda 21 in Niedersachsen 
konkretisiert die EU-WRRL den Rahmen 
für eine umfassende integrierte Bewirt-
schaftung der Gewässer. Die Umsetzung 
im Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und im 
Niedersächsischen Wassergesetz (NWG) 
führen neue Begriffe der Pflege und Ent-
wicklung in Bezug auf die Bewirtschaf-
tungsziele ein. Sie bezeichnen dabei 
nicht den Zweck oder das Ziel der Unter-
haltung, sondern Mittel, Wege und Ins-
trumente zur Erreichung der Ziele. Insbe-
sondere die Entwicklung als Zustandsver-
besserung bezieht dabei den Seitenraum 
(Ufersaum) bewusst mit ein. Die konkrete 
Umsetzung von Pflege- und Entwick-
lungsmaßnahmen erfordert eine Sach- 
und Fachkompetenz der umsetzenden 
Verbände. Die Kenntnis von ökologischen 
Charakteristika ist wesentliche Basis, um 
Nachhaltigkeit umsetzen zu können. 
Für Gewässerunterhalter werden damit 
Grundkenntnisse zur Unterscheidung 
von Fließ- und Stillgewässern, die Bedeu-
tung des Seitenraumes, Steuerung von 

Ein Projekt macht Schule?! – Das 
Schulungsprojekt des Landkreises Harburg 
zur Gewässerentwicklung und 
Gewässerunterhaltung

von Manfred Tschöpe

Pflanzenwachstum, ökologischen Folge- 
wirkungen von Eingriffen und die Vernet- 
zung mit weiteren gesellschaftlichen The- 
men zunehmend an Bedeutung erlangen.

Vor diesem Hintergrund hat der Land-
kreis Harburg in Zusammenarbeit mit dem 
Hamburger Planungsbüro Hojda ein Pro-
jekt zur nachhaltigen Gewässerentwick-
lung durch Unterhaltung durchgeführt. 
Im Rahmen dieses von der Niedersäch-
sischen Umweltstiftung geförderten Pro-
jektes wurden Bausteine einer Sach- und 
Fachkunde für die Unterhaltungsverbän-
de entwickelt und Dialogangebote für die 
interessierte Öffentlichkeit im Sinne der 
Partizipation angeboten. Die Module um-
fassten jeweils eine Einführung in ökolo-
gische Grundlagen von Gewässern II. und 
III. Ordnung und praktische Arbeiten zur 
Demonstration nachhaltiger Formen der 
Unterhaltung. Dabei wurden konventio-
nelle und alternative wie auch neue Me-
thoden vorgestellt und erläutert. Neben 
den praktischen Arbeiten zur Erlangung 
von Handlungskompetenz gab es ein Se-
minarangebot „Handeln im Dialog“ mit 
den Themen 
n		„Flächennutzung und Klimaschutz“
n		„Handlungskompetenz zwischen Sta-
tik und Dynamik“ 
n		„Wertschöpfungspotentiale von Ge-
wässerlandschaften“ 

um ein Bewusstsein für die Chancen 
einer nachhaltigen Unterhaltung, aber 
auch die Risiken einer fehlenden Vernet-
zung mit weiteren potentiellen Akteuren 
zu verdeutlichen.

2 Umsetzung

Um die Gewässerunterhalter für einen 
umfassenden Ansatz zu sensibilisieren, 
aber auch potentiellen Akteuren die 

Bedeutung von intakten Gewässerland-
schaften aufzuzeigen, wurden in einer 
Auftaktveranstaltung von den jeweiligen 
Spezialisten und Fachleuten Anforde-
rungen an Gewässer aus verschiedensten 
Perspektiven formuliert. In den nach-
folgenden Schulungsmodulen wurden 
Handlungsnotwendigkeiten und -opti-
onen in Theorie und Praxis erläutert und 
demonstriert. Ökologische Forderungen 
wurden aus zu begründenden Anforde-
rungen abgeleitet und Möglichkeiten der 
praktischen Umsetzung aufgezeigt. In z.T. 
intensiven Diskussionen konnten vor Ort 
Möglichkeiten und Potentiale erarbei-
tet werden. Zum Abschluss wurde die 
Notwendigkeit des Handelns vor Ort in 
einen gesamtgesellschaftlichen Kontext 
gestellt, um die Bedeutung einer nachhal-
tigen Handlungsweise herauszuarbeiten. 
Das Projekt lief von 2003 – 2005.

2.1  Die Module im Einzelnen

Die Gewässerunterhaltung setzt bisher 
im Wesentlichen auf die Umsetzung eines 
ordnungsgemäßen Wasserabflusses. Die 
gesellschaftlichen Ansprüche an unsere 
Gewässer gehen aber zunehmend darü-
ber hinaus. Die EU-WRRL erweitert daher 
die Unterhaltung um die Aspekte von 
Pflege und Entwicklung.

In einer Auftaktveranstaltung wurden 
die gesellschaftlichen Ansprüche an Ge-
wässer durch Landwirtschaft, Tourismus, 
Naturschutz, Vorflutsicherung, weicher 
Standortfaktor „intakte Gewässerland-
schaft“, sowie die rechtliche Umsetzung 
der EU-WRRL (WHG, NWG) im Rahmen 
der täglichen Unterhaltungspraxis be-
leuchtet. Das Podium war während die-
ser Kick-off-Veranstaltung besetzt von: 
Axel Gedaschko (Landrat, Landkreis 
Harburg), Joachim Rosebrock (Nieder-
sächsisches Umweltministerium, Referat 
Wasserrecht), Gunnar Peter (Landkreis 
Harburg, Abteilungsleiter Boden, Luft, 
Wasser), Detlef Gumz (Landkreis Har-
burg, behördlicher Naturschutz), Willy 
Isermann (Kreislandwirt), Wilhelm Mey-
er (Geschäftsführer UHV Obere Oste), 
Imke Grotelüschen (Geschäftsführerin 
Lüneburger Heideland Touristik), Ingo 
Wohlde (B.U.N.D., privater Naturschutz), 
Manfred Tschöpe (Planungsbüro Hoj-
da). 
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Die Veranstaltung wurde von Vertre-
tern der Öffentlichkeit, der politischen 
Parteien, der Verwaltung, der Landwirt-
schaft und den Verbänden besucht. Das 
Ziel war es, die vielfältigen Anforde-
rungen an Gewässer aufzuzeigen. Die sich 
daraus ergebende Notwendigkeit einer 
qualifizierten Unterhaltung wurde deut-
lich gemacht. Der Nutzen des Handelns 
vor Ort als Beitrag zu globalen Problem-
lösungen wurde aufgezeigt.

Es folgten 4 Qualifizierungsbausteine 
(jeweils ganztägig) mit einem Theorieteil 
und einem Praxisteil zur Erlangung von 
Handlungskompetenz 

Theorie-Teil 
n		ökologische Grundlagen (Morpholo-
gie, Biologie, Hydrochemie)
n		EU-WRRL, Schwerpunkt Umsetzung 
von Pflege und Entwicklung
n		Eingriffsformen und -zeiten
n		die Bedeutung der Bachsohle als Le-
bensraum (Dr. Herbert Reusch, Suhlen-
dorf) und die sich aus der herkömmlichen 
Unterhaltung ergebenden Probleme

Praxis-Teil vor Ort
n		Bagger mit Mähkorb (alternative For-
men der Unterhaltung, „arbeitende Brei-
te“)
n		Handarbeit („Anriss“, Mittelrinnen-
mahd)
n		Gehölzpflege
n		Exkursion zu Positivbeispielen

Im Praxisteil wurde vor Ort gezeigt
1. die Bedeutung der Eingriffsart und 

-intensität im Vergleich zweier Ge-
wässerabschnitte eines Gewässers III. 
Ordnung

2. ein Sandfang und seine ökologischen 
Folgen

3. schonende Unterhaltung durch Anriss 
mit der Sense

4. schonende Krautung und verschie-
dene Varianten der Ufermahd (Schlep-
per mit Mähkorb)

5. Prinzip der „arbeitenden Breite“
6. Gehölzpflege, Gehölzentwicklung, 

Gewässerstrukturen, Auen und ihre 
Bedeutung

7. Durchführung einer Exkursion zur De-
monstration konkreter Maßnahmen 
naturnaher Gewässerentwicklung 
an Dumme, Neue Dumme (Landkreis 

Lüchow-Dannenberg) und Barn-
stedter Mühlenbach (Landkreis Lüne-
burg).

Die Bedeutung einer qualifizierten Um-
setzung der EU-WRRL wurde aus was-
serrechtlichen und ökologischen Hinter-
grundinformationen entwickelt und in  
z. T. intensiven Diskussionen vertieft. Eine 
Abendveranstaltung unter dem Thema 
„Handeln im Dialog“ rundete die Semi-
narreihe ab.

Gute Gewässerunterhaltung ist eine 
anspruchsvolle und auch gesamtgesell-
schaftlich bedeutsame Aufgabe. Die Be-
deutung dieser Aufgabe im Sinne von 
„Global denken“ und „Lokal handeln“ 
wurde durch zwei hochkarätige Refe-
renten deutlich gemacht:
n		Gesamtgesellschaftlicher Nutzen re-
gionaler Wasserschutzmaßnahmen (Prof. 
Dr. Rainer Marggraf, Göttingen)
n		Flächennutzung und Klimaschutz 
(Prof. Dr. Wilhelm Ripl, Berlin)
Eine Abschlussveranstaltung fasste alle 
Ergebnisse zusammen und vertiefte noch 
einmal den rechtlichen Rahmen zur Um-
setzung mit dem Schwerpunkt
n		Möglichkeiten und Grenzen der ei-
gendynamischen Gewässerentwicklung 
aus rechtlicher Sicht / Rechtliche Postulate 
der eigendynamischen Gewässerentwick-
lung im Lichte der WRRL (Klaus-Dieter 
Fröhlich, RA Kanzlei Bonn, Lehrbeauf-
tragter Uni Essen/ Duisburg)

2.2 Beispiele aus den Schulungsmodulen

Was ist nachhaltig in Bezug auf eine nach-
haltige Gewässerentwicklung?
n		natürliche Fließgewässer sind lang-
fristig stabil, in 10, 100, 1.000 Jahren im 
Gesamteindruck noch immer so, aber im 
Detail mit starken Veränderungen
n		es besteht eine funktionale Einheit 
von Gewässer und Aue mit dynamischen 
Prozessen
n		Funktionen der Aue: CO-2-Senke + 
Kühlfläche = Klimaschutz, Reduktion von 
Stoffverlusten durch Rückhaltung

Abb. 1: Natürlicher Bachlauf in Schottland: 

Abb. 2: Bedeutung der Aue
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n		Bedeutung von Auen: Diversität, 5% 
der Fläche, aber 2/3 aller Lebensgemein-
schaften, Dynamik als Stabilisator

Gerade die kleineren Gewässer ma-
chen den Großteil des Gesamtgewäs-
sernetzes von allein in Niedersachsen 
180.000 km aus. Ihre Bedeutung ist ent-
sprechend in der Summe gewaltig und 
wird i. d. R. massiv unterschätzt. Daher 
wurden im Rahmen dieses Projektes 
auch ganz bewusst Umsetzungsmöglich-
keiten an Gewässern II. und III. Ordnung 
bearbeitet. Deshalb wurden nicht nur 
die Umsetzer von Unterhaltung in den 
Verbänden (UHV, WBV, Entwässerungs-
verbände), sondern auch Kommunen 
angesprochen, da gerade sie an den Ge-
wässern III. Ordnung oft als Auftraggeber 
auftreten. Vielfach werden diese Arbei-
ten dann an Tiefbau- und Straßenbauun-
ternehmen vergeben. Insofern macht es 
Sinn, auch hier um die Bedeutung und die 
Gestaltungsmöglichkeiten, aber auch die 
Anforderungen an eine Ökologisierung 
als gesetzlicher Wille zu wissen. Erfreuli-

cherweise wurde diese Schulung auch von 
Vertretern aus den Verbänden und den 
Kommunen genutzt.
n		Landwirtschaft betont die Be- und 
Entwässerungsfunktion (Entschädigung 
bei Auflagen)
n		Tourismus (Erholungsfunktion, Erleb-
barkeit, Wirtschaftlichkeitsfaktor)
n		ehrenamtlicher Naturschutz (Lebens-
raum, Artenschutz, Lebensqualität)
n		Naturschutzbehörde (Lebensraum-
funktion, Reinigungsfunktion, Erholungs-
funktion, Vorflut)
n		Gewässerunterhaltung aus Verbands-
sicht (Vorflutsicherung)

Wie sind die wasserrechtlichen Aspekte?
n		Ziel ist der gute ökologische, che-
mische und mengenmäßige Zustand bis 
2015
n		Pflege und Entwicklung als Wege und 
Mittel der Bewirtschaftung
°		Pflege = Erhaltung
°		Entwicklung = Zustandsverbesse-

rung
n		konkrete Umsetzung der Pflege- und 
Entwicklungsmaßnahmen erfordert eine 
Schulung der Sach- und Fachkunde zur 
Gewässerunterhaltung (Kapitel 18 zur 
Agenda 21)

Die „arbeitende Breite“: 
ein Gewässer, zwei Beispiele

Hartsubstrat: Entnahme und ihre Folgen

Abb. 8: Kampener Bach = unterhalb zeigt die 
Sohle einen turbulenten NW/ MW-Abfluss 
und in Folge eine Substratsortierung

Abb. 4: Welche Anforderungen stellen wir an 
die Gewässer?

Abb. 5: Kampener Bach = oberhalb zuge-
wachsen mit Igelkolben

Abb. 6: Kampener Bach = oberhalb geräumt, 
aber Igelkolben dadurch gefördert

Abb. 7: Kampener Bach = unterhalb bewirken 
Hochstauden Struktur und Schattendruck

Abb. 9: Barnstedter Mühlenbach = auch in 
der norddeutschen Tiefebene gab es von 
Natur aus weit verbreitet Hartsubstrat.
 Das Kasselkreuz, eine Perlenstickerei im 
Kloster Ebstorf (Landkreis Uelzen) ist mit 
über 10.000 Perlen ein eindrucksvoller Beleg 
der ursprünglich weiten Verbreitung der 
sanddriftempfindlichen Flussperlmuschel.

Abb. 3: Druck durch fehlenden Seitenraum
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Minimalmahd an kleinen Gewässern

Möglichkeiten an Bächen und kleineren 
Flüssen

Abb. 10: Aarbach: ausgebaut = radikale Ent-
nahme von Hartsubstrat und Profilaufwei-
tung. Substratsortierung zeigt „arbeitende 
Breite“ und damit den räumlichen Entwick-
lungspuffer

Abb. 16: Seeve = Stromrinnenmahd/ Anriss 

Abb. 11: Gewässer III. Ordnung = Graben 
verkrautet: Entwicklungspotenzial im Sinne 
des NWG „Pflege + Entwicklung“?

Abb. 12: Gewässer III. Ordnung = Krautung 
der Mittelrinne unter Belassen von Kraut am 
Böschungsfuß

Abb. 13: Gewässer III. Ordnung = Mähkorb 
setzt im Profil ein und zieht nicht am Ufer 
wieder hoch,  so dass die Uferkanten nicht 
erfasst werden; Krautlinie am Böschungs-
fuß wirkt als Minimalstruktur und gerade 
bei kleinen Gewässern als Schattendruck 
und Unterstand. Dies ist eine einfache, aber 
effektive Vorgehensweise. Sie kann jedoch 
auf erhebliche psychologische Widerstände 
stoßen.

Abb. 14: Wörpe = Halbseitige Krautung und 
eine Böschung 

Abb. 15: Rummeldeisbeek = Mittelrinnen-
mahd mit dem Mähboot 

3  Ergebnisse

Allen Schulungsteilnehmern wurde als 
Qualifizierungsnachweis durch den Land-
rat ein Zertifikat überreicht. 

Die Ergebnisse wurden als Handrei-
chung und Sach- und Fachkunde in einer 
Infofibel dokumentiert und allen Teilneh-
mern zur Verfügung gestellt. 

Die Veranstaltungen wurden von bis 
zu 60 Gästen besucht. An den 4 Schu-
lungsterminen haben insgesamt 43 Per-
sonen teilgenommen, jeweils zwischen 
23 bis 28 Personen pro Schulungstag. 
Die Teilnehmer kamen überwiegend aus 
Unterhaltungsverbänden (UHV), Wasser- 
und Bodenverbänden (WBV), von Kom-
munen und der Landkreisverwaltung. 
Damit konnte der gewünschte Personen-
kreis erfolgreich angesprochen werden. 
Die Resonanz war insgesamt sehr positiv. 
Die Abendveranstaltung „Handeln im 
Dialog“ fand besonders beim Fachpubli-
kum großen Widerhall. Die Bedeutung, 
die der Landkreis als Aufsichtsbehörde 
dem Projekt beimaß, konnte durch die 
Zertifikatsübergabe durch den Landrat 
eindrucksvoll betont werden.

Sehr gute Kritiken aus dem Nieder-
sächsischen Umweltministerium für die 
„Infofibel zur nachhaltigen Gewässerent-
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wicklung“ und die große Resonanz bei 
der Präsentation des Projektes in zwei 
überfüllten Seminaren in Hannover im 
September 2006 im Rahmen der Kom-
munalen Umwelt-Aktion (U.A.N.), ein 
Verein in dem der Niedersächsische Städ-
te- und Gemeindebund seine Umwelt-
kompetenzen gebündelt hat, belegen 
den Bedarf und den innovativen Ansatz 
des Landkreises im Umgang mit diesem 
Thema.

4  Ausblick

Für einige Vertreter von Verbänden war 
die theoretische und praktische Betrach-
tung von Wirkungen bisheriger Unterhal-
tungspraktiken auf ökologische Prozesse 
eine neue Erfahrung. Es wurde deutlich, 
dass die Einsicht in notwendige Verän-
derungen angestoßen wurde, aber der 
weiteren Unterstützung bedarf. Dies gilt 
besonders für die Überzeugungs- bzw. 
Informationsarbeit der bisher i. d. R. öko-
logisch „unbedarften Mitstreiter“ vieler 
Schulungsteilnehmer.

Die Inhalte aus diesem Schulungspro-
jekt bilden die Grundlage für eine Sach- 
und Fachkunde zur aktiven Gewässerent-
wicklung durch Unterhaltung, die in Form 
einer Infofibel nunmehr zur Verfügung 
steht. Die Erkenntnisse aus der Projekt-
arbeit haben den Landkreis bewogen, 
Folgeprojekte zur  Umsetzungspraxis der 
WRRL an Gewässern II. Ordnung und in 
der Fläche (Gew. III. Ordnung) zu initiie-
ren. 

„Erfahrung ist das Wissen, das man 
erst nach dem Ereignis hat, für das man 
es gebraucht hätte“ (Isabel Allende 2002, 
Die Stadt der wilden Götter).

Wir wissen, dass die WRRL eine ganz-
heitliche Betrachtung der Gewässer will. 
Wir wissen, dass sie neben der Pflege die 

Entwicklung fordert; somit besteht zwin-
gender Handlungsbedarf für die Verbän-
de. Die frühere Vorgabe für die Gewässer-
unterhaltung, dass ausgebaute Gewässer 
in diesem Zustand zu erhalten sind, gilt 
nicht mehr.

Wir erahnen, dass die bisher bereits 
schwierige Grenze zwischen Ausbau und 
Unterhaltung noch mehr aufgelöst wird.

Uns fehlt die Erfahrung und somit 
im obigen Sinne das Wissen, wie wir es 
optimal und richtig machen sollen und 
können.

Um dieses Wissen zu erlangen, brau-
chen wir die Erfahrung, also müssen wir 
es uns erarbeiten, müssen wir etwas tun.
Wir brauchen den Mut zum Handeln.

Aktive Gewässerentwicklung durch 
Unterhaltung ist anspruchsvoll, hat mit 
Handlungskompetenz zu tun und ist 
durchaus machbar. Sie ist der Individuali-
tät der Gewässer vor Ort anzupassen.

5  Zusammenfassung

Der Landkreis Harburg hat in Zusam-
menarbeit mit dem Planungsbüro Hojda 
(Hamburg), gefördert durch die Nieder-
sächsische Umweltstiftung, ein Schulungs-
projekt zur nachhaltigen Gewässerent-
wicklung und Gewässerunterhaltung 
entwickelt und erfolgreich durchgeführt. 
Schwerpunkt der Schulungen waren Me-
thoden zur Umsetzung von Pflege und 
Entwicklung an kleineren Gewässern II. 
und III. Ordnung, aber auch die Einbet-
tung lokalen Handelns in gesellschaftliche 
Fragen der Klimaentwicklung, der Um-
weltqualität, des Fremdenverkehrs und 
der Standort- und Wirtschaftspolitik.

Die Inhalte der Schulung sind in einer 
Infofibel als Sach- und Fachkunde zusam-
mengefasst dargestellt (Tschöpe 2006).

Summary

The adminstration district Harburg has 
planed and implemented a sustainable 
project for waterdevelopment of waters 
and maintance of waters in teamwork 
with the planing office Hojda (Hamburg), 
sponsored by the Niedersächische Um-
weltstiftung.

Main parts of the training were 
methods to protect and develop little 
freshwaters and groves of second and 
third grade (of the german classification 
for waterways). Furthermore the effect 
of local acting in the global context was 
examined more closely. Interesting points 
were the climate developement, the qual-
ity of environments as well as the embed-
ment of tourist traffic and the question of 
the location and its economic policy. The 
result of the trainings are summarised in 
the spelling book „Infofibel zur nachhalti-
gen Gewässerentwicklung” (Manual for 
sustainable freshwater developement).
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Schlüsselwörter: Gewässerrenaturie-
rung, Restrukturierung, Reaktivierung, 
Eigendynamik, Sandökosystem, Auen-
landschaft

1 Einleitung

Mit der im Jahr 2000 in Kraft getretenen 
Europäischen Wasserrahmenrichtlinie 
(EG-WRRL) wurden die Mitgliedsstaaten 
verpflichtet, die Gewässer nachhaltig zu 
bewirtschaften. Der in diesem Zusam-
menhang geforderte gute ökologische 
Zustand ist für Fließgewässer nur dann 
erreichbar, wenn sich natürliche dyna-
mische Prozesse sowie daraus resultieren-
de naturnahe Strukturen sowohl im Ge-
wässer und seinem Uferbereich, wie auch 
möglichst in der gesamten umgebenden 
Aue langfristig entwickeln können. Damit 
stellt sich auch die Frage nach Beiträgen, 
die bereits abgeschlossene Renaturie-
rungsprojekte zur nachhaltigen Auenent-
wicklung in Hinblick auf die Umsetzung 
der EG-WRRL geleistet haben.

Schon vor Inkrafttreten der EG-WRRL, 
gab es in Niedersachsen diverse Pläne und 
Projekte zur Fließgewässerrenaturierung 
(vgl. Kairies 1996). Unter anderem ange-
regt durch die Überlegungen zur Entwick-
lung eines flächendeckenden niedersäch-
sischen Fließgewässerschutzsystems (Dahl 
& Hullen 1989; Rasper et al. 1991) ließ der 
Landkreis Emsland 1992/93 Voruntersu-
chungen zum Zustand und zur Reakti-
vierbarkeit der Altwässer am Unterlauf 
der Hase durchführen. Damit wurde eine 
der Grundlagen für das bereits 1995 be-
gonnene E+E-Projekt „Hasetal“ gelegt, 
das die Restrukturierung des Gewässers 
mit einer Restrukturierung der Aue ver-
bindet.

Zum damaligen Zeitpunkt noch rela-
tives Neuland, ist die Wiederherstellung 
naturnaher Gewässer und natürlicher 
Retentionsräume inzwischen etablierter 
Bestandteil, der auf Wasserwirtschaft 
und auf Umweltschutz hin orientierten 

Auenentwicklung an der Hase – Beispiel 
für einen guten ökologischen Zustand? 

von Dominique Remy

Planungen. Trotzdem erfolgt die Beseiti-
gung struktureller Defizite bzw. morpho-
logischer Veränderungen von Fließgewäs-
sern, wohl aufgrund der hohen Kosten, 
des erheblichen Platzbedarfs und der 
Widerstände von Anliegern, bisher eher 
sporadisch. Das ist auch mit Grund dafür, 
dass Renaturierungsprojekte an kleineren 
Fließgewässern bereits eher und häufiger 
umgesetzt wurden, während derartige 
Maßnahmen an Flüssen von der Größe 
der Hase eher die Ausnahme sind (vgl. 
Smukalla 1994; Sellheim 2006). Noch sel-
tener sind bislang derartige Konzepte in 
Angriff genommen worden, die die ge-
samte Aue über eine größere Fließstrecke 
einbeziehen.

Vor dem Hintergrund der ange-
spannten Haushaltslage muss der Einsatz 
der Mittel für die Renaturierung bzw. Re-
strukturierung kritisch hinterfragt wer-
den. Wesentliche Kosten verursachen  
u. a.
1. Flächenerwerb;
2. Baumaßnahmen zur Modellierung ge-

planter naturnaher Gewässerstruktu-
ren, Kleingewässer (naturnaher Rück-
bau);

3. Baumaßnahmen zur Initiierung eigen-
dynamischer Prozesse;

4. Baumaßnahmen zur Beseitigung oder 
Veränderung technischer (Quer-) Bau-
werke, welche die Durchgängigkeit 
behindern;

5. Baumaßnahmen zur Beseitigung bzw. 
Rückverlegung von Flussdeichen zur 
Vergrößerung der Retentionsflä-
chen;

6. Baumaßnahmen zum Anschluss von 
Altwassern bzw. zur Laufverlänge-
rung;

7. Baumaßnahmen zur Beseitigung von 
Uferbefestigungen

8. Anpflanzungen, Einsaaten.
Durch eine Reduktion kosteninten-

siver Baumaßnahmen auf ein absolut 
notwendiges Minimum, durch die Ein-
beziehung eigendynamischer Prozesse 

und durch den Wegfall oder die weit-
gehende Reduktion von Unterhaltungs-
maßnahmen sollten bei der Umsetzung 
einer Restrukturierung und auch bei der 
späteren „Erhaltung“ des guten ökolo-
gischen Zustands Kosten einzusparen 
sein. Eine Abschätzung derartiger Kosten 
und die Beurteilung des Nutzens unter-
schiedlicher Maßnahmen kann anhand 
konkreter Projekte überprüft werden, 
wie sie beispielsweise an der unteren 
Hase durchgeführt wurden. Hier wurden 
in weiten Bereichen der natürlichen Aue 
Maßnahmen zur Restrukturierung um-
gesetzt bzw. initiiert sowie langfristig 
eine stärkere Eigendynamik und damit 
verbundene Sukzessionsprozesse sowohl 
auf geomorphologischer wie auf biolo-
gischer Ebene zugelassen (vgl. Kairies & 
Sellheim 1998).

1.1  Projektgebiet

Obwohl der Unterlauf der Hase noch über 
weite Strecken einen mäandrierenden 
Verlauf aufweist, und im Vergleich zum 
Ober- und Mittellauf weniger stark beein-
trächtigt erscheint, sind auch hier, neben 
dem Ausbau des Flussbettes selbst, starke 
landschaftliche und strukturelle Defizite 
im Bereich der Aue und des Flussbettes 
augenfällig. Dies war der Anlass für die 
Renaturierungsmaßnahmen innerhalb 
des E+E Projektes „Hasetal“ im Landkreis 
(LK) Emsland (Niedersachsen) zwischen 
Haselünne und Meppen. Die wissen-
schaftliche Begleitung zum E+E Projekt 
wurde von der Universität Osnabrück 
1999-2003 in Zusammenarbeit mit dem 
Landkreis (LK) Emsland und dem Bundes-
amt für Naturschutz (BfN) durchgeführt. 
Ergänzend erfolgten im Zeitraum 2000-
2005 exemplarische Untersuchungen zur 
Entwicklung auentypischer Sandökosys-
teme mit Unterstützung des Bundesmi-
nisteriums für Bildung und Forschung 
(BMBF) (Stroh et al. 2005). Das Projektge-
biet umfasst 7 km Talaue mit etwa 11 km 
Fließstrecke der unteren Hase sowie Ne-
bengewässer, wie den mündungsnahen 
Unterlauf der Mittelradde.

Die Hase hat ein Einzugsgebiet von 
rund 3068 km² und ist mit 168 km Fließ-
strecke das längste Seitengewässer der 
Ems, in die sie rechtsseitig bei Meppen 
einmündet. Hase und Ems sind typische 
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Flüsse des sandgeprägten norddeutschen 
Tieflands. Laut dem Niedersächsischen 
Fließgewässerschutzsystem haben der 
Mittel- und Unterlauf der Hase die Funk-
tion eines Verbindungsgewässers (Rasper 
et al. 1992). Das Projektgebiet umfasst 
wesentliche Teile der naturräumlichen 
Einheit „Hase-Tal“ (Meisel 1959). Der 
Fluss mäandriert hier auf etwa 41 km 
Lauflänge in einer weiten Niederung, 
die sich zwischen Meppen und Herzlake 
erstreckt. Aus dem schwachen Gefälle 
von 0,16 - 0,3 m/km resultiert eine ge-
ringe mittlere Fließgeschwindigkeit von 
0,4 m/s (Neumann 1976). Die Aue selbst 
wird durch alluviale Sande, Reste von Bin-
nendünen, Flugsanddecken und einzel-
ne, zwischen den größeren Windungen 
verbliebenen Talsandinseln geprägt. Vor 
dem Gewässerausbau müssen bereits ge-
ringe Hochwasserabflüsse aufgrund des 
flachen Wasserkörpers und des geringen 
Gefälles zu großflächigen Ausuferungen 
in die umgebende Niederung geführt 
haben, wie es wohl ursprünglich bei der 
Mehrzahl der Tieflandflüsse der Fall war. 
Unbefestigte Gewässerbetten der aue-

lehmarmen Sandlandschaften unterlie-
gen aufgrund der geringen Bindigkeit 
der Sande starker Seitenerosion, ganz 
im Gegensatz zu Gewässern in Auen mit 
überwiegend bindigen Substraten (vgl. 
Buschmann 2006). Für den Unterlauf 
der Hase waren deswegen auch häufige 
Laufverlagerungen und die Bildung von 
Altwassern typisch, wie Auswertungen 
von Karten aus der Zeit zwischen 1773 
und 1989 (s. Abb. 1), für einen etwa 7 

km langen Gewässerabschnitt unterhalb 
von Haselünne belegen (Remy & Zim-
mermann 2004). Diese ausgeprägte Ero-
sionsfähigkeit birgt im Zusammenhang 
mit der angestrebten Renaturierung ein 
wichtiges Potential für eine anhaltende 
eigendynamische Restrukturierung. Die 
hohe räumliche und zeitliche Dynamik, 
sowie die damit verbundenen ständigen 
Veränderungen der Morphologie, hatten 
eine intensivere Nutzung der Aue bis zum 
Zeitpunkt des Gewässerausbaus stark ein-
geschränkt. Erst in den 50er Jahren des 
20. Jahrhunderts wurde der Flusslauf 
ausgebaut und innerhalb des Projekt-
gebietes durch mehrere Durchstiche von 
Mäanderbögen von rund 14 km auf etwa 
9 km verkürzt (s. Abb. 2). Daraus und auch 
aus natürlicher Bildung resultieren allein 
in diesem Flussabschnitt 8 noch nicht voll-
ständig verlandete Altwässer, zu denen 
noch weitere vollständig verlandete oder 
inzwischen zugeschüttete hinzutreten. Im 
Zuge des Ausbaus erfolgte durchgehend 
die Umgestaltung des natürlichen, in Tie-
fe und Breite variablen, zum Teil von In-
seln durchsetzten Flussprofils. Es entstand 
das für das Tiefland typische nivellierte 
Einheitsprofil mit größerer Sohltiefe, 
Uferversteinung bis zur MW-Linie und 
durchgehenden Deichen. Während die 
Durchgängigkeit der Hase im Projektge-
biet nicht beeinträchtigt wurde, machte 
deren Sohlabsenkung den Bau von Sohl-
abstürzen im Bereich der Mündungen ei-
niger Nebengewässer notwendig.

Der technische Ausbau mit Tiefene-
rosion und Eindeichung führte zu einer 
Veränderung des Abflussverhaltens durch 
Laufverkürzung sowie Einschränkung des 

Abb. 1: Details der Laufverlagerung und Laufverkürzung eines ca. 7 km langen Teilstücks der 
Hase unterhalb von Haselünne im Zeitraum von 1773 bis 1989 auf Basis historischer Karten 
und der TK 50 (aus Remy & Zimmermann 2004); aktueller Lauf und aktuelle Altwasser: durch-
gezogene Linien, Lage der Terrassenkante schraffiert).

Abb. 2: Übersicht über den Verlauf der unteren Hase zwischen Haselünne und der Mündung 
in die Ems bei Meppen in den Jahren 1773 (durchgezogene Linien) und 1989 (punktierte Lini-
en); Ortslagen 1773 kreuzschraffiert.
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Retentionsraums, zu einem tiefer liegen-
den Mittelwasserpegel sowie zu einer 
langfristigen Absenkung des Grundwas-
serstandes in der Aue. Zwar wies die Hase 
auch nach dem Ausbau ausgeprägte Hoch-
wasserabflüsse auf, die Überflutungen der 
Aue waren aber durch die Eindeichung in 
ihrem Ausmaß stark reduziert worden. 
Durch die Entkoppelung von Fluss und 
Aue begünstigt, trug seit den 60er Jah-
ren des 20. Jahrhunderts eine zunehmend 
unangepasste, intensivere Landnutzung, 
u.a. mit düngeintensivem Silagemaisan-
bau auch in unmittelbarer Nachbarschaft 
zum Fluss, zum quantitativen und quali-
tativen Rückgang typischer Elemente der 
Aue bei. So waren durch Flächennivellie-
rung, wie Beseitigung von Uferwällen, 
Dünen, Flutmulden und Altwasserresten, 
nur noch sporadisch natürliche Elemente 
der Auenmorphologie erhalten geblie-
ben. In diesem Zusammenhang ver- 
schwanden auch viele auentypische Vege-
tationsstrukturen, die an diese beseitig-
ten Strukturen gebunden sind.

1.2  Leitbild

Die generellen Strukturdefizite im Be-
reich der unteren Hase, eine auf großen 
Strecken sterile Eintönigkeit, konserviert 
durch anhaltende, intensive Nutzung 
und Gewässerunterhaltung, waren auch 
ohne Referenzzustand klar erkennbar. 
Definierte landschaftliche Leitbilder, Re-
ferenzstrecken und Bewertungskriterien, 
wie sie heutzutage von der EG-WRRL 
auch zur Ableitung abiotischer (ökomor-
phologischer) Indikatoren gefordert wer-
den, waren noch nicht vorhanden. Zum 
Zeitpunkt der Projektplanung gab es fast 
keine Publikationen zum Thema der regi-
onalen morphologischen Typen von Flüs-
sen des sandgeprägten Tieflandes bzw. 
zur naturräumlichen Ausstattung der 
Fließgewässer (z.B. Dahl & Hullen 1989; 
Niehoff 1996). Heute können, ausgehend 
von dem Leitbild „Sandgeprägtes Fließ-
gewässer des Tieflandes“ (Rasper 2001; 
Briem 2003) die Strukturdefizite für das 
konkrete Untersuchungsgebiet leichter 
benannt werden. Allerdings gibt es für 
Fließgewässer von der Größe der Hase 
auch gegenwärtig keine Referenzstre-
cken, die einen natürlichen hydraulischen 
Zusammenhang zwischen Fluss und Aue 

aufweisen. Auch bestehen zwischen 
dem restrukturierten Abschnitt der Hase 
einerseits und den für das sandgeprägte 
Tiefland benannten Leitbildern bzw. Re-
ferenzgewässern andererseits erhebliche 
Unterschiede, da letztere durchweg deut-
lich geringere Fließgewässerquerschnitte 
haben. Die Frage nach der Entwicklung 
der Sohl- und Uferstrukturen des Gewäs-
sers selbst sowie der abiotischen und bio-
tischen Strukturen der umgebenden Aue 
entsprechend einem gewässertypischen 
Leitbild stellt sich nicht, wenn sich das Ge-
wässer entsprechend seinem natürlichen 
Einzugsgebiet und seinem unmittelbaren 
Umfeld aufgrund endogener Kräfte ent-
wickeln kann. Im Fall der unteren Hase 
sollte sich so, mit gewissen Einschrän-
kungen, der Status, wie er vor dem tech-
nischen Gewässerausbau vorhanden war, 
wieder einstellen.

2 Hypothesen und Ziele

Unter Berücksichtigung der oben ge-
nannten Rahmenbedingungen basierte 
das Projekt des Landkreises Emsland auf 
der Annahme, dass eine flächenhafte, ei-
gendynamische Restrukturierung der Aue 
durch anfängliche, eher punktuelle Bau-
maßnahmen initiiert werden kann. Solche 
Maßnahmen haben sich im Wesentlichen 
auf den Rückbau oder die Rückverlegung 
von Deichen, die Einbindung von Altwas-
sern in den aktiven Abfluss und die Schaf-
fung durchgängiger Einmündungen von 
Nebengewässern zu beschränken.

Es wurde davon ausgegangen, dass in 
dem Moment, in dem eigendynamische 
Entwicklungen einsetzen und auch lang-
fristig zugelassen würden, die system- 
immanenten hydraulischen Kräfte zur 
Verbesserung des ökologischen Zustands 
beitragen und eine Art „Selbstheilungs-
prozess“ in Gang setzen würden, der 
letztendlich das verfügbare Potential der 
Aue ausschöpft. Ein solcher Ansatz trug 
auch der Erkenntnis Rechnung, dass na-
türliche Strukturen zwar prinzipiell vor-
hersehbar aber nicht detailliert planbar, 
sondern das Ergebnis einer weitgehend 
ungehinderten, letztendlich chaotischen 
Gewässerdynamik sind. Über den engeren 
Bereich des Gewässers hinausgehende, 
auch flächenhaft wirkende Prozesse 
könnten und sollten damit ebenfalls der 

eigendynamischen Entwicklung überlas-
sen werden (Smukalla 1994, Rieken 2004). 
Außerdem wurde auf diese Weise der 
Umfang kostenintensiver Baumaßnah-
men minimiert.

Während die klassische Aufgabe der 
Gewässerunterhaltung in der Sicherung 
des ordnungsgemäßen Abflusses durch 
die Erhaltung eines in seiner Ausbildung 
statischen Abflussprofils besteht, soll-
te im Projektgebiet aus den oben ge-
nannten Gründen soweit möglich auf 
Maßnahmen zur Gewässerunterhaltung 
verzichtet werden, soweit nicht Rechte 
Dritter verletzt werden oder zwingende 
hydraulische Notwendigkeiten bestehen. 
Vor dem Hintergrund fehlender Mittel für 
öffentliche Belange ist eine Reduktion 
von Unterhaltungskosten sicherlich ein 
nicht unerheblicher Aspekt. Gleichzeitig 
besteht Konsens mit dem Umweltbundes-
amt (2004), welches im Zusammenhang 
mit der EG-WRRL bei morphologischen 
Veränderungen (Belastungsbereich 5) 
eine „standortgemäße, eigendynamische 
Entwicklung des Gewässerverlaufs durch 
modifizierte, extensive Gewässerunter-
haltung“ vorschlägt.

Die sicherlich wichtigste Vorausset-
zung für eine nachhaltige großflächige 
Restrukturierung der Aue unter Nut-
zung eigendynamischer Prozesse wurde 
allerdings erst durch die Verfügbarkeit 
größerer, zusammenhängender Flächen 
gegeben. Die ca. 450 ha Fläche im Tal der 
Hase, die durch den Einsatz von Projekt-
mitteln vom LK Emsland durch Tausch ge-
gen Flächen außerhalb der Aue erworben 
werden konnten, bilden einen in weiten 
Bereichen die ganze Talaue umfassenden 
Entwicklungskorridor. Auch künftig sollen 
im Rahmen der Eingriffsregelung bei der 
Ausweisung von Kompensationsflächen 
bevorzugt zusätzliche Flächen in der Aue 
hinzukommen. 

Mit einem klassischen, eng an den 
Gewässerverlauf geschmiegten Gewäs-
serrandstreifenprogramm wäre ein solch 
umfassender Ansatz zur Restrukturierung 
nicht durchführbar. Außerdem erübrigen 
sich Gewässerrandstreifen als Pufferzo-
nen gegenüber Einträgen von angren-
zenden Flächen, wenn durch Pachtver-
träge die Überführung von Ackerflächen 
in standortgerechtes extensiv genutztes 
Grünland festgeschrieben wird.
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3 Maßnahmen und Folgen

Mit dem Beginn des E+E Projektes 1995 
startete für den Landkreis Emsland der 
zum Teil langwierige Prozess des Flächen-
erwerbs in der Aue. Die bauliche Umset-
zung erfolgte 1999-2001 und betraf vom 
Umfang her im Wesentlichen den schon 
erwähnten Rückbau bzw. die Rückverle-
gung der Deiche. Aufwendigere Umset-
zungen ingenieurtechnisch geplanter 
Detailmaßnahmen erfolgten meist punk-
tuell, so bei den zum Teil völlig neu gestal-
teten Mündungsbereichen der Nebenge-
wässer oder bei dem Wiederanschluss der 
Altwasser. Auf einen technischen Rückbau 
der Uferbefestigungen, wie Steinpackun-
gen an den Böschungsfüßen und Buhnen, 
wurde verzichtet. 

Auf administrativer Ebene ging es um 
Planung und Bereitstellung der für die 
Umsetzung des Projektes notwendigen 
Flächen. In den seit 1995 laufende Flä-
chenerwerb floss ein Großteil des Finanz-
volumens von rund 10,2 Millionen Euro 
aus Mitteln der EU, des BfN, des Landes 
Niedersachsen und des Landkreises. Um 
die notwendige Akzeptanz bei den be-
troffenen Interessengruppen aus Land-
wirtschaft, Wasserwirtschaft, Tourismus 
und Naturschutz sicherzustellen, basier-
te sämtlicher Flächenerwerb auf Freiwil-
ligkeit. Nur in einem Fall scheiterte ein 
Flächenerwerb. Der damit verbundene 
finanzielle, organisatorische und zeit-
liche Aufwand war erheblich. Auf dieser 
Basis kamen innerhalb der Projektlaufzeit 
rund 450 ha zusammenhängende Flächen 
in der Aue in den Besitz des Landkreises. 
Da diese Flächen zum Teil die natürliche 
Aue in ihrer gesamten Breite, also bis 
zum Fuß der Terrassenkante, umfassten, 
konnte der natürliche Überflutungsraum 
zumindest in Teilbereichen nach entspre-
chendem Deichrückbau komplett wieder-
hergestellt werden.

3.1  Deichrückbau

Wesentlicher Faktor zur Wiederbelebung 
dynamischer Prozesse in der Aue war der 
Deichrückbau. Im Zuge des Projektes wur-
den insgesamt 17 km Deiche an der Hase 
und am Unterlauf der Mittelradde ent-
fernt und gleichzeitig 7 km neue Deiche 
als Siedlungshochwasserschutz in einiger 

Entfernung von Flusslauf errichtet.
Die periodischen Überschwemmun-

gen, ein primärer Standortfaktor der Aue,  
traten nach der Beseitigung der Deiche 
rascher auf und waren außerdem länger 
anhaltend (Remy & Zimmermann 2004, 
Remy 2006). Gleichzeitig wurde der schon 
bei geringeren Hochwasserständen zur 
Verfügung stehende Retentionsraum 
vergrößert und reicht nun teilweise bis 
zur natürlichen Grenze der Altaue, der 
Terrassenkante. Während die Aue im un-
tersuchten Gewässerabschnitt vor dem 
Deichrückbau erst ab einem Pegelstand 
von 350 cm überflutet wurde, kommt es 
nun zu einer Ausuferung ab einem Pe-
gelstand von 290 cm. Ein Überschreiten 
der 350 cm Marke erfolgte 1999-2003 nur 
durchschnittlich an 2-4 Tagen im Win-
terhalbjahr, während die 290 cm Marke 
im Winter 2001/02 an 26 Tagen und im 
Winter 2002/03 an 17 Tagen überschrit-
ten wurde. Die Ausuferung führt zu einer 
lateralen Vernetzung der Kleingewässer 
in der Aue mit dem Hauptgewässer. Die 
Intensität dieser Vernetzung ist umso 
größer, je regelmäßiger und anhalten-
der Ausuferungen erfolgen. Gleichzeitig 
wird auch der Grundwasserkörper unter 
der Aue aufgefüllt, womit eine wesent-
liche Forderung der EG-WRRL erfüllt wird. 
Es bleibt allerdings anzumerken, dass 
die Überflutungshäufigkeit mit großer 
Wahrscheinlichkeit immer noch deutlich 
geringer ist als vor dem Gewässerausbau, 
da der Abflussquerschnitt, auch bedingt 
durch die Eintiefung der Gewässersohle, 
immer noch deutlich vergrößert ist. Mit 
Überflutungen im Sommerhalbjahr ist 
nicht mehr zu rechnen.

3.2  Geländemodellierung

Nur auf zwei von Hase-Mäandern um-
schlossenen Flächen wurden verloren 
gegangene auentypische Strukturen 
modelliert. Es entstanden durch umfang-
reiche Bodenbewegungen (67.000m³) auf 
einer Fläche von 37 ha flutrinnenartige 
Strukturen, periodische Kleingewässer 
und dünenähnliche Strukturen (s. Remy 
& Zimmermann 2004). Es wurden aus-
schließlich und exemplarisch Strukturen 
geschaffen, die sich in dieser Form unter 
den heutigen Gegebenheiten nicht mehr 
ausbilden würden, wie dies bei Binnen-

dünen der Fall wäre, oder die sich nur län-
gerfristig bilden würden, wie Flutmulden 
und größere temporäre Kleingewässer. 
Auch stand die Projektleitung vor dem 
Problem, die beim Deichrückbau anfal-
lenden Sandmassen, kostengünstig und 
ortsnah unterzubringen. Unter diesem 
Gesichtspunkt bot sich die Modellierung 
als sinnvoller Weg an, der außerdem für 
weitergehende Experimente genutzt 
wurde (Stroh et al. 2005).

3.3  Gewässerreaktivierung

Die Durchgängigkeit der Mündungen von 
Seitengewässern war nicht überall gege-
ben und musste dort durch Beseitigung 
von Sohlabstürzen oder Sielklappen ge-
schaffen werden. Der so genannte „Blei-
chenholtergraben“, der ehemalige natür-
liche Unterlauf der Mittelradde wurde re-
aktiviert und führt wieder einen Teil des 
Wassers der Mittelradde ab. 

Die Reaktivierung von Altwassern 
durch vollständigen Wiederanschluss 
war ein weiteres Kernstück des Projektes. 
1999 erfolgte der Anschluss des Altwas-
sers bei Lahre (ca. 650 m Länge, rechtes 
Ufer in Fließrichtung) und 2001 der des 
Altwassers bei Lehrte (ca. 800 m Länge, 
linkes Ufer in Fließrichtung). In ihrer ur-
sprünglichen Konstellation stellten die 
beiden Altwasser zwei unmittelbar auf-
einander folgende Flussschleifen dar. Aus 
dem Wiederanschluss resultierte eine 
Laufverlängerung um etwa 1100 m. Da 
die kanalisierten Abschnitte (Durchstiche) 
jedoch verblieben, damit als hydraulische 
Kurzschlüsse fungieren und nach der Pla-
nung der Wasserwirtschaft mindestens 
25 % des Abflusses aufnehmen sollten, 
wurde die Laufverlängerung nur bedingt 
wirksam. Aus diesem Grund sind Abfluss 
und Strömung in den reaktivierten Fluss-
schlingen verringert, zumal deren Ab-
flussquerschnitt deutlich reduziert wurde, 
da mit dem Wiederanschluss der mittlere 
Wasserstand um etwa 70-80 Zentimeter 
auf das Niveau der kanalisierten Hase 
absank. Wie Echolotungen zeigten, wur-
den die noch in den reaktivierten Fluss-
schlingen erhaltenen durchgehenden 
Strömungsrinnen und vereinzelte Kolke 
durch Sedimente verfüllt. Die anhaltende 
Abnahme der Wassertiefe lässt eine ra-
sche Verlandung erwarten. Soweit keine 
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Gegenmaßnahmen getroffen werden, ist 
der dauerhafte Erfolg dieser kosteninten-
siven Reaktivierung in Frage gestellt.

3.4  Kleingewässer

Die für Auen mit mäandrierendem Fluss-
lauf typischen, zum Teil nur temporären 
Kleingewässer waren infolge der in-
tensiven Landnutzung kaum noch vor-
handen. Im Zuge der Restrukturierung 
entstand eine Reihe permanenter und 
temporärer Stillgewässer, die zum Teil 
als „Sumpfbeete“ parallel zu einigen Ne-
bengewässern der Hase ausgebildet oder 
davon unabhängig in der Aue angelegt 
wurden. Auf zwei Flächen entstanden im 
Zuge großflächiger Modellierungen auch 
mit Flutrinnen vergleichbare Strukturen 
und größere temporär Wasser führende 
Hohlformen (Remy & Zimmermann 2004). 
Der relative Mangel an natürlichen Klein-
gewässern wurde darüber hinaus durch 
Konversion von vom Landkreis über-
nommenen Fischteichen behoben, deren 
steile und geradlinige Ufer naturnah um-
gestaltet und der Sukzession überlassen 
wurden.

3.5  Strukturen als Folge dynamischer  
   Prozesse

Während bei kleineren Gewässern auf-
grund relativ geringer Abflussmengen nur 
über längere Zeiträume mit merklichen 
Veränderungen, hervorgerufen durch 
Eigendynamik, zu rechnen ist (Madsen 
& Tent 2000), ließ die Hase, auch wegen 
der wenig bindigen Ufersubstrate, bereits 
kurzfristig hydrodynamisch ausgelöste 
Strukturen erkennen, auch begünstigt 
durch zwei aufeinander folgende Winter 
mit erheblichen Hochwasserabflüssen 
(Remy & Zimmermann 2004).

3.5.1 Unterbleibende Uferunterhaltung

Im Sinne des guten ökologischen Zustands 
eigendynamisch ausgelöste, strukturelle 

Tab. 1: Anzahl der Rohbodenstandorte von > 1m² im Projektgebiet 1999-2003

Jahr 1999 2000 2001 2002 2003
Hase (Hauptstrom) 34 79 67 61 138
Reaktivierte Altwasser 2 3 8 14 13
Summe 36 82 75 75 151

Veränderungen im Gerinnequerschnitt 
würden nach hergebrachten Unterhal-
tungsgrundsätzen, unter Einsatz finan-
zieller Mittel, kurzfristig beseitigt wer-
den. Hier hat im Projektgebiet auf Initia-
tive des Landkreises bei den zuständigen 
Gebietskörperschaften ein Umdenkungs-
prozess eingesetzt. Überall dort, wo kei-
ne Rechte Dritter betroffen sind, erfolgt 
keine oder nur noch eine beobachtende 
Unterhaltung, die eine eigendynamische 
Restrukturierung des Gewässerbettes zu-
lässt (Prozessschutz).

Da große Teile der rechtsseitigen und 
einige linksseitige Uferabschnitte aus der 
Unterhaltung genommen wurden, kam 
es dort zu einer deutlichen Vergrößerung 
der Strukturvielfalt. Es blieben dort alle 
Uferabbrüche, Abrutschungen sowie dem 
eigentlichen Ufer vorgelagerte Sand- und 
Schlammbänke und vereinzelt Totholz 
erhalten. Diese größere morphologische 
Differenzierung der Ufer ging leicht ver-
zögert mit einer ebenfalls höheren Struk-
turvielfalt in der Vegetation einher.

Gerade die amphibische Zone befand 
sich in einem Prozess permanenter Umla-
gerung und Sortierung. Die Anzahl der 
Rohbodenstandorte war von Jahr zu Jahr 
deutlichen Schwankungen unterworfen, 
hatte aber seit dem Beginn der Maßnah-
men und dem Wegfall der Unterhaltung 
zugenommen (Tab. 1). Es wurde eine mor-
phodynamische Entwicklung erkennbar, 
die von den vorhandenen Regelprofilen 
weg, zu vielfältigeren Böschungsausprä-
gungen hin führte. Es ist zu erwarten, 
dass sich die geogene und biogene Struk-
tur der Ufer weiter in Richtung auf Natur-
nähe entwickeln wird.

Mit der Zunahme der durch Erosion 
und Akkumulation entstandenen Struk-
turen sowie dem Aufkommen von Ge-
hölzen und Röhrichten im Uferbereich 
nahm die Varianz der Gewässerbreite und 
-tiefe zu. Besonders in Laufkrümmungen 
konnten sich die typischen Strukturen der 
Gleit- und Prallhänge stärker ausprägen. 
Gleichzeitig kam es damit partiell zu einer 

Verlagerung des Stromstrichs und zu ei-
ner größeren Vielfalt der Strömungsmus-
ter auf kleinem Raum. Ebenfalls wurde 
die Kontaktzone zwischen Wasserkör-
per und Uferböschung komplexer. Statt 
monotoner, linear verlaufender Rohr-
glanzgrasröhrichte auf Böschungen mit 
einheitlichem Einfallwinkel, wechselten 
nun unterschiedliche Vegetationstypen 
oder auch vegetationsfreie Bereiche 
mit zunehmend stärker differenzier-
ten Böschungsstrukturen ab. Wichtig 
ist außerdem die Ausbildung von Licht-
durchfluteten Flachwasserzonen, die 
eine Voraussetzung für die Etablierung 
standorttypischer Wasserpflanzengesell-
schaften sind (Remy 1993; Pott & Remy 
2000; vgl. Knuth 2006). Die Bedeutung 
der Wasservegetation liegt in der Diffe-
renzierung des Gewässergrundes, da sich 
in strömungsberuhigten Zonen innerhalb 
oder hinter Schwaden von Wasserpflan-
zen feineres Sediment akkumulierte, 
während sich in strömungsreicheren Zo-
nen gröberes Substrat ablagerte. 

Neben natürlichen Sedimentquellen, 
wie den wenigen aktiven Erosionsufern 
an Talrändern, weisen viele Gewässer der 
Sandlandschaften unnatürlich hohe Sand-
frachten durch flächenhafte Erosion im 
Einzugsgebiet auf, so auch die Hase (vgl. 
Altmüller & Dettmer 1996; Tent 2005). 
In Folge von Erosion und Akkumulation 
entstanden neben Uferwällen örtlich 
auch uferfern in der Aue zahlreiche neue 
Strukturen, wie Kolke und Erosionsrin-
nen sowie ausgedehnte, bis zu 80-100 cm 
mächtige Schwemmsandablagerungen 
(Remy & Zimmermann 2004).

3.6  Vegetation

Der ökologische Gewässerzustand wird 
wesentlich von der Wasser- und Uferve-
getation mitbestimmt, da sie zum Struk-
turreichtum und im erheblichen Umfang 
zur Kompartimentierung des Wasserkör-
pers sowie zur Selbstreinigung bzw. zur 
Festlegung von Sedimentfrachten und 
zur Uferstabilisierung beiträgt. Da die 
Uferunterhaltung entlang der Hase in-
tensiv war, führte der partielle Wegfall 
der Unterhaltung sehr rasch zu sicht-
baren Veränderungen. Die Vegetation 
der bis dato kontinuierlich durch Bewei-
dung unterhaltenen Böschungen ent-
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wickelte sich am Böschungsfuß von einer 
kurzrasigen Weidelgras-Weißklee-Weide 
(Lolio-Cynosuretum) zu einem breiten 
Rohrglanzgrasröhricht mit partiell ein-
gestreuten Weidengebüschen. Ober-
halb des strömungsresistenten Röhrichts 
etablierten sich dichte nitrophytische 
Hochstaudenfluren, die standortstypisch 
von der Brennnessel (Urtica dioica) domi-
niert wurden und von windenden sowie 
kletternden Pflanzen wie Galium apari-
ne, Calystegia sepium oder Solanum dul-
camara durchsetzt waren. Während sich 
innerhalb der geschlossenen und hohen 
Flussröhrichte und Hochstaudenfluren 
Gehölze nur langsam etablieren konnten, 
bildeten Rohbodenstandorte, wie die fri-
schen Sand- und Schlammbänke sowie 
die trockeneren, sandigen Uferwälle gute 
Substrate für Zweizahnfluren und Wei-
dengebüsche. Inzwischen etablierte sich 
vielfach eine natürliche Weichholzaue aus 
Weidengebüschen (Salicetum triandro-vi-
minalis).

Die Besiedlung von Rohbodenstand-
orten im Uferbereich erfolgte je nach Ent-
stehungszeitpunkt unterschiedlich rasch. 
Im Winterhalbjahr gebildete Flächen, im 
Kontakt zu bestehender Vegetation, wur-
den bereits im folgenden Frühjahr über 
Ausläufer von Flussröhrichten und Flut-
rasen besiedelt. Während des Sommer-
halbjahrs entstandene Rohböden oder 
Flächen ohne direkten Kontakt zu be-
stehender Vegetation, entwickelten sich 
überwiegend erst nach einer Ruhephase 
im Spätsommer bis Frühherbst. Im Spät-
sommer liefen bei niedrigen Wasserstän-
den typische Zweizahnfluren auf. Unter-
halb der Mittelwasserlinie entwickelten 
sich auf überfluteten, flachen Sand- und 
Schlammbänken dichte Pfeilkraut- und 
Igelkolbenröhrichte. Ab einer Wassertiefe 
von rund 30-40 cm kam es zu einer spo-
radischen Ansiedlung von Hydrophyten. 
Ausschlaggebend für das geringe Auf-
kommen von submersen Hydrophyten 
war die ganzjährig anhaltende Trübung 
des Wassers, die zu einem ungünstigen 
Lichtklima beitrug (Remy 1993). Fehlendes 
Diasporenmaterial war dagegen nicht ur-
sächlich für die Hydrophytenarmut in der 
Hase, da sich in den neu geschaffenen 
Stillgewässern im Überflutungsbereich 
der Aue nach dem ersten Hochwasser 
spontan eine artenreiche Hydrophyten-

vegetation ansiedeln konnte. 

3.6.1 Vegetationsentwicklung im Um- 
   feld der Hase

Eine wesentliche Intention des Projektes 
war es, nicht nur im unmittelbaren Ge-
wässerumfeld sondern möglichst in der 
gesamten verfügbaren Aue eine stand-
orttypische Vegetation zu entwickeln. 
Neben den hydrodynamischen Prozessen, 
sollte dazu die gezielte Extensivierung 
oder die Aufgabe der landwirtschaft-
lichen Nutzung beitragen. Hierzu sollte 
auch ein forcierter Waldumbau von Na-
delwäldern in Richtung auf naturnahe 
Auenwälder beitragen.

Gute Voraussetzungen für eine natur-
nähere Vegetationsentwicklung waren 
gegeben, da das Projektgebiet mit 69 
nachgewiesenen Vegetationseinheiten 
trotz morphologischer Nivellierung und 
intensiver Nutzung noch relativ vielfältig 
ausgestattet war. Diese Vielfalt beruht 
u.a. auf dem breiten Spektrum unter-
schiedlicher, teilweise nur noch kleinflä-
chig vorhandener Standorte, von trocken 
und oligotroph bis nass und eutroph mit 
allen denkbaren Übergängen und Kom-
binationen. Aufgrund der sandigen, 
sorptionsschwachen Substrate treten ört-
lich sehr steile Feuchtigkeits- und Nähr-
stoffgradienten auf, die sogar eine fast 
unmittelbare Nachbarschaft eutropher 
Gewässervegetation mit nährstoffarmen 
Sandtrockenrasen ermöglichen.

Zwei flächendeckende Vegetations-
kartierungen aus den Jahren 1999 und 
2003 belegen die teilweise markanten 
Veränderungen in der Vegetation, die 
wesentlich durch drei Prozesse ausgelöst 
wurden:
n		Nutzungsänderung/Nutzungsauf- 
gabe
n		unterlassene Pflege
n		bauliche Maßnahmen

Die vom Landkreis in der Aue erwor-
benen landwirtschaftlichen Flächen mit 
bis dato intensiv genutztem Grün- und 
Ackerland wurden großenteils unter der 
Auflage extensiver Grünlandnutzung 
weiter verpachtet. Ein Ziel war die Aus-
weitung von mesophilem Grünland mit 
Übergängen zu artenreichen Sandtro-
ckenrasen, zu Trockenheiden, zu Flutra-
sen und zu Röhrichten. Im Gebiet waren 

noch kleinflächige Vorkommen solcher 
Vegetationstypen vorhanden, die als Ba-
sis für die Ausbreitung dienen konnten. 
Zielarten waren u.a. die Heidenelke (Di-
anthus deltoides) das Silbergras (Coryne-
phorus canescens) und die Besenheide 
(Calluna vulgaris). Neben der Umstellung 
auf extensive Grünlandnutzung wurden 
Teilflächen auch völlig aus der Nutzung 
genommen. Auf solchen Flächen setzte 
gelenkte oder freie Sukzession ein. 
Brachgefallene Flächen entwickelten sich 
je nach Ausgangssituation, Trophie und 
Feuchte in sehr unterschiedliche Rich-
tungen. Auf das Einbringen von Saatgut 
wurde weitgehend verzichtet (vgl. Stroh 
et al. 2005).

Da in großem Umfang Deiche auf 
den trockenen Oberkanten der Uferbö-
schungen abgetragen wurden, entstan-
den dort zum Teil über mehrere Kilome-
ter, 4-6 m breite, offene Sandflächen. Die-
se Flächen befinden sich auch heute noch 
in unterschiedlichen Stadien der Sukzes-
sion. Neben Bereichen, die auch nach 4-5 
Jahren weitgehend vegetationsfrei oder 
nur von initialen, ganz offenen Sandtro-
ckenrasen bedeckt sind, werden weite 
Strecken inzwischen größtenteils von ru-
deraler Staudenvegetation und halbrude-
ralen Halbtrockenrasen bedeckt. Hierzu 
zählen das Tanaceto-Artemisietum vulga-
ris und das Ranunculo repentis-Agropyre-
tum repentis.

4  Fazit

Im Gegensatz zu Gewässerrandstreifen-
programmen, die eher zu einer kulis-
senartigen, linearen Verbesserung der 
Gewässerstruktur und zu einer Verbes-
serung der Wasserqualität durch Puf- 
ferung führen sollen, basierte das Projekt 
an der Hase auf der Idee, einen großen 
Ausschnitt einer kompletten Gewässer-
landschaft in ökologischer Hinsicht zu 
optimieren. Auch ermöglicht das Projekt 
auf Grund seiner Großflächigkeit und der 
relativ langen Beobachtungsdauer eine 
kritische Betrachtung und Diskussion von 
Planung, Umsetzung und Ergebnissen, 
auch unter Berücksichtigung der Anfor-
derungen der EG-WRRL. Qualitätsmerk-
male für ein ökologisch intaktes Gewässer 
in einer intakten Aue, vergleichbar den 
Anforderungen der EG-WRRL, wären 
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u.a.:
n		naturnahe Strömungsdynamik und 
Sedimentdifferenzierung
n		naturnaher Wasserhaushalt, naturna-
he Lauflänge und naturnahe Retention
n		naturnahe Grundwasserabstände und 
natürliche Grundwasserschwankungen
n		naturnahe Morphodynamik und re-
sultierende Gewässermorphologie
n		naturnahe morphologische Struktur-
vielfalt
n		auentypische Kleingewässer in einer 
aktiven Aue
n		ökologische Durchgängigkeit
n		Standorte mit natürlicher Auendyna-
mik (z.B. Pionierstandorte)
n		Schutz und Wiederherstellung natur-
naher, auentypischer Vegetationskom-
plexe (u.a. Weichholzaue, Kleingewässer, 
Niedermoor, Sandtrockenrasen...)
n		extensive Umlandnutzung

Die Umsetzung des Projektes zur 
Restrukturierung und Redynamisierung 
der Haseaue führte ab 1999 tatsächlich 
zu einer vermehrten Bildung naturnaher 
abiotischer und biotischer Strukturen im 
Uferbereich und in der Aue. In erheb-
lichem Umfang wurden die oben genann-
ten Anforderungen der EG-WRRL für 
ein ökologisch intaktes Gewässer durch 
die Maßnahmen im Rahmen des E+E-
Projektes erfüllt. Es ist bemerkenswert, 
dass dies ohne direkt auf die Uferstruk-
tur zielende Baumaßnahmen geschah, 
sondern nur durch Deichrückbau, durch 
Reaktivierung von Altwassern, durch 
Unterlassung von Uferunterhaltung und 
Extensivierung initiiert wurde. Der Deich-
rückbau erweiterte den Retentionsraum 
für durchschnittliche Hochwasserabflüsse 
und führte, wie erwartet, zu einer häu-
figeren und länger anhaltenden Überflu-
tung der Aue. Damit verbunden konnten 
sich der Grundwasserflurabstand und 
die Grundwasserschwankungen natur-
näher entwickeln. Gleichzeitig setzten 
die Überflutungen dynamische Prozesse 
in der Fläche außerhalb des Gewässers 
in Gang. Soweit eine Uferunterhaltung 
unterblieb, haben sich an den Gewässern 
durch Erosion und Akkumulation vielfäl-
tige Uferstrukturen gebildet. Die Anla-
gerung von Sandbänken oder die Verla-
gerung der Uferlinie durch Abbrüche hat 
zumindest ufernah die Sohlstruktur ver-
bessert und ein vielfältigeres Strömungs-

mosaik geschaffen. Es kam zu einer stär-
keren Substratdifferenzierung, zu einer 
Varianz der Wassertiefe in Ufernähe und 
zu einer gewissen Zunahme der Breiten-
varianz. Solche naturnahen, vielfältigen 
Strukturen des Gewässerbettes sind eine 
unabdingbare Voraussetzung für eine 
Etablierung standorttypischer Biozöno-
sen. Gegenüber dem Ausgangszustand 
sind ein flächenhafter Zuwachs und eine 
kleinflächig stärkere Differenzierung der 
für sandige Alluvionen typischen Vege-
tation feststellbar. Im Uferbereich haben 
sich neben Flutrasen und Flussröhrichten 
initiale Weichholzauen mit Weidenge-
büschen etabliert. Zu einer deutlichen 
quantitativen und qualitativen Zunahme 
kam es auch bei der amphibischen Vege-
tation. Auch hat sich in neuen Stillgewäs-
sern eine vielfältige Hydro- und Helophy-
tenvegetation angesiedelt.

Durch den beidseitigen Anschluss von 
Altwässern wurde der ursprüngliche mä-
andrierende Gewässerlauf partiell reakti-
viert und der Lauf der Hase verlängert und 
damit eine geringfügige Veränderung 
des Abflussgeschehens hervorgerufen. 
Da allerdings die kanalisierten Gewässer-
abschnitte als hydraulische Kurzschlüsse 
verblieben sind, ist die Effizienz dieser 
Maßnahme durch die Sedimentationspro-
zesse in den reaktivierten Flussschlingen 
in Frage gestellt. 

Eine weitere Laufverlängerung er-
folgte nach Abschluss des E+E-Projektes 
im Jahr 2005 durch den Anschluss des 
Altwassers „Blanke“ mit 1200 m Lauflän-
ge. Ebenfalls wurde der mündungsnahe 
Unterlauf der Mittelradde reaktiviert und 
naturnah umgestaltet. Die Baumaßnah-
men zur partiellen Modellierung der Aue 
haben dazu beigetragen, dass einige der 
im Zuge der Nivellierung verloren gegan-
genen natürlichen Strukturen kurzfristig 
entstanden.

Erfolgreich war ebenfalls die Konver-
sion intensiv genutzter landwirtschaft-
licher Flächen in extensiv genutztes Grün-
land sowie der beginnende Prozess des 
Waldumbaus und Entstehung anfangs 
vegetationsfreier Sandflächen nach Besei-
tigung der Deiche. Auf viele Flächen und 
Teilflächen befinden sich Sukzessionssta-
dien unterschiedlicher Vegetationstypen, 
sowohl trockener wie auch feuchter und 
nasser Standorte. Diese flächenhafte 

Einbeziehung der Aue stellt eine der am 
weitesten gehenden Möglichkeiten der 
Revitalisierung eines Ausschnittes einer 
Fließgewässerlandschaft dar.

Nach wie vor nicht gelöst ist das Pro-
blem der Sohleintiefung, das sich aber 
möglicherweise durch die partielle Lauf-
verlängerung etwas entschärfen wird. 
Es ist mit einer lokalen Reduktion der 
Strömungsgeschwindigkeit zu rechnen, 
die eine Zunahme der Ablagerung von 
Sedimentmaterial und damit eine loka-
le Sohlaufhöhung verursachen könnte 
(vgl. Knuth 2006). Nicht gelöst ist auch 
das Problem eines veränderten Abfluss-
verhaltens aufgrund veränderter Reten-
tion im Einzugsgebiet. Grenzen werden 
der eigendynamischen Restrukturierung 
sowohl durch die Erfordernisse des Sied-
lungshochwasserschutzes gesetzt, als 
auch durch die im Gewässerbett unter-
halb der Mittelwasserlinie verbliebenen 
Steinschüttungen und Buhnen.

Zusammenfassung

Das E+E-Projekt „Hasetal“ verbindet die 
Restrukturierung der kanalisierten, einge-
deichten Hase mit der Renaturierung der 
umgebenden landwirtschaftlich intensiv 
genutzten Aue. Das Vorhaben basierte 
auf der Annahme, dass die großflächige 
Entwicklung der Aue in Richtung auf einen 
guten ökologischen Zustand durch punk-
tuelle Baumaßnahmen initiiert werden 
kann und eigendynamische Prozesse die 
weitere Entwicklung optimal steuern. Die 
bauliche Umsetzung erfolgte 1999-2001 
und betraf im Wesentlichen den Rückbau 
bzw. die Rückverlegung der Deiche, die 
Laufverlängerung durch Reaktivierung 
von Altwassern und die Schaffung auety-
pischer Kleingewässer. Mit Beseitigung 
der Deiche fungiert die Aue wieder als 
größerer, zusammenhängender Retenti-
onsraum und wird rascher sowie länger 
anhaltend überflutet. Durch Unterlas-
sung der sonst üblichen Uferunterhaltung 
nahm in diesem Bereich die abiotische 
Strukturvielfalt durch Erosion und Ak-
kumulation zu. Die gleichzeitige Etablie-
rung einer standorttypischen Vegetation 
erhöhte die biotische Strukturvielfalt im 
unmittelbaren Gewässerumfeld. Gleich-
zeitig erfolgte in der umgebenden Aue 
die Konversion von rund 450 ha intensiv 
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genutzter landwirtschaftlicher Flächen in 
extensiv genutztes Grünland oder in Flä-
chen mit freier Sukzession. 
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1  Einleitung

Mit der Verabschiedung der Europäischen 
Wasserrahmenrichtlinie durch das Par-
lament der Europäische Gemeinschaft 
haben sich die Mitgliedsstaaten ein ehr-
geiziges Ziel gesetzt, den Zustand der 
Gewässer in Europa nach einheitlichen 
Verfahren zu erfassen, zu bewerten und 
gegebenenfalls durch geeignete Maß-
nahmen zu verbessern. Bis zum Jahr 2015 
sollen natürliche Gewässer den guten 
ökologischen Zustand, sowie als erheb-
lich verändert eingestufte Gewässer das 
gute ökologische Potenzial erreichen. Um 
dieses Ziel zu erreichen, werden fundierte 
Kenntnisse über die Belastungen an Ge-
wässern, Erfahrungen in der Planung und 
Umsetzung von Restitutionsvorhaben so-
wie die Bereitschaft aller Beteiligten vor 
Ort und in der Verwaltung zur gemein-
samen Durchführung solcher Projekte 
benötigt.   

Nach den Ergebnissen der Bestands-
aufnahme für die erste Berichterstattung 
werden die Lebensgemeinschaften der 
Fließgewässer und Seen durch fehlende 
Struktur- und Substratvielfalt, erhöhte 
Nähr- und Schadstoffeinträge und in-
tensive Gewässerunterhaltung belastet 
(BMU 2005). Aufgrund dieser aus der 
Vergangenheit herrührenden Belastun-
gen findet sich eine gewässertypische 
Fauna und Flora nur noch an einzelnen, 
oft weit von einander entfernten Gewäs-
serabschnitten. Weiterhin werden auch 
die Übergangsgewässer, die Meere Nord- 

Das Niedermoorprogramm in Schleswig-
Holstein – ein Beitrag zur Umsetzung der 
Wasserrahmenrichtlinie

von Michael Trepel

und Ostsee sowie die Grundwasserkörper 
durch erhöhte Nähr- und Schadstoffein-
träge belastet. 

Um die Nährstoffeinträge in die Fließ-
gewässer und Meere zu verringern, hat 
Schleswig-Holstein unter anderem bereits 
im Juli 2002 ein Niedermoorprogramm 
mit dem Ziel verabschiedet, Mittel für 
den Ankauf und die Vernässung von Nie-
dermoorböden bereitzustellen, um durch 
diese Maßnahmen vorrangig die Stick-
stoffeinträge in die Fließgewässer und 
Meere zu verringern und damit gleichzei-
tig die Standortbedingungen für typische 
Feuchtgebietsarten zu verbessern. In 
diesem Beitrag werden die Ziele des Nie-
dermoorprogramms Schleswig-Holsteins 
sowie die Funktionen von Moorböden er-
läutert, die Werkzeuge zur landesweiten 
Flächenauswahl und gebietspezifischen 
Effizienzprüfung vorgestellt und Erfah-
rungen mit der Umsetzung berichtet. 
Abschließend werden Empfehlungen für 
wasserwirtschaftliche Maßnahmen zur 
Verbesserung des Stoffrückhalts in Nie-
derungen gegeben.

2  Das Niedermoorprogramm 
Schleswig-Holsteins

2.1 Programmerarbeitung

Zur Erarbeitung des Niedermoorpro-
gramms wurde im Herbst 1995 am Lan-
desamt für Natur und Umwelt des Landes 
Schleswig-Holstein (LANU SH) unter Fe-
derführung der Abteilung Gewässer 
eine Arbeitsgruppe mit Vertretern der 
Abteilungen Naturschutz, Geologie und 
Boden sowie den damaligen Vertretern 
der Ämter für Land und Wasserwirtschaft 
gegründet und von Vertretern des Um-
weltministeriums begleitet. Die Arbeits-
gruppe vergab zunächst Werkverträge 
an das Ökologie-Zentrum der Universität 

Kiel mit dem Ziel, den Zustand von Nie-
dermoorböden in Schleswig-Holstein 
und deren Entwicklungsperspektiven 
aufzuzeigen (Trepel 1996); sowie an die 
Landwirtschafts-Consulting Schleswig-
Holstein, um die betriebswirtschaftlichen 
Folgen einer Vernässung für landwirt-
schaftliche Betriebe in den Naturräumen 
Östliches Hügelland und der niederen 
Geest zu ermitteln (Bargmann 1997). Auf 
der Grundlage beider Berichte wurde von 
der Arbeitsgruppe ein Programmentwurf 
erarbeitet und anschließend in einem Bei-
rat mit Vertretern des Bauernverbandes, 
den Naturschutzverbänden und den Krei-
sen diskutiert. Parallel dazu wurde in zwei 
Modellprojekten (Oberes Eidertal bei 
Flintbek, Pohnsdorfer Stauung bei Preetz) 
mit der Erprobung von Vernässungs-
maßnahmen unter wissenschaftlicher 
Begleitung durch das Ökologie-Zentrum 
begonnen. Nach Übergabe des über-
arbeiteten Programmentwurfs an das 
Umweltministerium wurden die Inhalte 
mit den anderen Ministerien - vor allem 
dem Landwirtschaftsministerium - abge-
stimmt. Im Rahmen einer Verbandsanhö-
rung wurden unter anderem der Bauern-
verband, der Landesnaturschutzverband, 
der NABU, der BUND und die Kreise An-
fang 2002 um eine Stellungnahme zum 
Programm gebeten. Aufgrund der früh-
zeitigen Einbeziehung der Kreise und 
Verbände in die Programmentwicklung 
wurde das Programm weitgehend einhel-
lig begrüßt, so dass das Niedermoorpro-
gramm Schleswig-Holsteins schließlich im 
Juli 2002 vom Kabinett des Landes Schles-
wig-Holstein verabschiedet werden konn-
te. Seit dem Frühjahr 2003 informiert eine 
Internetseite über das Förderprogramm 
(http://www.umwelt.schleswig-holstein.
de/servlet/is/24413/). In den Jahren 2003 
und 2004 wurde der Erwerb von Moorbö-
den in mehr als 30 Gebieten im Rahmen 
des Förderprogramms finanziert.

2.2  Programmziele

Das umweltpolitische Ziel des Nieder-
moorprogramms in Schleswig-Holstein 
ist es, durch die Vernässung von degene-
rierten Niedermoorböden die diffusen 
Stickstoffeinträge in oberirdische Gewäs-
ser und letztendlich die Meere zu ver-
ringern. Während die Phosphoreinträge 
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durch die Maßnahmen des technischen 
Gewässerschutzes (vor allem dem Klär-
anlagenausbau) seit den 1970er Jahren 
um mehr als Zweidrittel zurückgegangen 
sind, konnte bei den Stickstoffeinträgen 
die im Rahmen der Meeresschutzabkom-
men vereinbarte Halbierung der Einträge 
in Nord- und Ostsee nicht erreicht werden 
(BMU 2004). Da Stickstoffverbindungen 
vorwiegend diffus aus landwirtschaft-
lichen Quellen in die Gewässer gelangen, 
besteht hier nach wie vor dringender 
Handlungsbedarf zur Verringerung der 
Nährstoffeinträge. Neben einer Mini-
mierung der unmittelbaren Stoffverluste 
durch verminderte Düngung kann durch 
die Aktivierung biogeochemischer Pro-
zesse entlang der lateralen Fließ- und 
Transportwege in der Landschaft der 
Stoffeintrag verringert werden (Trepel 
2004a). 

Für einen flächendeckenden Gewäs-
serschutz sind Niedermoorböden in zwei-
erlei Hinsicht von Bedeutung. Zum einen 
tragen entwässerte Moorböden über 
erhöhte Mineralisationsraten und die da-
mit verbundenen erhöhten Stoffausträ-
ge über das Sickerwasser direkt zu einer 
Verschlechterung der Wasserqualität bei 
(Hendricks 1993; Ross et al. 1995; Verhoe- 
ven et al. 2006). Gleichzeitig verfügen 
viele Niedermoorflächen aufgrund ihrer 
Lage im Einzugsgebiet und ihrer hydro-
chemischen Bedingungen über ein ho-
hes Potenzial für den Rückhalt oder die 
Transformation von Nährstoffen. Im Stick-
stoffhaushalt erfolgt die Rückhaltung von 
Stickstoffverbindungen vor allem durch 
Denitrifikation, Pflanzenaufnahme und 
Sedimentation (Verhoeven & Meuleman 
1999). Prinzipiell können Nitrate in Nie-
dermooren sowohl durch den Rückbau 
von Drainagen und Entwässerungsgrä-
ben als auch durch die Wiederherstellung 
von Überflutungsflächen zurückgehalten 
werden. Durch die erstere Maßnahme 
lässt sich der Stickstoffeintrag aus un-
terirdischen Pfaden wirksam reduzieren, 
während letztere Maßnahme eine Ver-
ringerung der N-Konzentration in den 
oberirdischen Pfaden bewirkt. Darüber 
hinaus fördert die Wiederherstellung 
einer weitgehend anthropogen unbe-
einflussten Abflussdynamik die Wieder-
herstellung dauerhaft nasser Standorte 
und bietet so Lebensräume für zahlreiche 

gefährdete Pflanzen- und Tierarten (Poff 
et al. 1997). 

Neben dem Fließgewässerprogramm 
betrachtet die Umweltverwaltung Schles-
wig-Holstein das Niedermoorprogramm 
als einen wichtigen Baustein bei der Um-
setzung der Europäischen Wasserrahmen-
richtlinie. Beide Programme zielen darauf 
ab, Gewässer und ihre angrenzenden Tal-
niederungen im Verbund zu betrachten 
und zu bewirtschaften (MLUR 2005). Da-
bei  bilden die Programme den rechtlichen 
Rahmen, um die für das Erreichen der be-
stehenden Ziele notwendigen Flächenan-
käufe, Baumaßnahmen und Gutachten zu 
begründen und zu finanzieren.

2.3 Programmumsetzung und Förderung

Die Umsetzung des Niedermoorpro-
gramms erfolgt auf der Grundlage der 
Richtlinie zur Förderung von Maßnah-
men zur naturnahen Entwicklung von 
Fließgewässern und zur Wiedervernäs-
sung von Niedermooren. Die Förderricht-
linie ist im Amtsblatt Schleswig-Holsteins 
veröffentlicht. Gefördert werden unter 
anderem Planung, Baubetreuung und 
Entwicklung im Rahmen der Gewässerun-
terhaltung, punktuelle bauliche Maßnah-
men, Beseitigung von Verrohrungen und 
Rohrleitungen, naturnahe Gestaltung 
von Fließgewässern, Maßnahmen zur 
Wiedervernässung von Niedermooren, 
Grunderwerb und Flächenbereitstellung. 
Gefördert werden Vernässungsmaß-
nahmen und Flächenerwerb mit bis zu  
90 % der anfallenden Kosten. Beim Flä-
chenerwerb kann in Einzelfällen bis zu 
100 % der Kosten gefördert werden. 
Träger der Maßnahmen sind in der Regel 
die Wasser- und Bodenverbände; in Ein-
zelfällen können auch Gemeinden oder 
Naturschutzvereine Träger werden. 

Um die im Niedermoorprogramm for-
mulierten Ziele zu erreichen, ist es not-
wendig, großräumig – auf der Basis be-
stehender Daten – Flächen mit potenziell 
hohen Stoffaustragsrisiken auszuwählen 
und anschließend, die Effektivität unter-
schiedlicher Vernässungs- und Landnut-
zungsvarianten im Hinblick auf den Stick-
stoffrückhalt zu bewerten. Vom Landes-
amt für Natur und Umwelt wurde daher 
die Entwicklung eines GIS-gestützten di-
gitalen Moorkatasters unter anderem als 

Werkzeug für die großräumige Flächen-
auswahl durch die Abteilung Naturschutz 
(Trepel 2004b), sowie die Entwicklung  
des Entscheidungsunterstützungssystems 
WETTRANS als Werkzeug zur Effizienzer-
mittlung von Vernässungsmaßnahmen 
durch die Abteilung Gewässer gefördert 
(Trepel & Kluge 2004; Trepel 2005). 

3  Funktionen von Moorböden

Aus anthropozentrischer Perspektive er- 
füllen Ökosysteme für den Menschen 
unterschiedliche Funktionen (de Groot 
1992); ihnen kann daher eine Produk-
tions-, Träger-, Regulations- und Infor-
mationsfunktion zugeordnet werden. Die 
Produktionsfunktion beinhaltet die Pro-
duktion von Nahrungsmitteln, Futtermit-
teln oder Rohstoffen wie Holz oder Bio-
masse. Der Begriff Regulationsfunktion 
beschreibt die Fähigkeit von Ökosystemen 
oder Ökosystemkomplexen, regulierend 
auf die Prozesse des Landschaftswasser-,  
-stoff- und -lufthaushalts zu wirken. 
Moorböden emittieren beispielsweise 
klimawirksame Gase, können – je nach 
Lage im Einzugsgebiet und Feuchtezu-
stand - Hochwasserspitzen dämpfen, oder 
Nähr- und Schadstoffe aus zufließenden 
Gewässern filtern bzw. umbauen. Der 
Raum, den ein Ökosystem benötigt (oder 
aktuell einnimmt), kann für unterschied-
liche Nutzungen wie Landwirtschaft, 
Forstwirtschaft, Naturschutz, Siedlung 
oder Industrie verwendet werden. Dieser 
Raum bietet - trägt - entsprechend seinen 
Bodeneigenschaften und hydrologischen 
Standortverhältnissen – in Kombination 
mit dem Nutzungsregime – Entwicklungs-
möglichkeiten für die erfolgreiche Repro-
duktion von Tier- und Pflanzenarten und 
deren Lebensgemeinschaften. Zahlreiche 
im Wasser lebende Tierarten benötigen 
darüber hinaus im Laufe ihres Lebens un-
terschiedlich strukturierte Lebensräume; 
sie sind auf das räumliche Nebeneinan-
der von aquatischen, semi-aquatischen 
und semi-terrestrischen Biotopen inner-
halb ihres Aktionsradius angewiesen. 
Schließlich erfüllen Ökosysteme für den 
Menschen wichtige, aber häufig schwer 
messbare Funktionen, die mit dem Be-
griff Informationsfunktion bezeichnet 
werden. Dies beinhaltet unter anderem 
die Nutzung für Erholungszwecke, zur 
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geistigen Erbauung oder die Archivierung 
der Vegetations- und Kulturgeschichte 
und Landschaftsgenese. 

Der funktionale Ansatz wird verwen-
det (und benötigt), um bei der Entwick-
lung und Etablierung zukünftiger um-
weltschonender Landnutzungsformen 
zum Beispiel für Flussgebietseinheiten, die 
Interessen unterschiedlicher Nutzergrup-
pen besser zu verstehen, gegeneinander 
abzuwägen und gemeinsam tragfähige 
Nutzungskonzepte unter Berücksichti-
gung ökologischer, ökonomischer und 
sozialer Rahmenbedingungen zu entwi-
ckeln. Beispielsweise kann die Produktion 
von Mais oder anderen nachwachsenden 
Rohstoffen auf grundwassernahen Böden 
für den einzelnen Landwirt rentabel sein, 
da dieser auf Kosten der übrigen Funk-
tionen lediglich die Produktionsfunktion 
nutzt. Die Folgewirkungen und deren 
gesellschaftliche Kosten wie erhöhte Spu-
rengasemissionen, erhöhte Stoffausträge 
in Grund- und Oberflächengewässer, un-
ter Umständen verringerte Artenvielfalt 
und erhöhtes Hochwasserrisiko bei Unter-
liegern oder geringere landschaftliche At-
traktivität für Erholungssuchende bleiben 
unberücksichtigt. Andererseits kann sich 
auch eine Vernässung von Moorböden 
durch mögliche erhöhte Phosphorrücklö-
sung negativ auf die Gewässergüte nach-
folgender Gewässer auswirken. Durch 
die Verringerung der Nutzungsintensität 
können konkurrenzschwache Pflanzen-
arten aus den Beständen verdrängt wer-
den oder der Ernteertrag für den Land-
wirt kann sich vermindern. 

Um die Ziele der Wasserrahmenricht-
linie in beiden Beispielen zu erreichen, 
ist es erforderlich, einen Ausgleich zwi-
schen den ökonomischen Interessen der 
Landwirtschaft und den Ansprüchen der 
Gesellschaft an ihre Gewässer und daran 
angrenzende Niederungen als Produk-
tionsfläche, als Erholungsraum, für den 
Gewässer- und Hochwasserschutz sowie 
den Naturschutz zu finden. Daher wird in 
Schleswig-Holstein das Für und Wider von 
Maßnahmen zur Fließgewässerrestitution 
gemeinsam in den Arbeitsgruppen der 34 
Bearbeitungsgebiete von Vertretern der 
Umweltverwaltung, der Landwirte, der 
Fischerei,  des Naturschutzes oder den 
Industrie- und Handelskammern bespro-
chen (Andresen 2006). Nur bei einem ein-

heitlich positiven Votum der Arbeitsgrup-
pe kann die Förderung der Maßnahme 
beim Ministerium beantragt werden. 

4 Verbreitung und Zustand von 
Moorböden in Schleswig-Hol-
stein

Als torfakkumulierende Landschaftsein-
heiten entwickelten sich Moore ursprüng-
lich auf mehr als einem Zehntel der Lan-
desfläche Schleswig-Holsteins. Nach digi-
taler Auswertung der Mitte der 1990er 
Jahre verfügbaren Bodeninformationen 
haben sich auf 7,3 % der Landesfläche 
Niedermoore und auf 1,9 % Hochmoore 
gebildet (Drews et al. 2000). Vermutlich 
war der ursprüngliche Anteil der Moor-
bodenfläche höher, er hat sich aber durch 
jahrzehntelange landwirtschaftliche Nut-
zung und dadurch bedingte Oxidation 
des Torfkörpers und kulturtechnische 
Maßnahmen wie Sanddeckkulturen 
verringert. In der reliefreichen Jungmo-
ränenlandschaft befinden sich Moore 
vorwiegend in Geländedepressionen; 
typische hydrogenetische Moortypen 
sind Verlandungsmoore, Flusstalmoore 
oder Kesselmoore. Unter besonderen 
geomorphologischen Bedingungen, die 
einen verminderten oder verzögerten 
Abfluss des Niederschlagsüberschusses 

hervorrufen, konnten sich im Östlichen 
Hügelland häufig Verlandungsmoore zu 
Hochmooren weiterentwickeln. Entlang 
der Ostseeküste bildeten sich in Neh-
rungen Küstenüberflutungsmoore. In der 
Niederen Geest entwickelten sich Moore 
auf den glazifluviatilen Sanden in Gelän-
dedepressionen teils durch Verlandung 
und in Folge des Meeresspiegelanstiegs 
später zunehmend durch Versumpfung. 
Viele dieser großflächig vermoorten Nie-
derungen entwickelten sich aufgrund der 
sich durch die Meeresspiegeltransgressi-
on verschlechternden binnenländischen 
Abflussbedingungen zu Hochmooren 
weiter. Quellmoore kommen in Schles-
wig-Holstein sowohl in der Jungmoränen-
landschaft wie auch in der Geest kleinflä-
chig am Fuße der Jung- und Altmoränen 
vor. Eine ausführliche Beschreibung der 
Moorlandschaften Schleswig-Holsteins 
und ihrer Entstehung geben beispiels-
weise Overbeck (1975) oder Drews et al. 
(2000).

4.1  Digitales Moorkataster Schleswig-
Holstein

4.1.1 Methodik und Datengrundlagen

Die Umsetzung der Wasserrahmenricht-
linie, des Niedermoorprogramms oder 

Abb. 1: Konzeptmodell für das GIS-gestützte Moorkataster Schleswig-Holstein. In einer Da-
tenbank mit GIS-Anbindung werden Fach- und Geodaten thematisch zusammengeführt und 
für Auswertungen zur Verfügung gestellt.
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anderer Umweltprogramme kann nur 
auf Grundlage der gegenwärtig zur 
Verfügung stehenden Informationen zu 
Verbreitung und Zustand der zu bearbei-
tenden Objekte erfolgen. Daher wurden 
die digital vorliegenden Informationen 
zur Verbreitung von Hoch- und Nieder-
moorböden in Schleswig-Holstein im Rah-
men der Entwicklung des GIS-gestützten 
Moorkatasters, um Informationen aus 
den Bereichen Verwaltung und Topogra-
phie, Wasserwirtschaft, Hydrologie, Ge-
ologie, Bodenkunde und Naturschutz in 
einer Datenbank ergänzt (Abb. 1). 

In dem Moorkataster werden Fach- 
und Geodaten erstmalig abteilungsüber-
greifend thematisch zusammengeführt 
und für Auswertungen zur Verfügung ge-
stellt. Durch die Verknüpfung dieser Da-
ten mit Bewertungsalgorithmen können 
Moorböden problemorientiert bewertet 
und die Ergebnisse durch die Anbindung 
der Datenbank an ein Geographisches 
Informationssystem wiederum räumlich 
ausgewiesen und graphisch visualisiert 
werden. Die in der Datenbank vorlie-
genden Daten geben einen Überblick 
über den aktuellen Zustand aller Moor-
böden in Schleswig-Holstein. Um die 
Veränderungen der Moorböden Schles-
wig-Holsteins oder die Effektivität von 
Moorschutz- und -entwicklungsprogram-
men zu überprüfen, müssen Parameter, 
die geeignet sind, einen Zusammenhang 
zwischen Zustand und Programmzielen 
zu indizieren, ausgewählt werden. Diese 
Parameter sind dann in regelmäßigen Ab-
ständen neu zu erheben, in das Kataster 
einzupflegen und die beobachteten Ver-
änderungen auszuwerten.  

4.1.2 Zustand von Moorböden

In das Moorkataster wurden zur Bestim-
mung der Flächennutzung von Moorbö-
den die Flächennutzungsinformationen 
aus ATKIS (Amtliches Kartographisches 
Informationssystem) übernommen. Hier-
nach werden die Moorböden Schleswig-
Holsteins zu 57 % als Grünland, zu 24 % 
als Ackerfläche und zu 9,3 % als Wald 
oder Forst genutzt. Nach den ATKIS-Ka-
tegorien werden 7,4 % der Moorböden 
– vorwiegend Hochmoorböden – den 
als naturnah einzustufenden ATKIS-Ein-
heiten Moor, Sumpf, oder Heide zuge-

ordnet (Tab. 1). 
Werden anstelle der ATKIS-Daten 

diejenigen der Bodenbedeckung nach 
CORINE Landcover 2000 verwendet, so 
ergibt sich eine etwas andere Verteilung 
der Flächennutzungs- oder Bodenbede-
ckungskategorien. Nach den aktuellen 
CORINE Daten werden die Moorböden 
Schleswig-Holsteins zu 69,3 % als Grün-
land, zu 10,8 % als Ackerfläche und zu  
5,9 % als Wald oder Forst genutzt. Nach 
den CORINE-Daten weisen 7,1 % der 
Moorböden – vorwiegend Hochmoorbö-
den – eine naturnahe Bodenbedeckung 
auf (Tab. 1). 

Die Unterschiede in den Flächenan-
teilen der Nutzungskategorien sind ein 
Hinweis darauf, dass Datensätze zur Flä-
chennutzung grundsätzlich mit Fehlern 
behaftet sind. Die ATKIS-Daten wurden 
nicht primär für den Zweck der Flächen-
nutzungsanalyse erstellt. Aufgrund unter-
schiedlicher Bearbeitungen während des 
ATKIS Erstellungszeitraums ergeben sich 
darüber hinaus bei ATKIS methodisch in-

konsistente Datensätze. Weiterhin deckt 
sich die ATKIS-Einheit Moor, Sumpf, Hei-
de nicht mit den bodenkundlichen oder 
vegetationskundlichen Konzepten der 
Moorböden oder Moorvegetation. Bei 
den aus Satellitenbildern abgeleiteten 
Bodenbedeckungsdaten nach CORINE 
treten vor allem Zuordnungsfehler auf. 
Zudem werden Flächen erst ab einer mi-
nimalen Flächengröße von 25 ha erfasst. 
Beide Datensätze zusammen bestätigen 
aber dennoch das Bild, dass Moorböden in 
Schleswig-Holstein vorwiegend als Grün-
land und zu einem nicht unerheblichen 
Anteil auch als Acker genutzt werden. 

Die ökologische Wertigkeit der Moor-
böden Schleswig-Holsteins wird anhand 
der Daten zur Biotopkartierung und der 
Feuchtgrünlandkartierung beurteilt. Für 
jedes Moorbodenpolygon werden die 
Flächenanteile der durch Geländekar-
tierungen erfassten „ökologisch wert-
vollen“ Einheiten der Biotopkartierung 
und der Feuchtgrünlandkartierung an-
gegeben. Bei der Biotopkartierung wur-

Moorböden
Niedermoor Hochmoor Summe1

Fläche ha 115271,4 30338,1 145609,5
% 79,2 20,8 100,0

Landbedeckung ATKIS*
Ackerland % 21,6 2,5 24,2
Grünland % 46,7 10,4 57,0
Wald und Forst % 6,8 2,5 9,3
Naturnahe Flächen % 2,3 5,1 7,4

Landbedeckung CORINE 2000
Ackerland % 10,4 0,4 10,8
Grünland % 56,5 12,7 69,3
Wald und Forst % 4,3 1,6 5,9
Naturnahe Flächen % 2,2 5,1 7,4
Siedlung % 1,0 0,0 1,0
Sonstige Landwirtschaft % 4,8 0,9 5,6

Ökologisch wertvolle Flächen
Biotopkartierung % 12,6 6,6 19,2
Feuchtgrünlandkartierung % 1,5 0,4 1,9

Geschützte Flächen
Landschaftsschutzgebiete ° % 13,7 4,6 18,3
Naturschutzgebiete ° % 4,3 2,3 6,6
FFH-Gebiete ° % 10,0 5,3 15,4
Europäische 
Vogelschutzgebiete °

% 6,4 3,3 9,7

Quelle: * ATKIS (LANU 1); ° LANU 3 (Oktober 2005); 1 Differenzen rundungsbe-
dingt.

Tab. 1: Verbreitung und Zustand (Qualität) von Moorböden in Schleswig-Holstein (Stand der 
Angaben: November 2005). 
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den nach diesen Daten insgesamt 19,2 
% der Moorböden Schleswig-Holsteins 
erfasst, davon liegt etwa ein Drittel auf 
Hochmoorböden (Tab. 1). Bei der Feucht-
grünlandkartierung wurden dagegen nur  
1,9 % der Moorböden Schleswig-Hol-
steins als „ökologisch wertvoll“ erfasst. 
Diese Daten dokumentieren, dass der 
überwiegende Anteil der Moorböden in 
Schleswig-Holstein seine Bedeutung als 
Lebensraum für an feuchte Standortver-
hältnisse angepasste Tiere und Pflanzen 
zugunsten einer vorwiegend landwirt-
schaftlichen Flächennutzung verloren hat 
(vgl. bereits Dierßen 1987). Die Divergenz 
zwischen den Flächenanteilen der Biotop-
kartierung und der Feuchtgrünlandkar-
tierung belegt zudem, dass der Anteil des 
artenreichen Feuchtgrünlands inklusive 
der damals mit kartierten Kleinseggenrie-
der mit knapp 2 % an der Moorbodenflä-
che Schleswig-Holsteins verschwindend 
gering ist. Diese Flächen sind aufgrund 
ihres Artenbestands besonders zu schüt-
zen; für die Erhaltung der dort vorkom-
menden Lebensgemeinschaften werden 
spezielle Pflegekonzepte benötigt. Weil 
die zur Beurteilung der ökologischen 
Wertigkeit verwendeten Datensätze be-
reits in den 1980er Jahren erhoben wur-
den, ist zumindest in Teilbereichen eine 
Nachkartierung notwendig, um aktuelle 
Daten über die ökologische Wertigkeit 
von Moorböden in Schleswig-Holstein zu 
erhalten. 

Für die landesweite Bewertung der 
Nutzungsintensität von Moorböden wird 
ein Zahlenwert – Indikator - benötigt, der 
die unterschiedlichen Anteile der ATKIS-
Nutzungseinheiten für einzelne Moorflä-
chen in Form eines Nutzungsintensitäts-
werts integriert. Die so errechnete Nut-
zungsintensität ist ein Umweltindikator 
für die Beurteilung der biotischen und 
abiotischen Bedeutung von Moorflächen. 
Für die Berechnung der Nutzungsinten-
sität wird jeder ATKIS-Nutzungseinheit 
ein Nutzungsintensitätswert KN zuge-
ordnet. Die als naturnah eingestuften 
ATKIS-Einheiten Moor, Heide und Sumpf 
haben einen niedrigen Wert von KN = 0,1, 
Grünland einen KN = 0,6 und Ackerland 
einen KN = 1. Die Nutzungsintensität einer 
Moorfläche MNi wird durch Multiplikation 
des Flächenanteils einer Nutzungsform 
FAi (in %) mit dem jeweiligen Nutzungs-

intensitätswert KNi errechnet (1):

Die kartographische Ausgabe der Nut-
zungsintensitäten der Moorböden gibt 
einen ersten Hinweis, in welchen Regi-
onen eine Verringerung der Nutzungsin-
tensität beispielsweise zur Verringerung 
der Stoffeinträge in Gewässer besonders 
wichtig wäre (Abb. 2). 

5  Effizienzabschätzungen von 
Vernässungsmaßnahmen mit 
WETTRANS

Um bei Planungen von Vernässungsmaß-
nahmen möglichst effiziente Flächen für 
den Stickstoffrückhalt auszuwählen, wird 
ein Verfahren benötigt, welches sowohl 
die unterschiedliche geohydrologische 
Einbindung von Niedermooren in den 
Landschaftswasserhaushalt, als auch den 
Einfluss unterschiedlicher Entwässerungs-
verfahren oder Landnutzungen auf den 
Stickstoffaustrag und den Stickstoffrück-

halt berücksichtigt. Um dies zu ermögli-
chen, wurde das Programm WETTRANS 
im Auftrag des Landesamtes für Natur 
und Umwelt am Ökologie-Zentrum der 
Christian-Albrechts-Universität Kiel ent-
wickelt und erprobt (Trepel & Kluge 2004; 
Trepel 2005). Mit diesem Verfahren ist es 
innerhalb einer kurzen Bearbeitungszeit 
durch Nutzung weitgehend vorhandener 
Daten möglich, die Wirkung von Ände-
rungen der Entwässerungsverhältnisse 
und der Landnutzung auf den Stickstoff-
austrag einer Niedermoorfläche zu bilan-
zieren und die Kosteneffizienz dieser Ver-
änderungen zu ermitteln. Das Programm 
WETTRANS wird Anwendern in der Um-
weltverwaltung bzw. Ingenieurbüros 
über den Umweltdatenserver des Landes 
Schleswig-Holstein zur Verfügung gestellt 
(http://www.umwelt.schleswig-holstein.
de/servlet/is/79021/). Das Programm ver-
fügt über eine vollständige Formeldoku-
mentation, eine Hilfe-Funktion, die die 
einzugebenden und errechneten Parame-
ter erläutert, sowie eine Fehlerrechnung 
zur Abschätzung der Genauigkeit der Si-
mulationsergebnisse.

Abb. 2: Nutzungsintensitäten von Moorböden in Schleswig-Holstein. Berechnung auf der 
Grundlage von ATKIS Daten. (niedrig: < 0.3, mittel:  0.3 – 0.6, hoch: 0.6 – 0.8, sehr hoch: > 0.8)
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5.1  Pfad-Bilanz-Ansatz

Das Berechnungsverfahren des Bewer-
tungssystems WETTRANS basiert auf 
einem Pfad-Bilanz-Ansatz, das heißt, es 
werden die Stickstoffeinträge und –aus-
träge einer Niedermoorfläche bei mitt-
leren jährlichen Verhältnissen bilanziert. 
Niedermoore erhalten über unterschied-
liche Eintragspfade Wasser- und Stick-
stoffzuflüsse, die in dem Niedermoor ent-
sprechend den Entwässerungsverhältnis-
sen auf unterschiedliche Austragspfade 
verteilt werden (Tab. 2).

Die Wassermengen der Eintragspfade 
geben die Lage einer Niedermoorfläche 
im Einzugsgebiet wieder; zudem unter-
scheiden sich die Eintragspfade aufgrund 
unterschiedlich langer Verweilzeiten 
in ihrer Stickstoffkonzentration. Hier-
aus ergeben sich für die Eintragspfade 
Unterschiede in den eingetragenen 
Stickstoffmengen. Die Austragspfade 
haben aufgrund unterschiedlicher phy-
sikochemischer Eigenschaften und Fließ- 
geschwindigkeiten unterschiedliche Stoff-
abbaupotenziale (Tab. 2). In dem System 
wird der Stoffabbaukoeffizient in Abhän-
gigkeit von der pfadspezifischen Fließ-

weglänge, der Entwässerungsintensität 
und dem Niederungstyp errechnet. Die 
Verteilung der eingetragenen Wasser- 
und Stickstoffmengen auf die Austrags-
pfade erfolgt anhand der Entwässerungs-
verhältnisse und des Niederungstyps.

Anwendungsbeispiel: Neue Sorge 
Niederung

Nach den Berechnungsergebnissen 
beträgt der Gesamtstickstoffaustrag aus 
der ~ 130 ha große Niedermoorfläche 
der Neuen Sorge und deren Einzugsge-
biet aktuell 342 t N a-1; der größte Teil der 
Stickstofffracht stammt dabei aus dem 
120 km² großem vorgelagerten Einzugs-
gebiet. Mit dem Programm ist es mög-
lich, die Wirkung von Änderungen der 
Landnutzung oder der Entwässerung 
auf den Stickstoffaustrag und Rückhalt 
in Form von Varianten miteinander zu 
vergleichen. In der Variante moderate 
Vernässung in Kombination mit einer 
Extensivierung der Landnutzung der 
Niedermoorböden kann der Gesamt-
austrag um 23,7 t N a-1 vermindert wer-
den. Diese Minderung ist wesentlich auf 
die verringerte Stickstoffnachlieferung 
durch Mineralisation zurückzuführen. In 
der Variante ganzjährige Vernässung und 

Sukzession wird der Stickstoffaustrag um 
31,2 t N a-1 verringert. In dieser Variante 
wird – aufgrund der länger anhaltenden 
Überflutungen – ein größerer Anteil der 
Stickstofffracht aus dem vorgelagerten 
Einzugsgebiet denitrifiziert. 

Mit dem in das Programm integrierten 
Kosteneffizienzmodul ist es möglich, un-
ter Berücksichtigung der Ankaufs- und 
Planungskosten, die Kosten für die Rück-
haltung eines kg Stickstoffs zu ermitteln. 
In der ersten Variante würde die Rück-
haltung von 1 kg N 48 H im ersten Jahr 
kosten, in der zweiten Variante würde die 
Rückhaltung nur 36 H im ersten Jahr kos-
ten. Nach zehn Jahren würden die Kosten 
für 1 kg N Rückhaltung in der ersten Va-
riante 4,8 H und in der zweiten Variante 
3,6 H betragen, da keine wesentlichen 
Investitionen in die Unterhaltung not-
wendig sind. Wenn solche Berechnungen 
für eine Vielzahl von Infrage kommenden 
Niederungen durchgeführt werden, kön-
nen diese Ergebnisse verwendet werden, 
um die für die Programmumsetzung ge-
eignetsten (kosteneffizientsten) Flächen 
auszuweisen (Abb. 3). Dieser Ansatz 
berücksichtigt bislang nur – wie auch 
das Niedermoorprogramm – vorrangig 
das Ziel, Vernässung zur Minderung der 
Stickstoffausträge. Auf floristisch arten-
reichen Niedermoorböden führt eine Ver-
nässung häufig nicht zu einer Steigerung 
der Stickstoffrückhaltung, da die Flächen 
bereits schon hohe Rückhalteraten auf-
weisen und für die Erhaltung der floris-
tischen Vielfalt auch häufig nicht weiter 
vernässt werden sollten. Sollen diese 
Flächen erworben werden, muss dies mit 
naturschutzfachlichen Zielen und nicht 
mit Verbesserung der Gewässergüte be-
gründet werden.

6 Umsetzung und Erfolgs- 
kontrolle

Während die Entwicklung von Werk-
zeugen zur Flächenauswahl und Effizi-
enzermittlung Fachaufgabe des Landes-
amtes für Natur und Umwelt ist, hängt 
der Erfolg des Niedermoorprogramms 
wesentlich von der Akzeptanz bei den 
Beteiligten vor Ort ab. Die Wasserrah-
menrichtlinie fordert in Artikel 14 eine 
Öffentlichkeitsbeteiligung, die über das 
reine Informieren staatlichen Handelns 

Eintragspfade Alter Mittlere N-Kon-
zentration

Niederschlag in Niederung < d – a 1,5 mg l-1

Oberflächenabfluss < h – d 5,0 mg l-1

Interflow < 30 d 10,0 mg l-1

Hangdrainagenzufluss < 30 d 20,0 mg l-1

Junges oxisches Grundwasser < 20 a 10,0 mg l-1

Altes anoxisches Grundwasser > 20 a 1,0 mg l-1

Entlastung tiefes anoxisches Grundwasser > 100 a 0,5 mg l-1

Wasseraustausch bei Überflutung Mischwasser 5,0 mg l-1

Austragspfade Verweilzeit in 
Niederung

Denitrifikations-
potenzial °

Oberflächenabfluss < h – d Mittel
Grabenabfluss < 10 d Mittel
Drainabfluss < d Gering
Durchströmung des Torfkörpers < 30 d – a Sehr hoch
Grundwasser-Bypass < 1 a Hoch
Gewässerdurchfluss < 30 d Gering
° In dem Programm WETTRANS sind die Transformationskoeffizienten abhängig 
von der pfadspezifischen Fließwegslänge, der Entwässerungsintensität und dem 
Niederungstyp.

Tab. 2: Bezeichnung der Ein- und Austragspfade zur Bilanzierung der Wasser- und Stickstoff-
flüsse in Niedermooren. Die angegebenen Zeiten und Konzentrationen sind Orientierungs-
werte, die in Abhängigkeit von standörtlichen und klimatischen Gegebenheiten variieren 
(h = Stunde, d = Tag, a = Jahr).
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hinausgeht. Auch hier werden mit dem 
Niedermoorprogramm bereits neue Wege 
beschritten. Träger der Maßnahmen sind 
in der Regel die örtlichen Wasser- und 
Bodenverbände, aber auch Naturschutz-
vereine oder Stiftungen. Will ein Verband 
Flächen im Rahmen des Niedermoorpro-
gramms oder für den Gewässerschutz er-
werben, muss er ein hydrologisches Kon-
zept vorlegen, welche Flächen benötigt 
werden, um die geplanten Vernässungen 
durchzuführen, sowie das Einverständnis 
der Eigentümer und Anlieger diesen Ver-
nässungen zuzustimmen. Bei der Kon-
zepterstellung werden die Wasser- und 
Bodenverbände in der Regel durch die 
Staatlichen Umweltämter unterstützt. 
Aufgrund ihrer Ortskenntnis können die 
Wasser- und Bodenverbände am besten 
einschätzen, in welchen Niederungen 
eine Vernässung bei den ortsansässigen 
Landwirten akzeptiert wird. Durch den 
Flächenerwerb durch den Wasser- und 
Bodenverband wird dessen Eigenver-
antwortlichkeit für den Gewässerschutz 

gestärkt. Häufig werden die erworbenen 
Flächen an Landwirte verpachtet, die die-
se Flächen dann mit geringen Viehdichten 
beweiden, sofern die Feuchteverhältnisse 
eine Beweidung zu lassen. 

In dem Modellprojekt Oberes Eidertal 
zwischen Bordesholm und Flintbek wer-
den die Projektflächen jährlich von einem 
Projektbeirat begangen, um die Flächen-
entwicklung und eventuelle Maßnah-
men im Gelände zu besprechen (Abb. 4).  
In dem Projektbeirat sind neben den im 
Projektgebiet wirtschaftenden Landwir-
ten, dem Wasser- und Bodenverband, 
der Stiftung Naturschutz, die Kreise, das 
staatliche Umweltamt, das Landesamt so-
wie Wissenschaftler der Universität Kiel 
vertreten. 

Die Wirkung der Vernässungsmaß-
nahmen auf den Nährstoffrückhalt wurde 
in zwei Modellgebieten durch ein an die 
hydrologischen Verhältnisse angepasstes 
hydrologisch-hydrochemisches Monito-
ringprogramm überprüft (Kieckbusch et 
al. 2006). Nach diesen Ergebnissen konnte 

in der Pohnsdorfer Stauung der Stickstoff-
rückhalt durch Vernässung der beiden 
Polder und teilweise Wiederanbindung 
der ehemals geschöpften Flächen an das 
Gewässersystem der Neuwührener Au 
um etwa zehn Prozent gesteigert werden 
(Kieckbusch & Wiebe 2004). Im Oberen 
Eidertal erfolgte die Vernässung bislang 
vorrangig durch Einstellung der Gewäs-
serunterhaltung in dem Niederungsfließ-
gewässer. Durch vollständigen Verzicht 
auf die Gewässerunterhaltung seit dem 
Sommer 2000 nehmen vor allem die 
sommerlichen Hochwasserstände in dem 
Flusstalniedermoor zu; so dass die Nie-
dermoorböden jetzt nicht nur während 
des Winterhalbjahrs sondern auch im 
Spätsommer je nach Niederschlagslage 
großflächig überflutet werden (Trepel & 
Kieckbusch 2005). Hydrochemische Un-
tersuchungen im Längsschnitt  durch das 
Obere Eidertal haben gezeigt, das zwi-
schen dem Zustrom und dem Abstrom 
die Gesamtstickstofffracht im Jahresmit-
tel um etwa 20 % abnimmt.

7  Empfehlungen für ein 
 ökohydrologisches Niederungs- 

management zur Verbesserung 
der Stoffrückhaltung

Bei der Planung wasserwirtschaftlicher 
Maßnahmen in Niederungen mit dem 
Ziel, den Nährstoffrückhalt zu verbessern, 
ist zunächst zu prüfen, ob die Niederung 

Abb. 3: Kosten für die Rückhaltung eines kg Stickstoffs im ersten Jahr nach Durchführung 
von Vernässung und Extensivierung auf der Grundlage von WETTRANS Berechnungen in 
unterschiedlichen Niedermooren Schleswig-Holsteins. Die Berechnungsergebnisse werden 
verwendet, um die kostengünstigsten Flächen für die Programmumsetzung auszuwählen.

Abb. 4: Bei der Weidebegehung im Oberen 
Eidertal – hier im Februar 2006 – werden der 
Zustand der vernässten Flächen und weitere 
Maßnahmen vor Ort mit den Landwirten, 
den Kreisen, der Stiftung Naturschutz, dem 
staatlichen Umweltamt, der Universität und 
dem Wasser- und Bodenverband bespro-
chen.
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aufgrund ihres Artenbestandes eine her-
ausragende Bedeutung für die Artenviel-
falt in der Region hat. Ist dies der Fall, so 
sind die wasserwirtschaftlichen Entwick-
lungskonzepte mit den zuständigen Na-
turschutzbehörden abzustimmen. 

In floristisch und faunistisch verarm-
ten Niederungen kann durch Ände-
rungen der wasserwirtschaftlichen Ver-
hältnisse ein Beitrag zur Verringerung 
der diffusen Stickstoffeinträge in Fließ-
gewässer geleistet werden. Eine Bilanzie-
rung der Stickstoffausträge ist mit dem 
System WETTRANS möglich. Leitlinie für 
die Entwicklung solcher Niederungen ist 
es, eine weitgehend anthropogen unbe-
einflusste Abflussdynamik herzustellen 
(Poff et al. 1997), um den Wasser- und 
Stoffaustausch zwischen Umland, Niede-
rung und Gewässer zu verbessern. Dabei 
werden bestehende Entwässerungsein-
richtungen so zurück gebaut, dass die 
natürlichen hydrogeologischen Anströ-
mungsverhältnisse der jeweiligen Nie-
derung wieder hergestellt werden, um 
so die natürlicherweise vorherrschenden 
Stoffumsetzungsprozesse für den Stoff-
rückhalt zu nutzen (Trepel 2004a). 

Prinzipiell sind Vernässungsmaßnah-
men im norddeutschen Tiefland in der 
Jungmoränenlandschaft aufgrund des 
Reliefs leichter umzusetzen als in ebenen 
Sandergebieten. Dennoch sollten auch 
für die ebenen Bereiche in der Geest hy-
drologisch fundierte Entwicklungskon-
zepte entwickelt und umgesetzt werden. 
Bei der Planung der Maßnahmen sind 
der geohydrologische Niederungstyp, 
die Lage der Niederung im Einzugsgebiet 
und die aktuelle Entwässerungssituation 
zu berücksichtigen. Aus der Einzugsge-
bietslage, d.h. dem Verhältnis der Nie-
derungsgröße zur Einzugsgebietsgröße, 

können bereits erste Hinweise für was-
serwirtschaftliche Entwicklungskonzepte 
abgeleitet werden.

n		Niederungen im Oberlauf der Gewäs-
ser haben ein Verhältnis von Einzugsge-
bietsgröße zu Niederungsfläche von < 10. 
Sie wirken aufgrund ihrer Flächengröße 
und Einzugsgebietslage als Stoffquelle 
auf die Vorflut. Durch ein Anheben der 
Wasserstände und eine Extensivierung 
der Landnutzung können die aus der 
Niederungsfläche selbst stammenden (in-
ternen) Stoffausträge wirksam reduziert 
werden. Wird die Niederung im Sommer 
nicht großflächig überstaut, so ist das Ri-
siko für erhöhte Phosphorausträge eben-
falls gering einzuschätzen. Erhält die Nie-
derung aufgrund der geohydrologischen 
Verhältnisse mengenmäßig bedeutsame 
Grundwasserzuflüsse, dann ist zusätzlich 
zur Extensivierung ein Grundwasser-Puf-
ferzonenmanagement sinnvoll. Isoliert 
liegende Niederungen ohne Anbindung 
an das Gewässernetz haben für den Stoff-
rückhalt eine geringe Bedeutung. Werden 
solche Niederungen durch Gräben an das 
Gewässernetz angeschlossen, wirken sie 
als Stoffquelle. Im Oberlauf von Einzugs-
gebieten liegende oder isoliert liegende 
Niederungen bieten günstige Bedin-
gungen für die langfristige Entwicklung 
nährstoffarmer Vegetationseinheiten, da 
der Regenwasseranteil die Wasserbilanz 
prägt. 
n		Niederungen im Mittellauf der Ge-
wässer haben ein mittleres Verhältnis 
von Einzugsgebietsgröße zu Niederungs-
fläche von > 10 – 50. Solche Niederungen 
haben ein hohes Potenzial, um Nitrat aus 
dem vorgelagerten Einzugsgebiet durch 
die Schaffung ganzjähriger Flachwasser-
bereiche wirksam zu reduzieren. Durch 

die Wiederherstellung einer nicht anthro-
pogen kontrollierten Überflutungsdyna-
mik können Nährstoffe aus dem vorge-
lagerten Einzugsgebiet in der Niede-
rung zurückgehalten werden, sofern die 
Verweilzeiten in den neu entstandenen 
Flachwasserbereichen im Mittel länger 
als fünf Tage sind. In diesen Flachwasser-
systemen entwickeln sich nährstoffreiche 
Schilfröhrichte, Seggenrieder oder Wei-
dengebüsche. Ist die Wiederherstellung 
einer Überflutungsdynamik nicht mög-
lich, so sollten die Niederungen moderat 
vernässt und die Landnutzungen den 
Standortverhältnissen angepasst werden, 
um interne Stoffausträge zu minimieren. 
Durch ein Pufferzonenmanagement kön-
nen zusätzlich die Nährstoffe aus dem 
seitlich an die Niederung grenzenden 
Grundwassereinzugsgebiet zurückgehal-
ten werden. 
n		Niederungen im Unterlauf von Ge-
wässern haben ein großes Verhältnis von 
Einzugsgebietsfläche zu Niederungsflä-
che von > 100. Sie haben ein hohes Poten-
zial für den Rückhalt lateral zufließender 
Nährstoffe. Aufgrund ihrer Flächengröße 
können durch ein Überflutungsmanage-
ment nur geringe hydraulische Verweil-
zeiten erreicht und daher weniger Nähr-
stoffe zurückgehalten werden. Durch ein 
Grundwasser-Pufferzonenmanagement, 
d.h. die Verlegung von im mineralischen 
Untergrund beginnenden Gräben und 
Drainagen in den Torfkörper kann das 
Denitrifikationspotenzial dieser Stand-
orte dennoch genutzt werden. Die Wie-
derherstellung des Kontakts zwischen 
sauerstoffreichem, mit Nitrat belaste-
tem Grundwasser und der anaeroben 
Torfschicht in der Niederung schafft die 
abiotischen Bedingungen für die Denit-
rifikation. Durch die Wiederherstellung 
einer Grundwasser-Überrieselung wird 
die Ansiedlung einst häufiger grundwas-
serabhängiger, mäßig nährstoffreicher 
Vegetationseinheiten gefördert (Groot-
jans et al. 2002; Kieckbusch et al. 2006). 

Werden die oben genannten Grund-
sätze bei der Vernässung von artenarmen 
und häufig eutrophen Niederungen be-
rücksichtigt, so ist das Risiko einer über-
mäßigen Eutrophierung durch externe 
Nährstoffeinträge gering. Durch die skiz-
zierten wasserwirtschaftlichen Maßnah-
men stellen sich die potenziell natürlichen 

Maßnahme Wirkung auf das Gewässer
Extensivierung, Vernässung Minderung des Stickstoffaustrags aus der exten-

sivierten und vernässten Fläche, bevor diese ins 
Gewässer gelangen

Überflutungsmanagement Rückhalt von Nährstoffen aus dem vorgelagerten 
Einzugsgebiet, die bereits im Fließgewässer sind

Pufferzonenmanagement Rückhalt von Nährstoffen aus seitlichen Grund-
wasseranströmsektoren, bevor diese ins Gewässer 
gelangen

Tab. 3: Übersicht wasserwirtschaftlicher Maßnahmen zur Verbesserung des Stickstoffrück-
halts in Niedermooren und deren Wirkung auf den Stickstoffaustrag.
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Nährstoffverhältnisse dieser Standorte 
wieder ein. Um die diffusen Stickstoffe-
inträge in Fließgewässer messbar zu redu-
zieren, bedarf es einer flächenhaften Um-
setzung von Vernässungsmaßnahmen, 
welche an die jeweiligen Niederungsver-
hältnisse angepasst sind. Diese müssen 
durch eine ressourcenschonende Land-
nutzung in der Fläche begleitet werden.  

8  Zusammenfassung

Mit einem Flächenanteil von knapp zehn 
Prozent an der Landesfläche sind Moor-
böden aufgrund ihrer Nähe zum Fließge-
wässernetz und zum Grundwasser von 
großer Bedeutung für die Umsetzung 
der Wasserrahmenrichtlinie in Schleswig-
Holstein. Daher wurde bereits frühzeitig 
ein Niedermoorprogramm als Fördericht-
linie aufgelegt, um floristisch verarmte 
Niedermoorböden anzukaufen, zu ver-
nässen und deren Potenzial für den Stick-
stoffrückhalt zur Verbesserung der Ge-
wässergüte zu nutzen. Um dieses Ziel zu 
erreichen, wurden mit dem GIS-gestütz-
ten Moorkataster ein Werkzeug zur groß-
räumigen Flächenauswahl, sowie mit dem 
web-basierten Programm WETTRANS ein 
Verfahren zur Wirkungsabschätzung ge-
schaffen. Die Umsetzung des Programms 
erfolgt in der Regel durch die örtlichen 
Wasser- und Bodenverbände, die dabei 
durch die staatlichen Umweltämter be-
raten werden. Der Flächenerwerb durch 
die Verbände stärkt deren Eigenverant-
wortlichkeit für den Gewässerschutz, und 
fördert deren aktive Beteiligung an der 
Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie.
 
Summary

With an area of approximately 10 %, peat 
soils are due to their adjacency to the ri-
ver network and the groundwater highly 
important for the implementation of the 
European water framework directive in 
Schleswig-Holstein, Germany. Therefore, 
a peatland action plan was developed at 
an early stage aiming to purchase and re-
wet minerotrophic peat soils with low flo-
ristic value and to use their high potential 
for nitrogen transformation for surface 
water quality improvement. To achieve 
this goal, a GIS based peatland database 
was developed to aid in state-wide site-

selection, and a web-based decision sup-
port system (WETTRANS) was developed 
to calculate the effects of land use change 
and water management changes on ni-
trogen outflow and retention from single 
peatlands. The action plan is in general 
implemented by the local water boards; 
they are supported and advised in this 
task by the local environmental authori-
ties. Land purchase by local water boards 
strengthens their personal responsibility 
for water protection and encourages their 
active participation in the implementati-
on of the water frame work directive.
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1 Einleitung

Mit Erlass des Niedersächsischen Wasser-
gesetzes (NWG) am 7. Juli 1960 wurde 
die Unterhaltung der Gewässer II. Ord-
nung in ganz Niedersachsen Aufga-
be der Unterhaltungsverbände. Diese 
wurden durch dieses Gesetz gegründet 
oder bei bereits bestehenden Strukturen 
wie beim Mittelweserverband auf das 
natürliche Einzugsgebiet ausgedehnt. 
Nach § 97 NWG ist die Pflicht zur Un-
terhaltung der Gewässer eine öffent-
lich-rechtliche Verbindlichkeit; die zur 
Unterhaltung der Gewässer II. Ordnung 
verantwortlichen Wasser- und Boden-
verbände werden in der Anlage zu § 100 
Abs. 1 NWG bestimmt. Der Umfang der 
Unterhaltung ist dabei jedoch nicht 
mehr mit dem der NWG-Erstfassung 
vom 7. Juli 1960 zu vergleichen. Nach 
§ 98 NWG umfasst sie zwar nach wie vor 
seinen ordnungsgemäßen Abfluss, sie 
umfasst heute aber auch die Pflege und 
Entwicklung; sie muss sich an den Bewirt-
schaftungszielen der §§ 64a bis 64e NWG 
ausrichten und darf die Erreichung dieser 
Ziele nicht gefährden. Die Unterhaltung 
muss den im Maßnahmenprogramm nach 
§ 181 NWG an die Gewässerunterhaltung 
gestellten Anforderungen entsprechen. 
Bei der Unterhaltung ist den Belangen 
des Naturhaushalts Rechnung zu tragen; 
das Bild und der Erholungswert der Ge-
wässerlandschaft sind zu berücksichtigen. 
Zur Unterhaltung gehören auch Maßnah-
men zur Verbesserung und Erhaltung des 
Selbstreinigungsvermögens des Gewäs-
sers, soweit nicht andere zur Durchfüh-
rung dieser Maßnahmen verpflichtet 
sind.

Maßnahmen der Gewässerunterhal-
tung sind nach § 98 Abs. 2 NWG insbe-

Die Wasserverbände als zentrale Akteure 
– vorbereitet auf neue Anforderungen?

von Georg Kranefoed

sondere
1. die Reinigung, die Räumung, die Frei-

haltung und der Schutz des Gewässer-
betts einschließlich seiner Ufer,  

2. die Erhaltung und Anpflanzung stand-
ortgerechter Ufergehölze,  

3. die Pflege von im Eigentum des Un-
terhaltungspflichtigen stehenden Flä-
chen entlang der Ufer, soweit andern-
falls eine sachgerechte Unterhaltung 
des Gewässers nicht gewährleistet 
ist,  

4. die Unterhaltung und der Betrieb der 
Anlagen, die der Abführung des Was-
sers dienen. 

Für die Unterhaltung ausgebauter Ge-
wässer ist jedoch zu beachten, dass die 
zuvor genannten Vorschriften über den 
Umfang der Unterhaltung nur dann 
gelten, wenn in dem für den Ausbau 
durchgeführten Rechtsverfahren nicht 
etwas anderes bestimmt wurde. (Anm.: 
Dies wird bei der aktuellen Überprüfung 

der bisher vorläufigen Einstufung der 
WRRL-Wasserkörper zu beachten sein). 
Damit ist der rechtliche Rahmen der Tä-
tigkeit des Mittelweserverbandes als Un-
terhaltungsverband bestimmt. Auf dieser 
Grundlage hat der Verband 480 km Ge-
wässer II. Ordnung innerhalb seines Ver-
bandsgebietes zu unterhalten.

2 Kurzportrait des Verbandes

Der Mittelweserverband in Syke wurde 
am 18. April 1955 durch die damalige 
Braunschweiger Regierungspräsidentin 
Frau Thea Nolte-Bähnisch in Theding-
hausen als Oberverband des Brinkumer 
Deichverbandes, des Thedinghauser 
Deichverbandes und des Hoyaer Deich-
verbandes gegründet. Seine satzungsge-
mäßen Aufgaben waren
n		die Sicherstellung des durchgängigen 
Hochwasserschutzes der linken Weser-
niederung zwischen Bremen und Alten-
bücken (Deichverband) und
n		die Herstellung (Ausbauverband) und 
Unterhaltung (Unterhaltungsverband) 
der bereits vorhandenen oder noch zu 
schaffenden Entwässerungsanlagen in 
dem mit dem Zusammenschluss geschaf-
fenen Verbandsgebiet.

Mit Erlass des NWG am 7. Juli 1960 

Karte 1: Mittelweserverband und Unterverbände.
Violett: Grenze Unterhaltungsverband; Rot: Grenze Deichverband. Weitere Hinweise zu den 
Unterverbänden unter www.mittelweserverband.de (Autor: Mittelweserverband)
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wurde der Mittelweserverband nach 
§ 100 Abs. 3 NWG auf das natürliche Ein-
zugsgebiet ausgedehnt. Die seitdem vom 
Verband zu unterhaltenen Gewässer sind 
in der Verordnung über das Verzeichnis 
der Gewässer II. Ordnung aufgeführt 
(Niedersächsischer Minister für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten 1961); 
als Unterhaltungsverband nach dem 
NWG hat der Verband nun eine Vorteils-
fläche von ca. 52.000 ha. Er ist außerdem 
Deichverband auf der Grundlage des 
Niedersächsischen Deichgesetzes (NDG) 
mit einem deichgeschützten Gebiet von 
ca. 35.000 ha; zur Sicherstellung dieses 
Hochwasserschutzes hat der Verband 
(heute) rd. 55 km Weserdeiche zu unter-
halten. Die satzungsgemäße Aufgabe des 
Ausbauverbandes zur Sicherstellung der 
Entwässerung eines Vorteilsgebiets von 
ca. 38.000 ha wurde in der Regel im Zuge 
von Flurbereinigungsverfahren durchge-
führt und ist abgeschlossen.

Mitglieder des Verbandes sind heute 
die acht Unterverbände „Untere Emte-
Untere Landwehr“ in Blender, „Obere 
Emte-Obere Landwehr“ in Hilgermissen, 
„Hoyerhagen-Martfeld“ in Syke, „Geest-
rand“ in Süstedt, „Eiterniederung“ in 
Thedinghausen, „Thedinghausen“ in The-
dinghausen, „Weyher See“ in Riede und 
„Leeste-Brinkum-Stuhr“ in Stuhr. In den 
Unterverbänden sind die Grundstücks-
eigentümer Mitglieder dieser Verbände. 
In den Randgebieten der Vorgeest und 
Geest, auf die der Mittelweserverband 
nach dem NWG ausgedehnt wurde, sind 
die jeweiligen Grundstückseigentümer 
unmittelbare Verbandsmitglieder. We-
sentliche Aufgabe der acht Unterverbän-
de ist die Unterhaltung von rd. 320 km 
Gewässern III. Ordnung, so weit es sich 
um Verbandsanlagen handelt (Karte 1).

Der Mittelweserverband wird wie 
alle Wasser- und Bodenverbände ehren-
amtlich geführt. Oberstes Verbandsor-
gan ist der aus 30 Personen bestehende 
Verbandsausschuss, der in 5-jährigem 
Rhythmus von den Verbandsmitgliedern 
gewählt wird. Zu der Wahl wird durch öf-
fentliche Bekanntmachung eingeladen. 
Das den Ausschuss beratende Verbands-
organ ist der aus 11 Personen bestehende 
Vorstand, der - ebenfalls für 5 Jahre - vom 
Verbandsausschuss gewählt wird.

3 Mitwirkung des Verbandes bei 
der Umsetzung der WRRL

Allein durch die Verabschiedung des 
Niedersächsischen Naturschutzgesetzes 
(NNatSchG) und die vielen Änderungen 
des NWG seit 1960 hat sich für den Mittel-
weserverbandes schon vor dem Erlass der 
WRRL eine noch größere Aufgabenviel-
falt ergeben. Zwar sind nach wie vor der 
Hochwasserschutz und die Sicherstellung 
des Wasserabflusses zum Wohle der Ver-
bandsmitglieder zu gewährleisten, dane-
ben tritt aber ebenso die Berücksichtigung 
der Bedeutung der Gewässer und ihrer 
Uferbereiche als Lebensstätte für Pflanzen 
und Tiere und für das Bild der Landschaft. 
Durch eine entsprechende Satzungsände-
rung hat der Verband dieser Entwicklung 
schon 1995 Rechnung getragen (Land-
kreis Diepholz 1995). Als Landschaftspfle-
geverband und Ausbauverband (jetzt mit 
erweiterten Aufgaben) kann der Verband 
nun auch Renaturierungsmaßnahmen an 
Gewässern und weitere Maßnahmen be-
sonders zur Gewässer- und Auenentwick-
lung durchführen.

3.1.  Bereits durchgeführte bzw. ge-
plante Maßnahmen als Zielbeitrag 
zum guten ökologischen Zustand/
Potential

Lange vor der WRRL war es das Nieder-
sächsische Fließgewässerschutzsystem 
(Rasper et al. 1991), das die Beeinträch-
tigungen vieler unserer Gewässer be-
schrieb und Maßnahmen zur ökolo-
gischen Verbesserung dieser Gewässer 
aufzeigte. Dabei stand zunächst die Be-
seitigung der Wanderungsbarrieren für 
Fische und Wirbellose im Vordergrund. 
Im Bereich des Mittelweserverbandes 
sind im Fließgewässerschutzsystem die 
Hache und Ochtum als Hauptgewässer 
und der im Unterlauf Leester Mühlbach 
genannte Hombach als Nebengewässer 
beschrieben.

Am 4. November 1992 und damit 
nur ein Jahr nach Veröffentlichung des 
Fließgewässerschutzsystems wurde un-
ter Federführung des Staatl. Amtes für 
Wasser- und Abfallwirtschaft Sulingen 
der Gewässerentwicklungsplan für die 
Hache und Ochtum von der eigens dazu 
gegründeten Lenkungsgruppe in Auftrag 

Karte 2: Mit Hilfe der Flurbereinigung konnten 11 ha landwirtschaftlicher Nutzfläche erwor-
ben und gezielt als bis zu 60 m breite Randstreifen an der Ochtum und am Leester Mühlbach 
(Hombach) ausgewiesen werden.
Auf der (bremischen) Nordseite der Ochtum ist hier bereits ein ausgedehnter Randstreifen 
bzw. Biotopbereich als Folge von Sandentnahmen bzw. Ausgleichsmaßnahmen für die Bun-
desautobahn A1 vorhanden. (Autor: Thomas Baalmann, GLL Sulingen)



77

Kranefoed – Die Wasserverbände als zentrale Akteure – vorbereitet auf neue Anforderungen?

gegeben (Mittelweserverband & Hache-
Hombach-Verband 1994). Mitglieder die-
ser Gruppe waren
n		Aktion Saubere Hache*)

n		Bezirksregierung Hannover
n		Niedersächsisches Landesamt für Öko-
logie
n		Landkreis Diepholz
n		Senator für Umweltschutz und Stadt-
entwicklung Bremen
n		Stadt Bassum
n		Stadt Syke
n		Gemeinde Stuhr
n		Gemeinde Weyhe
n		Mittelweserverband
n		Hache-Hombach-Verband
*)Zusammenschluss folgender Natur-
schutzverbände und Vereine:
BUND, NABU, Angelsportverein Syke, Wi-
king Faltbootwanderer Kirchweyhe

In dem 1994 fertig gestellten Plan 
wurden detaillierte Lösungen für die im 
Fließgewässerschutzsystem aufgezeigten 
Defizite heraus gearbeitet. Finanziert 
wurde der Plan mit einem geringen Eigen-
anteil der o. g. Verbände und Kommunen. 
Im Wesentlichen aber waren es zunächst 
die Fördermittel aus dem Niedersäch-
sischen Fließgewässerprogramm – und 
später die EU-Mittel –, die die Aufstel-
lung dieses Planes und die Realisierung 
der dort aufgezeigten Maßnahmen erst 
möglich gemacht haben. Daher konnte 
auch schon während der Aufstellung des 
Gewässerentwicklungsplanes mit den ers-
ten Maßnahmen begonnen werden. Hier 
die Gesamtmaßnahme im Überblick:
1993 Erwerb von Vorratsflächen zur Aus-

weisung von Gewässerrandstreifen 
an der Ochtum im Zuge des Flur-
neuordnungsverfahrens Ochtum.

 Verfahrensdurchführung durch das 
Amt für Agrarstruktur (AfA) Sulin-
gen (Karte 2)

 Maßnahmeträger: Mittelweserver-
band

1994 Umgestaltung eines Kulturstaues 
in der Hache unterhalb von Barrien 
unmittelbar oberhalb der neuen  
B 6

 Umbauinitiative: Mittelweserver-
band

 Maßnahmeträger: Angelsportver-
ein Syke

1995 Umwandlung von drei Sohlabstür-

zen in raue Sohlgleiten unterhalb 
der Mühle Sudweyhe

 Maßnahmeträger: Mittelweserver-
band

1997 Umgehungsgrinne mit rauen Sohl-
gleiten in der Hache an der Mühle 
Sudweyhe einschließlich Rekons-
truktion des alten Mühlenzuleiters

 Maßnahmeträger: Mittelweserver-

band
1998 Neubau Hache-Brücke an der Mühle 

Sudweyhe
 Maßnahmeträger: Nds. Straßenbau-

verwaltung
1998 Rückbau alte Hache-Brücke an der 

Mühle Sudweyhe
 Maßnahmeträger: Mittelweserver-

band

Bild 1: Die oberste von drei rauen Sohlgleiten in der Hache im Bereich der Barrier Mühle
(Autor: Jochen Voigt, Biohofrestaurant Syke-Gessel, www.biovoigt.de)

Bild 2: Raue Sohlgleite in der Hache im Bereich der Gasstation Lahausen mit Darstellung der 
alten Situation (Kleines Bild). Der im Rahmen der Flurneuordnung Kirchweyher See ausgewie-
sene Gewässerrandstreifen ist hier noch nicht ausgezäunt. (Autor: Mittelweserverband)
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1999 Umwandlung des Mühlenstaus in 
der Hache an der Barrier Mühle 
in raue Sohlgleiten unter einge-
schränkter Beibehaltung der Mühl-
funktion aus Gründen des Denk-
malschutzes (Bild 1)

 Maßnahmeträger: Mittelweserver-
band

2000 Herstellung rauer Sohlgleiten in der 
Hache unmittelbar unterhalb der 
Syker Mühle

 Maßnahmeträger: Mittelweserver-
band

2000 Umgehungsgrinne mit rauen Sohl-
gleiten in der Hache im Bereich 
Mühle Neubruchhausen

 Maßnahmeträger: Hache-Hombach 
Verband

 Oberbauleitung: Mittelweserver-
band

2001 Untersuchung der Wirksamkeit von 
Sohlgleiten in der Hache im Bereich 

Mühle Sudweyhe
 Maßnahmeträger: Mittelweserver-

band
2002 Umbau von vier alten Kulturstauen 

in raue Sohlgleiten zwischen Barri-
en und Sudweyhe (Bild 2 und 2a)

 Maßnahmeträger: Hache-Hombach 
Verband

 Oberbauleitung: Mittelweserver-
band

Einige weitere Beispiele, bei denen der 
Mittelweserverband sich als Träger der 
Maßnahme um die ökologische Durch-
gängigkeit der Gewässer gekümmert hat: 
(Bilder 3 und 4)

Die Bilder 5 bis 7 zeigen Teile des 
Hombachs (im Unterlauf Leester Mühl-
bach), einem Nebengewässer des Ochtum 
(Hauptgewässer 1. Priorität aus dem Fließ-
gewässerschutzsystem). Die Maßnahmen 
zur Wiederherstellung der ökologischen 
Durchgängigkeit dieses Gewässers (Maß-
nahmeträger Hache-Hombach-Verband; 
Oberbauleitung: Mittelweserverband) 
wurden auf der Grundlage des dazu er-
stellten Gewässerentwicklungsplanes 
(Hache-Hombach-Verband 1997) bereits 
2003 abgeschlossen.

Diese Bilder vom Leester Mühlbach zei-
gen die Möglichkeiten der in § 98 Abs. 1 
NWG beschriebenen Gewässerentwick-
lung, wenn die dazu notwendigen Vor-
aussetzungen gegeben sind. Denn wegen 
des ausreichenden Gefälles und der durch 
den breiten Randstreifen gegebenen 
Möglichkeit zur Breitenentwicklung in 
der durch die Flächenbereitstellung in 
der Flurneuordnung ausgewiesenen Se-
kundäraue können Uferabbrüche hinge-
nommen und durch Totholzeinbau be-
schleunigt werden. Unter den gegeben 
Umständen kann nun auf die bisher not-
wendige intensive Gewässerunterhaltung 
verzichtet werden.

3.2 Änderung oder Reduzierung der 
Gewässerunterhaltung als Ziel-
beitrag zum guten ökologischen 
Zustand/Potential

Wegen der Größe ihres Einzugsgebietes 
sind die Vorgaben der EG-WRRL auf ca. 
191 km und damit rd. 40% der Verbands-
gewässer des Mittelweserverbandes an 
zu wenden (Karte 3). Es handelt sich da-
bei in der Regel um oberirdische Gewäs-

Bild 3: Raue Sohlgleite in der Eiter am Eiterschöpfwerk in Thedinghausen.
Hier wird ein Absturzhöhe von 1,80 m überwunden, ohne die für das Grundwasserregime von 
Thedinghausen und den Hochwasserschutz unbedingt notwendige Funktion des Schöpf-
werks zu beeinträchtigen. (Autor: Mittelweserverband)

Bild 4: Raue Sohlgleite in der Landwehr
Mit der flach geneigten Gleite wurde die Gewässersohle unterhalb des aus Unterhaltungs-
gründen beibehaltenen Absturzes bis auf die Höhe der Sohle oberhalb angehoben. (Autor: 
Mittelweserverband)
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ser, die in ihrem Wesen physikalisch von 
Menschen erheblich verändert worden 
sind und daher nach § 64 b Abs. 1 NWG 
als erheblich veränderte oberirdische 
Gewässer (HMWB) ein zu stufen sind, da 
die zum Erreichen des Ausbauziels vorge-
nommenen Änderungen der hydromor-
phologischen Merkmale des Gewässers, 
die für einen guten ökologischen Zustand 
erforderlich wären, nach § 64 b Abs. 1 
Ziff. 1 NWG signifikante nachteilige Aus-
wirkungen auf die Wasserregulierung, 
den Hochwasserschutz oder die Landent-
wässerung hätten und die Ziele, die mit 
den veränderten Merkmalen des Gewäs-
sers verfolgt werden, nicht mit anderen 
geeigneten Maßnahmen erreicht werden 
können, die wesentlich geringere nach-
teilige Auswirkungen auf die Umwelt 
haben, technisch durchführbar und nicht 
mit unverhältnismäßig hohem Aufwand 
verbunden sind. (Anm. des Verfassers: 
Formulierung annähernd unverändert 
aus NWG übernommen).

Die EG-WRRL bzw. das NWG legen für 
HMWB-Gewässer das gute ökologische 
Potential als Bewirtschaftungsziel fest; 
hier ist also zu prüfen, ob die immer wie-
der geforderte geänderte oder reduzierte 
Gewässerunterhaltung einen Beitrag zur 
Zielerreichung liefern kann. Dazu ist fest 
zu stellen, dass der Mittelweserverband 
diese Gewässer allein aus Kostengrün-
den schon immer nur in dem durch das 
Ausbauziel (in der Planfeststellung) vor- 
gegebenen Umfang unterhalten hat. Da 
der Verband keinerlei öffentliche Unter-
haltungszuschüsse erhält, ist es das natür-
liche Interesse seiner Verbandsmitglieder, 

Bild 5: Leester Mühlbach – Totholzeinbau (Autor: Mittelweserverband)

eben diesen Umfang und die damit ver-
bundenen Kosten so gering wie möglich 
zu halten. Dies wird erreicht durch den 
Einsatz leistungsfähiger Spezialmaschi-
nen wie selbst fahrende Böschungsmäher 
oder Bagger mit Mähkorb.

Da eine weitere Einschränkung oder 
der gänzliche Verzicht auf die Gewässer-
unterhaltung eine Änderung des plan-
festgestellten Ausbauziels zur Folge hät-
te, bedeutet dies im Ergebnis, dass diese 
das Gewässerprofil und die Gewässertiefe 
sichernde Art der Gewässerunterhaltung 

trotz des auf das unbedingt notwendige 
Maß reduzierten Umfangs keinen Zielbei-
trag zum guten ökologischen Potential 
darstellt; sie verändert dieses Potential 
aber auch nicht nachteilig und erfüllt  
damit die Vorgaben des § 64 b Abs. 3 
NWG (Bild 8).

Karte 3: Gewässer II. Ordnung des Mittelwe-
serverbandes – Die EU-Gewässer sind gelb 
unterlegt (Autor: Mittelweserverband)

Bild 6: Leester Mühlbach – Zulassen von Uferabbrüchen (Autor: Mittelweserverband)
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3.3 Sonstige Maßnahmen als Ziel-
beitrag zum guten ökologischen 
Zustand/Potential und Vorausset-
zungen zu deren Umsetzung

Auf die meisten Maßnahmen, die zum 
Erreichen des guten ökologischen Po-
tentials der EU-Gewässer des Mittelwe-
serverbandes erforderlich sind, kann der 

Bild 7: Leester Mühlbach - Erste Entwicklungstendenzen (Autor: Mittelweserverband)

Verband kaum Einfluss nehmen. Jedoch 
wäre die zur Zielerreichung auch notwen-
dige Wiederherstellung der ökologischen 
Durchgängigkeit dieser Gewässer eine 
Aufgabe, in die sich der Verband beson-
ders wegen seiner mit den Beispielen un-
ter Ziff. 2.1 belegten Erfahrungen aktiv 
einbringen kann.

Für diese Arbeiten kann der Verband 

jedoch nur dann als Ausbauträger auftre-
ten, wenn die damit verbundenen Kosten 
ausdrücklich nicht (!) von den Verbands-
mitgliedern aus deren Unterhaltungs-Ver-
bandsbeitrag getragen werden, da es sich 
hier eindeutig nicht um Arbeiten im Rah-
men der Gewässerunterhaltung handelt. 
Eine Finanzierung aus Unterhaltungsmit-
teln muss auch deshalb ausgeschlossen 
werden, weil bei Verbänden mit Einzel-
mitgliedschaft, wie beim Mittelweserver-
band, nur die Flächeneigentümer belas-
tet würden, während bei Verbänden mit 
kommunaler Mitgliedschaft alle Bürger 
im Verbandsgebiet (über die Grundsteu-
er) belastet würden.

Die Leistungen des Mittelweserver-
bandes bei der Wiederherstellung der 
ökologischen Durchgängigkeit vieler Ge-
wässer innerhalb und auch außerhalb sei-
nes Verbandsgebietes sind unbestritten 
und anerkannt. Dennoch stellt Sellheim 
(2006) zu Recht fest, dass es mit dem Bau 
von Sohlgleiten und Fischaufstiegsanla-
gen nicht getan ist, wenn sich oberhalb 
und unterhalb, links und rechts des um-
gestalteten Bauwerks nichts ändert und 
wandernde Arten keine ausreichende 
Lebensbedingungen vorfinden. Auch der 
Mittelweserverband wird sich weiteren 
über die zur Zielerreichung für das gute 
ökologische Potential hinausgehenden 
Maßnahmen nicht nur nicht verschließen, 
er wird sie aktiv unterstützen. Besonders 
an den Haupt- und Nebengewässern aus 
dem Fließgewässerschutzsystem, aber 
auch an einigen anderen EU-Gewässern 
sind Maßnahmen zur Strukturverbesse-
rung, zur Vermeidung des Sedimentein-
trages oder zur Entwicklung der (nähe-
ren) Aue vorstellbar und nach Vorstellung 
des Verbandes mittelfristig auch realisier-
bar.

Als Verband mit Einzelmitgliedschaft 
kann der Mittelweserverband diese Maß-
nahmen jedoch nur dann unterstützen 
oder als Maßnahmeträger umsetzen, 
wenn seine Verbandsmitglieder dadurch 
keine signifikant nachteiligen Verände-
rungen hinnehmen müssen oder andere 
Lösungen gefunden werden, um diese 
Nachteile einvernehmlich auszugleichen.

Bild 8: Das als HMWB-Gewässer eingestufte Krähenkuhlenfleet
Eine weitere Reduzierung der Unterhaltung kann hier wegen der sonst signifikant nachtei-
ligen Auswirkungen auf die Landentwässerung und damit die Bewirtschaftung der landwirt-
schaftlichen Nutzflächen in diesem Bereich nicht zugelassen werden. (Autor: Mittelweserver-
band)
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4 Zusammenfassung

Der Mittelweserverband hat Gewäs-
ser II. Ordnung mit einer Gesamtlän-
ge von 480 km zu unterhalten; auf 
ca. 191 km und damit rd. 40% sei-
ner Verbandsgewässer sind die Vor-
gaben der EG-WRRL anzuwenden. 
Schon lange vor Erlass der EG-WRRL ha-
ben die Verantwortlichen des Verbandes 
die Notwendigkeit der Verbesserung ih-
rer Gewässer erkannt und eine Vielzahl 
von Maßnahmen initiiert und durchge-
führt. Besonders in die Maßnahmen an 
der Hache als Hauptgewässer 1. Priorität 
aus dem Nds. Fließgewässerschutzsys-
tem hat sich der Verband auch außerhalb 
seines eigenen Verbandsgebietes aktiv 
eingebracht mit der Folge, dass die Ha-
che nach einer dem Nds. Umweltminister 
vorgelegten Bilanz der Bezirksregierung 
Hannover das erste ökologisch wieder 
durchgängige Gewässer aus dem Schutz-
system war. Wesentliche Voraussetzung 
für den Erfolg war neben dem eigenen 
Engagement die Förderung (fast) aller 
Maßnahmen aus dem Niedersächsischen 
Fließgewässerprogramm und (später) mit 
Mitteln der EU.
Bei den EU-Gewässern des Verbandes 
handelt es sich in der Regel um oberir-
dische Gewässer, die in ihrem Wesen phy-
sikalisch von Menschen erheblich verän-
dert worden sind und daher nach § 64 b 
Abs. 1 NWG als erheblich veränderte 
oberirdische Gewässer (HMWB) einzu-
stufen sind. Diese sind nach § 64 b Abs. 3 
NWG so zu bewirtschaften, dass ein gutes 
ökologisches Potential und ein guter che-
mischer Zustand erhalten oder bis zum 
22. Dezember 2015 erreicht werden.
Eine wesentliche Maßnahme zur Errei-
chung dieses Ziels ist auch die Wieder-
herstellung der ökologischen Durchgän-
gigkeit dieser Gewässer. Der Mittelweser-
verband hat in der Vergangenheit seine 
Fähigkeit und Bereitschaft zur Durchfüh-
rung der dazu erforderlichen Maßnah-
men gezeigt. Unter der Voraussetzung, 

dass die dabei entstehenden Kosten ähn-
lich wie beim Niedersächsischen Fließge-
wässerprogramm finanziert werden und 
seine Verbandsmitglieder dadurch keine 
signifikant nachteiligen Veränderungen 
hinnehmen müssen ist der Verband be-
reit, Maßnahmen zur Zielerreichung des 
guten ökologischen Potenzials oder da-
rüber hinaus des guten ökologischen Zu-
standes zu unterstützen und die Ausbau-
trägerschaft dafür zu übernehmen. 
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Es ist schon ein bemerkenswertes Ereig-
nis, wenn sich in so großer Zahl Fachleute 
aus den Ministerien, öffentlichen Ver-
waltungen, Planungsbüros und – last, 
but not least – aus den deutschen Natur-
schutzverbänden treffen, um sich in en-
ger Zusammenarbeit von behördlichem 
und verbandlichem Naturschutz um die 
Umsetzung der europäischen Wasserrah-
menrichtlinie zu bemühen, sich auch mit 
der Wasserwirtschaft auszutauschen und, 
wenn nötig zu streiten.

Die Alfred Töpfer Akademie hat ja 
in ihrer Einladung – und an dieser Stelle 
möchte ich ein herzliches Dankeschön an 
das Leitungs- und Vorbereitungsteam, an 
ihrer Spitze Herrn Prof. Dr. Johann Schrei-
ner, aussprechen – aufgezeigt, dass – ich 
zitiere – „eine abgestimmte, koordinierte 
Umsetzung von Wasserrahmenrichtlinie 
(WRRL) und Naturschutzmaßnahmen 
– namentlich von Natura 2000 – für eine 
erhöhte Akzeptanz in der Bevölkerung 
unabdingbar sind.“

Dabei müssen die Ziele, Methoden 
und notwendiges Monitoring, sowie die 
Maßnahmenprogramme nicht nur inhalt-
lich-fachlich aufeinander abgestimmt 
werden, sondern vor allem muss der 
Abstimmungsprozess zwischen Wasser-
wirtschaft und Naturschutz – wie von der 
Richtlinie selbst gefordert – intensiviert 
und effizienter organisiert werden. Bei 
der WRRL geht es erstmals nicht um sek-
torale, isolierte Lösungen, gefordert sind 
hier eine integrierte Betrachtung und 
funktionale Verbesserung auf der Ebene 
der gesamten Flusseinzugsgebiete.

Naturschutz ist Gewässerschutz

Naturschutz – gesetzlich gefordert – an 
Gewässern und Auen, gibt es ja schon lan-
ge. Deutlich ausgeführt wird dies bereits 
im Bundesnaturschutz-Gesetz, wo in § 2 
die Grundsätze des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege dargestellt sind.

Wasserrahmenrichtlinie und Naturschutz 
– getrennte Aufgaben, gemeinsames 
Handeln

von Sebastian Schönauer

Dort heißt es: (1) Der Naturhaushalt 
ist in seinen räumlich abgrenzbaren Teilen 
so zu sichern, dass die den Standort prä-
genden biologischen Funktionen, Stoff- 
und Energieflüsse sowie landschaftlichen 
Strukturen erhalten, entwickelt oder wie-
derhergestellt werden. 

(2) Die Naturgüter sind, soweit sie sich 
nicht erneuern, sparsam und schonend zu 
nutzen. 

(3) Böden sind so zu erhalten, dass sie 
ihre Funktionen im Naturhaushalt erfül-
len können.

Naturschutz an Gewässern ist dezidiert 
gefordert in (4), (8) und (9):

Unter (4) heißt es: Natürliche oder 
naturnahe Gewässer sowie deren Ufer-
zonen und natürliche Rückhalteflächen 
sind zu erhalten, zu entwickeln oder wie-
derherzustellen.

Unter (8): Zur Sicherung der Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Natur-
haushalts ist die biologische Vielfalt zu 
erhalten und zu entwickeln. Sie umfasst 
die Vielfalt an Lebensräumen und Lebens-
gemeinschaften, an Arten sowie die ge-
netische Vielfalt innerhalb der Arten.

Unter (9): Die wild lebenden Tiere und 
Pflanzen und ihre Lebensgemeinschaften 
sind als Teil des Naturhaushalts in ihrer 
natürlichen und historisch gewachsenen 
Artenvielfalt zu schützen.

Bereits in der Ramsar-Konvention von 
1971 steht im Artikel 2 unter Punkt 1:

Jede Vertragspartei bezeichnet geeig-
nete Feuchtgebiete in ihrem Hoheitsge-
biet zur Aufnahme in eine „Liste interna-
tional bedeutender Feuchtgebiete“.

Weiter heißt es bei 2: Die Feuchtge-
biete sollen für die Liste nach ihrer inter-
nationalen ökologischen, botanischen, 
zoologischen, limnologischen und hy-
drologischen Bedeutung ausgewählt 
werden. 

Artikel 4 fordert dezidiert „Jede Ver-

tragspartei fördert die Erhaltung von 
Feuchtgebieten sowie von Wat- und Was-
servögeln dadurch, dass Feuchtgebiete 
– gleichviel ob sie in der Liste geführt 
werden oder nicht – zu Schutzgebieten 
erklärt werden und in angemessenem 
Umfang für ihre Aufsicht gesorgt wird“.

Und in der FFH Richtlinie selbst steht 
unter „Erhaltung der natürlichen Le-
bensräume und der Habitate der Arten“ 
im Artikel 3: Es wird ein kohärentes eu-
ropäisches ökologisches Netz besonderer 
Schutzgebiete mit der Bezeichnung „Na-
tura 2000“ errichtet. 

Die Wasserrahmenrichtlinie der 
europäischen Union

Das zentrale Ziel der Wasserrahmenrichtli-
nie selbst ist der „gute ökologische, men-
genmäßige und chemische Zustand“ für 
alle Gewässer und das Grundwasser bis 
zum Jahr 2015. Ein „Verschlechterungs-
verbot“ gilt seit dem Inkrafttreten der 
Richtlinie im Jahr 2000 und muss gerade 
jetzt in den Jahren der Umsetzung beach-
tet werden.

Bei der WRRL geht es, wie bereits 
angeführt, erstmals nicht um sektorale, 
isolierte Lösungen, sondern gefordert ist 
eine integrierte Betrachtung und funkti-
onale Verbesserung auf der Ebene der ge-
samten Flusseinzugsgebiete. Die Richtlinie 
verlangt, in bestem Behördendeutsch,
n		die „Vermeidung einer weiteren 
Verschlechterung sowie Schutz und Ver-
besserung des Zustands der aquatischen 
Ökosysteme und der direkt von ihnen ab-
hängigen Landökosysteme und Feuchtge-
biete im Hinblick auf deren Wasserhaus-
halt“,
n		die „Förderung einer nachhaltigen 
Wassernutzung auf der Grundlage eines 
langfristigen Schutzes der vorhandenen 
Ressourcen“, 
n		die „Sicherstellung einer schrittwei-
sen Reduzierung der Verschmutzung des 
Grundwassers und Verhinderung seiner 
weiteren Verschmutzung“ und 
n		einen „Beitrag zu Minderung der Aus-
wirkungen von Überschwemmungen und 
Dürren“.

Am 25. Juni 2002 trat das Siebte Ge-
setz zur Änderung des Wasserhaushalts-
gesetzes (WHG) in Kraft, mit dem die 
Wasserrahmenrichtlinie vom 23. Oktober 
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2000 in deutsches Recht umgesetzt wird. 
Dabei haben die Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union zu berücksichtigen, 
dass diese gemeinschaftsrechtlichen Vor-
gaben zu beachten sind und deshalb eine 
1:1-Umsetzung von der Bundes- wie Lan-
desgesetzgebung zu gewährleisten ist.

Die Europäische Union wird gerade 
wegen ihrer als zu lasch bezeichneten 
Richtlinien in der Umweltpolitik häufig 
kritisiert. Dabei wird aber übersehen, dass 
bereits mit der Trinkwasser-Richtlinie der 
EU aus dem Jahre 1980 versucht wurde, 
unser Lebensmittel Nr. 1, das Trinkwasser, 
zu schützen. Ein Segen für die Verbrau-
cher, aber ein „Dorn im Auge“ der che-
mischen Industrie, die am Verkauf dieser 
(Gift-)Stoffe Milliarden verdient(e). Auch 
mit der Vogelschutz-, der FFH- und jetzt 
der Wasserrahmen-Richtlinie hat die Eu-
ropäische Union entscheidende positive 
Weichenstellungen getroffen.

Allerdings haben mit der Umsetzung 
von EU-Richtlinien in Deutschland die 
deutschen Umweltverbände keineswegs 
nur gute Erfahrungen gemacht. Insbe-
sondere bei der Umsetzung der EU-Na-
turschutzrichtlinien sind die Erfahrungen 
sogar ausgesprochen schlecht. Die Vo-
gelschutzrichtlinie ist seit über 20 Jahren 
und die Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie 
seit immerhin 10 Jahren in Kraft. Deutsch-
land wurde in beiden Fällen wegen des 
defizitären Vollzugs vom Europäischen 
Gerichtshof verurteilt.

Der Zeitrahmen für die Umsetzung 
der Wasserrahmenrichtlinie ist eng, aus 
der Sicht der Verwaltungspraxis vielleicht 
sogar sehr eng. Die engen Fristen werden 
dabei eine eigene Dynamik in der Umset-
zung entwickeln, die aber der schlechten 
ökologischen Situation unserer (aqua-
tischen) Umwelt zu gute kommen sollten. 
Die EU hat den zeitlichen Rahmen exakt 
abgesteckt:
n		Aufstellung und Veröffentlichung des 
Maßnahmenprogramms bis Dezember 
2009,
n		Umsetzung der Maßnahmen bis De-
zember 2012,
n		Erreichung der Qualitätsziele bis De-
zember 2015,
n		Verlängerungsmöglichkeit um zwei-
mal 6 Jahre.

Ökologische Umorientierung der 
europäischen Gewässerpolitik

Die EU-Wasserrahmenrichtlinie bietet in 
der Tat eine große Chance für die not-
wendige Umorientierung der europä-
ischen und damit auch der deutschen 
Gewässerpolitik. Hoffnungsvolle Ansätze 
zeigen neue Leitbilder wie „Auf zu neuen 
Ufern“, „Flüsse brauchen Platz“ oder ein-
zelne Renaturierungsprojekte. Die Einhal-
tung und Wiederherstellung eines „guten 
ökologischen, chemischen und mengen-
mäßigen Zustandes“ für alle Gewässer, 
der Fließgewässer, wie der Oberflächen-
gewässer und für das Grundwasser ist 
eine große Herausforderung.

In seinen bisherigen Stellungnahmen 
hat z.B. der BUND, wie der Bund Natur-
schutz in Bayern e. V. die Ziele und Auf-
gabenstellung der europäischen Wasser-
rahmenrichtlinie als eine große Chance 
begrüßt, die Gewässer und Feuchtgebiete 
in ihrer ökologischen Qualität zu erhalten 
und zu verbessern. Der ganzheitliche öko-
logische Ansatz der Wasserrahmenrichtli-
nie entspricht dabei der Gewässerpolitik 
aller Naturschutzverbände seit vielen 
Jahrzehnten. Das Verschlechterungsver-
bot und das Verbesserungsgebot der 
Richtlinien für die Gewässer hat auch der 
Bund Naturschutz in Bayern – wie auch 
im Wasserhaushaltsgesetz beschrieben 
– schon lange vor der Gültigkeit der Was-
serrahmenrichtlinie vertreten.

Unser Anliegen als Bund Naturschutz 
in Bayern e. V., wie des BUND bei der 
Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 
ist, die Bundesrepublik Deutschland zu 
einer vorbildlichen Wasserregion der Eu-
ropäischen Union zu machen, nicht aus 
falsch verstandenem Selbstzweck oder 
aus einer – oft vermuteten – ökologischen 
Überheblichkeit heraus, sondern weil dies 
- erstens - dem Ziel der Nachhaltigkeit und 
- zweitens - exakt den Zielen der Bay-
rischen Verfassung entspricht. 

Dort heißt es im Artikel 141: „Der 
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen 
(„Wasser, Boden, Luft“, Erg. des Verfas-
sers) ist, auch eingedenk der künftigen 
Generationen, der besonderen Fürsorge 
jedes einzelnen und der staatlichen Ge-
meinschaft anvertraut“. 

Beste Ansätze dazu sind von der Bay-
rischen Wasserwirtschaftsverwaltung 

bereits im Programm des Regierungsbe-
zirkes Unterfranken „Trinkwasser für Un-
terfranken“ mit dem Untertitel „Wege 
zu einer nachhaltigen Wasserwirtschaft 
in der Region“ – nicht zuletzt auf Grund 
der Vorschläge und Ideen des Bundes 
Naturschutz in Bayern entwickelt und öf-
fentlich gemacht worden. Dieses ist auch 
das Vorbild für die Broschüre „Wasserland 
Bayern“.

Jedoch sowohl die allgemeinen Ziele 
der Wasserrahmenrichtlinie, als auch die 
Umweltziele für die Maßnahmenpro-
gramme nach Art. 4, das Ziel des „guten 
Zustandes“ für die Oberflächen- und 
Grundwasserkörper, das Verschlechte-
rungsverbot und das Verbesserungsge-
bot erscheinen durch die bisherigen Er-
gebnisse der Bestandaufnahme und Be-
wertung der Bayrischen Staatsregierung, 
aber auch anderer Landesregierungen  
massiv gefährdet.

Erhöhte Akzeptanz durch aktive 
Beteiligung der Bevölkerung  

Der bisherige Beteiligungsprozess ent-
spricht nicht der Intention des Art. 14 
der WRRL, wo es expliziert heißt: „Die 
Mitgliedsstaaten fördern die aktive Be-
teiligung aller interessierten Stellen an 
der Umsetzung dieser Richtlinie...“. Die 
bisherige Beteiligung war nur eine for-
male, eine wirkliche Mitwirkung war 
nicht gegeben. Die bedeutsamen Beiträ-
ge der Umweltverbände fanden keinen 
Niederschlag in Bestandsaufnahme und 
Bericht. Im Gegenteil. Wichtige fachliche 
Arbeiten, die von den Umweltverbänden 
z. B. vom Bund Naturschutz in Bayern und 
vom Landesbund für Vogelschutz in Bay-
ern gefordert oder unterstützt wurden, 
sind nicht Bestandteil des Berichtes. Dazu 
gehört unter anderem die differenzierte 
Aufnahme von Grundwasserkörpern in 
kleinerem Betrachtungsraum, aber auch 
die Aufnahme der grundwasserabhän-
gigen Landökosysteme.

Als Vertreter eines großen und 
des ältesten Naturschutzverbandes in 
Deutschland, des Bundes Naturschutzes 
in Bayern, möchte ich hinzufügen, dass 
es bei der Beteiligung der Naturschutz- 
und Umweltverbände an dem Prozess ei-
ner erfolgreichen Umsetzung aber nicht 
nur um eine „erhöhte Akzeptanz in der 
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Bevölkerung“ geht, sondern dass die EU-
Wasserrahmenrichtlinie in ihrem Geset-
zestext die „aktive Beteiligung der Öf-
fentlichkeit“ an der Umsetzung fordert, 
wie es Frau Heide Jekel vom Bundesmi-
nisterium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit in ihrem Vortrag „Neue 
Bestimmungen im Wasserhaushaltsge-
setz und Mitwirkungsmöglichkeiten der 
Umweltverbände bei der Umsetzung 
der Wasserrahmenrichtlinie“ auf einem 
Seminar 2002 in Hannover ausgeführt 
hat. Ich zitiere: „Artikel 14 Abs. 1 Satz 
1 WRRL fordert eine aktive Beteiligung 
der Öffentlichkeit an der Umsetzung der 
WRRL. Damit sind grundsätzlich auch 
die Vorarbeiten für die Erstellung des 
Bewirtschaftungsplanes, unter anderem 
die Bestandsaufnahme und Bewertung 
des Zustandes der Gewässer in einer Fluss-
gebietseinheit sowie die Aufstellung von 
Maßnahmeprogrammen, mit denen die 
für die Gewässer gesetzten Ziele erreicht 
werden sollen, erfasst. Mit einer aktiven 
Beteiligung der Öffentlichkeit bereits in 
diesen Phasen lässt sich zum einen die 
Akzeptanz, der zur Verbesserung der 
Gewässerqualität erforderlichen Vorha-
ben erhöhen, da der Entscheidungs- und 
Planungsprozess transparenter wird. Zum 
andern kann man durch die frühzeitige 
Einbindung von Interessensgruppen de-
ren Sachverstand nutzen. Konflikte kön-
nen frühzeitig erkannt und ausgeräumt 
werden.“

Ja, wie denn sonst soll eine Bevölke-
rung, der jahrzehntelang die Unwichtig-
keit des Naturschutzes vorgesagt wurde, 
plötzlich die Notwendigkeit des Schutzes 
der Natur, von Landschaft und/oder der 
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen 
„Boden, Wasser und Luft“ erkennen.

Wer den Streit um die abnehmenden 
Ressourcen, den Streit um den Schutz und 
Erhalt von Pflanzen und Tieren – ja auch 
des Feldhamsters – in der Politik und in 
der Bevölkerung abbauen oder gar ver-
hindern will, der muss die Menschen vor 
Ort in die notwendigen Entscheidungen 
zu Gunsten eines überlebenswichtigen 
Naturschutzes einbeziehen, muss sie „ein-
weihen“ in die Zusammenhänge, muss sie 
aufklären über die Inhalte der vom Ge-
setzgeber (EU + die EU-Staaten) geschaf-
fenen und gemeinsam beschlossenen 
Richtlinien und gerade über die Notwen-

digkeit der Umsetzung der WRRL, die seit 
6 Jahren Gesetzeskraft besitzt.

Agenda 21 – „Teilhabe an der Ent-
scheidung“

Gefordert ist dabei eine moderne Form im 
Sinne der Agenda 21, eine echte „Teilha-
be an der Entscheidung“ (shared decissi-
on making) für die Öffentlichkeit. Aktive 
Beteiligung bedeutet nach dem offizi-
ellen Sprachgebrauch zur Umsetzung die 
Beteiligung an Planung und Ausführung 
(participation in planning and implemen-
tation): „Active involvement covers: par-
ticipation, shared decision making and 
self determination. Encouraging the first 
can be considered to be the minimum re-
quirement, the latter two forms of parti-
cipation are not specifically required by 
the Directive and can be considered best 
practise“ (Handbuch, S.17) Damit wird 
eindeutig festgestellt, dass die Beteili-
gung an Planung und Ausführung einer 
Mindestanforderung für die Förderung 
der aktiven Beteiligung entspricht.

Das EU-Handbuch zur WRRL rät 
explizit zur frühzeitigen Beteiligung: 
„Start public participaton today and do 
not wait until 2006“. Auf Seite 22 dieses 
Handbuches wird die Notwendigkeit der 
aktiven Beteiligung schon vor dem an-
gesprochenen dreistufigen formalen Be-
teiligungsprozess betont: „Article 14 1st 
sentence deals with the encouragement 
of acitve involvement of all interested 
parties in the whole implementation pro-
cess of the Directive. The success of this in-
volvement will certainly not be met solely 
via the 3-phased information and consul-
tation procedur pursuant to Article 14 
2nd sentence of the Directive (timetable 
and work programme, interim overview, 
draft copies). The river basin manage-
ment of the public that has taken place 
earlier. Starting public participation only 
in 2006 will not work if the public has not 
been involved in making these choices. 
To ensure transparency and acceptance 
public participation has to start as soon 
as possible.”

Und genau das ist auch der Grund wa-
rum Sie/wir alle heute in der Lüneburger 
Heide auf diesem großartig organisierten 
Symposium sind: Wir, die Vertreter und 
Vertreterinnen der Naturschutzverbände, 

sind also ausdrücklich als Mitwirkende im 
Gesetz vorgesehen!

(Auf der Rheinnetz-Tagung vom 15. 
und 16. November in Luxemburg-City 
wurde darüber hinaus konstatiert, dass 
die Wasserrahmenrichtlinie eine „maxi-
male Transparenz“ und eine „partizipa-
tive Demokratie“ zur Folge haben müsse. 
Vom „Vater der EG-Wasserrahmenricht-
linie“, Helmut Blöch wurde dort explizit 
ausgeführt, dass „die Richtlinie einen 
Rahmen liefert, in dem Konflikte zwi-
schen verschiedenen Nutzern transpa-
rent ausgetragen werden können“. Der 
Verfasser)

Doch gestatten sie mir eine kritische 
Bemerkung in die eigene Richtung:

Wir, die Protagonisten in den Natur-
schutzverbänden, sind uns unserer Be-
deutung und damit auch unserer Macht 
oft gar nicht bewusst, nicht zuletzt, weil 
wir uns mit der Rolle des ständigen Ver-
lierers zu oft und oft zu leicht abgefun-
den haben. Was wir dringend brauchen, 
ist ein größeres Selbstwertgefühl, wie es 
andere, z.B. die Lobbyisten für Naturver-
brauch, Naturzerstörung, Ressourcen-
verschwendung ungeniert an den Tag 
legen.

Ein Beispiel mag dies verdeutlichen: 
Als am vergangenen Wochenende die 
Bundesversammlung der Binnenschiff-
fahrt in Würzburg abgehalten wurde, 
hat deren Bundesvorsitzender Hoymann 
ganz ungeniert den auf der Anreise be-
findlichen Bundesverkehrsminister Tie-
fensee aufgefordert, „nun endlich den 
Ausbau/die Kanalisierung der bisher noch 
weitgehend naturnahen Donau zur Chef-
sache zu machen und eine neue Staustufe 
zu bauen!“ So als ob es keinen Beschluss 
des Bundestages gäbe, dass die Donau 
ohne Staustufenbau/ökologisch vertret-
bar ausgebaut werden solle.

Wir – die sanften Naturschützer – ha-
ben häufig Angst vor ganz einfachen, 
logisch nachvollziehbaren Forderungen, 
wie zum Beispiel:

„Schluss mit Kanalisierungen unserer 
Fließgewässer“, „Schluss mit Kraftwerks-
bauten“, „Schluss mit Fischhäckselturbi-
nen“, „Schluss mit der Grund- und Trink-
wasservergiftung“ durch Gülle und Stick-
stoffdüngung, „Schluss mit dem exorbi-
tanten Landschaftsverbrauch“, „Schluss 
mit dem Bau von Autobahnen“ (deren 
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unablässige Autokolonnen ebenso wie 
der steuerbefreite Flugverkehr den CO2-
Ausstoß und damit die Umweltkatastro-
phe täglich beschleunigen, während das 
Artensterben beängstigende Ausmaße 
angenommen hat.)

Die EU Wasserrahmenrichtlinie 
– eine Saat, die aufgeht?

Die EU hatte bereits vor 26 Jahren, im Jahr 
1980, eine wichtige Richtlinie im Bereich 
der Wasserwirtschaft erlassen: Die Trink-
wasser-Richtlinie war wegweisend für 
den Grundwasserschutz weit über Europa 
hinaus, auch wenn die 50mg Nitrat pro Li-
ter Trinkwasser und die 0,1mg Pestizidan-
teile „nur“ für das Trinkwasser galten und 
lange keinen Widerhall  im Bodenschutz 
oder Gewässerschutz gefunden hatten.

Der Weg bis zum Inkrafttreten der 
Wasserrahmenrichtlinie war lang und 
beschwerlich. Der sich ständig ver-
schlechternde Zustand unserer Gewässer, 
vornehmlich unserer Bäche und Flüsse 
– sie wurden verrohrt, begradigt und für 
(Schiffs-)Straßen kanalisiert – wurde hin-
genommen als Preis für den Fortschritt. 

In Wirklichkeit zählen Flüsse und 
Flusslandschaften zu den schönsten, ar-
tenreichsten, zugleich auch sensibelsten 
Lebensräumen Mitteleuropas. Aus gutem 
Grund werden Bäche und Flüsse, zusam-
men mit den sie umrahmenden beglei-
tenden Auen, nicht nur Lebensadern der 
menschlichen Zivilisation, sondern darü-
ber hinaus das “ökologische Rückgrat“ 
des Landes genannt. Flüsse und Bäche 
mit ihren Überschwemmungsgebieten 
prägen die Landschaften und sind für die 
biologische Vernetzung von unschätz-
barem Wert.

Doch kaum ein Teil der Natur wird so 
geschunden wie die Flüsse. Aufgrund viel-
facher Nutzung durch Siedlungen, Indus-
trie, Verkehrswege, Hochwasserschutz 
und intensive Landwirtschaft sowie 
durch Wasserkraftanlagen sind rund 80 
Prozent der Fluss-Auen verloren gegan-
gen. Die Hochwassergefahren steigen 
durch Einengung des Flussbetts, durch 
Begradigung (Laufverkürzung) und durch 
Eindeichung. Erst langsam setzt sich die 
Erkenntnis durch, dass der „Ausbau“ der 
Flüsse zu Wasserstraßen, wie die Kanali-
sierung schamhaft umschrieben wird, die 

Fließgewässer zerstört, die Hochwasser-
gefahr weiter erhöht und die wertvollen 
Lebensräume der Auen vernichtet.

Dennoch, wo man den Flussland-
schaften halbwegs ihren natürlichen Cha-
rakter belässt, schlägt ein kräftiger Puls in 
diesen Adern der Regionen, und sie blei-
ben eine wichtige Lebensgrundlage der 
Bevölkerung. Sie bilden die Basis für eine 
zukünftige nachhaltige Regionalentwick-
lung, vor allem für sanften Tourismus und 
nachhaltige Landwirtschaft. Dies ist der 
Bevölkerung und den Entscheidungsträ-
gern in Mitteleuropa nur selten bewusst. 
Eine Chance für echte Wiedergutmachung 
an den jahrzehntelang geschundenen 
und zu Kanälen degradierten Gewässern 
kam im Jahr 2000 aus Brüssel, durch die 
EU-Wasserrahmenrichtlinie.

Am 7. September 2000 verabschiedete 
das Europäische Parlament die „Richtlinie 
zur Schaffung eines Ordnungsrahmens 
für Maßnahmen der Gemeinschaft im 
Bereich der Wasserpolitik“. Diese Europä-
ische Wasserrahmen-Richtlinie 2000/60/
EG wurde im Dezember 2000 im Amts-
blatt der Europäischen Union veröffent-
licht und trat damit in Kraft. 

Der Wirkungsbereich der Richtlinien 
erstreckt sich auf:
n		Oberflächenwasser (Bäche, Flüsse und 
Seen), 
n		Grundwasser,
n		den Küstenbereich und
n		Übergangsgewässer zwischen Fluss 
und Meer.

Zum Teil bezieht sie auch Feuchtge-
biete mit ein.

Über Staats- und Ländergrenzen hin-
weg sollen zukünftig die Gewässer durch 
ein koordiniertes Vorgehen innerhalb 
der Flussgebietseinheiten bewirtschaftet 
werden. Das heißt, dass die Verwaltung 
sich künftig nicht mehr nach administra-
tiven Grenzen richten soll, sondern nach 
Flusseinzugsgebieten. Grundwasserkör-
per werden dabei möglichst sinnvoll den 
Flusseinzugsgebieten zugeordnet.

„Guter Zustand“ aller Gewässer bis 
2015

Vorrangiges Umweltziel der Wasserrah-
men-Richtlinie ist es, bis zum Jahre 2015 
einen „guten Zustand“ für alle Gewässer 
zu erreichen. Die Wasserrahmen-Richtli-

nie gibt in ihren Allgemeinen Zielen (Art. 
1, Absatz a) den Schutz und Verbesserung 
des Zustands der aquatischen Ökosyste-
me, sowie der direkt von ihnen abhän-
gigen Landökosysteme und Feuchtge-
biete im Hinblick auf deren Wasserhaus-
halt an, ebenso die Vermeidung einer 
weiteren Verschlechterung

Die Richtlinie zielt – einem ganzheit-
lichen Ziel folgend – auf den Schutz und 
die Verbesserung der aquatischen Um-
welt, um die Gewässerhabitate für die 
Ansprüche nachfolgender Generation zu 
erhalten und wiederherzustellen und will 
zweitens eine nachhaltige und ausgewo-
gene Wassernutzung erreichen.

Diese Ziele der WRRL stellen ange-
sichts des tatsächlichen Zustandes der 
Gewässer in Europa eine riesige Heraus-
forderung dar. Den Berichten der Europä-
ischen Umweltagentur zu Folge hat sich 
die Gewässerverschmutzung seit 1980 
nicht generell verbessert und vor allem 
bei kleineren Fließgewässern und dem 
Grundwasser sogar verschlimmert. Der 
Wasserausbeutungsindex (water exploi-
tation index) hat sich seit 1985 um 20 Pro-
zent ausgeweitet und in vielen Küsten-
regionen macht sich eine Grundwasser-
versalzung bemerkbar. Diese Verschlech-
terung der Gewässersituation fand statt, 
während zur gleichen Zeit die EU mehr als 
25 Richtlinien und Verordnungen erließ, 
die die europäischen Gewässer schützen 
sollte: Eine Verordnungsflut, allerdings 
ohne wirklichen Wert.

Konkretisiert werden die Allgemeinen 
Ziele der Wasserrahmenrichtlinie durch 
die Festlegung der Umweltziele in Art. 4 
Hieraus leitet sich u.a.
n		ein allgemeines Verschlechterungs-
verbot her,
n		die Erreichung eines guten che-
mischen und ökologischen Zustands für 
Oberflächengewässer und
n		die Erlangung eines guten ökolo-
gischen Potentials und guten chemischen 
Zustands für künstliche und erheblich ver-
änderte Wasserkörper.

Ziel für das Grundwasser ist es, bis 
Ende 2015 einen guten chemischen 
und mengenmäßigen Zustand zu errei-
chen. Dabei ist es Ziel der WRRL, eine 
Verschlechterung des Zustands der 
Grundwasserkörper zu verhindern, d.h. 
Grundwasserentnahme und -neubildung 
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müssen im Gleichgewicht stehen. Alle 
signifikanten und anhaltenden Trends 
einer Steigerung der Konzentration von 
Schadstoffen aufgrund der Auswirkung 
menschlicher Tätigkeiten sind umzukeh-
ren, die Verschmutzung des Grundwas-
sers ist schrittweise zu reduzieren. Zur 
weiteren Präzisierung ist für das Grund-
wasser durch die Europäische Kommis-
sion eine Grundwasser-Tochterrichtlinie 
vorgesehen.

Die Definition der genauen Ziele, 
Empfehlungen, Richtlinien und Maß-
nahmen wird allerdings nachfolgenden 
politischen Prozessen überlassen (durch 
Tochter-Richtlinien, Entscheidungen und 
Empfehlungen).

Der Erfolg dieser Art der stufenweisen 
Gesetzgebung hängt also wieder einmal 
vom politischen Willen der Beteiligten 
ab, aber auch davon, ob alle interessier-
ten Kreise, insbesondere die Nichtregie-
rungsorganisationen (NGOs) und eine 
breite Öffentlichkeit angemessen betei-
ligt werden und ob die Synergien der ver-
schiedenen angesprochenen, rechtlichen 
Instrumente genutzt werden können.

Die zahlreichen, bereits eingerichte-
ten fachlichen und politischen Arbeits-
gruppen werden eine entscheidende 
Rolle bei der Umsetzung spielen. Dabei 
ist gerade hier eine echte Beteiligung 
der NGOs von zentraler Bedeutung, um 
die Interessen der Öffentlichkeit und der 
Umwelt einbeziehen zu können. Unse-
re (leidvollen) Erfahrungen zeigen, dass 
meist erst durch die Forderungen, Ein-
sprüche und öffentlichen Interventionen 
von NGOs ein wichtiges Regulativ für die 
Umsetzung von Umweltrecht wirksam 
wird.

Die Erstellung von Bewirtschaf-
tungsplänen als Grundlage

Alle Entscheidungen über Nutzungen und 
Eingriffe in die Gewässer eines Flussein-
zugsgebiets sollen mit Hilfe sogenannter 
Bewirtschaftungspläne gefällt werden. 
Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, für 
jede Flussgebietseinheit eine kompetente 
Behörde zu benennen, die mit der Erstel-
lung und Ausführung der Pläne betraut 
ist.

Der Bewirtschaftungsplan ist als die 
fachliche und wasserrechtliche Grundla-

ge für ein zielgerichtetes, geordnetes und 
vor allem abgestimmtes Handeln zu ver-
stehen, um möglichst vielen Nutzungsan-
sprüchen gerecht zu werden.

Der Flussgebietsplan beinhaltet unter 
anderem
n		eine Beschreibung des gegenwärtigen 
Zustands des Flussgebietes und
n		ein Maßnahmenprogramm, mit dem 
der „gute Zustand der Gewässer“ erhal-
ten bzw. erreicht werden soll.

Der Bewirtschaftungsplan muss bis 
2009 erarbeitet sein und wird regelmäßig 
(spätestens alle sechs Jahre) angepasst 
und fortgeschrieben.

Die Mitgliedstaaten müssen für jede 
Flussgebietseinheit eine verantwortliche 
Behörde benennen. Sie erstellt die Pläne 
und führt sie aus.

Für internationale Flussgebietsein-
heiten müssen sich die Mitgliedstaaten 
um die Erstellung eines gemeinsamen 
internationalen Bewirtschaftungsplans 
bemühen.

Der Bewirtschaftungsplan für eine Fluss-
gebietseinheit umfasst
1. eine allgemeine Beschreibung der 

Flussgebietseinheit, d.h. der Ober-
flächengewässer und des Grundwas-
sers,

2. eine Zusammenfassung aller signifi-
kanten Belastungen und anthropo-
genen Einwirkungen auf die Gewäs-
ser,

3. eine Auflistung der Schutzgebiete,
4. Karten des Überwachungsnetzes für 

die Oberflächengewässer, das Grund-
wasser und die Schutzgebiete,

5. eine Liste der Umweltziele für die Ge-
wässer,

6. eine Zusammenfassung der wirt-
schaftlichen Analysen der Wassernut-
zung,

7. eine Zusammenfassung aller Maßnah-
men und Maßnahmenprogramme,

8. eine Auflistung der zuständigen Be-
hörden und

9. eine Zusammenfassung der Maßnah-
men zur Information und Anhörung 
der Öffentlichkeit.

Um die im Bewirtschaftungsplan für 2015 
festgelegten Ziele zu erreichen, definiert 
das bis Ende 2009 festgelegte Maßnah-
menprogramm für jede Flussgebietsein-
heit die zu treffenden Vorkehrungen,  

 z. B.
n		Maßnahmen zu Verringerung des Ein-
trags durch diffuse Quellen (Nitrat-Richt-
linie) und durch Punktquellen,
n		Maßnahmen zur Verringerung des 
Eintrags prioritär gefährlicher Stoffe (po-
litische Definition) und
n		Maßnahmen zur Verbesserung der 
sonstigen Gewässereigenschaften wie 
Uferrenaturierung und Errichtung von 
Fischtreppen (Kosten).

Das Maßnahmenprogramm umfasst 
n		Umsetzung vorhandener Richtlinien, 
z. B. Nitratrichtlinie 1991 EG-RL, Kommu-
nalabwasserrichtlinie,
n		Qualitätsstandards für die Gewässer 
zur Festlegung der Anforderungen an 
Einleitungen,
n		Verfolgung des Ziels zur Einführung 
von kostendeckenden Wasserpreisen,
n		Einführung einer Genehmigungs-
pflicht für Entnahmen und Aufstauungen, 
Einleitungen,
n		Grundsätzliches Verbot der Einleitung 
von Schadstoffen,
n		Maßnahmen zur Vorbeugung vor un-
fallbedingten Verschmutzungen,
n		Zusätzliche Schutz- und Sanierungs-
maßnahmen zur Zielerreichung wie z.B. 
Einrichtung von Schutz- und Schonge-
bieten, Bau von Fischtreppen Renaturie-
rungen usw..

Die Erstellung der Bewirtschaftungs-
pläne ist für die NGOs ein äußerst wich-
tiger Prozess, da hierbei alle für die Er-
reichung der Umweltziele relevanten 
Schritte entschieden werden. Deshalb 
verpflichtet die WRRL die Mitgliedstaa-
ten ausdrücklich, jedermann umfassende 
Informationen zugänglich zu machen 
und die Öffentlichkeit an allen durch die 
Bewirtschaftungspläne abgedeckten Ent-
scheidungen aktiv zu beteiligen.

Der entscheidende Punkt: die Infor-
mationsrechte für die Öffentlichkeit

Für NGOs dürfte ein Passus in Artikel 14 
der WRRL, wie bereits eingangs ange-
sprochen, höchste Bedeutung erlangen:

„Auf Antrag wird auch Zugang zu 
Hintergrunddokumenten und -informati-
onen gewährt, die bei der Erstellung des 
Bewirtschaftungsplanentwurfs herange-
zogen wurden.“
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Insbesondere sollen Einzelheiten 
über die Kontrollmaßnahmen für punkt-
förmige Verschmutzungsquellen (Artikel 
11 (3) (i)) und für andere Beeinträchti-
gungen des Gewässerzustands auf An-
trag zugänglich gemacht werden. 

Artikel 14 sieht also auf Antrag den 
Zugang auch zu den eigentlichen Mess- 
und Überwachungsdaten vor. Diese Daten 
sollten es NGOs ermöglichen, sämtliche 
Entscheidungen über die Bewirtschaf-
tung und den Schutz der Gewässer einer 
Flussgebietseinheit kritisch zu hinterfra-
gen und zu bewerten. Durch Aufdeckung 
und Kritik strategischer Schwächen in den 
Bewirtschaftungsplänen haben NGOs die 
Gelegenheit, mit Unterstützung der Öf-
fentlichkeit die Zukunft der europäischen 
Gewässer zum Besseren zu wenden.

Naturschutz und Wasserwirtschaft 
– gemeinsame Umsetzung

Die deutschen Naturschutzverbände als 
„Dritte im Bunde“, haben längst erkannt, 
dass nur eine querschnittorientierte Be-
trachtung der vorgegebenen Probleme 
Lösungsansätze hervorbringt, die uns das 
Ziel der WRRL den „guten Zustand aller 
Gewässer“ bis zum Jahr 2015 erreichen 
lassen.

Es ist – mit Verlaub – ein politischer 
und organisatorischer Anachronismus, 
wenn die mit der Umsetzung beauftrag-
ten staatlichen Verwaltungen immer noch 
starr in vertrauter Aufgabenverteilung 
verharren, die einen als Wasserwirtschaft-
ler meist auf technische Lösungsansätzen 
fixiert, die anderen naturschutzfachlich 
motiviert und deren jeweils fachspezi-
fisch ausgearbeiteten Lösungsvorschläge 
dann kaum mehr vereinbar aufeinander 
prallen.

Die Forderung des BUND ist deshalb: 
Ständige, institutionalisierte Zusam-

menarbeit der Länderarbeitsgemein-
schaft Wasser LAWA und der Länderar-
beitsgemeinschaft Naturschutz LANA.

Ein positives Beispiel ( Bundesamt für 
Naturschutz: „Flussauen brauchen drin-
gend Maßnahmenprogramme“) liegt aus 
dem Bereich der Behörden bereits vor: 

Unter der Überschrift „Neue Stu-
die zeigt Handlungsempfehlungen für 
Naturschutz und Wasserwirtschaft im 
Rahmen der Umsetzung der EU-Wasser-

rahmenrichtlinie auf“ macht das Bundes-
amt für Naturschutz (BfN) in Bonn am 
6.4.2006 mit einem Forschungsvorhaben 
auf den akuten Handlungsbedarf zum 
Erhalt und der Entwicklung der Flussau-
en in Deutschland aufmerksam. Das For-
schungsvorhaben gibt 16 Empfehlungen 
für eine konkrete Zusammenarbeit von 
Naturschutz und Wasserwirtschaft bei 
der Umsetzung der EU- Wasserrahmen-
richtlinie. 

Für die nächsten Jahre (bis Ende 2009) 
ist im Zeitplan der WRRL die Aufstellung 
der Bewirtschaftungspläne und Maßnah-
menprogramme für die Flussgebietsein-
heiten vorgesehen. 

Die Forscher empfehlen den Bun-
desländern vor allem spezielle Auenpro-
gramme aufzulegen, um die Schutzziele 
von Naturschutz und WRRL mit anderen 
gesellschaftlichen Belangen abzustim-
men. „Diese Maßnahmenprogramme 
sollten von Fachbehörden der Wasser-
wirtschaft gemeinsam mit dem staatli-
chen Naturschutz aufgestellt werden“, 
empfiehlt dazu BfN-Präsident Hartmut 
Vogtmann. „Die Flussauen sind nicht 
nur für den vorsorgenden Hochwasser-
schutz von großer Bedeutung, sondern 
sie nehmen als Laichhabitat und „Kin-
derstube“ für Fische eine sehr wichtige 
Lebensraumfunktion wahr. Einen groß-
en Stellenwert hat auch die Regulati-
onsfunktion von Flussauen für den Was-
ser,- Nährstoff- und Sauerstoffhaushalt 
von Fließgewässern“, erläutert Präsident 
Vogtmann weiter die ökologische Bedeu-
tung von Auenlandschaften. 

In der Studie wird außerdem eine 
stärkere Einbeziehung der Landschafts-
planung bei der Wasserwirtschaft emp-
fohlen, weil diese die Anforderungen 
der WRRL an die räumliche Planung 
aufgreifen und in ein umweltbezogenes 
Entwicklungskonzept integrieren kann. 
Des Weiteren könnte die Neuausrich-
tung oder auch Neuausweisungen von 
Schutzgebieten einen wichtigen Beitrag 
innerhalb der Maßnahmenprogramme 
der WRRL leisten. Beispielsweise zielt die 
Schutzgebietskategorie “Landschafts-
schutzgebiet“ vorrangig auf den Erhalt, 
die Entwicklung und Wiederherstellung 
der Leistungsfähigkeit des Naturhaus-
haltes ab. Damit könnte ein Beitrag zum 
Schutz der Ressource „Wasser“ als einem 

zentralen Element des Naturhaushaltes 
geleistet werden.

Kontrolle der  
Bewirtschaftungspläne

Für die Naturschutzverbände dürfte, wie 
bereits ausgeführt, in diesem Zusam-
menhang der Abschnitt in Artikel 14 der 
WRRL von höchster Bedeutung sein, wo 
es heißt: 

„Auf Antrag wird auch Zugang zu 
Hintergrunddokumenten und -informa-
tionen gewährt, die bei der Erstellung 
des Bewirtschaftungsplanentwurfs her-
angezogen wurden.“ Insbesondere sollen 
wie erwähnt Einzelheiten über die Kon-
trollmaßnahmen für punktförmige Ver-
schmutzungsquellen und für andere Be-
einträchtigungen des Gewässerzustandes 
auf Antrag zugänglich gemacht werden.

Diese Mess- und Überwachungsdaten 
sollten es Fachleuten in den Nichtregie-
rungsorganisationen (NGOs) ermögli-
chen, sämtliche Entscheidungen über die 
Bewirtschaftung und den Schutz der Ge-
wässer einer Flussgebietseinheit kritisch 
zu hinterfragen und zu bewerten. Durch 
Aufdeckung und Kritik strategischer 
Schwächen in den Bewirtschaftungsplä-
nen ergibt sich für die NGOs die Gelegen-
heit, mit Unterstützung der Öffentlich-
keit, die Zukunft der europäischen Ge-
wässer zum Besseren zu wenden. Diese 
Überwachungsprogramme zur Kontrolle 
des Oberflächengewässerzustandes, des 
Grundwasserzustands und der ausgewie-
senen Schutzgebiete müssen spätestens 
Ende 2006 anwendungsbereit sein.

Um die in der Wasserrahmenrichtlinie 
festgelegten Ziele erreichen zu können, 
muss der Bewirtschaftungsplan inklusive 
Maßnahmenprogramm jedes Einzugsge-
bietes, jedes Gewässers bis 2009 aufge-
stellt werden. Die Umsetzung der Maß-
nahmen in die Praxis muss dann bis Ende 
2013 erreicht sein, wobei die wesentlichen 
Umweltziele innerhalb der vorgesehenen 
15 Jahren erreicht werden sollen. Falls das 
bis 2015 nicht gelingt, erlaubt die Richtli-
nie 2 Verlängerungen von je 6 Jahren.
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Das Aware-Projekt – positiver An-
satz zur Umsetzung der Wasserrah-
menrichtlinie in den Alpen

Als ein erster Schritt in die richtige Rich-
tung könnte sich ein EU-Projekt – AWARE 
– zur Rettung der Wasserressourcen und 
Wasserkreisläufe der Alpen, initiiert im 
September 2005 und unterstützt von der 
EU-Kommission, erweisen. Das Projekt 
soll die Wasserressourcen und -kreisläufe 
von fünf Staaten genau erheben.

AWARE steht für „Available Water 
Ressources in Mountain Environments“ 
und wird von der EU-Kommission im Zuge 
des sechsten Rahmenwerkprogramms 
(FP6) finanziert. Mitwirkende sind For-
schungsinstitute, Universitäten und pri-
vate Unternehmen aus Italien, Österreich, 
Slowenien, die Schweiz und Spanien. Drei 
Jahre lang, von 2005 bis 2008, werden 
Daten gesammelt und ausgewertet. Das 
Ziel ist, die Grundlagen für die künftige 
Wasserversorgung der fünf Alpenstaaten 
darzustellen. 

Die Forderungen des BUND, wie des 
Bundes Naturschutz in Bayern e.V. 
sind klar:

Die WRRL muss im vorgegebenen Zeitrah-
men so umgesetzt werden, dass
n		möglichst viele Gewässer wieder den 
guten Zustand und nicht nur wenige das 
„gute Potenzial“ erreichen können und 
damit das Verbesserungsgebot der Richt-
linie für die Gewässer beachtet wird,
n		die aktuelle Bestandsaufnahme der 
Fließgewässer durch die zuständigen Be-
hörden fachlich überprüft und korrigiert 
wird, um gravierende Fehleinschätzungen 
bei der Umsetzung zu vermeiden,
n		die Einstufung „erheblich verändert“, 
wie von der EU vorgesehen, die Ausnah-
me von der Norm bleibt, 
n		hochrangig schützenswerte Flussbe-
reiche als eigene Abschnitte ausgewiesen 
werden,
n		die Einbindung in ein umfassendes 
Auen- und ökologisches Hochwasser-
schutzkonzept erfolgt

n		und ausreichende Finanzmittel für die 
Umsetzung zu Verfügung gestellt wer-
den.

Eine erfolgreiche Umsetzung der EU- 
Wasserrahmenrichtlinie kann und wird es 
nur geben, wenn die gestellten Aufgaben 
von der beauftragten Wasserwirtschaft 
gemeinsam mit den Fachleuten aus der 
Naturschutzverwaltung und in vertrau-
ensvoller Zusammenarbeit mit den Na-
turschutzverbänden als Vertreter der or-
ganisierten Öffentlichkeit angegangen 
werden.

Getrennte Aufgaben, gemeinsames Han-
deln!

Anschrift des Verfassers:

Sebastian Schönauer
Stellv. Landesvorsitzender
Bund Naturschutz in Bayern
Sprecher AK Wasser BUND
Setzbornstraße 38 
D - 63 860 Rothenbuch
Fon 06094 / 984 022
Fax 06094 / 984 023
E-Mail: sebastian.schoenauer@
bund-naturschutz.de
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NNA-Berichte 20/1, 2007

Die Wasserrahmenrichtlinie umzusetzen 
und mit Leben zu erfüllen – das ist die 
Aufgabe des NLWKN (Niedersächsischer 
Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, 
Küstenschutz und Naturschutz) und der 
Akteure vor Ort. Dabei setzt der Lan-
desbetrieb auf regionale Kompetenz: 30 
Gebietskooperationen sind 2005 gegrün-
det worden und packen die Aufgabe an. 
Fachlich eingebunden sind die Gebiets-
kooperationen zum einen über die Fluss-

Die Gebietskooperation – zentrale  
Plattform zur Umsetzung der WRRL

von Birgit Heddinga

gebietsmanager des NLWKN und damit 
an den Informationsfluss aus und zu den 
landesweit agierenden Fachgruppen. 
Zum anderen sind sie Teil des öffentlichen 
Beitrages zur Umsetzung der WRRL eben-
so wie der Beirat Niedersachsen/Bremen, 
der sich aus Vertretern von Spitzenorga-
nisationen der betroffenen Wassernutzer 
zusammensetzt. 

Mit Hilfe der Gebietskooperationen 
will der NLWKN die Menschen vor Ort 

mit ins Boot holen. Die Akteure vor Ort - 
das sind die Vertreter der Landkreise, der 
Gemeinden, der Unterhaltungsverbände, 
der Landwirtschafts- und Forstverwal-
tung, der Wasser- und Bodenverbände, 
der Wasserversorgungsunternehmen, des 
Landvolkes, der Industrie- und Handels-
kammern sowie der Naturschutz- und der 
Fischereiverbände, sowie bei Bedarf der 
Deichverbände, Wasserkraftbetreiber, 
der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung, 
dem Landesamt für Bergbau, Energie und 
Geologie, der Straßenbauverwaltung und 
anderen Sonderverwaltungen.

Die Ziele der Gebietskooperationen 
lassen sich wie folgt definieren: Betei-
ligung von Interessierten und Wasser-
nutzern, Aktive Mitarbeit und Informa-
tionsaustausch, Zielkonflikte frühzeitig 

Abb. 1: Organisationsstruktur zur Umsetzung der WRRL
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Abb.2: Zeitplan zur Umsetzung der WRRL unter Beteiligung der Gebietskooperationen

Abb. 3: Monitoring für Oberflächengewässer
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in der Region herausarbeiten und lösen 
sowie in den Interessenbereichen trans-
parent und nachvollziehbar weitervermit-
teln. Aus der gemeinsamen Bearbeitung 
resultierende Empfehlungen sollen von 
den verantwortlichen Behörden in Ent-
scheidungen einbezogen werden. Die ge-
meinsame Bearbeitung von Grund- und 
Oberflächengewässern soll in einem inte-
grativen Ansatz durchgeführt werden.

Der Zeitplan für die Arbeit in den 
Gebietskooperationen umfasst die fol-
genden Schritte. Die Ergänzung zum Mo-
nitoring bis Ende 2006, die Überprüfung 
der vorläufigen Ausweisung der HMWB 
und AWB bis Ende 2007, die Auswahl der 
Maßnahmen in der Gebietskooperati-
on bis Ende 2007 und Fertigstellung des 
Maßnahmenprogramms bis Mitte 2008.

Zum Monitoring, im Wesentlichen 
eine Aufgabe des Landes, ist festzuhal-
ten, dass zu jedem Bewirtschaftungsplan 
– also alle sechs Jahre – eine Überprüfung 
der Einstufung des Zustands der Wasser-
körper durchzuführen ist. Ergänzend ist 
dazu ein maßnahmenbezogenes Moni-
toring angesagt. In 2006 wurden auf der 
Grundlage des Gewässerüberwachungs-
system Niedersachsen (GÜN-Messstellen-
netz) die Überblicksmessstellen aktua-
lisiert und für das operative Monitoring 

ein Ausführungsplan erstellt. Vor allem 
letzteres ist für die Gebietskooperati-
onen von Interesse, um maßnahmenbe-
zogen Erkenntnisse zu sammeln und zu 
bewerten.

Die bislang vorläufige Ausweisung 
der „erheblich veränderten Gewässer“ 
(HMWB) und der „künstlich hergestellten 
Gewässer“ (AWB) in der Bestandsaufnah-
me 2004 zur EG-WRRL wird für alle 1564 
Wasserkörper in der Gebietskooperation 
überprüft, unter Einbeziehung der Vor-
Ort-Kenntnisse der Wassernutzer und 
Interessengruppen. Um eine landesweit 
einheitliche Vorgehensweise bei der Be-
wertung zu ermöglichen, wurden ein 
Papier mit entsprechenden Kriterien und 
eine Handlungsanleitung dazu entwi-
ckelt, die es gilt in 2007 umzusetzen.

Zur Auswahl von Maßnahmen sind 
erste wichtige Arbeitsschritte in den Ge-
bietskooperationen durchzuführen:
n		Wichtige Bewirtschaftungsfragen 
sind im Bearbeitungsgebiet festzulegen 
unter Berücksichtigung sowohl der re-
gionalen und lokalen Aspekte, als auch 
der überregionalen Fragestellungen wie 
Durchgängigkeit, Salz- und Nährstoff-
frachten und Belastungen aufgrund des 
Schiffsverkehrs.
n		Eine Definition von Belastungsschwer-

punkten im Gebiet am einzelnen Wasser-
körper bzw. in der Wasserkörpergruppe 
ist vorzunehmen.
n		Einen Überblick über vorhandene 
Planungen und Maßnahmen gewinnen, 
um als Basis für weitere Maßnahmenpla-
nungen zu dienen.
n		Die Ergebnisse aus Pilotprojekten sind 
zu übertragen und auf die jeweiligen ört-
lichen und regionalen Gegebenheiten an-
zupassen.

Alle diese Schritte können nur im Ein-
vernehmen möglichst aller Beteiligter er-
folgreich durchgeführt werden und zum 
Ziel der EG-WRRL führen – dem guten 
ökologischen Zustand der Wasserkörper.

Anschrift der Verfasserin:

Birgit Heddinga
Niedersächsischer Landesbetrieb für 
Wasserwirtschaft, Küsten- und Natur-
schutz, Betriebsstelle Hannover - 
Hildesheim
-AB 34 Flussgebietsmanagement Weser-
Göttinger Chaussee 76a
D-30453 Hannover
E-Mail: Birgit.Heddinga@nlwkn-
h.niedersachsen.de
www.nlwkn.de
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Gewässerschutz am Runden Tisch – am 
Beispiel der Gebietskooperationen in 
Niedersachsen

von Jens Newig

1  Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der  
Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik, in Kraft getreten am 22.12.2000.

2  Dies sind neben der WRRL die Richtlinie über die Strategische Umweltprüfung (Plan-UVP- bzw. SUP-Richtlinie 2001/42/EG), die neue Umweltinforma-
tionsrichtlinie (2003/4/EG) sowie die Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie (2003/35/EG).

1 Wasserrahmenrichtlinie und 
partizipativer Gewässerschutz

Die europäische Wasserrahmenrichtlinie 
(WRRL)1 setzt mit ihrem Ziel, bis 2015 
europaweit einen „guten“ Zustand der 
Grund- und Oberflächengewässer zu 
erreichen, neue Maßstäbe im Gewässer-
schutz. Zugleich ist dies die erste mate-
rielle Regelung auf EU-Ebene, die weit 
reichende Beteiligungsmöglichkeiten 
für die Öffentlichkeit rechtsverbindlich 
vorschreibt. Dies wird besonders von der 
Europäischen Kommission als essentiell 
bei der Umsetzung der WRRL erachtet 
(Kaika 2003). So verpflichtet Artikel 14 
WRRL die zuständigen staatlichen Stellen 
zur Einbeziehung der Öffentlichkeit in die 
Umsetzung der Richtlinie, wobei ein be-
sonderer Schwerpunkt auf die Ausarbei-
tung der Bewirtschaftungspläne gelegt 
wird. Dies bedeutet zunächst einmal eine 
umfassende Information der Öffentlich-
keit über alle wichtigen Fragen der Was-
serbewirtschaftung, was praktisch im 
wesentlichen über das Internet (www.
wasserblick.net) geschieht. Weiterhin 
wird der Öffentlichkeit – und das heißt 
im Prinzip jedermann – in einem drei-
stufigen Verfahren die Möglichkeit zur 
Stellungnahme gegeben bis hin zum Ent-
wurf der Bewirtschaftungspläne (Newig 
2005b; Jekel 2006). Dieses Verfahren hat 
zwar den Vorteil, einen sehr weiten Per-
sonenkreis – auch außerhalb der jeweils 
betroffenen Flussgebietseinheit – einzu-
beziehen, wird zugleich aber wegen der 
großen Bezugseinheiten der Flussgebiete 
eher unpersönlich ablaufen. Es ist sicher 
geeignet, um die Transparenz der Gewäs-
serschutzplanung zu erhöhen, ermöglicht 

aber noch keine wirkliche Kooperation 
zwischen den Beteiligten.

Daneben schreibt Artikel 14 WRRL 
aber auch die „aktive Beteiligung aller 
interessierter Stellen“ an der Umsetzung 
der Richtlinie vor. Dies lässt sich interpre-
tieren als „höhere Ebene der Beteiligung 
als die Anhörung. Aktive Beteiligung be-
deutet, dass Interessierte dazu aufgefor-
dert sind, durch die Erörterung von The-
men und durch Lösungsvorschläge aktiv 
zum Planungsprozess beizutragen“ (EU 
2002, S. 23). Die staatlichen Stellen sind 
also zu einer kooperativen Einbeziehung 
all derjenigen Akteure, die von der Richt-
linie betroffen sind oder sonst zur Lösung 
der anstehenden Gewässerschutzfragen 
beitragen können, aufgefordert. Das 
impliziert aber auch, dass nicht notwen-
dig jedermann an dieser intensiveren 
Form des Austausches partizipieren kann 
(Newig 2005b).

Mit ihrer Betonung von Information, 
Kommunikation und Beteiligung steht die 
WRRL übrigens in guter Tradition – inter-
national und regional.

Schon 1992 hat die „Rio-Erklärung“ 
zur nachhaltigen Entwicklung die Betei-
ligung aller betroffener Bürger an Um-
weltbelangen postuliert, bevor 1998 die 
40 Unterzeichnerstaaten des Århus-Über-
einkommens drei Säulen der Öffentlich-
keitsbeteiligung festlegten: das Recht auf 
Zugang zu Informationen über die Um-
welt, das Recht auf Öffentlichkeitsbetei-
ligung an Entscheidungsverfahren sowie 
das Recht auf Zugang zu Gerichten in Um-
weltangelegenheiten. Darauf aufbauend 
hat die EU vier neue Richtlinien erlassen, 
welche die Information und Öffentlich-
keitsbeteiligung an umweltrelevanten 

Vorhaben fördern, darunter die WRRL2.
Zugleich haben sich auf regionaler 

Ebene dort Beteiligungsmodelle etab-
liert, wo eine Kooperation zwischen 
den Beteiligten essentiell erschien, um 
die anstehenden Gewässerbewirtschaf-
tungsprobleme effektiv anzugehen. 
Beispielhaft ist das seit 1992 bestehende 
Kooperationsmodell zwischen Landwirt-
schaft, Wasserversorgern und Wasser-
wirtschaftsverwaltung in Niedersachsen 
(siehe MU Niedersachsen 2002). Auf einer 
Fläche von rund 300.000 ha wurden bis 
dato etwa 120 freiwillige Vereinbarungen 
zwischen Landwirten und Wasserversor-
gern geschlossen. Darin verpflichten sich 
die Landwirte zu einer besonders grund-
wasserschonenden Bewirtschaftung in 
den Trinkwassergewinnungsgebieten mit 
dem Ziel, die Belastung des Trinkwassers 
vor allem mit Nitrat aus Wirtschaftsdün-
ger im Gefolge intensiver Landwirtschaft 
zu minimieren. Dabei werden die Land-
wirte durch Zusatzberater der Land-
wirtschaftskammer fachlich unterstützt. 
Zusätzlich erhalten die Landwirte Aus-
gleichszahlungen für Ertragseinbußen. 
Finanziert werden sowohl Beratung als 
auch Ausgleichszahlungen – jeweils etwa 
10 Millionen B pro Jahr – aus der Was-
serentnahmegebühr (§ 47 h Niedersäch-
sisches Wassergesetz). Mit diesem Modell 
und den guten Erfahrungen in punkto 
Vertrauensaufbau und Effektivität der 
Nitratreduzierung ist Niedersachsen eu-
ropaweit führend im Bereich „Gewässer-
schutz am Runden Tisch“ (Oltmer 2002). 

Was also ist neu an den Vorgaben der 
WRRL in Bezug auf partizipativen Gewäs-
serschutz – zumindest für eine schon seit 
längerem beteiligungsstarke Region wie 
Niedersachsen?

Neu ist zum einen die Möglichkeit für 
die gesamte Öffentlichkeit, umfassend in-
formiert zu werden und durch schriftliche 
Eingaben im Rahmen der Anhörungsver-
fahren zur Bewirtschaftungsplanung zu 
partizipieren. Neu ist vor allem aber, dass 
Kooperation und Beteiligung mit Blick 
auf das Ziel des guten Gewässerzustands 
nunmehr flächendeckend erforderlich 
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3  Richtlinie 2006/118/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 zum Schutz des Grundwassers vor Verschmutzung 
und Verschlechterung, Abl. EG L 372, 27.12.2006, S. 19, in Kraft getreten am 16.01.2007.

4  Dieser Leitfaden wurde im Rahmen der Gemeinsamen Strategie zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie (Common Implementation Strategy 
– CIS), einer europaweit einmaligen Institution zur Förderung und Gewährleistung der kohärenten Umsetzung einer Richtlinie, erarbeitet (näher 
Newig 2005b). 

sind. Es gilt also, aus den positiven Erfah-
rungen in den Trinkwasserkooperationen 
(und weiteren Pilotprojekten) für einen 
Gewässerschutz in der Fläche zu lernen. 
Die Herausforderung besteht darin, den 
mit der Einführung der WRRL – sowie mit 
der jüngst verabschiedeten Grundwasser-
Tochterrichtlinie3 nach Artikel 17 WRRL 
– bislang in Trinkwasserschutzgebieten 
gültigen Grenzwert von 50 Milligramm 
Nitrat pro Liter nunmehr flächendeckend 
einzuhalten, wofür allerdings keine wei-
teren Finanzmittel aus der Wasserentnah-
megebühr zur Verfügung stehen.

Dieser Beitrag möchte im Folgenden 
anhand des Agrarlandes Niedersachsen 
zeigen, welche künftigen Möglichkeiten 
sich für den kooperativen Gewässerschutz 
eröffnen. Nach einer kurzen Reflexion 
über dessen Ziele und Zwecke sowie ei-
nige mögliche Nachteile und Hindernisse 
(2) wird zunächst über die Gebietsko- 
operationen als wichtigste Form „aktiver“ 
Beteiligung an der WRRL-Umsetzung in 
Niedersachsen berichtet. Welche Chancen 
und welche Herausforderungen ergeben 
sich daraus? Anschließend werden regio-
nale Erfahrungen (3) in der Kooperation 
zwischen Landwirtschaft und Wasser-
wirtschaft aus dem Forschungsprojekt 
„PartizipA“ an der Universität Osnabrück 
dargestellt und deren Nutzbarmachung 
für die Gebietskooperationen diskutiert 
(4). Der Beitrag schließt mit einem kri-
tischen Ausblick (5). 

2   Ziele von Partizipation und 
 Kooperation

Wenn es darum geht, den „Erfolg“ von 
Partizipation und Kooperation im Ge-
wässerschutz zu beurteilen, muss man 
sich die Ziele und Zwecke vor Augen füh-
ren, die damit verfolgt werden. Dies ist 
auch wichtig für die Ausgestaltung von 
Beteiligungsprozessen und die Auswahl 
der Teilnehmer.

Beteiligung hat – vor allem im Wasser-
recht – eine lange Tradition (Fisahn 2002). 
Dabei haben sich die Motivationen und 

Ziele im Laufe der Jahrzehnte gewan-
delt. Standen in den 1960-er und 1970-er 
Jahren noch emanzipatorische und legi-
timatorische Motive im Zusammenhang 
mit der Möglichkeit zur Mitbestimmung, 
der Öffnung von Entscheidungsprozes-
sen und der Demokratisierung der Ge-
sellschaft im Mittelpunkt (von Alemann 
1975), so waren es in Planungsverfahren 
der 1980-er und 1990-er Jahre eher prag-
matische Gründe. Vor allem mit der Funk-
tion des „vorgelagerten Rechtsschutzes“ 
sollte Partizipation dazu führen, dass 
die Anliegen der Betroffenen bereits im 
Planungsverfahren selbst berücksichtigt 
werden und es damit zu weniger Rechts-
streitigkeiten kommt, so dass Projekte zü-
giger abgeschlossen werden können.

Heute spielt vor allem eine Rolle, wie 
Partizipation eingesetzt werden kann, 
um politische Ziele effektiver umzusetzen 
(Heinelt 2002; Koontz & Thomas 2006). 
Angesichts zunehmend komplexer ge-
sellschaftlicher Strukturen werden par-
tizipative Entscheidungsmodi, die geeig-
net sind, soziale Lernprozesse zu fördern, 
geradezu als Voraussetzungen für die 
Erreichung umweltpolitischer Ziele an-
gesehen (Minsch et al. 1998). Indem vor 
allem auf die substanziellen Politikergeb-
nisse – Erreichung der Gewässerschutz-
ziele – und weniger auf Verfahrens- und 
Fairnessaspekte abgestellt wird, wird Par-
tizipation zum Instrument, um politische 
Ziele zielgenauer, zügiger und effektiver 
umzusetzen. Konkret wird erwartet, dass 
im Zuge der Einbeziehung des lokalen 
Wissens der Akteure die Informations-
basis von Entscheidungen und damit die 
Outputs verbessert werden. Weiterhin 
wird erwartet, dass die Einbeziehung 
nichtstaatlicher Akteure zu einer verbes-
serten Konfliktlösung und Akzeptanz der 
Entscheidung führt und damit deren Um-
setzung und Befolgung erleichtert. Beide 
Mechanismen, so lautet die Vermutung, 
führen letztlich zu verbesserten umwelt-
bezogenen Ergebnissen im Vergleich zu 
stärker hoheitlichen Entscheidungsmo-
di. Ganz in diesem Sinne urteilt der EU-

Leitfaden zur Öffentlichkeitsbeteiligung 
nach der WRRL4: „Die Beteiligung der Öf-
fentlichkeit ist kein Selbstzweck, sondern 
ein Instrument, um die Umweltziele der 
Wasserrahmenrichtlinie zu erreichen“ (EU 
2002: S. 7), und etwas weiter: „Zweck der 
Anforderungen des Artikels 14 im Hin-
blick auf die Beteiligung – einschließlich 
der aktiven Beteiligung – ist es, die wirk-
same Umsetzung der Richtlinie zu unter-
stützen“ (ebd., S. 26).

Nun gibt es auch Gegenstimmen, die 
eine Ausweitung partizipativer Entschei-
dungsstrukturen entweder für grundsätz-
lich bedenklich halten oder doch zumin-
dest auf mögliche Gefahren hinweisen 
(siehe dazu Cooke & Kothari 2001; Fisahn 
2002). So heißt es beispielsweise, Betei-
ligung sei aufwändig und kosteninten-
siv, tendiere zu einer Stärkung ohnehin 
mächtiger Partikularinteressen, ermög-
liche unerwünschte Gruppendynamiken 
und förderte tendenziell eher Extrempo-
sitionen zutage, nicht aber die Kenntnisse 
und Meinungen der betroffenen Bevöl-
kerung. Auch sei es grundsätzlich schwer, 
legitime Mitwirkung und illegitime Ein-
flussnahme auf die legitimen staatlichen 
Organe gegeneinander abzugrenzen. 
Und schließlich wird kritisiert, dass Par-
tizipation mitunter als Kompensation 
für mangelnde inhaltliche Politik, also 
zur Abschiebung von Verantwortlichkeit 
benutzt wird. Letztlich wird es entschei-
dend auf die Rahmenbedingungen, unter 
denen Beteiligung stattfindet, die Ziele, 
die damit verfolgt werden und auf eine 
umsichtige und situationsgerechte Aus-
gestaltung von Beteiligungsprozessen 
ankommen.

3   Fallbeispiel: Gebietskooperati-
onen in Niedersachsen

Seit einigen Jahren finden unterschied-
liche Aktivitäten zur Information, aber 
auch zur engeren Einbindung der Öffent-
lichkeit in die Umsetzung der WRRL statt. 
In Deutschland werden, der föderalen 
Struktur entsprechend, diese Aktivitäten 
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bislang praktisch ausschließlich von den 
Bundesländern initiiert und finden größ-
tenteils auch auf dieser administrativen 
Ebene, also gerade noch nicht grenz-
überschreitend-flussgebietsbezogen, 
statt. Abbildung 1 gibt einen Überblick 
über die wichtigsten Beteiligungsin-
strumente zur Umsetzung der WRRL in 
Deutschland, die über eine reine Informa-
tion der Öffentlichkeit hinausgehen, die 
also auch eine Rückmeldung seitens der 
Öffentlichkeit bzw. der eingebundenen 
Akteure ermöglichen.

Offenbar besteht ein gewisser Zusam-
menhang zwischen dem Grad der Einbin-
dung und der räumlichen Skala, auf der 
diese stattfindet: So sind diejenigen Betei-
ligungsformen, die hauptsächlich der In-
formation der Öffentlichkeit dienen und 
nur eine gewisse Rückfragemöglichkeit 
für die Beteiligten bieten (z.B. Gebiets-
foren, Regionalkonferenzen, Beiräte) auf 
Landesebene oder etwas darunter ange-
siedelt. Institutionen intensiven, wechsel-
seitigen Informationsaustauschs und der 
Kooperation (Gebietskooperationen, Ar-
beitskreise) finden dagegen tendenziell 
auf einer sehr lokalen Arbeitsebene statt 
(Ausnahme: die Steuerungsgruppe beim 
NRW-Umweltministerium).

Die Gebietskooperationen in Nie-

dersachsen (GK) stellen aus zwei Gründen 
ein besonders interessantes Fallbeispiel 
dar: erstens, weil in Niedersachsen, wie 
oben gesehen, schon bedeutende Erfah-
rungen im kooperativen Gewässerschutz 
gesammelt wurden, auf denen nun auf-
gesetzt werden kann, und zweitens, weil 
diese Form eine intensive, „aktive“ Be-
teiligung ganz im Sinne der WRRL – zu-
mindest von der Anlage her – ermöglicht. 
Pate für diese Beteiligungsform standen 
denn auch die positiven Erfahrungen in 
den Trinkwasserschutz-Kooperationen, 
aber auch die jüngsten Erfahrungen aus 
Schleswig-Holstein, wo schon zuvor re-
gionale und partizipative Strukturen zur 
Umsetzung der WRRL bestanden (Wach 
et al. 2005; Linders 2006).

Wie praktisch alle Aktivitäten zur Öf-
fentlichkeitsbeteiligung im Rahmen der 
Umsetzung der WRRL, so wurden auch 
die GK von staatlicher Seite initiiert, und 
zwar durch Erlass des niedersächsischen 
Umweltministeriums (MU) vom 15. März 
2005 (MU Niedersachsen 2005). Insgesamt 
28 dieser regelmäßig tagenden Gruppen 
wurden gegründet, die jeweils eine be-
stimmte räumliche, meist hydrologische 
Einheit (Bearbeitungsgebiete) abdecken. 
Ursprünglich vorgesehen war ein Kreis 
von maximal zehn ständigen Mitgliedern, 

in der Regel je ein Vertreter der Land-
kreise, Gemeinden, Unterhaltungsver-
bände, Wasserversorger, Industrie- und 
Umweltverbände sowie je zwei Vertre-
ter der Land- und/oder Forstwirtschaft 
und der niedersächsischen Fachbehörde  
NLWKN (Niedersächsischer Landesbetrieb 
für Wasserwirtschaft, Küsten- und Natur-
schutz). Dazu können je nach Bedarf Ver-
treter anderer Verbände und Behörden 
hinzugezogen werden. Ziel der GK ist es 
laut Erlass, die „erfolgreiche Umsetzung 
der WRRL-relevanten Regelungen in 
Niedersachsen auf eine möglichst brei-
te Grundlage zu stellen“. Die Regierung 
sieht darin eine „Chance, in Niedersach-
sen regionaltypisch innovative Vorschlä-
ge zu erarbeiten und ggf. neue Wege zu 
gehen“ (ebd.). Wichtigste Aufgabe ist die 
konkrete Mitwirkung an der Aufstellung 
der Maßnahmenprogramme, im Vorfeld 
aber auch die Benennung der jeweils re-
gionalen Bewirtschaftungsziele und die 
Erarbeitung von Monitoring-Konzepten. 
Dabei verpflichten sich die Mitglieder der 
GK zu einer aktiven Mitarbeit (ebd.).

Welche Chancen bieten nun die GK, 
zu einem kooperativen und effektiven 
Gewässerschutz im Sinne der WRRL beizu-
tragen? Dies wird im Folgenden anhand 
der vier Kriterien Mitbestimmungsmög-
lichkeiten, Repräsentation, Finanzierung 
sowie Prozessgestaltung näher unter-
sucht.

Mitbestimmungsmöglichkeiten
Nach den Zielen des Ministeriums wer-
den in den GK die wesentlichen Grund-
lagen für die Bewirtschaftungsplanung 
und für die zu erlassenden Maßnahmen 
nach WRRL erarbeit. Damit wird den 
Mitgliedern – also auch den nicht-staatli-
chen Vertretern – ein erhebliches Maß an 
Entscheidungsbefugnis übertragen. Die 
damit verbundene Eigenverantwortlich-
keit und Eigenbeteiligung der Akteure 
ist seitens des MU durchaus gewollt 
und wünschenswert (MU Niedersachsen 
2006). Dies bedeutet nichts weniger, als 
dass die Vor-Ort-Umsetzung der WRRL in 
ganz erheblichem Maße von den lokalen 
Akteursgruppen mitgestaltet werden 
kann. Sinnvollerweise verbleibt die letzte 
Entscheidungsbefugnis, vor allem im Kon-
fliktfall, bei den zuständigen staatlichen 
Stellen, also beim jeweiligen Vertreter des 

Abb. 1: Institutionalisierte Öffentlichkeitsbeteiligung zur Umsetzung der WRRL in einzelnen 
Bundesländern unter dem Blickwinkel des Beteiligungsgrades und der administrativen Ebene. 
Verändert nach Newig 2005a.
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NLWKN bzw. letztlich beim Ministerium 
(MU Niedersachsen 2006). Die Mitgestal-
tungsmöglichkeiten implizieren jedoch 
auch eine substanzielle Arbeitsbelastung 
der Akteure, zumal auch das „Abarbei-
ten von Arbeitsaufträgen, die durch MU 
über den NLWKN an die GK gegeben wer-
den“ (MU Niedersachsen 2005), zu deren 
Aufgaben gehört. Mitbestimmung und 
Verpflichtung zur Mitarbeit sind also eng 
miteinander verknüpft.

Repräsentation
Ein wichtiges Kriterium für die demo-
kratische Qualität von Beteiligungspro-
zessen ist die Frage, ob die Beteiligten 
alle legitimerweise tangierten Kreise 
repräsentieren (siehe etwa Schmitter 
2006). Soweit es um die betroffenen 
wirtschaftlichen Sektoren geht, sind mit 
der Land- und Forstwirtschaft sowie der 
Industrie sicherlich die wesentlichen re-
präsentiert. In Deutschlands „Agrarland 
Nr. 1“ (Spreen 2004) spielt vor allem die 
(intensive) Landwirtschaft angesichts 
hoher Nitratgehalte in Grund- und 
Oberflächengewässern durch Ausbrin-
gung von Wirtschaftsdünger eine zen-
trale Rolle (Nischwitz 1996). Die land-
wirtschaftlichen Verbände, vor allem 
das Landvolk Niedersachsen, sind regi-
onal gut organisiert. Etwas anders steht 
es mit den Natur- und Umweltschutzver-
bänden. Im Rahmen des „Wassernetzes 
Niedersachsen/Bremen“ haben die im 
Gewässerschutz aktiven Umweltverbän-
de für jedes WRRL-Bearbeitungsgebiet 
einen Repräsentanten („Leuchtturm“) 
als Ansprechpartner für die Behörden 
benannt. Diese „sollen die Umweltbe-
lange in den Gebietskooperationen 
wirkungsvoll vertreten“ (Linders 2006). 
Jedoch fehlt es den auf lokaler Ebene 
fast ausnahmslos ehrenamtlich tätigen 
Repräsentanten dazu häufig an den nö-
tigen Ressourcen – eine Beobachtung, 
die auch in Schleswig-Holstein gemacht 
wird5. Eine räumlich höherskalige Ebene 
der Beteiligung würde die vor allem in 
den Landesverbänden gebündelte Ex-

pertise der Umweltverbände vermutlich 
effektiver einfließen lassen.

Was die Gemeinden und Land- 
kreise betrifft, so stellt sich folgendes 
Problem. Gemäß den Grundsätzen 
der WRRL sind die GK räumlich nach 
hydrologischen Kriterien (Teileinzugs-
gebiete) abgegrenzt. Die Motivation 
hierfür liegt darin, dass etwaige Ober-
lieger-Unterlieger-Probleme internali-
siert werden (siehe hierzu etwa Moss 
2003), ein Aspekt, der bei dem nieder-
sächsischen Hauptproblem der Grund-
wasserbelastung durch Nitrat aber nur 
eine untergeordnete Rolle spielt. Nun 
überschneiden sich die Grenzen von 
GK und Landkreisen bzw. Gemeinden 
mit der Folge, dass sich jede GK auf die 
Gebiete mehrerer Landkreise verteilt 
und umgekehrt jeder Landkreis auf 
mehrere GK. Bei maximal zehn Teilneh-
mern – eine Größe, die gewählt wurde, 
um die Arbeitsfähigkeit der Koopera-
tionen zu sichern – „ist es notwendig, 
dass die genannten Gruppen zur Wahr-
nehmung ihrer Interessen autorisierte 
Vertreter aus ihrem Kreise benennen. 
Soweit möglich, sind die Teilnehmer 
im Vorfeld durch die jeweiligen Spit-
zenorganisationen festzulegen“ (MU 
Niedersachsen 2005). Im Falle der Hase 
(siehe Abbildung 2) muss aus den fünf 
Gebietskörperschaften auf Kreisebene 
ein Vertreter ausgewählt werden, dazu 
ein Vertreter einer Gemeinde. Dieses 
geplante Vorgehen wirft allerdings die 
Frage der Repräsentativität des jeweils 
ausgewählten Vertreters auf. So ist es 
vor allem bei divergierenden Interessen-
lagen für die unterschiedlichen Gebiets-
körperschaften nicht unproblematisch, 
sich auf einen „autorisierten“ Vertreter 
zu einigen (siehe NSGB 2005).

Finanzierung
Im Gegensatz zu den Kooperationen in 
Trinkwasserschutzgebieten steht den GK 
kein Beitrag aus der Wassernutzungsge-
bühr zu. Für Gewässerschutzmaßnahmen 
erhält jede GK pro Jahr lediglich 15.000 B6 

– das sind niedersachsenweit weniger als 
ein halbe Million B jährlich und damit nur 
ein Bruchteil dessen, was dem Gewässer-
schutz in den Trinkwassergewinnungsge-
bieten (siehe oben) zur Verfügung steht. 
Es ist allerdings beabsichtigt, Mittel aus 
der Abwasserabgabe auch zur Finanzie-
rung der Maßnahmenprogramme her-
anzuziehen und damit den GK für ent-
sprechende Maßnahmen zur Verfügung 
zu stellen (MU Niedersachsen 2006). Ob 
dies ausreicht, um Maßnahmen zur frist-
gerechten Erreichung der WRRL-Ziele zu 
finanzieren, muss zurzeit pessimistisch be-
urteilt werden, zumal ja die Betroffenen 
– in Niedersachsen vor allem die Land-
wirtschaft – mitentscheiden und die teils 
erheblichen Kosten für Ertragseinbußen 
nicht allein zu tragen bereit sind. Weiter-
hin ist zu bedenken, dass die den GK zur 
Verfügung gestellten Mittel nicht für die 
Teilnahme an den Sitzungen (Reise- und 
Verpflegungskosten) genutzt werden 
können, so dass diese von den Beteilig-
ten selbst getragen werden müssen; dies 
benachteiligt finanzschwache Akteure.

Prozessgestaltung
Die bisherigen Erfahrungen aus einigen 
GK legen nahe, dass sich die Institution 
noch in der Anfangsphase befindet. Un-
klarheiten um die Benennung von Reprä-
sentanten haben zu einer verzögerten 
Einrichtung der GK geführt. Nachdem 
im ersten Jahr des Bestehens seit Herbst 
2005 jeweils etwa zwei bis fünf Treffen 
stattgefunden haben, lassen sich zwei 
Eindrücke festhalten. Erstens sind die 
Gruppen nach wie vor zu groß. Um das 
oben geschilderte Problem der Reprä-
sentation zu umgehen, haben sich viele 
Akteursgruppen bislang nicht auf einen 
autorisierten Vertreter geeinigt (dies be-
trifft nicht die Umweltverbände, deren 
„Leuchttürme“ von Anfang an die je-
weiligen Bearbeitungsgebiete repräsen-
tierten)7. So waren bei GK-Sitzungen nicht 
selten mehr als 20 Akteure zugegen, was 
einer effektiven Arbeitsfähigkeit nicht zu-
gute kommt. Zweitens tragen die Treffen 

5  Carsten Pusch, NABU Schleswig-Holstein, pers. Mitt. am 13.10.2006.
6  Schreiben des niedersächsischen Umweltministers an die Gebietskooperationen vom 20. Dezember 2005.
7  Obwohl auch die Wasser- und Bodenverbände mit der Gründung von Dachverbänden nunmehr auf der Ebene der Bearbeitungsgebiete organi-

siert sind, haben sie einzelne Vertreter in die GK-Sitzungen entsandt.
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Abb. 2: Die Lage der Untersuchungsregion: Der Landkreis Osnabrück und das Einzugsgebiet 
der Hase in Niedersachsen. Quelle: Berkhoff et al. 2006.

in vielen GK bislang noch den Charakter 
von Informationsveranstaltungen, wobei 
ein wirklicher Austausch und die eigent-
liche Kooperation noch nicht begonnen 
haben. Dies mag sich aber nach einer An-
fangsphase, die auch in den Schleswig-
Holsteinischen Arbeitsgemeinschaften 
beobachtet wurde8, noch ändern.

4   Ein regionales Akteursforum: 
Das Forschungsprojekt  
„PartizipA“

Noch vor dem Beschluss der niedersäch-
sischen Landesregierung zur Einrichtung 
der Gebietskooperationen wurde an der 
Universität Osnabrück unter Beteiligung 
der Landwirtschaftskammer Niedersach-
sen ein Akteursforum zur Umsetzung der 
WRRL im Rahmen eines Forschungspro-
jektes9 initiiert. Unter der Motto „Was-
serrahmenrichtlinie und zukunftsfähige 
Landwirtschaft im Landkreis Osnabrück“ 
fanden von September 2004 bis März 2006 
insgesamt sieben dreistündige Forumssit-
zungen, moderiert von Mitgliedern des 
wissenschaftlichen Projektteams, jeweils 
werktags von 17 bis 20 Uhr statt. Es nah-
men jeweils etwa ein Dutzend Vertreter 
regionaler Akteure aus Land- und Was-
serwirtschaft, Naturschutz und Verwal-

tung teil (siehe Tabelle 1).
Ziel dieses modellhaften Runden Ti-

sches war es, gemeinsam mit den Akteuren 
vor Ort Perspektiven zur regionalen Um-
setzung der WRRL zu untersuchen. Sach-
lich standen angesichts der in der Region 
Osnabrück/Hase-Einzugsgebiet (Abbil-
dung 2) drängenden Nitratproblematik 
(Fuest 2000) die Diskussion und Bewer-
tung von Maßnahmen zum Grundwasser-
schutz im Vordergrund. Methodisch galt 
es, den Informationsfluss und -austausch 
und damit Lernprozesse zwischen allen 
Beteiligten zu fördern (Newig et al. 2006). 
Moderne, teils formalisierte, teils offene 
Kommunikationstechniken dienten auch 
als pilothafter Test für die offiziellen Be-
teiligungsverfahren, wie sie mit den GK 

Tab. 1: Mitglieder des PartizipA-Akteursforums 

Organisation / Sektor   Vertreter

Landkreis Osnabrück (Fachdienst Umwelt, Raumplanung)  3

Oberbürgermeister einer Kommune im Landkreis  1

Landwirtschaftsamt Osnabrück (regionale Vertretung der  
Landwirtschaftskammer)  1

Landvolk Osnabrück  1

Gartenbau  1

Maschinenring  1

Forstamt Osnabrück  1

Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, 
Küsten- und Naturschutz (NLWKN)  1

Wasserversorgungsunternehmen  2

Gewässerunterhaltungsverband (Dachverband Hase)  1

Naturschutzverband NABU  1

Mitglieder insgesamt  14 

8  Siehe NABU Schleswig-Holstein, http://schleswig-holstein.nabu.de/m05/m05_03/02907.html (29.01.2007).
9  Das Projekt „PartizipA – Partizipative Modellbildung, Akteurs- und Ökosystemanalyse in Agrarintensivregionen“ wurde vom Bundesministe-

rium für Bildung und Forschung vom 1.9.2003 bis 31.3.2007 unter dem Kennzeichen 07 VPS 10 gefördert. Nähere Informationen sind unter 
www.partizipa.net zu finden.
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institutionalisiert wurden. Dabei wurde 
von der Annahme ausgegangen, dass 
Beteiligungsverfahren davon profitieren, 
die Kenntnisse und das Wissen sowie die 
Meinungen und Interessen der einzelnen 
Teilnehmer bestmöglich für den gemein-
samen Prozess zu nutzen.

Zu Beginn des Forumsprozesses soll-
ten mögliche Ursachen für Konflikte so-
wie Lösungsmöglichkeiten ermittelt und 
kommuniziert werden. Dazu wurden die 
Vorstellungen und das spezielle Wissen 
jedes einzelnen Teilnehmers zu dem The-
menkomplex Gewässerschutz, intensive 
Landwirtschaft (Veredelungsregion) 
und Nitratbelastung („mentale Model-
le“) in Einzelinterviews erhoben und in 
Wirkungsdiagrammen – Cognitive Maps 
(Doyle & Ford 1998) – dargestellt (siehe 
Abbildung 3). Dabei zeigten sich teils 
erhebliche Wahrnehmungsunterschiede 
(Newig & Kaldrack 2007): Allgemein 
wurden die Unsicherheiten über zu leis-
tenden Anpassungen durch die Vorgaben 
der WRRL betont. Während aber die Ver-
treter der Landwirtschaft und des NLWKN 
eine hundertprozentige Umsetzung der 
WRRL für realitätsfern hielten, kritisierte 
der Naturschutz-Vertreter den geplanten 
Gebrauch von Ausnahmeregelungen. 
Grundsätzlich bestand Einigkeit über die 
Verursachung der Nitratbelastung durch 
die Landwirtschaft; zugleich lenkten viele 
Akteure den Blick auf die Verbraucher 
am anderen Ende der Stoffstromkette. 
Fast einhelliger Konsens bestand, dass 
der Landwirtschaft durch die WRRL kei-
ne wirtschaftlichen Nachteile entstehen 
sollen. Dagegen wurden die Potenziale 
neuer Technologien – wie etwa der Gül-
levergasung – und deren Anwendbarkeit 
äußerst kontrovers bewertet. Schließlich 
wurde auch festgestellt, dass weder die 
Umweltverbände noch andere zivilgesell-
schaftliche oder staatliche Akteure eine 
Lobby für den Grundwasserschutz bilden, 
denn die Arbeitsschwerpunkte der Na-
turschutzverbände liegen bei der Gewäs-
serstruktur, Gewässerrenaturierung und 
Biologie, weniger dagegen beim The-
ma Grundwasser und Reduzierung von 
Nährstoffüberschüssen, zumal die breite 
Öffentlichkeit von diesem Thema wenig 
Notiz nimmt (Kastens & Newig 2007).

   Nachdem auf diese Weise – und dar-
über hinaus auch in Form von Fachvorträ-

gen – zunächst Information in das Forum 
hineingetragen wurde, begann anschlie-
ßend, in einem mehrstufigen diskursiven 
Prozess, eine zunehmende Aggregation 
von Informationen bis hin zur gemein-
samen Bewertung einzelner Handlungs-
optionen.

Zunächst wurden die in den Ein-
zelinterviews erhobenen einzelnen Wir-
kungsdiagramme in Kleingruppen zu 
je drei oder vier Personen miteinander 
verglichen und anschließend zu gemein-
samen Wirkungsdiagrammen aggregiert. 

Dieser Prozess der gemeinsamen Modell-
bildung („Group Model Building“ nach 
Vennix 1996) ging mit einem intensiven 
Austausch in Kleingruppen einher (siehe 
Abbildung 4). Er zwang die Beteiligten zu 
einer besonderen Exaktheit und half, ein 
Verständnis für die Standpunkte anderer 
Teilnehmer aufzubauen. Zugleich konn-
ten implizite Annahmen der Beteiligten 
transparent gemacht und auf ihre Plau-
sibilität hin untersucht werden (Newig & 
Kaldrack 2007). 

Die weiteren Diskussionen im Ak-

Abb. 3: Ausschnitt eines „mentalen Modells“. Quelle: Newig & Kaldrack 2007.

Abb. 4: Modellsynthese in Kleingruppen. Quelle: Berkhoff et al. 2006.
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teursforum flossen in eine multikriterielle 
Bewertung (Rauschmayer 2000) ein. Die-
se Methode ermöglichte die transparente 
Bewertung von Maßnahmen hinsichtlich 
ihrer Auswirkungen und ihres Nutzens für 
die Region. Solche reichten von einer Er-
höhung des Waldanteils über Grünland-
bewirtschaftung, optimierte Düngever-
fahren, Biolandbau, Gewässerrandstrei-
fen und Zwischenfruchtanbau bis hin zu 
einer Stilllegung einzelner Flächen. Auf 
dieser Basis konnte die Diskussion über 
mehrere Sitzungen hinweg strukturiert 
und die Entwicklung geeigneter Hand-
lungsempfehlungen erleichtert werden 
(Newig & Kaldrack 2007). Schließlich wur-
den die Bewertungen unterschiedlicher 
Gewässerschutzmaßnahmen in einem ge-
meinsamen Schlussdokument (Berkhoff 
et al. 2006) festgehalten. Dies geschah im 
Zuge eines iterierten, stark strukturierten 
Vorgehens unter Rückgriff auf die Ergeb-
nisse der multikriteriellen Analyse. Dabei 
gelang es, bei fast allen Maßnahmenvor-
schlägen konsensuale Bewertungen zu 
erzielen.

5 Ausblick

Ziel dieses Beitrags war es, Perspektiven 
für den kooperativen Gewässerschutz 
am Beispiel des Agrarlandes Niedersach-
sen zu diskutieren. Es wurde gezeigt, dass 
die Beteiligungsformen zur Umsetzung 
der Wasserrahmenrichtlinie vor allem die 
effektive Erreichung des guten Gewässer-
zustands zum Ziel haben und sich daran 
auch messen lassen müssen. Die wich-
tigste Beteiligungsform bilden in Nie-
dersachen die 28 Gebietskooperationen 
mit ihren sehr weit reichenden Mög-
lichkeiten zur Mitgestaltung für nicht-
staatliche Akteure. Bislang ungelöst sind 
einige Probleme der Repräsentation von 
Akteursgruppen, die nicht nur die Ein-
richtung der GK verzögert, sondern auch 
die Zahl ihrer Mitglieder auf ein über das 
für eine Arbeitsfähigkeit sinnvolle Maß 
haben ansteigen lassen. Angesichts ihrer 
schwachen Finanzausstattung lassen sich 
die GK, kritisch gesehen, als in einer Dop-
pelrolle befindlich beschreiben: einerseits 
als Form der aktiven Öffentlichkeitsbe-
teiligung, andererseits als Instrument zur 
Abwälzung öffentlicher Aufgaben auf 
private Akteure und damit zur Entlastung 

öffentlicher Kassen.
Ausschlaggebend für den Erfolg sol-

cher Runden Tische dürfte neben den 
skizzierten Rahmenbedingungen auch 
die Ausgestaltung der Beteiligungsver-
fahren selbst sein. Dabei kommt der Fra-
ge, ob und wie Kommunikation und sozi-
ales Lernen erleichtert und Informationen 
strukturiert zusammengetragen und ag-
gregiert werden, eine zentrale Rolle zu. 
Das Akteursforum im Rahmen des Parti-
zipA-Projekts der Universität Osnabrück 
konnte hierzu einige Anregungen liefern, 
die sich in ähnlicher Form auf andere Be-
teiligungsverfahren übertragen lassen. 
Ausgehend von „mentalen Modellen“ 
zur Problemwahrnehmung, die von allen 
Beteiligten in Einzelinterviews erhoben 
wurden, konnte in einem Gruppenprozess 
eine sukzessive und strukturierte Aggre-
gation von Informationen anhand eines 
multikriteriellen Analyserasters erfolgen. 
So wurden unterschiedliche Maßnahmen 
zum Gewässerschutz kontrovers disku-
tiert, nach sozialen und ökologischen Ge-
sichtspunkten eingeschätzt und schließ-
lich nahezu konsensual in einem gemein-
samen Schlussdokument bewertet.

Mein Dank gilt Oliver Fritsch, Kai Kal-
drack und Britta Kastens für eine kritische 
Durchsicht des Manuskripts.
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1 Einleitung

Innerhalb der ersten neun Jahre seit In-
krafttreten der Wasserrahmenrichtlinie 
am 22.12.2000 bedürfen vier wesent-
liche Bereiche einer stufenweisen Reali-
sierung, nämlich die Bestandsaufnahme 
der Situation der Grund- und Oberflä-
chengewässer in wasserwirtschaftlicher, 
ökologischer und ökonomischer Hin-
sicht, die Überwachung des Zustandes 
der Gewässer, die Konkretisierung der 
zu erreichenden Ziele hinsichtlich des 
Zustandes der Gewässer und die Festle-
gung der zur Erreichung dieser Ziele not-
wendigen Maßnahmen beziehungswei-
se Maßnahmenprogramme (NLÖ 2004). 
Zwischenzeitlich liegen Berichte mit den 
Ergebnissen der Bestandsaufnahmen für 
Niedersachsen vor (zum Beispiel Bez.-
Reg. Lüneburg & NLWK 2004, NLfB & 
NLÖ 2004). Die Maßnahmenprogramme 
und Bewirtschaftungspläne nach Artikel 
11 und 13 der Wasserrahmenrichtlinie 
bedürfen noch der Erarbeitung. Die Was-
serwirtschaft verfügt derzeit über kein 
eigenes raumbezogenes Planungsinstru-
mentarium, mit dem sich das flächende-
ckende Management von Einzugsgebie-
ten räumlich hinreichend konkret sowie in 
Bezug zu den verschiedenen Adressaten 
von Maßnahmen bewerkstelligen ließe 
(Jessel 2002). Aufgrund umfangreicher 
Schnittstellen zwischen Wasserrahmen-
richtlinie und Naturschutz (Mader 2002, 
Köhler 2003, Haustein 2005, Korn et al. 
2005) stellt sich die Frage, ob zu diesem 
Zweck auf die bestehenden Instrumente 
der Landschaftsplanung zurückgegriffen 
werden kann.

Nutzbarkeit der klassischen Instrumente 
der Landschaftsplanung für die 
Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 
am Beispiel Niedersachsens

von Thomas Kaiser

2 Bedeutung von Landschaftsrah-
menplan und Landschaftsplan

Die gesetzliche Landschaftsplanung mit 
den Planungsebenen Landschaftspro-
gramm, Landschaftsrahmenplan und 
Landschaftsplan weist umfangreiche 
inhaltliche Überschneidungen mit den 
sich aus der Wasserrahmenrichtlinie er-
gebenden raumbezogenen Aufgaben 
der Wasserwirtschaft auf (Jessel 2002, 
Baumgarten 2005, Haustein 2005, Korn et 
al. 2005, Jessel & Hasch 2006). Die nieder-
sächsische Fachbehörde für Naturschutz 
hat 2001 neue Hinweise zur Aufstellung 
von Landschaftsrahmenplänen und Land-
schaftsplänen veröffentlicht (Paterak et 
al. 2001, Bierhals et al. 2001). Im Jahre 
2004 folgte eine „Arbeitshilfe Boden 
und Wasser im Landschaftsrahmenplan“ 
(Jungmann 2004). Danach sind Feuchtge-
biete im Rahmen des Schutzgutes „Was-
ser“ in Bezug auf ihre Funktion für die 
Wasser- und Stoffretention zu ermitteln 
und zu bewerten. Da dieses in der Regel 
auf der Basis relativ kleinmaßstäbiger Kar-
tengrundlagen erfolgt (Bodenkarten in 
den Maßstäben 1:25.000 oder 1:50.000), 
bietet es sich an, zur Identifikation auch 
kleinflächiger Feuchtgebiete zusätzlich 
die ebenfalls im Rahmen der Planaufstel-
lung zu berücksichtige Biotoptypenaus-
stattung heranzuziehen. In den Hinwei-
sen der Fachbehörde für Naturschutz 
zur Berücksichtigung von Naturschutz 
und Landschaftspflege bei Grundwas-
serentnahmen (Rasper et al. 2004) findet 
sich eine in diesem Zusammenhang sehr 
hilfreiche Liste der niedersächsischen 
Biotoptypen mit Angaben zum Grund-
wasserflurabstand, zur Empfindlichkeit 
gegenüber Wasserstandsabsenkungen 
und zur potenziellen Grundwasserabhän-
gigkeit. Die unter anderem als Grundlage 
für die Landschaftsplanung erarbeitete 

Zusammenstellung der „Schutz-, Pfle-
ge- und Entwicklungsmaßnahmen für 
Biotoptypen in Niedersachsen“ (Kaiser 
& Wohlgemuth 2002) enthält zahlreiche 
Hinweise, mit welchen Maßnahmen be-
deutsame Biotoptypen der Feuchtgebiete 
geschützt, erhalten und entwickelt wer-
den können. Viele dieser Maßnahmen-
hinweise tragen dazu bei, einen guten 
Zustand der Grund- und Oberflächen-
wasserkörper im Sinne der Wasserrah-
menrichtlinie zu erreichen. Somit bietet 
die Landschaftsplanung in Niedersach-
sen ein umfangreiches Instrumentarium 
zur Ermittlung von Feuchtgebieten mit 
Grundwassereinfluss, zur Bewertung der 
Funktionsfähigkeit der Landschaft für das 
Schutzgut „Wasser“ sowie zur Ableitung 
von Zielen und von Maßnahmen. Damit 
kann die Landschaftsplanung die aus 
der Wasserrahmenrichtlinie ableitbaren 
gewässer- und raumrelevanten Anfor-
derungen aufgreifen und in eine ge-
samträumliche Entwicklungskonzeption 
integrieren.

Zu beachten ist allerdings, dass die 
Landschaftsplanung teilweise abwei-
chende Ansätze und Begrifflichkeiten 
verwendet als es bei der Umsetzung der 
Wasserrahmenrichtlinie üblich ist (Korn 
et al. 2005, Jessel & Hasch 2006). Der 
„sehr gute ökologische Zustand“ gemäß 
Wasserrahmenrichtlinie stellt wie in der 
Wasserwirtschaft üblich (beispielsweise 
DVWK 1996, Friedrich & Hesse 1996) ei-
nen Referenz- oder Leitbildzustand dar, 
der sich ausschließlich an dem potenziell 
natürlichen Zustand orientiert. Dagegen 
stellt in der Landschaftsplanung der po-
tenziell natürliche Zustand nur eines un-
ter mehreren möglichen Leitbildern dar, 
da das Bundesnaturschutzgesetz neben 
dem Schutz unberührter Naturland-
schaften gleichrangig auch den Erhalt 
vom Menschen beeinflusster Kulturland-
schaften anstrebt. Beispielsweise gehört 
nach § 2 Nr. 14 des Bundesnaturschutzge-
setzes auch der Erhalt historischer Kultur-
landschaften zu den Grundsätzen des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege. 
In das Leitbild der Landschaftsplanung 
fließt abweichend von der Begrifflichkeit 
der Wasserwirtschaft eine innerfachliche 
Abwägung möglicher konkurrierender 
Naturschutzbelange ein (zum Beispiel 
Kaiser 1999, v. Haaren 1999, Müssner et 
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al. 2002). Nicht in jedem Fall ist der na-
türliche Zustand von Fließgewässern und 
grundwasserabhängigen Feuchtgebieten 
gleichzeitig der aus Naturschutzsicht an-
zustrebende (zum Beispiel Kaiser 1999, 
2005).

Die Umweltziele gemäß Artikel 4 der 
Wasserrahmenrichtlinie unterscheiden 
sich von dem vorgenannten Leitbild- oder 
Referenzustand, da sie nicht den sehr 
guten sondern nur den guten Zustand 
umfassen. Eine entsprechende Abschich-
tung ist auch in der Landschaftsplanung 
üblich. Nur in Bezug auf unterschiedliche 
Anforderungen des Naturschutzes abge-
wogene Zielformulierung für den Raum 
werden als „unabgestimmtes Leitbild“ 
(Scherfose et al. 1999, Müssner et al. 
2002) oder „naturschutzfachliches Ide-
al“ (Kaiser 2003) bezeichnet und einem 
„abgestimmten Leitbild“ (Müssner et al. 
2002) oder „umsetzbaren Leitbild“ (Kai-
ser 2003) gegenübergestellt, das auch mit 
sozio-ökonomischen Anforderungen (Ak-
zeptanz, finanzielle und personelle Mög-
lichkeiten des Projektes, Betroffenheiten) 
abgewogen ist.

Der „gute Zustand“ gemäß Artikel 4 
der Wasserrahmenrichtlinie bemisst sich 
an bestimmten biologischen Qualitäts-
komponenten sowie an der Einhaltung 
von Grenzwerten für die spezifischen 
Schadstoffe. Dagegen ist das Zielspekt-
rum der Landschaftsplanung breiter. Es 
umfasst das gesamte Lebensraumgefü-
ge eines Landschaftsraumes und dar-
über hinaus auch ästhetische Belange 
und solche der naturgebundenen Erho-
lung (Jessel & Hasch 2006). Die mit dem 
Grundwasser in Verbindung stehenden 
sowie von den aquatischen Landökosys-
temen direkt abhängigen Landökosyste-
me und Feuchtgebiete sind zwar von den 
Regelungen der Wasserrahmenrichtlinie 
einbezogen, doch setzt ihr Schutz jeweils 
ausschließlich am Standortfaktor Wasser 
an, während die Landschaftsplanung das 
gesamte wasserabhängige Ökosystem 
betrachtet (Jessel & Hasch 2006).

Die Landschaftsplanung bezieht sich 
jeweils auf administrative Einheiten, die 
Wasserrahmenrichtlinie auf Einzugsge-
biete auch über politische Grenzen hin-
weg (Jessel 2002). Allerdings kann und 
sollte dieser Nachteil der Landschafts-
planung durch ihre Mehrstufigkeit ab-

gemildert werden. Im Landschaftspro-
gramm können über die administrativen 
Einheiten hinweg Zielaussagen und Maß-
nahmenhinweise gegeben werden. Einen 
bundesweiten Bezug liefern die allerdings 
nicht gesetzlich verankerten „Natur-
schutzfachlichen Landschafts-Leitbilder“ 
des Bundesamt für Naturschutz (Finck et 
al. 1997, 2002).

Landschaftsrahmenpläne sind in Nie-
dersachsen inzwischen fast vollflächig 
verfügbar (Paterak et al. 2001). Allerdings 
ist gerade das Schutzgut „Wasser“ in vie-
len Plänen nur unzureichend bearbeitet, 
da die Planwerke noch aus der Zeit vor 
Veröffentlichung der Arbeitshilfen der 
Fachbehörde für Naturschutz stammen. Es 
besteht somit ein dringender Fortschrei-
bungsbedarf, sollen die Landschafts-
rahmenpläne tatsächlich als Handlungs-
anleitung zum Erreichen der durch die 
Wasserrahmenrichtlinie vorgegebenen 
Ziele dienen. Bei den Landschaftsplänen 
sieht die Situation noch ungünstiger aus, 
für zahlreiche Gemeinden gibt es bisher 
noch gar keine Pläne (siehe auch Haustein 
2005). Jessel & Hasch (2006, siehe auch 
Korn et al. 2005) zeigen das Zusammen-
wirken von Landschaftsplanung und Um-
setzung der Wasserrahmenrichtlinie im 
Sinne eines Gegenstromprinzipes auf und 
liefern damit eine Anleitung dafür, wie 
bei der Fortschreibung der Planwerke der 
Landschaftsplanung vorzugehen ist, um 
gemäß Wasserrahmenrichtlinie bereits 
erarbeitete Aussagen zu integrieren und 
Hinweise für das Maßnahmenprogramm 
zu liefern.

3 Gewässerentwicklungspläne, 
Pflege- und Entwicklungspläne 
sowie Managementpläne

Die Lücke fehlender oder in Bezug auf das 
Schutzgut „Wasser“ unzureichend detail-
liert erarbeiteter Landschaftsrahmenplä-
ne und Landschaftspläne kann teilweise 
der Gewässerentwicklungsplan schlie-
ßen. Dieses Planwerk hat zusätzlich den 
Vorteil, dass es auch über administrative 
Grenzen hinweg erarbeitet werden kann. 
In Niedersachsen wurden mittlerweile für 
zahlreiche Fließgewässer, insbesonde-
re für diejenigen des Niedersächsischen 
Fließgewässerschutzsystems (Rasper et 
al. 1991, Sellheim & Kairies 2002), Gewäs-

serentwicklungspläne erarbeitet. Diese 
Gewässerentwicklungspläne beschrän-
ken sich in der Bestandsaufnahme, Be-
wertung, Zielfindung und Ableitung von 
Maßnahmen in der Regel nicht auf das 
eigentliche Fließgewässer, sondern be-
rücksichtigen auch den dazu gehörigen 
Talraum mit seinen Feuchtgebieten (Sell-
heim 1996). Insofern können auf Basis der 
Gewässerentwicklungspläne zahlreiche 
Maßnahmen abgeleitet und umgesetzt 
werden, die sowohl der Qualität der Fließ-
gewässer und des Grundwassers dienlich 
sind als auch die Lebensgemeinschaften 
von Feuchtgebieten fördern.

Ähnlich gut geeignet für die Ab-
leitung der Maßnahmen im Sinne der 
Wasserrahmenrichtlinie sind Pflege- und 
Entwicklungspläne sowie Management-
pläne für Natura 2000-Gebiete. Im Rah-
men der Zielabwägung sind jeweils auch 
die Belange des Schutzgutes „Wasser“ zu 
beachten, so dass selbst bei relativ großen 
innerfachlichen Konflikten in der Regel 
sichergestellt werden kann, dass zumin-
dest ein guter Zustand im Sinne der Was-
serrahmenrichtlinie im Rahmen der Um-
setzung des Planes erreicht wird (Kaiser 
2005). Allerdings gibt es in Niedersachsen 
nur für wenige Gebiete Pflege- und Ent-
wicklungspläne, Managementpläne im 
Sinne der FFH-Richtlinie liegen noch gar 
nicht vor.

4 Umweltverträglichkeitsstudien, 
landschaftspflegerische Begleit-
pläne und FFH-Verträglichkeits-
untersuchungen

Auch die vorhabensbegleitenden Plan-
werke haben sich mit dem Schutzgut 
„Wasser“ auseinander zu setzen (verglei-
che Jessel 2002). Insofern fließen in die 
Variantenoptimierung im Rahmen einer 
Umweltverträglichkeitsstudie bezie-
hungsweise einer Unterlage zur strate-
gischen Umweltprüfung auch die Belange 
des Schutzgutes „Wasser“ ein. Die Bewer-
tung der Umweltauswirkungen des zu be-
trachtenden Vorhabens oder Planes (§ 12 
UVPG) hat auf Basis der einschlägigen um-
weltrelevanten Fachgesetze zu erfolgen, 
so dass hierbei die Anforderungen der 
Wasserrahmenrichtlinie entsprechende 
Berücksichtigung finden müssen.



102

Kaiser – Nutzbarkeit der klassischen Instrumente der Landschaftsplanung für die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie

Beeinträchtigungen des Schutzgutes 
„Wasser“ im Naturhaushalt erfüllen 
darüber hinaus vielfach den Eingriffs-
tatbestand der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung und erfordern demzu-
folge die Durchführung von wert- und 
funktionsbezogenen Kompensations-
maßnahmen. Dieses wird im Rahmen von 
landschaftspflegerischen Begleitplänen 
oder Grünordnungsplänen beziehungs-
weise Umweltberichten abgearbeitet.

Kurioserweise weisen das Instrument 
der FFH-Verträglichkeitsprüfung und da-
mit auch der dazugehörige planerische 
Fachbeitrag, die FFH-Verträglichkeits-
untersuchung, von den landschaftspla-
nerischen Instrumenten die geringste 
Kompatibilität zum Feuchtgebietsschutz 
im Rahmen der Umsetzung der Wasser-
rahmenrichtlinie auf. Zwar kann die Be-
einträchtigung bestimmter Lebensraum-
typen und Arten der Feuchtgebiete zur 
Unverträglichkeit und damit zur Unzuläs-
sigkeit eines Vorhaben führen, doch deckt 
die FFH-Richtlinie bei weitem nicht alle 
für den Naturschutz bedeutsamen und 
für das Erreichen eines guten Zustandes 
im Sinne der Wasserrahmenrichtlinie rele-
vanten Feuchtgebiete ab. Das liegt daran, 
dass unverständlicherweise im Anhang I 
der FFH-Richtlinie Lebensraumtypen nas-
ser nährstoffreicher Standorte (Bruch- 
und Sumpfwälder, Moor- und Sumpfge-
büsche, nährstoffreiche Röhrichte und 
Rieder, Staudenfluren ganzjährig nasser 
Standorte, Feucht- und Nassgrünland) 
gänzlich fehlen (vergleiche v. Drachen-
fels 2001).

5 Zusammenfassung

Die bestehenden Instrumente der Land-
schaftsplanung sind in der Lage, die sich 
aus der Wasserrahmenrichtlinie erge-
benen Anforderungen und Aufgaben 
zu bewältigen. Landschaftsrahmenplan, 
Landschaftsplan, Gewässerentwicklungs-
plan, Pflege- und Entwicklungsplan sowie 
Managementplan können die zum Errei-
chen eines guten Zustandes der Grund- 
und Oberflächenwasserkörper nötigen 
Maßnahmen räumlich konkret aufzeigen. 
Umweltverträglichkeitsstudien, Unter-
lagen zur strategischen Umweltprüfung 
(einschließlich Umweltbericht), land-
schaftspflegerische Begleitpläne, Grün-

ordnungspläne und mit Einschränkung 
auch FFH-Verträglichkeitsuntersuchungen 
können einer Verschlechterung der beste-
henden Situation entgegenwirken. Zu be-
achten sind unterschiedliche Begrifflich-
keiten in der Landschaftsplanung und der 
Wasserwirtschaft, weiterreichende Ziele 
der Landschaftsplanung und deren enger 
Bezug zu administrativen Einheiten. Der-
zeit besteht in Niedersachsen allerdings 
ein erhebliches Defizit bei der Aufstellung 
und Fortschreibung der Landschaftsrah-
menpläne und Landschaftspläne. Gewäs-
serentwicklungspläne sowie Pflege- und 
Entwicklungspläne gibt es nur für ausge-
wählte Gebiete, Managementpläne feh-
len noch ganz.
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Durch die Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) 
soll der gute ökologische Zustand aller 
Gewässer Europas hergestellt werden. 
Eine große behördliche Herausforde-
rung, die vieler Planungs- und Durchfüh-
rungsschritte bedarf. Dennoch oder ge-
rade deshalb sollen die Planungsschritte 
nicht im stillen Kämmerlein oder einer 
verschlossenen Amtsstube entschieden 
werden. Die Öffentlichkeit soll bei der 
Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 
aktiv beteiligt werden. 

1 Vorgaben für die Öffentlich-
keitsbeteiligung

Herzuleiten ist diese Beteiligungspflicht 
aus verschiedenen Quellen: 
1. Die Erwägungsgrundsätze 14 und 

46 der WRRL besagen, dass für den 
Erfolg der Richtlinie Information, 
Konsultation und Einbeziehung der 
Öffentlichkeit wichtig sind. Um eine 
Beteiligung der breiten Öffentlich-
keit sicherzustellen, ist über geplante 
Maßnahmen geeignet zu informie-
ren.

2. Artikel 14 WRRL schreibt die Förde-
rung der aktiven Beteiligung interes-
sierter Stellen, insbesondere bei Be-
wirtschaftungsplänen vor. Stellung-
nahmen zu den Bewirtschaftungsplä-
nen stellen hierbei den minimalsten 
Ansatz dar.

3. Der CIS (Common Implementation 
Strategy) – Leitfaden zur Öffentlich-
keitsbeteiligung (2002) fordert die 
Beteiligung der Öffentlichkeit so früh 
wie möglich. Anhörung stellt lediglich 
die niedrigste Ebene der Beteiligung 
dar. Die Bereitstellung von Informa-

Die Rolle der Umweltverbände im 
Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung 
bei der Umsetzung der WRRL – 
Stand und Perspektiven

von Doris Eberhardt

tionen ist zu gewährleisten, aktive 
Beteiligung ist auch lokal zu fördern. 
Interessierte Bürger oder kleine Ver-
bände sind davon nicht ausgeschlos-
sen. Allerdings hat der CIS-Leitfaden 
keine Verbindlichkeit, sondern bera-
tenden Charakter.

4. Die LAWA - Arbeitshilfe zur Umset-
zung der WRRL (2003) benennt die 
aktive Beteiligung interessierter Stel-
len von Anfang an, also nicht nur bei 
den Bewirtschaftungsplänen. Eine 
Beteiligung der Öffentlichkeit bei 
den Maßnahmenprogrammen ist 
ebenfalls gemäß der SUP-Richtlinie 
(Strategische Umweltprüfung) erfor-
derlich. Nicht konkret benannt wird 
dabei, wer beteiligt werden soll und 
auf welcher Ebene dies stattfinden 
soll.

Deutlich wird damit, dass es eine früh-
zeitige und aktive Beteiligung aller in-
teressierten Bürger geben muss. Aktiv 
heißt dabei, dass die Behörden zunächst 
geeignete Informationen zur Verfügung 
stellen und im Anschluss daran eine Mit-
sprachemöglichkeit für die Bürger ge-
währleisten müssen. 

2 Informationen

Damit sich die Öffentlichkeit bei einem 
so komplexen Regelwerk wie die WRRL 
beteiligen kann, sind gut aufbereitete In-
formationen von zentraler Bedeutung. In 
Deutschland sind dafür die Bundesländer 
und ihre Behörden zuständig. Eine Umfra-
ge unter den aktiven Gewässerschützern 
des BUND über die Informationen, die im 
Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung in 
den einzelnen Bundesländern herausge-
geben werden, hat ergeben, dass grund-
sätzlich alle Bundesländer zur Umsetzung 
der WRRL informieren, 75% der Länder 
jedoch nur auf Nachfrage. Zumeist wer-

den Internet und Informationsveranstal-
tungen zu diesem Zweck genutzt, weni-
ger Gespräche, E-Mails, Broschüren oder 
spezielle Newsletter. Generell wurde von 
den überwiegend ehrenamtlichen Ge-
wässerschützern des BUND der Wunsch 
nach mehr Aktualität und Verständlich-
keit der Informationen geäußert.

Darüber hinaus wurden Einzelaspekte 
wie folgt von den BUND-Gewässerschüt-
zern in den einzelnen Bundesländern be-
wertet:

2.1  Ansprechpartner in den Behörden

Eine gute Beteiligung der Öffentlichkeit 
erfordert auch, dass Ansprechpartner in 
den Behörden zu den einzelnen Teilthe-
men benannt werden und dies an diejeni-
gen, die sich beteiligen sollen, kommuni-
ziert wird. Dies ist in allen Bundesländern 
außer Mecklenburg-Vorpommern, Sach-
sen-Anhalt, Rheinland-Pfalz und Saarland 
der Fall.

Abb.1: Ansprechpartner in Behörden (gelb: 
werden benannt, rot: werden nicht benannt)

2.2 WRRL-Monitoring

Der Zustand der Gewässer muss regelmä-
ßig und nach bestimmten Kriterien über-
prüft werden, um feststellen zu können, 
ob ein Gewässer das Ziel der WRRL, also 
den guten ökologischen Zustand erreicht. 
Die Erstellung eines solchen Monitoring-
systems erfordert viel Expertise, die z. T. 
von den Naturschutzverbänden zu erhal-
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ten wäre. Dafür sollten diese jedoch über 
die Planungen der Verwaltung informiert 
werden. Laut der Umfrage des BUND fin-
det eine zufrieden stellende Information 
nur in Schleswig-Holstein, Niedersachsen, 
Bremen, Sachsen-Anhalt, Nordrhein-
Westfalen, Hessen, Baden-Württemberg 
und Thüringen  statt.

Abb. 2: WRRL-Monitoring (gelb: Infos 
zufrieden stellend, rot: Infos verbesserungs-
bedürftig)

2.3 Öffentlichkeitsbeteiligung

Wenn sich die Öffentlichkeit an etwas 
beteiligen soll, muss ihr dies mitgeteilt 
werden. Darüber hinaus bedarf es der 
Information, wie eine solche Beteiligung 
aussehen könnte. Als gut wurden diese 
Auskünfte in Schleswig-Holstein, Bran-
denburg, Sachsen-Anhalt, Thüringen, 
Hessen und Baden-Württemberg gewer-
tet (Abb. 3).

2.4 Bewirtschaftungspläne & Maßnah-
menprogramme

Diese Pläne und Programme sind das 
Herzstück des Umsetzungsprozesses der 
WRRL, denn hier wird festgelegt, was 
tatsächlich an den einzelnen Gewässern 
verändert werden soll. Die Ergebnisse der 
Maßnahmen werden für Bürger hautnah 
zu erleben sein. Umso wichtiger, dass sie 
eingebunden werden. Gut informiert füh-
len sich die Gewässerschützer des BUND 
in Bremen, Sachsen-Anhalt, Thüringen, 
Hessen und Bayern.

2.5 Interkalibrierung

Was bedeutet der gute ökologische Zu-
stand für die unterschiedlichen Gewässer 
europaweit? Bei diesem Abgleich der Re-
ferenzgewässer fühlten sich die Gewäs-
seraktiven in Schleswig-Holstein, Nie-
dersachsen, Bremen, Hessen und Baden-
Württemberg ausreichend informiert.

2.6 Ökonomische Analyse

Gewässer werden in vielfältiger Weise ge-
nutzt, doch damit entstehen auch Kosten, 
beispielsweise, wenn ein Gewässer für die 
Schifffahrt aufgestaut wird. Die WRRL 
gibt vor, dass diese Kosten berechnet und 
bei allen Gewässernutzungen mit einbe-
zogen werden. Als ausreichend wurden 
Angaben hierüber in Niedersachsen, Hes-
sen, Thüringen und Bayern bewertet. 

Abb.6: Ökonomische Analyse (gelb: Infos 
zufrieden stellend, rot: Infos verbesserungs-
bedürftig)

Abb. 3: Öffentlichkeitsbeteiligung (gelb: 
Infos zufrieden stellend, rot: Infos verbesse-
rungsbedürftig)

Abb. 5: Interkalibrierung (gelb: Infos zufrie-
den stellend, rot: Infos verbesserungsbe-
dürftig)

Abb. 4: Bewirtschaftungspläne & Maßnah-
menprogramme (gelb: Infos zufrieden stel-
lend, rot: Infos verbesserungsbedürftig)
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2.7  Verschlechterungsverbot

Neben der Aufgabe, alle Gewässer in ei-
nen guten Zustand zu versetzen, enthält 
die WRRL auch das Verbot, Gewässer zu 
verschlechtern. Dies gilt seit dem Inkraft-
treten der Richtlinie. Nur in Bayern fühl-
ten sich die Gewässerschützer des BUND 
von den Behörden zu diesem Thema in-
formiert. 

Abb. 7: Verschlechterungsverbot (gelb: Infos 
zufrieden stellend, rot: Infos verbesserungs-
bedürftig)

Deutlich wird bei dieser Umfrage vor 
allem eins: In allen Bundesländern wird 
zur WRRL informiert. Die Information 
umfasst aber nicht in jedem Bundes-
land alle Teilthemen der WRRL bzw. die 
Inhalte werden nicht so vermittelt, dass 
sie bei der Zielgruppe ankommen. Wün-
schenswert wäre daher eine engere Rück-
kopplung zwischen den Behörden und 
der Zielgruppe der Information, nämlich 
die interessierte Öffentlichkeit, um eine 
bessere Kommunikation und damit eine 
konstruktivere Umsetzung der WRRL zu 
ermöglichen.

3 Anhörung, Stellungnahmen und 
aktive Beteiligung

Zur aktiven Öffentlichkeitsbeteiligung 
gehören neben Information auch die Ge-
legenheit zu Anhörungen, Stellungnah-
men und das Angebot des Mitplanens. In 
mindestens 8 Bundesländern werden An-

hörungen und Stellungnahmen durchge-
führt. Zwar gibt es in mindestens 11 Flä-
chenländern Angebote der Beteiligung 
bzw. Information (Formen: AG, Foren, 
Beiräte, Gebietskooperationen) für die 
Öffentlichkeit. Diese werden jedoch re-
gional durchgeführt und können in der 
Graphik unten nicht zur landesweiten Be-
teiligung gezählt werden. Dort wo eine 
Beteiligung stattfindet, ist der Eindruck 
entstanden, dass Stellungnahmen nur in 
wenigen Fällen Berücksichtigung finden. 

Die Gewässeraktiven des BUND füh-
len sich in den Bundesländern Schles-
wig-Holstein, Niedersachsen, Bremen, 
Brandenburg, Thüringen, Hessen, Baden-
Württemberg und Bayern aktiv beteiligt. 
Als gut wird diese Beteiligung jedoch le-
diglich in Schleswig-Holstein, Hessen und 
Baden-Württemberg empfunden.

Abb. 8: Aktive Beteiligung (gelb: findet statt, 
rot: findet nicht statt)

Aber auch dort, wo Öffentlichkeit in Pla-
nungsprozesse aktiv eingebunden wird, 
kann nicht immer von einer Öffentlich-
keitsbeteiligung im positiven Sinne ge-
sprochen werden. Ein Beispiel hierfür ist 
das Pilotprojekt Leine/Westaue/Roden-
berger Aue. Pilotprojekte dienen in der 
Regel dazu, Machbarkeiten auszuloten 
und Vorbildcharakter zu entfalten. In den 
meisten Fällen gelingt dies gut, die ehren-
amtlichen Gewässerschützer fühlen sich 
eingebunden und ihre Beiträge werden 
ernsthaft aufgegriffen, wie z.B. in Schles-
wig-Holstein oder Baden-Württemberg. 

Die Motivation und damit die Qualität der 
Umsetzung der WRRL sinkt jedoch in dem 
Moment, wo Grundlagen und Ziel der 
Arbeit unbekannt bleiben, oder Vorga-
ben gemacht werden, die nichts mit der 
WRRL zu tun haben. Positiv ausgedrückt 
bedeutet dies, dass die folgenden Rück-
meldungen aus dem Pilotprojekt Leine/
Westaue/Rodenberger Aue ernst genom-
men und beachtet werden sollten.
n		Referenzgewässer müssen bekannt 
sein, damit das Ziel guter ökologischer 
Zustand und seine Ausgestaltung für das 
betreffende Gewässer klar ist. Fachinfor-
mationen sollten verständlich gemacht 
werden.
n		Die Schere im Kopf muss weg! Nicht 
nur „machbare“ und „finanzierbare“ Um-
setzungen, die möglicherweise noch aus 
Kompensationsgeldern bezahlt werden 
sollen, dürfen diskutiert werden, sondern 
alles, was fachlich geboten ist.
n		Es sollte Klarheit darüber bestehen, 
was mit den abgestimmten Ergebnissen 
in übergeordneten Arbeitsgruppen pas-
siert.
n		Das Verhältnis Naturschutz – Nutzer 
sollte ausgewogen sein.
n		Die Besetzung der entscheidungs-
treffenden Lenkungsgruppe sollte allen 
Beteiligten transparent sein.
n		Eine neutrale Moderation ist für der-
artige Dialogprozesse hilfreich.

Aus den Rückmeldungen der BUND-Ge-
wässerschützer in Deutschland ergeben 
sich folgende generelle Knackpunkte der 
aktiven Öffentlichkeitsbeteiligung:
n		Beteiligungsmöglichkeiten auf allen 
relevanten Entscheidungsebenen sollten 
geschaffen werden.
n		Einsparungsmaßnahmen dürfen nicht 
der Grund für weniger Personal in den 
Behörden und damit für eine schlechtere 
Öffentlichkeitsbeteiligung sein.
n		Die Ebene der Beteiligung ist nicht 
überall kleinräumig genug („Nord-Süd-
Gefälle“).
n		Ein Gleichgewicht zwischen den In-
teressengruppen (Schützer und Nutzer) 
muss hergestellt werden.
n		Informationen und Möglichkeit der 
Mitarbeit sollte auch ehrenamtlich Ak-
tiven eröffnet werden.
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4 Vorteile der Öffentlichkeitsbe-
teiligung

Die Herausforderungen einer guten  
Öffentlichkeitsbeteiligung sind groß. 
Mindestens genauso groß sind der damit 
verbundene zeitliche Aufwand und mög-
licherweise auch die Kosten. Dennoch, 
die positiven Aspekte überwiegen bei 
Weitem, denn insbesondere in den Um-
weltverbänden sind erhebliche Mengen 
an Expertise vorhanden, die die Umset-
zung der WRRL unterstützen und voran-
bringen können, wenn sie einbezogen 
werden. Die großen Verbände wie z.B. 
der BUND sind flächendeckend organi-
siert und genießen hohes Vertrauen in 
der Bevölkerung. Werden diese Akteure 
rechtzeitig und adäquat eingebunden, 
erhöhen sich nicht nur die Expertise, die 
Ideen und die Kreativität, sondern auch 
die Akzeptanz der Bevölkerung für die 
zu treffenden Maßnahmen. Der erhöhte 
Aufwand einer Beteiligung wird dadurch 
bei Weitem aufgewogen.

5 BUND-WRRL-Forum

Die Verwaltungen sollen die Öffent-
lichkeit aktiv beteiligen. Aber auch der 
BUND leistet einen entscheidenden Bei-
trag dazu mit dem BUND-WRRL-Forum. 
Seit 2004 wird das bundesweite Fachfo-
rum zur WRRL für alle Umweltverbände 
und Interessierte zweimal im Jahr ver-
anstaltet. Das Forum ist interdisziplinär 
besetzt und ermöglicht den Informati-
onsaustausch zwischen den Aktiven im 
Gewässerschutz auf allen Ebenen (lokal 
bis bundesweit). Neben der Vernetzung 
der Gewässerschützer ist das Ziel, Inhalte 
der WRRL zu vermitteln und Strategien zu 
ihrer Umsetzung zu entwickeln. Um der 
Komplexität der WRRL gerecht zu wer-

den, tagen verschiedene Arbeitsgruppen 
zu den Teilthemen, wie Öffentlichkeitsbe-
teiligung, Grundwasser & Landwirtschaft, 
Gewässerökologie & erheblich veränderte 
Gewässer, Bewirtschaftungspläne & Hoch-
wasserschutz und Ökonomie & Recht.

Der große Erfolg des WRRL-Forums 
besteht in der stetigen Zunahme der Teil-
nehmer, die sich für die Umsetzung der 
WRRL interessieren und ihr Wissen vor 
Ort einbringen wollen.

Nähere Informationen über die In-
halte des BUND-WRRL-Forums sind unter 
www.bund.net zu erhalten.

6 Fazit

Die Öffentlichkeitsbeteiligung ist ein 
wichtiger Bestandteil der WRRL. Eine 
ernsthafte und gut gemachte Öffentlich-
keitsbeteiligung trägt zu einer effizienten 
und besseren Umsetzung der Richtlinie 
mit weniger Widerständen in der Bevöl-
kerung bei. Dafür gilt jedoch, je eher und 
lokaler die aktive Beteiligung, desto vor-
teilhafter ist dies für alle. Durch die Be-
teiligung können Ressourcen erschlossen 
werden, die die Rahmenbedingungen 
verbessern. Und nicht zuletzt positive 
Beispiele und Ideen – auch die der brei-
ten Öffentlichkeit - warten auf Verbrei-
tung. Die Folgen davon sind eine bessere 
Umsetzung der WRRL und saubere und 
lebendige Gewässer für alle.

7 Zusammenfassung

Die aktive Beteiligung der interessierten 
Öffentlichkeit bei der Umsetzung der 
Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) stellt 
eine große Chance für die Umweltver-
bände dar. Aktiv Beteiligen heißt, dass die 
Öffentlichkeit durch die Behörden in die 
Lage versetzt werden soll, mitzureden. 

Um dies bei einem so facetten- und um-
fangreichen Regelwerk zu schaffen, muss 
Information in geeigneter und verständ-
licher Form herausgegeben werden. Die 
Öffentlichkeit ist so in den Prozess einzu-
beziehen, dass es ihr möglich ist, sich und 
ihre Ideen einzubringen. Zuständig dafür 
sind zunächst die Bundesländer. Die Öf-
fentlichkeitsbeteiligung erfolgt also auf 
16 verschiedene Arten. Durch eine Umfra-
ge unter den Aktiven des BUND wurde 
ermittelt, wie gut die einzelnen Länder 
diese Aufgabe wahrnehmen. 

Neben den Behörden haben sich aber 
auch die Umweltverbände zur Aufgabe 
gemacht, die Herausforderungen der 
WRRL interdisziplinär zu diskutieren und 
Lösungs- und Handlungsansätze zu ent-
wickeln. Der BUND veranstaltet zu diesem 
Zweck halbjährlich das BUND-WRRL-Fo-
rum, zu dem alle Umweltverbände und 
Interessierte eingeladen sind. Das Forum 
bietet Gelegenheit, sich zu informieren 
und Informationen aus den eigenen Be-
arbeitungsgebieten einzubringen. Der 
angeregte Erfahrungsaustausch, der auch 
im Rahmen von Arbeitsgruppen zu den 
aktuellen Teilthemen der WRRL stattfin-
det, dient dazu, Menschen für eine gute 
Umsetzung der WRRL zu begeistern und 
ihre aktive Beteiligung an der Umsetzung 
der WRRL zu unterstützen.
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Schlüsselwörter: Kiesbach, Tiefland, 
Stromstrich, Einengen, Durchgängigkeit, 
Bachpaten 
Keywords: gravel brook, lowland, current 
channel, narrowing, free passage, adopt-
a-brook groups

1 Einführung

Diese im Rahmen der NNA-Fachtagung 
„Wasserrahmenrichtlinie und Natur-
schutz“ im Oktober 2006 angebotene 
Exkursion bezieht sich schwerpunktmä-
ßig auf die Workshops 3 (Kommunikati-
on, Information und Beteiligung bei der 
Umsetzung der WRRL und FFH-Richtlinie, 
Moderation: Dr. J. Schreiner, NNA, Schne-
verdingen) und 7 (Gewässerentwicklung, 
Bewirtschaftung und Management, Mo-
deration: Dr. R. Köhler, LUA Brandenburg, 
Postdam).

Am Beispiel der Este sowie der Land-
schaft im Gebiet der Samtgemeinde 
Tostedt und der Samtgemeinde Hollen-
stedt werden die Aktivitäten lokal Enga-
gierter bzw. privater Stiftungen in der 
Landschaft veranschaulicht. Hier werden 
Praktiken vorgestellt, die Puzzlesteine aus 
dem Maßnahmenplan des Gewässerent-
wicklungsplanes Este (Planula 1998, Tent 
2000) sind und die andernorts jederzeit 
wiederholt werden können. Darüber hin-
aus ist an der Este eine Vielzahl weiterer 
Verbesserungen umgesetzt. Der Gewäs-
serentwicklungsplan wurde im Zuge der 
Umsetzung des Niedersächsischen Fließ-
gewässerschutzsystems aufgestellt und 
im Rahmen der Kooperation in der Me-
tropolregion Hamburg finanziert.

In der Öffentlichkeit transportiert 
wird das Thema Gewässerverbesserung 
im südlichen Hamburger Umland und 
insbesondere im Einzugsgebiet der Este 
seit langem über die Presse, über Schrif-
tenreihen z.B. örtlicher Heimat- und Na-
turschutzvereine, durch Vorträge und 
Ausstellungen (Samtgemeinde Tostedt 
1988, Edmund Siemers-Stiftung 1998, 

Este-Tostedt: Wer hat Interesse am Guten 
Zustand?

von Detlef Gumz und Ludwig Tent

Tent 2005 a). Das Internet bietet hervor-
ragende Möglichkeiten der Information 
und wird entsprechend vom Landkreis 
Harburg und der Edmund Siemers-Stif-
tung genutzt.

2 Das Norddeutsche Tiefland ist 
nicht (überall) flach

Auf dem Weg zum ersten Exkursionsort 
führt die Tour rund um den Kern von 
Groß-Todtshorn (Abb. 1). Hier ist noch ein-
drucksvoll zu sehen, wie früher Gehöfte 
mit Mauern aus zerbrochenen Findlingen 
umgeben wurden. Diese riesigen Steine 
sowie kleinere Materialien wie Gerölle 
und Kiese wurden in den verschiedenen 
Eiszeiten aus dem skandinavischen Raum 
unter anderem in das Norddeutsche Tief-
land transportiert (Exkursions-Anekdote 
von Dr. Johann Schreiner, NNA: „Einmal 
wurde gefragt, wo die Gletscher denn 
heutzutage seien. – Antwort: Die haben 
sich zurückgezogen und holen neue Stei-
ne.“).

Wer im Herbst diese Landschaft be-
reist, erkennt überall Steinhaufen auf 
dem Ackerland – bevor sie relativ schnell 
wieder abgeräumt sind –, so genannte 

Kartoffellesesteine (Abb. 2). Sie „wach-
sen aus dem Boden“ und sind Zeichen ei-
ner erheblichen Bodenerosion: Wie wohl 
überall bei z. Z. gegebenem EU-Subven-
tionsrahmen werden die im Esteoberlauf 
vorherrschenden leichten Böden nicht 
nachhaltig genutzt. Gestörter Wasser-
haushalt und übermäßiger Boden- und 
Stoffeintrag in die Gewässer sind die Fol-
ge, wie bereits aus Satellitenbildern ab-
zulesen ist (Janssen & Ripl 1998).

Westlich vom Todtshorner Berg (ca. 80 
m über NN) erstreckt sich ca. 40 m tiefer 
liegend die Wümme-Niederung. Nord-
westlich erhebt sich der ca. 100 m hohe 
Otterberg aus der Landschaft. Nach Süd-
osten kann bei guter Sicht am Horizont 
der Wilseder Berg (ca. 170 m) erkannt 
werden. In der Achse dieser drei Erhe-
bungen erstreckt sich südwestlich das 
Weser-Einzugsgebiet mit dem Wümme-
Flusssystem, nördlich das Elbe-Einzugs-
gebiet mit den Gewässersystemen von 
Seeve, Este und Oste.

3 Der für Organismen passierbare 
Sandfang

Überhöhte Erosion durch unangepasste 
Landnutzung und durch harte Gewässer-
unterhaltung gefährdet unterliegende 
Gewässerstrecken und verursacht erheb-
liche Kosten (Altmüller & Dettmer 1996). 
Ökologisch großer Schaden entsteht 
durch wandernde Sandmassen, die bei 
Hochwässern wie ein Sandstrahlgebläse 
wirken und bei zwischenzeitiger Ablage-

Abb. 1: Der Todtshorner Berg und Umgebung (TK 25, 2724 Tostedt )
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rung den Porenlückenraum der Geröll- 
und Kiesbänke verstopfen. Damit ist die 
Vermehrung standorttypischer Fischar-
ten einschließlich der Langdistanzwan-
derer wie Meerforelle und Lachs, Fluss- 
und Meerneunauge verhindert. Die frü-
her hier heimische Flussperlmuschel hat 
so keine Chance auf Wiederansiedlung 
(Wasserwirtschaftsamt Hof 2001, Altmül-
ler 2005).

Bis die Landnutzung und die Gewäs-
serunterhaltung flächendeckend in scho-

nendere Praktiken münden, sind Sand-
fänge ein notwendiges Hilfsmittel, um 
Schäden in abwärts liegenden Strecken zu 
verringern. Zu beachten ist dabei jedoch, 
dass sie bei unzureichender Gestaltung 
insbesondere für Wirbellose zur Falle 
werden: Abwärts driftende und gewäs-

seraufwärts wandernde Organismen kön-
nen wegen des Bruchs in Gewässertiefe, 
-breite und Sedimentdurchgängigkeit ihr 
Ziel nicht erreichen.

An der Fuhlau (Abb. 3) ist deshalb in 
Kooperation zwischen Landkreis Harburg, 
Unterhaltungsverband Este, Edmund Sie-
mers-Stiftung und Flächenbesitzer ein 
Pilotsandfang entstanden. Neben dem 
eigentlichen Sandfang, der nur bei Was-
serführungen durchflossen wird, die über 
dem Mittelwasserabfluss liegen, verläuft 
ein mit standorttypischer Kiessohle ver-
sehener, turbulenter Bachlauf – begleitet 
vom ebenfalls standorttypischen Erlen-
saum (Abb. 4).

4 Durchgängigkeit an Brücken 
– wichtig für Gewässerorganis-
men und Landwanderer

Viele Gewässerquerungen unter Brücken 
sind gekennzeichnet durch einen durch 
Erosion entstandenen Absturz unter-
halb der Brücke, glatten Beton an Stelle 
durchgängiger Gewässersohle sowie kei-
ne Möglichkeit für Landwanderer, wie 
z.B. Fischotter, dieses Bauwerk trockenen 
Fußes zu queren (Madsen & Tent 2000). 
In einem ersten Ansatz konnte an der  
B 3 in Welle der Absturz mit Geröll be-
seitigt werden. Bermen wurden beidsei-

Abb. 2: Steinhaufen auf Ackerland im Este-Einzugsgebiet

Abb. 3: Lage des Pilotsandfangs und der 
inzwischen durchwanderbaren Brücke 
(TK 25, 2724 Tostedt ) Abb. 4: Der für Organismen passierbare Sandfang
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tig für Landwanderer angelegt. Wegen 
fehlender Akzeptanz einer durchgän-
gigen Gewässersohle aus Kies und Geröll 
bei einem benachbarten Landwirt („Ihr 
überschwemmt meine Wiesen!“) wurden 
hilfsweise zunächst seitlich Wandermög-
lichkeiten aus Reisigbündeln für Wirbel-

lose angelegt (Tent 2005 a). Inzwischen 
konnte eine durchgängige Gewässersohle 
mit standorttypischem Kiesgrund bis ca. 
90 m oberhalb der Brücke realisiert wer-
den (Abb. 5).

5 Stabilität durch mehr Turbulenz 
– das Gewässer und der Grund-
besitzer freuen sich

Ein wesentliches Stichwort im Gewäs-
serentwicklungsplan Este heißt „Initiie-
ren der Eigendynamik“. Bei Erläuterung 
des Gewässerentwicklungsplans, z.B. vor 
Anglervereinen und Landwirten, kommt 
hierzu regelmäßig die Frage, was dieser 
Begriff denn bedeute. Schnell ist das Ver-
ständnis da, wenn auf die langjährigen 
Erfahrungen mit Seiteneinengungen und 
mit dem Anlegen von Laichbänken hin-
gewiesen wird (Tent 2002, Tent 2005a).  
Dies wird an der Este im Tostedter Ortsteil 
Neddernhof deutlich. Das so genannte 
in-stream-Restaurieren, z.B. durch wech-
selseitiges Einengen des überbreiten 
Gewässerbetts und durch Verbesserung 
der Strukturvielfalt mit Kies, Geröll und 
Totholz ist zunehmend bekannte und 
anerkannte Praxis im Este-Einzugsgebiet 
geworden. Insbesondere konnte mit den 
zum Teil seit Jahrzehnten bestehenden 
Beispielstrecken belegt werden, dass 
gerade das früher von Landwirten oft 
angewandte Längsschütten von Kartof-
fellesesteinen an baumlosen Ufern keinen 
Uferschutz bewirkt, sondern ober- und 
unterhalb erhebliche Erosion mit Gelän-
deverlust hervorruft. Dies entspricht was-
serrechtlich nicht genehmigungsfähigem 
Handeln, das zum einen sein Ziel nicht 
erreicht, zum anderen den Uferbereich 
in seiner potentiellen Lebensraument-
wicklung zerstört. Im Gegensatz dazu 
berücksichtigen keilförmige Seitenein-
engungen das natürliche Fließverhalten 
des Gewässers: der Stromstrich will sich 
sinusartig winden mit regelmäßiger Wie-
derkehr in einer Länge vom 10-15fachen 
der Breite. Da in jedem Sinus 2 Prall- und 
2 Gleithänge lägen, sind in dieser Strecke 
also jeweils 2 Seiteneinengungen anzule-
gen. Berücksichtigt werden muss dabei, 
dass nicht die heutige, überbreite Situa-
tion, sondern die standorttypisch eigent-
lich vorkommende „arbeitende Breite“ 
das Maß vorgibt. Hieran kann man sich 
spielerisch herantasten.

Diese inzwischen vielerorts durchge-
führten Maßnahmen entlasten die Ufer 
und lenken die Strömung in die Mitte des 
Gewässerbetts. Die dort erhöhte Turbu-
lenz strudelt feinkörniges Material weg 

Abb. 5: Die Durchwanderbarkeit der Este ist an der B 3-Brücke hergestellt.

Abb. 6: Seiteneinengung mit Steinen, Kolk-Rausche-Abfolge ist entstanden (hier: Todtglüsin-
ger Bach bei extremem Niedrigwasser)
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– eine tiefere, sich windende Fließrinne 
mit der typischen Kolk-Rausche-Abfol-
ge entsteht (Abb. 6). Quer- und auch 
Längsprofil sind anschließend sehr viel va-
riabler und bieten einer großen Vielzahl 
standorttypischer Arten Lebensraum. An 
geeigneten Stellen sind ergänzend über 
die gesamte Gewässerbreite Laichbetten 
aus Kies und Geröll angelegt. Es hat sich 
gezeigt, dass an diesen neu entstandenen 
Gewässersohlen standorttypische Pflan-
zen wie Wasserstern, Hahnenfuß und 
Tausendblatt günstige Möglichkeiten 
zum Wurzeln finden. Hier überstehen 
sie das „winterliche Sandstrahlgeblä-
se“ und bilden bereits im frühen Früh-
jahr ihre flutenden Polster wieder aus  
(Abb. 7). Entwickelt wurde diese Strecke in 
Kooperation des örtlichen Anglervereins 
mit dem Grundeigentümer, unterstützt 
von der Edmund Siemers-Stiftung und 
der Naturschutzstiftung des Landkreises 
Harburg. Da es sich um Maßnahmen des 
Gewässerentwicklungsplans handelt, er-
folgt eine schlanke Abstimmung mit dem 
Unterhaltungsverband und der Unteren 
Wasserbehörde. Mit geringem Einsatz 
ist eine große Lebensraumvielfalt ent-
standen, gleichzeitig hat der Grundei-
gentümer kostengünstig Uferschutz er-
halten. Beeindruckend insbesondere für 
Grundeigentümer und Unterhaltungs-
verbandsangehörige, aber auch für Na-
turschützer und Angler ist es, in diesen 
Strecken nun regelmäßig Bachneunaugen 
und Bachforellen sowie Äschen ablaichen 
zu sehen.

6 Bachpatenschaften – auch im 
ländlichen Raum ein viel ver-
sprechender Weg zur Gewässer-
verbesserung

Im Este-Einzugsgebiet engagieren sich 
am Perlbach1 und am Staersbach Jugend-
feuerwehren aus Hollenstedt und Mois-
burg als Bachpaten. Fachlich unterstützt 
werden sie von der Unteren Naturschutz-
behörde des Landkreises Harburg, dem 
Unterhaltungsverband und der Angler- 
und Naturschutzgemeinschaft Nordnie-
dersachsen. Beide Bäche gehören zu den 
für den Hauptfluss so wichtigen Laich- 

Abb. 7: Licht und Schatten auf mit standorttypischen Wasserpflanzen bewachsenem Laichbett

und Aufwuchsbächen der Kieslaicher. 
Der Exkursionsort liegt am Staersbach 
oberhalb Moisburg (Abb. 8). 

Intensive Beschäftigung mit dem 
Heimatgewässer bis hin zu konkreten 
Maßnahmen zur Restrukturierung von 

1 (Anm.: der Name bezieht sich auf das früher zahlreiche Vorkommen der Flussperlmuschel und ist eine Herausforderung für Verbesserungsmaß-
nahmen!, Fachinformation vgl. z.B. Altmüller 2005 und Wasserwirtschaftsamt Hof 2001)

Abb. 8: Die besichtigte, verbesserte Strecke des Staersbachs (TK 25, 2624 Hollenstedt)
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Abb. 9: Jugendfeuerwehrmitglieder berichten für einen Fernsehbeitrag

Abb. 10: Mit Steinen und Totholz eingeengte, nun sehr vielfältige Situation an einem Erlen 
bestandenen Abschnitt des Staersbachs

Fließgewässerabschnitten kennzeich-
nen die Arbeit von Bachpatenschaften. 
Große Erfolge lassen sich insbesondere 
im städtischen Raum erzielen, wenn sich 
die Gewässerparzelle in öffentlichem Be-
sitz befindet und somit ein Aktivitätsan-
gebot an interessierte Bürger großflächig 

möglich ist (Hammer & Tent 2005). Die Ju-
gendfeuerwehren Hollenstedt und Mois-
burg zeigen, dass solch positives Handeln 
auch im ländlichen Raum greift. Die Ab-
sprache von Maßnahmen mit den betrof-
fenen Flächenbesitzern; das Herstellen 
von Seiteneinengungen, die Anlage von 

Laichbetten in Form von Sohlgleiten bie-
ten für die Jugendlichen eine Fülle von 
Erfahrungen. Durch intensive Öffentlich-
keitsarbeit vor Ort entsteht eine andere 
Wahrnehmung der Fließgewässer. Posi-
tive Resonanz in Presse, Rundfunk und 
TV sowie die erfolgreiche Teilnahme 
an Wettbewerben sind ein Ansporn für 
die Aktiven, ihre Arbeiten fortzusetzen  
(Abb. 9).

7 Zusammenfassung

Seit über 2 Jahrzehnten engagieren sich 
Mitglieder von Angler-, Heimat- und 
Naturschutzvereinen bei der Verbesse-
rung von Gewässern im Este-Einzugs-
gebiet. Neben den Erwachsenen ist das 
Aktivieren des standorttypischen Ge-
wässerlebensraums gerade für Kinder 
und Jugendliche z.B. in Schulprojekten 
und Bachpatenschaften ein dankbares 
Betätigungsfeld. Mit geringem Einsatz 
sind schnell sichtbare Erfolge zu erzielen  
(Abb. 10). Dementsprechend sind Zei-
tungs-, Rundfunk- und Fernsehredak-
tionen ansprechbar für das Vermitteln 
dieser Aktivitäten. Weitere Bevölkerungs-
gruppen wurden bei der gemeinsamen 
Erarbeitung des Gewässerentwicklungs-
plans Este beteiligt, dessen Maßnahmen-
plan im Sinn der Wasserrahmenrichtlinie 
schrittweise umgesetzt wird. Unterstützt 
wird die Realisierung unter anderem 
durch Zuwendungen von Stiftungen und 
im Rahmen von Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen der Kommunen.

Summary

For more than two decades members of 
angling, local heritage and nature pro-
tection associations have been engaged 
in stream restoration within the Este wa-
tershed. Activating the lively habitats of 
watercourses aside of adults especially 
younger people find a rewarding field for 
activities in school projects and adopt-a-
brook groups. With a minimal input good 
results are to be seen at once. Thus jour-
nalists of newspapers, radio and tv-sta-
tions gladly take the chance of preparing 
reports. Further social groups have been 
included in the preparation of the Este 
watercourse-development-plan, its cata-
logue of measures is being transformed 
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into reality step by step. Sponsoring by 
foundations and funding by local villages 
and cities within their compensation pro-
jects is a great support.
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danken wir an dieser Stelle herzlich. Be-
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geführt haben, sowie den Unterstützern, 
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